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Zum Buch
Das Bild des Britischen Empire schwankt in der Geschichte: Je nachdem, welchen Kontinent und welche Epoche der Historiker in den Blick nimmt, wechselt das Bild und ändern sich die Maßstäbe für dessen Interpretationen. Zu unterschiedlich waren die Länder und Völker, über die die Briten auf unterschiedliche Weise herrschten. Sie eroberten und gestalteten ihr Empire als beutelüsterne Seeräuber und nüchterne Kaufleute, als wagemutige Seefahrer und Entdecker, aber auch als ausbeuterische Plantagenbesitzer und Sklavenhändler, als engstirnige Militärs und als idealistische Missionsschwestern, als deportierte Londoner Taschendiebe und als hart arbeitende Farmer, als politische Visionäre und als schlichte Distriktbeamte. Und sie taten dies in Auseinandersetzung und auch in Zusammenarbeit mit den jeweils Beherrschten, die auf ihre Art, durch ihren Widerstand und auch durch ihre Kooperation, ihren Beitrag zur Gestaltung des Empire leisteten. Wie stets und überall in der Geschichte stehen den Erfolgen der Sieger und den Gewinnen der Profiteure die Schicksale der zahllosen Opfer gegenüber, der Unterlegenen und Ausgebeuteten – der bis zur physischen Vernichtung verfolgten Ureinwohner wie der nordamerikanischen Indianer oder der Bewohner Tasmaniens, der Millionen von schwarzen Sklaven, aber auch der britischen Soldaten, die zwischen 1793 und 1798 in St. Domingo an Gelbfieber und anderen Tropenkrankheiten starben.
Peter Wende, international renommierter Kenner der englischen Geschichte, nimmt in dem vorliegenden Band all diese Aspekte in den Blick und erzählt in seiner großen Gesamtdarstellung die Geschichte des Britischen Empire von dessen Anfängen in der Frühen Neuzeit bis zu seiner Auflösung im 20. Jahrhundert und seiner Transformation zum Commonwealth.
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‹The conquest of the earth,
which mostly means the taking it away
from those who have a different complexion
or slightly flatter noses than ourselves,
is not a pretty thing when you look into it too much.
What redeems it is the idea only …›
(Joseph Conrad, Heart of Darkness)




PROLOG
«Die Geschichte eines Imperiums ist umso schwieriger zu schreiben, je länger es bestand, je weiter es sich geographisch ausdehnte, je dezentraler es organisiert war, je mehr es nicht nur formelle Kolonialherrschaft, sondern auch ‹informal empire› in unterschiedlichen Schattierungen umfaßte … Es ist deshalb kein Wunder, daß es … bis heute keine überzeugende Totalinterpretation des britischen Empire (gibt)» – schrieb zu Recht vor anderthalb Jahrzehnten Jürgen Osterhammel, einer der besten Kenner der außereuropäischen Geschichte.[1] Dieser Satz besitzt noch heute seine Gültigkeit und wird auch nach dem Erscheinen dieses Buches gelten, denn ich hatte zu keiner Zeit die Absicht, eine umfassende oder gar ‹abschließende› Geschichte des Britischen Empire vorzulegen. Vielmehr soll hiermit dem deutschen Leser eine einführende Orientierung an die Hand gegeben werden, zumal bis heute keine derartige Überblicksdarstellung in deutscher Sprache vorliegt, das Empire allenfalls als Teilaspekt der britischen Geschichte in Erscheinung getreten ist.[2] Dies kann keineswegs genügen angesichts des offenkundigen Ausmaßes und der Vielfalt, mit der das Britische Empire unsere gegenwärtige Welt geprägt, ja zum Teil in ihrer jetzigen Gestalt hervorgebracht hat. Wer in dieser Welt Orientierung sucht, ist auf die Geschichte ihrer Entstehung verwiesen, die nicht von der Geschichte des Britischen Empire getrennt werden kann.
Darüber hinaus hat mich ein ganz persönliches Motiv zu diesem Unternehmen veranlaßt. Seit meinem Studium, d.h. seit ca. fünfzig Jahren, habe ich mich immer wieder mit Themen und Problemen der englischen Geschichte beschäftigt, von Detailstudien mit Schwerpunkt auf dem 17. Jahrhundert als der Epoche der Revolutionen, bis hin zu Versuchen einer Gesamtdarstellung der britischen Geschichte. Dabei wurde mir immer deutlicher, welche Bedeutung in diesem Zusammenhang den verschiedenen Formen und Phasen der britischen Expansion nach Übersee zukommt. Und so soll mit diesem Buch bislang Versäumtes nachgetragen werden, ohne daß die Geschichte des Empire mein spezielles Forschungsgebiet geworden wäre. Allerdings habe ich im Laufe von mehr als zwanzig Jahren akademischer Lehre wiederholt Übungen und Seminare aus diesem Themenfeld angeboten wie auch einen entsprechenden Vorlesungszyklus, der durch zahlreiche Erweiterungen und Korrekturen ergänzt zum Ausgangspunkt für die vorliegende Darstellung geworden ist. Wenn ich mich dabei bemüht habe, vor allem neuere Forschungsergebnisse zu berücksichtigen, so soll hier weder der Anspruch auf Vollständigkeit noch auf jeweils angemessene Gewichtung erhoben werden – die unübersehbare Fülle neuerer Studien steht dem entgegen. Freilich bestand auch nicht die Absicht, eine komplette Bestandsaufnahme der Empire-Forschung vorzulegen – eine Aufgabe, die allenfalls von einem Expertenkollektiv, und dann auch nur für einen begrenzten Zeitraum, zu leisten wäre.
Was jedoch heißt ‹Empire›? Wie alle Begriffe der politischen Sprache, so hat auch der des ‹Empire› zu verschiedenen Zeiten Unterschiedliches bedeutet. Wenn z.B. ein vom englischen Parlament im Jahr 1533 verabschiedetes Gesetz feststellte: «… England is an empire …»,[3] und dies zu einer Zeit, als die englische Krone – abgesehen von der Hafenstadt Calais – über keinerlei Besitzungen außerhalb des Inselarchipels gebot, dann sind hier sämtliche Assoziationen mit dem künftigen überseeischen Reich fehl am Platz. Denn es handelte sich dabei um die umgangssprachliche Version des dem römischen öffentlichen Recht entstammenden Begriffs Imperium. Dieser bezeichnete ursprünglich die uneingeschränkte Autorität eines militärischen Befehlshabers und wurde dann als Synonym für Herrschaft sowie zur Bezeichnung des beherrschten Territoriums verwendet. Im Zeitalter der Renaissance diente der Begriff den englischen Rechtsgelehrten zur Charakterisierung einer souveränen staatlichen Gewalt, die, in Analogie zum Römischen Reich, keine Autorität über sich anerkennt. Und sie bedienten sich seiner, um, wie etwa in dem Gesetz von 1533, aus Anlaß der Reformation im Streit mit Rom dem päpstlichen Stuhl gegenüber die völlige Unabhängigkeit der englischen Krone auch in Glaubensdingen zu rechtfertigen.
Im 17. Jahrhundert wurde ‹Empire› dann gelegentlich zur Bezeichnung einer unter einem Herrscher vereinten Gemeinschaft von Ländern und Völkern verwendet, etwa wenn mit Blick auf die durch König Jakob I. von England vollzogene Personalunion mit Schottland von einem ‹Empire of Great Britain› die Rede war.[4] Doch selbst nach der 1707 in aller Form vollzogenen staatsrechtlichen Vereinigung setzte sich dieser Begriff nicht als Synonym für Great Britain bzw. nach 1801 für The United Kingdom of Great Britain and Ireland durch. Vielmehr wurde es üblich, nun in erster Linie die amerikanischen Kolonien als English oder British Empire in America zu bezeichnen, dann aber auch schon bald das gesamte Kolonialreich, das sich, wie Edmund Burke es beschreibt, «to the farthest limits of the east and of the west» erstreckt.[5] Im 19. Jahrhundert – seit dessen Mitte und vor allem in der Epoche des Imperialismus – meint British Empire schließlich die Totalität des weltweiten britischen Herrschaftssystems in all seinen verschiedenen Ausformungen und Abstufungen von Machtausübung und politischer und ökonomischer Einflußnahme.
In diesem Sinne dient der Begriff der vorliegenden Darstellung zur Bezeichnung ihres Gegenstandes, umschließt er die Summe von globalen Handelsbeziehungen, einem Netz von Flottenstützpunkten, Siedlungs- und Beherrschungskolonien, Protektoraten und schließlich dem Verbund von souveränen Staaten, wie sie zuletzt im Commonwealth zusammengeschlossen sind.
Dieses Empire war ein Imperium, d.h. ein Gebilde politischer Herrschaft, das zugleich mehr und weniger als ein Staat war. Es war mehr als ein bloßer Staat aufgrund seiner weltweiten Ausdehnung, die zugleich die Basis für eine Weltmachtstellung bildete, die zumindest zeitweilig Großbritannien die Position einer konkurrenzlosen Hegemonialmacht verschaffte. Es war weniger als ein Staat, da es weder über eindeutige Grenzen verfügte noch einen gleichmäßig und umfassend integrierten Gesamtkomplex bildete. Bis weit ins 20. Jahrhundert hinein galt, daß die Grenzen des Empire vielerorts fließend waren, denn «imperiale Grenzen trennen keine gleichberechtigten politischen Einheiten, sondern stellen eher Abstufungen von Macht und Einfluß dar»[6]. Und wie bei allen Imperien lassen sich im Empire ein Zentrum – der Nationalstaat Großbritannien als die eigentliche Machtzentrale – und die von ihm mit von Ort zu Ort und Zeit zu Zeit wechselnder Intensität beherrschte Peripherie unterscheiden. Dabei gilt besonders für das Britische Empire, daß die Beziehung zwischen Zentrum und Peripherie keineswegs als einseitiges Abhängigkeitsverhältnis erscheint, bei dem alle Dynamik ihren Ursprung in der Zentrale hat, sondern daß von Fall zu Fall auch Impulse von der Peripherie ausgingen.
Deswegen soll die Geschichte des Empire im Folgenden als die Geschichte eines ständigen Wechselverhältnisses dargestellt werden: als die Geschichte eines pulsierenden, von einer Vielzahl von Faktoren beeinflußten Beziehungsgeflechts und nicht etwa als die Summe der Geschichten Englands, Kanadas, Australiens, Indiens, Nigerias usw. Diese finden lediglich punktuell Berücksichtigung und zwar dann und dort, wo sie Schwer- oder Wendepunkte in der Geschichte des Gesamtreiches markieren. Wenn dabei Irland keine besondere Erwähnung erfährt, obwohl diesem Land öfters eine Pilotfunktion für das frühe Empire wie auch für dessen Auflösung zugemessen wird, so deswegen, weil die englische Irlandpolitik letztlich stets britische Politik war, die darauf abzielte, Irland nicht als Teil des Empire zu behandeln, sondern, wie zuvor Wales und Schottland, dem Vereinigten Königreich zu inkorporieren. Dies ist dann auch 1801 zumindest für die Dauer von 120 Jahren verwirklicht worden.
Nicht zuletzt geht es mir in dieser Überblicksdarstellung darum, durch die Akzente, die ich setze, Schneisen in einem Informationsdickicht zu schlagen für Wege, auf denen der Leser gegebenenfalls weitere Informationen erwerben kann. Diesem Ziel dient auch die kommentierte Auswahlbibliographie, die zugleich jene Publikationen nennt, auf die ich mich in vielfältiger Weise gestützt habe. Die Anmerkungen beschränken sich in erster Linie auf den Nachweis von wörtlichen Zitaten. Schließlich möchte ich an dieser Stelle all jenen meinen Dank sagen, von deren Arbeiten ich auf die eine oder andere Weise profitiert habe, sei es, daß ich die Ergebnisse ihrer Forschungen übernahm, sei es, daß mich ihre Urteile zu eigenen Einschätzungen angeregt haben.
	Frankfurt am Main, im November 2007
	Peter Wende






– I –
VORGESCHICHTE
Im August des Jahres 1415 eroberten portugiesische Truppen die afrikanische Hafenstadt Ceuta an der östlichen Einfahrt zur Straße von Gibraltar; und zwei Monate später, am 25. Oktober, errang das Heer des englischen Königs Heinrich V. bei Azincourt einen eindrucksvollen Sieg über die zahlenmäßig überlegene Streitmacht des französischen Herrschers Karl VI.: beides bedeutsame militärische Ereignisse – wenn auch mit höchst unterschiedlichen Folgen. Die Eroberung Ceutas steht durchaus noch in Zusammenhang mit der iberischen Reconquista – der Jahrhunderte währenden Kämpfe der christlichen Staaten auf der Pyrenäenhalbinsel gegen die moslemische Vorherrschaft –, doch da die Araber bereits vom portugiesischen Boden vertrieben waren, verfolgte man jetzt den traditionellen Gegner über die Meerenge hinaus bis nach Afrika und begnügte sich nicht damit, lediglich reiche Beute zu machen: Die eroberte Hafenstadt wurde vielmehr zum Marinestützpunkt ausgebaut – zum Schutz des eigenen Handels und als Basis für weitere Unternehmungen im marokkanischen Raum. Überdies konnte man nun Einfluß auf den Karawanenhandel durch die Sahara gewinnen, denn Ceuta war ein bedeutender Umschlagplatz für den Warenverkehr im Mittelmeerraum. Zudem war einer der Befehlshaber auf portugiesischer Seite Prinz Heinrich, dem man später den Beinamen ‹Der Seefahrer› zulegte, weil er im Laufe der folgenden Jahre die maritimen Aktivitäten Portugals nachhaltig initiierte und förderte, über die später der Seeweg nach Indien erschlossen und die portugiesische Kolonialmacht etabliert wurde. Mit der Einnahme Ceutas begann – historisch gesehen – die überseeische Expansion Europas und eine neue welthistorische Epoche, das Zeitalter der Entdeckungen, die meist schon bald in Eroberungen umschlugen.
Für die Zeitgenossen blieb Ceuta gleichwohl allenfalls ein Randereignis – im Gegensatz zur Schlacht von Azincourt und ihren unmittelbaren militärischen und politischen Auswirkungen. Denn der englische König Heinrich V. sah mit diesem spektakulären Sieg vor aller Welt seinen Anspruch auf den französischen Thron bestätigt. Damit war eine weitere Phase des hundertjährigen Krieges eingeleitet, der bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts die politischen und ökonomischen Energien Englands binden, ja über Gebühr strapazieren sollte. Und während im Mittelmeerraum italienische Handelsstädte sowie die beiden iberischen Monarchien im 15. Jahrhundert darangingen, die überseeische Expansion Europas einzuleiten, blieb England daher trotz seiner atlantischen Randlage auf den europäischen Kontinent fixiert.
Die Ursachen hierfür waren vielfältig. Krone und Adel, beide normannischen Ursprungs, waren, nicht zuletzt auf Grund bestehender Rechts- und Besitzverhältnisse, traditionsgemäß auf Frankreich hin orientiert. Von 1066 bis zum Ende des hundertjährigen Krieges hatte der englische König stets auch über – oft sogar ausgedehnte – Teile Frankreichs geherrscht. Das hoch- und spätmittelalterliche England war kein Inselstaat. Allerdings war das Interesse der Krone immer wieder darauf gerichtet, die politische Einheit der Insel herzustellen. So wurde Wales unterworfen, und englische Herrscher hatten mehrfach versucht, Schottland untertan zu machen. Später geriet dann auch Irland ins Visier englischer Expansionsbestrebungen, die damit freilich auf die unmittelbaren Grenzbereiche Nordwesteuropas beschränkt blieben.
Ähnliches gilt für ökonomische Strukturen und Interessen. Im Mittelalter war England noch keine Handelsmacht, und da jeder Handel mit der Insel von Natur aus maritim sein mußte, auch noch keine Seemacht. Trotz der häufigen militärischen Expeditionen nach Frankreich gab es keine königliche Flotte, statt dessen waren bei solchen Unternehmungen die fünf Hafenstädte Hastings, Dover, Sandwich, Romney und Hythe nach geltendem Lehnrecht verpflichtet, ihre Schiffe zur Verfügung zu stellen; als Gegenleistung hatten diese cinque ports dafür bestimmte Privilegien erhalten. Auch über eine nennenswerte Handelsflotte verfügte England damals noch nicht. Als Endpunkt großer europäischer Handelsrouten wurde die Insel vorwiegend von ausländischen Kauffahrtsschiffen angesteuert. Begehrte Importwaren lieferten die Hanse und aus dem Mittelmeerraum vorwiegend italienische Kaufleute. Dies war durchaus auch im Interesse der königlichen Finanzverwaltung, denn Ausländer waren leichter zu besteuern – vor allem dann, wenn sie, wie die Hanse, über ein Monopol verfügten. Und auch die englischen Exporte – zunächst vorwiegend Wolle, später auch zunehmend Tuche – wurden anfangs von Ausländern besorgt, bis sich nach und nach auch Einheimische als Händler betätigten. Von einem Fernhandel konnte allerdings auch dann nicht die Rede sein, denn diese Händler bedienten vor allem Antwerpen als den nächstgelegenen Stapelplatz.
Angesichts der engen Bindung seiner ökonomischen und politischen Interessen an den europäischen Kontinent blieb England im ersten Jahrhundert des Zeitalters der Entdeckungen Außenseiter bzw. Nachzügler. Die einzige Ausnahme waren die beiden Reisen, die John Cabot 1497 und 1498 im Auftrag der englischen Krone unternahm. Kurz zuvor noch hatte Bartolomé, der Bruder von Christoph Kolumbus, als er an den Höfen von Paris und London für das kühne Projekt seines Bruders warb, von Heinrich VII. einen ablehnenden Bescheid erhalten. Doch als der gebürtige Genuese und venezianische Staatsbürger Giovanni Cabotto, seit 1495 als Kaufmann unter dem Namen John Cabot in Bristol ansässig, sich erbot, einen kürzeren Weg nach Indien bzw. direkt zur Gewürzinsel ‹Cipango› zu finden, gewährte ihm der englische Monarch ein entsprechendes Entdeckerpatent. Heinrich sah England wohl angesichts des Erfolgs von Kolumbus ins Hintertreffen geraten und stattete daher Cabot und dessen Söhne mit dem Recht aus, «auf eigene Kosten … alle möglichen Länder, Gegenden und Gebiete der Heiden und Ungläubigen … aufzufinden, zu entdecken und zu untersuchen, soweit sie bisher den Christen unbekannt waren».[1]
Im Mai 1497 segelte Cabot schließlich mit einem kleinen Schiff und nur 18 Mann Besatzung nach Westen. Vom Verlauf der Reise ist kaum etwas überliefert. Als man jedoch am 6. August wieder in Bristol eintraf, lautete die Erfolgsmeldung, daß man eine bislang unbekannte ferne Küste jenseits des Meeres für England in Besitz genommen habe. Bis heute besteht keine letzte Klarheit darüber, wo genau die Expedition gelandet war; es gilt jedoch als wahrscheinlich, daß Cabot, der sich selbst in China wähnte, wohl Neufundland erreicht hatte. Obwohl er bei seiner Rückkehr keinerlei Schätze geladen hatte, motivierte der Erfolg hinreichend für die Ausrüstung einer zweiten Reise. Diesmal verließen fünf Schiffe im Mai 1498 den Hafen von Bristol. Eines kehrte, nachdem es in Seenot geraten war, schon bald zurück. Von den anderen samt ihrem Oberbefehlshaber Cabot fehlt bis heute jede Spur. Dennoch wurden von Bristol aus noch einige weitere Reisen nach Westen unternommen. Von der einen brachte man 1502 sogar drei Eskimos mit nach England. Und 1508 versuchte Cabots Sohn Sebastian vergeblich, eine Nordwest-Passage zum Orient zu erschließen, trat dann aber in spanische Dienste, denn in England war das Interesse an weiteren überseeischen Unternehmungen vorerst erlahmt. König Heinrich VIII. (1509–1547) war vielmehr wieder bestrebt, im Kampf gegen Frankreich Ruhm auf europäischen Schlachtfeldern zu erringen.
So fand die europäische Expansion zunächst auch weiterhin ohne englische Beteiligung statt. Erst zur Mitte des 16. Jahrhunderts wurden unter veränderten Bedingungen abermals Expeditionen organisiert und Aktivitäten entfaltet, mit denen eine Entwicklung eingeleitet wurde, die in der Errichtung eines weltumspannenden Handels- und Kolonialreichs gipfelte.
Am Anfang stand eine vorwiegend ökonomisch bedingte Krisensituation. Einerseits hatte England auf der Basis moderner Produktionsweisen der Landwirtschaft so etwas wie eine kleine industrielle Revolution› erlebt, nicht zuletzt durch eine rasch expandierende Textilproduktion. Andererseits begannen die Tuchexporte seit der Jahrhundertmitte zu sinken, was dramatische Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft und damit auf die allgemeinen Lebensverhältnisse zur Folge hatte. Ursache dieser ökonomischen Krise war nicht nur die angesichts zunehmender internationaler Konkurrenz sinkende Nachfrage für englische Produkte auf dem mitteleuropäischen Markt, sondern auch die Auswirkungen wachsender politischer Spannungen zwischen dem protestantischen England und Spanien als der Vormacht der Gegenreformation. Als Herrscher über die spanischen Niederlande ließ Philipp II. wiederholt den wichtigen Stapelplatz Antwerpen für englische Kaufleute sperren, bis dieser Hafen schließlich mit dem Aufstand der Niederländer gegen die spanische Herrschaft seine bisherige Bedeutung für den internationalen Warenaustausch einbüßte.
Die Krise des wichtigsten exportabhängigen englischen Wirtschaftszweiges erzwang einerseits die Suche nach neuen Märkten und Absatzwegen für den Tuchhandel und andererseits die Erschließung neuer Investitionsmöglichkeiten für das bislang im Textilgewerbe gebundene Kapital. Hinzu kamen neue Vermögen, die im Zusammenhang umfangreicher Transaktionen – nach der Säkularisation kirchlichen Landbesitzes – erworben worden waren und nun gewinnbringende Anlagemöglichkeiten erforderten.
Große Gewinnspannen versprachen in erster Linie entweder Unternehmungen, die, orientiert an der Beute der Spanier in Mexiko und Peru, zu Gold- und Silberschätzen in Übersee führten oder zur unmittelbaren Teilhabe am lukrativen Fernhandel mit den begehrten Erzeugnissen des fernen Orient, vor allem dem Gewürzhandel. Für dergleichen Projekte ließ sich nun in London Kapital aufbringen, und dementsprechend war es der private Sektor, von dem die entscheidenden Impulse für die großen Entdeckungsexpeditionen und Handelsfahrten in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts ausgingen.
Mit diesen neuen, auf Übersee ausgerichteten merkantilen Interessen befand sich England durchaus im Einklang mit den kontinentaleuropäischen Tendenzen. Überall nahm die Nachfrage nach Luxusgütern, nach wertvollen Textilien wie Samt und Seide und bald auch Baumwolle, nach Zucker und Gewürzen, nach Gold- und Silberwaren, d.h. vor allem nach Gütern überseeischer Provenienz auf nachgerade spektakuläre Weise zu. Wenn davon entscheidende Impulse für einen weltweiten Fernhandel ausgingen, in dem z.B. in Südamerika erbeutetes Silber letztendlich nach Asien transferiert wurde, um so den Bedarf europäischer Konsumenten an Gewürzen zu decken, dann stand damit nicht das Interesse Europas an neuen Absatzmärkten, sondern an exotischen Importen am Anfang des Ausbaus eines globalen merkantilen Systems, an dem nun auch die englischen Kaufleute teilhaben wollten.
Dem standen jedoch zunächst bedeutsame Hindernisse entgegen, denn England konnte hier nur noch als Nachzügler agieren. Allzu spät hatte man realisiert, daß die Insel nach der Entdeckung Amerikas aus ihrer europäischen Randlage ins Zentrum eines neuen atlantischen Beziehungsgeflechts gerückt war. Denn die Welt, so schien es, war bereits aufgeteilt. Nachdem Spanien und Portugal 1479 im Frieden von Alcacovas ihre Einflußsphären an der afrikanischen Westküste gegeneinander abgegrenzt hatten, teilten sie nach der ersten Reise von Kolumbus 1494 im Vertrag von Tordesillas die Welt entlang des 46. Längengrades untereinander auf: Alles, was westlich dieser Demarkationslinie «gefunden und entdeckt worden ist … und … gefunden und entdeckt werden wird», sollte dem König von Spanien gehören. Für den östlichen Bereich galt das gleiche für Portugal, dem somit der Seeweg nach Asien und Brasilien vorbehalten war, während Spanien den übrigen amerikanischen Kontinent für sich in Anspruch nehmen konnte. Tatsächlich wurden diese Ansprüche weitgehend eingelöst. Im Osten stießen die Portugiesen bis nach China und Japan vor und nahmen vor allem entscheidenden Einfluß auf den lukrativen Gewürzhandel, dessen Zentren Goa und die Molukken waren. Im Westen, in Mittel- und Südamerika, errichteten hingegen die Spanier ihr Imperium und beuteten systematisch dessen reiche Edelmetallvorkommen aus. Dies hieß zugleich, daß, wer immer sich noch an der Aufteilung der überseeischen Welt beteiligen wollte, entweder Konflikte mit den seit 1580 unter einer Krone vereinten Spanien und Portugal riskierte oder versuchen mußte, auf Gebiete auszuweichen, die noch nicht von den iberischen Mächten kontrolliert wurden. Die Engländer taten sowohl das eine als auch das andere.
So verließen England im Jahr 1553 drei Segler unter dem Kommando Sir Hugh Willoughbys mit Kurs nach Norden und mit dem Ziel, eine neue Route nach Asien zu erschließen, nahezu gleichzeitig brachen drei mit Kanonen bestückte Handelsschiffe mit Kurs nach Süden auf, um an der westafrikanischen Küste – also im portugiesischen Einflußbereich – Gold, Elfenbein und Pfeffer zu laden. Beide Unternehmungen waren privat, sie wurden von eigens zu diesem Zweck gegründeten Aktiengesellschaften finanziert. Und sie blieben diesmal nicht Episode, sondern fanden Nachahmung und Fortsetzung. Mit Fug und Recht läßt sich daher der Auftakt zur Ouvertüre der Geschichte des englischen Empire auf das Jahr 1553 datieren.
In der Jahrhundertmitte, vor allem seit Sebastian Cabot, der Sohn des Entdeckers John Cabot, 1547 nach England zurückgekehrt war, flammte die Diskussion um eine nördliche Route nach Asien erneut auf, und so war es das Ziel der von Sir Hugh Willoughby und seinem Lotsen Richard Chancellor geleiteten Expedition, eine Nord/Ost-Passage zu erschließen. Nachdem sie erfolgreich das Nordkap umrundet hatten, wurde die kleine Flotte zersprengt. Von Willoughby verlor sich jede Spur im arktischen Winter. Chancellor hingegen entdeckte statt eines neuen Seeweges nach Indien die unermeßliche Weite des russischen Reiches. Er erreichte das heutige Archangelsk, nahm von dort Verbindung mit Zar Iwan IV. auf und kehrte mit vielversprechenden Konzessionen für einen künftigen Handel mit Moskau zurück, so daß bereits 1555 eine entsprechende Handelsgesellschaft in London gegründet wurde (Muscovy Company). Daneben unternahmen einzelne Schiffe nach 1556 noch hie und da den Versuch, weiter im Nordosten vorzustoßen, doch ohne jeden Erfolg.
Hartnäckiger war man hingegen bei der Suche nach einer Nord/West-Passage, denn es herrschte allgemein die Ansicht, der amerikanische Kontinent bilde lediglich eine schmale Landbarriere auf dem Weg nach China. Unter dieser Voraussetzung hatte 1576 Sir Humphrey Gilbert – der später versuchen sollte, die erste englische Kolonie auf amerikanischem Boden zu gründen – einen Traktat mit dem Titel A Discourse of a Discovery for a New Passage to Cataia veröffentlicht, und im selben Jahr brach Martin Frobisher auf, diesen Weg zu finden. Er erreichte statt dessen zunächst die Küste Grönlands und wandte sich von dort nach Westen, um die nächste größere Bucht, in die er einlief, ‹Frobisher Straße› zu nennen, da er sie für das Eingangstor der ersehnten Wasserstraße hielt. Bestärkt in diesem Glauben wurde er durch den Anblick der Eskimos, die seiner Meinung nach ‹wie Tartaren› aussahen. Einen von ihnen nahm Frobisher mit zurück nach Bristol; zudem hatte er auch Gesteinsbrocken mitgebracht, die nach Meinung der Experten goldhaltig waren. Von diesem Moment an trat das wissenschaftliche Ziel der Erkundung einer Nord/West-Passage vollständig in den Hintergrund. Statt dessen wurde eine mit königlichem Freibrief ausgestattete Handelsgesellschaft gegründet, die zwei weitere Reisen Frobishers finanzierte. Von der letzten, zu der er mit einer Flotte von fünfzehn Schiffen aufgebrochen war, brachte er 1350 Tonnen mühsam abgebautes Gestein mit, in dem Glauben, es sei goldhaltig. Tatsächlich jedoch war es Pyrit, d.h. Schwefelkies, und als man die Hoffnung auf Gold schließlich begraben mußte, machte die Gesellschaft bankrott, und Frobisher ging später gemeinsam mit Drake auf Piratenfahrten in die Karibik.
Auf Frobisher folgte der wohl bedeutendste Navigator des elisabethanischen Zeitalters, John Davis, der sich wiederum ganz auf die Entdeckung der Nord/West-Passage konzentrierte und zwischen 1585 und 1587 drei Fahrten unternahm, die zumindest eine vertiefte Kenntnis des Küstenverlaufs zwischen Grönland und Neufundland erbrachten. Noch weiter nach Westen stieß 1610 Henry Hudson vor, der mit der Entdeckung der nach ihm benannten Meeresbucht den Zugang zum Land nördlich der großen nordamerikanischen Seen eröffnete. Ihm folgten Robert Bylot und William Baffin, die, indem sie die Zugänge zum Jones Sound und Lancaster Sound entdeckten, dem Ziel so nahe kamen wie keiner zuvor. Statt dessen jedoch resümierte Baffin in seinem Bericht an seine Auftraggeber, die Aktionäre der North-West Company, «daß es im Norden … weder eine Passage noch eine Hoffnung auf eine Passage gibt».
In dem Maße, wie die Entdeckungsreisen der Engländer regelmäßig an unwirtlichen Küsten in Eis und Schnee endeten und gleichzeitig die Fahrten um das Kap der Guten Hoffnung zur seemännischen Routine wurden, wenn es darum ging, zu den Schätzen Asiens vorzustoßen, verlor sich schließlich das Interesse an der Erschließung einer neuen Passage nach Osten. England sollte nicht, wie die iberischen Mächte, auf dem Wege über die Entdeckung neuer Landmassen und Wasserwege zu einem Kolonialreich gelangen, sondern in seiner Nachzüglerrolle mit Erfolg die Monopole der Vorreiter in Frage stellen und attackieren. Nicht zuletzt die oft nur notdürftig als Handelsfahrten getarnten Beutezüge der elisabethanischen Seefahrer wiesen neue Wege, an deren Ende das Britische Empire stand. Wagemutige Seefahrer und Kaufleute, aber auch Abenteurer wie Sir John Hawkins und Sir Francis Drake, die ausprobierten, wie rigoros Spanien seine Monopolansprüche im mittel- und südamerikanischen Raum durchzusetzen bereit war, standen am Anfang, und sie waren ihrerseits bereit, Gewalt gegen Gewalt zu setzen. Bewußt gingen sie ein hohes Risiko ein, denn im Falle eines Erfolges lockten hohe Gewinne. So ließen sich bei einem Einsatz von etwa 7000 Pfund für die Ausrüstung einer Expedition mit drei Schiffen mit einigem Glück Waren bzw. Beute im Wert von ca. 30.000 Pfund nach Hause bringen.
Als John Hawkins 1562 zu seiner ersten Unternehmung in die Karibik aufbrach, ließ er sich von der durchaus zutreffenden Beobachtung leiten, daß spanische und portugiesische Schiffe nicht in der Lage waren, die wachsende Nachfrage nach afrikanischen Sklaven in den spanischen Besitzungen in Westindien zu befriedigen. So drang er zunächst in portugiesisches Hoheitsgebiet in Westafrika ein, um dort z.T. mit Gewalt 300 Sklaven in seinen Besitz zu bringen, die er mit Zustimmung der lokalen Behörden, an die er entsprechende Zölle und Abgaben entrichtete, nach seiner Ankunft in Westindien verkaufte. Beladen mit Zucker und Häuten kehrte die kleine Flotte nach England zurück. Der kommerzielle Erfolg war spektakulär. Sofort wurde eine zweite Reise organisiert, diesmal sogar mit stiller Beteiligung von Königin Elisabeth und einigen Mitgliedern des königlichen Rates.
Abermaliger Erfolg ermutigte 1567 zu einem dritten Unternehmen, nun mit sechs Schiffen, darunter zwei aus der königlichen Flotte. Doch jetzt stellte ein von Spanien heransegelnder Konvoi unter dem Kommando des neuen spanischen Vizekönigs die Eindringlinge im Hafen von Vera Cruz, wo die Engländer vor einem Sturm Zuflucht gesucht hatten. Nur mit Hilfe eines entschlossenen Manövers gelang Hawkins mit zwei kleinen Schiffen die Flucht, und er erreichte schließlich mit Mühe und Not und lediglich weniger als 50 von ursprünglich 408 Mann Besatzung den Hafen von Plymouth. Dieses Mal deckte der Erlös der Beute nicht einmal die Kosten der Finanziers.
Hawkins’ Unternehmungen zeigen deutlich, wie rasch friedlicher Handel in Seeräuberei umschlug. Auf seiner letzten Fahrt hatte er vor der afrikanischen Küste portugiesische Schiffe gekapert, ohne daß England sich mit den iberischen Mächten im Kriegszustand befand, und in der Karibik pflegte Hawkins seine Preisvorstellungen gegenüber seinen Abnehmern schließlich mit Waffengewalt durchzusetzen. Bei Francis Drake, der 1567 noch unter Hawkins als Kapitän gedient hatte, traten von Anfang an räuberische Beutezüge an die Stelle von Handelsfahrten. Zwischen 1569 und 1572 segelte Drake mindestens dreimal in die Karibik, um Beute zu machen; schließlich gelang es ihm, den jährlichen spanischen Silbertransport aus den Minen von Peru mit Hilfe entflohener Sklaven auf der Landenge von Panama aufzubringen. Als er mit reichen Schätzen nach England zurückkehrte, betrug sein Anteil an der Beute mehr als 30.000 Pfund, damals ein riesiges Vermögen. Auch seine berühmte Weltumseglung, zu der er 1577 mit drei Schiffen auslief und die offiziell das Ziel hatte, Möglichkeiten für die Errichtung englischer Stützpunkte südlich des Rio de la Plata zu erkunden, wurde zugleich in der Absicht unternommen, die spanischen Häfen an der südamerikanischen Westküste zu plündern. Dort angelangt, kaperte er u.a. ein Schiff mit den Erträgen aus den königlichen Silberminen. Um die reiche Beute sicher nach Hause zu bringen, entschloß sich Drake zur Heimreise auf der westlichen Route und vollbrachte so die erste Erdumrundung eines englischen Schiffes. Drei Jahre nach seiner Ausfahrt, am 26. September 1580, lief er nach einer abenteuerlichen Reise in den Hafen von Plymouth ein. Über die reichen Schätze an Bord, die zum Teil in die königlichen Kassen flossen, lassen sich allenfalls Vermutungen anstellen; man munkelte, die Investoren hätten 4700 % Gewinn eingestrichen. Um ihrer Anerkennung angemessenen Ausdruck zu verleihen, schlug die Königin im folgenden Jahr Drake an Bord seines Schiffes, der ‹Golden Hind›, deren Nachbau heutzutage am Londoner Themseufer zu besichtigen ist, zum Ritter.
Aber nicht nur in der westlichen Hemisphäre, wo Handel schon bald in kriegerische Aktionen umschlug, versuchten Engländer im Zeitalter Elisabeths I. sich ihren Anteil an den Schätzen der neu entdeckten Welt zu sichern. Am 31. Dezember 1600 gewährte die Königin einer Gruppe von insgesamt 101 Anteilseignern, die für eine erste Reise zusammen 30.000 Pfund aufgebracht hatten, ihren Schutzbrief für das Handelsmonopol mit «Ostindien und anderen Inseln und Ländern in dieser Gegend». Dies war die Gründungsurkunde für The Governor and Company of Merchants of London, Trading into the East-Indies, kurz: die East India-Company.
Die Londoner Kaufleute waren dabei dem offenkundig nachahmenswerten Beispiel der Holländer gefolgt, die in den Jahren zuvor mehrere einträgliche Reisen um das Kap der Guten Hoffnung unternommen hatten. Darüber hinaus hatte sich gezeigt, daß die klassische Route für den Import von Waren aus dem Orient, die über Land von Indien aus durch Persien zu den Häfen der Levante führte, weder sicher genug war noch mit dem rentableren Seetransport auf die Dauer würde konkurrieren können. So hatten die Erfahrungen mit der erst 1581 gegründeten Levant Company vor allem dazu geführt, daß man nun in Konkurrenz zu den Portugiesen und auch den Holländern direkten Zugang nach Indien bzw. zu den Gewürzinseln zu gewinnen suchte. 1601 stach die erste Flotte der neugegründeten Gesellschaft mit Kurs auf Java und Sumatra in See und kehrte zwei Jahre später mit einer riesigen Ladung Pfeffer nach London zurück, was den Eignern einen Profit von durchschnittlich 20 % bescherte und damit genügend Anreiz für weitere Reisen lieferte.
Nun war der Befehlshaber dieses ersten Konvois der East India-Company zwar ausdrücklich angewiesen worden, das Unternehmen «in a merchantlike course», d.h. als friedliche Handelsfahrt durchzuführen, gleichwohl aber war er autorisiert, andere Schiffe zu kapern, sollte sich gefahrlos dazu Gelegenheit bieten; Handel und Seeräuberei waren offensichtlich in allen fernen überseeischen Regionen unauflöslich miteinander verschränkt. Und mit den zunehmenden Aktivitäten englischer Kaufleute und Seeleute in dieser Form des Fernhandels wurden die Grundlagen für die englische Seemacht der Zukunft geschaffen. Das zeigte sich vor allem beim Schiffsbau: Die Gesamttonnage der englischen Schiffe hatte sich zwischen 1570 und 1630 verdoppelt.
Dabei gab es im England des 16. Jahrhunderts noch keinen Unterschied zwischen Kriegs- und Handelsschiff, zumal die Galeere, das klassische Kriegsschiff der mediterranen Seemächte in der frühen Neuzeit, in den rauhen Gewässern der Nordsee und des Atlantik nur bedingt einsatzfähig war. Statt dessen wurde an den westeuropäischen Küsten seit der Mitte des 15. Jahrhunderts ein neuer Schiffstyp entwickelt, der den Anforderungen der nun üblichen räuberischen Seereisen entsprach: hochseetüchtig, klein und wendig und damit manövrierfähiger als die hochbordigen, schwerfälligen Koggen des Mittelalters. So war die Mehrzahl britischer Kauffahrteischiffe in den 80er Jahren des 16. Jahrhunderts lediglich in der Lage, ca. 100 jener Fässer Bordeauxweines zu transportieren, die alsbald zur Maßeinheit für die Tonnage eines Schiffes wurden. Segler, wie z.B. die Golden Hind, mit der Drake die Erde umsegelte, waren ca. 20 m lang, 7 m breit und maßen 4 m vom Deck bis zum Kiel. Freilich waren diese Schiffe im Vergleich etwa zu denen der Spanier und Portugiesen stärker mit Kanonen bestückt, denn seit der Mitte des 16. Jahrhunderts waren die englischen Eisengießereien in der Lage, den heimischen Schiffseignern in großer Zahl relativ preiswerte gußeiserne Kanonen zu liefern. Schiffe dieser Bauart waren für lange Seereisen mit umfangreicher Ladung nur bedingt geeignet, doch sie bewährten sich nicht nur glänzend als Kaperschiffe, sondern auch dann, wenn sie zur Verstärkung der königlichen Flotte herangezogen wurden. Denn selbst wenn sich die Krone gelegentlich, wie etwa unter Heinrich VIII., um den Aufbau und den Unterhalt einer starken Kriegsflotte bemühte, so war bereits Elisabeth I. wieder darauf angewiesen, nicht nur zur Abwehr der Armada 1588, sondern für die gesamte Dauer des langen Seekriegs gegen Spanien die Schiffe der Freibeuter in Dienst zu nehmen.
Dieser Krieg – der erste Seekrieg der neueren europäischen Geschichte – war zunächst eine maritime Abwehrschlacht der Engländer gegen die drohende spanische Invasion, wurde dann aber auch vorwiegend als Kaperkrieg geführt. Seit 1585 stachen jedes Jahr zwischen ein- und zweihundert Schiffe von England aus in See, um Beute zu machen, die sich im Durchschnitt im Jahr auf 200.000 Pfund belief – ein Betrag, der fast die Höhe der jährlichen Einkünfte der Krone erreichte. So mobilisierte der Krieg als Mittel staatlicher Politik den Einsatz von beträchtlichem privatem Kapital in Unternehmungen, die zugleich Ehre und Profit versprachen. Und nicht nur Kaufleute finanzierten dergleichen kriegerische Unternehmungen, sondern auch Mitglieder des hohen Adels wie der Earl of Cumberland und zahlreiche Vertreter der Gentry, des niederen Adels.
Der Krieg Englands gegen Spanien kann daher, sowohl von englischer als auch von spanischer Seite aus betrachtet, keineswegs nur als Kampf der Vormacht der katholischen Gegenreformation gegen die protestantische Führungsmacht England verstanden werden. Für beide Seiten ging es auch um künftige Positionen in Übersee. Mithin drängten vor allem maßgebliche, finanzstarke Kreise in London darauf – nach dem Scheitern aller Versuche, eine Nord-Ost-Passage zu eröffnen –, nun mit Gewalt in das spanisch-portugiesische Kolonialreich einzudringen. Dazu bedurfte es der staatlichen Unterstützung, und deswegen trachtete man danach, für überseeische Unternehmungen, seien sie nun merkantiler oder kolonialer Natur, einen königlichen Freibrief zu erhalten. Doch solange der Krieg nicht offen ausgebrochen war, hatte sich die Königin immer wieder gesträubt, die mächtigste Militärmacht Europas zu provozieren, in der klugen Einsicht, daß ein Krieg gegen Spanien die politische Existenz des protestantischen England aufs Spiel setzen konnte und in jedem Fall die Finanzen der Krone ruinieren würde. Andererseits war es gerade ihre prekäre Finanzlage, die Elisabeth immer wieder veranlaßte, sich zumindest verdeckt und geheim an lukrativen Offensiven in das spanische Überseeimperium zu beteiligen; für Drakes Fahrten stellte sie sogar Schiffe der königlichen Marine zur Verfügung. Und da Monopole dem Staat beträchtliche Einnahmen garantierten, war die Königin gegen Ende ihrer Regierungszeit sogar bereit, eine Gesellschaft wie die East-India Company zu lizenzieren, deren erklärtes Ziel es war, portugiesisch-spanische Monopolansprüche zu ignorieren.
Bereits zu Beginn erwiesen sich private Initiativen mithin als die treibende Kraft der englischen Expansionsbestrebungen nach Übersee bzw. dementsprechender imperialer Neigungen. Dies darf allerdings nicht zu dem Schluß verleiten, schon im 16. Jahrhundert habe innerhalb einer sich allmählich formierenden, begrenzten englischen Öffentlichkeit ein allgemeines Interesse an überseeischen Unternehmungen geherrscht. Selbst gebildete Engländer jener Epoche waren, wie zahlreiche Selbstzeugnisse belegen, in erster Linie an religiösen Fragen sowie den Belangen lokaler oder allenfalls nationaler Politik interessiert. Nur eine kleine, allerdings schon bald ungemein aktive Minderheit unter den Londoner Kaufleuten und sonstigen Finanziers bei Hofe oder in der Regierung erkannte schon frühzeitig das Zukunftspotential weltweiter ökonomischer und politischer Aktivitäten und suchte dafür durch gezielte Propaganda zu werben.
Zu diesen Initiatoren zählten neben kühl kalkulierenden Kaufleuten, die in der Regel das finanzielle Risiko der überseeischen Unternehmungen trugen, vor allem auch Männer, die nicht nur auf Beute aus waren, sondern auch von Abenteuer- und Entdeckerlust, d.h. von Gier und Neugier getrieben waren. Neben John Hawkins und Francis Drake waren so gebildete Edelleute darunter wie der einflußreiche Höfling Sir Walter Raleigh und sein exzentrischer Halbbruder Sir Humphrey Gilbert oder der aus Cornwall stammende Landedelmann Sir Richard Grenville, allesamt typische ‹Renaissancemenschen›, die danach trachteten, das Ideal des kühnen, gebildeten Tatmenschen bis hin zur Stilisierung zu verkörpern und vorzuleben. So berichtet etwa der Chronist vom Tod Gilberts 1583, er habe Sir Humphrey zuletzt während eines gewaltigen Sturmes auf dem Achterdeck seines Schiffes sitzen sehen, ein Buch lesend, von dem man annimmt, es habe sich hierbei um Sir Thomas Morus’ ‹Utopia› gehandelt, und daraus zitierend dem Nachbarschiff zugerufen: «Sind wir nicht zur See wie auf Land dem Himmel stets gleich nahe», ehe sein Schiff in den Wogen verschwand.[2] Und Sir Richard Grenvilles Tod 1591 wurde Legende, weil er allein mit seinem Schiff, der Revenge, den Kampf gegen 50 spanische Kriegsschiffe aufnahm.
Am Hof Elisabeths gab es eine kleine aber einflußreiche Gruppe mit dem Staatssekretär Sir Francis Walsingham als ihrem Sprecher, die für eine aggressive Politik gegenüber der spanischen Weltmacht eintrat und entsprechende überseeische Aktivitäten befürwortete. Wenn es darum ging, hierfür Argumente zu sammeln und sie der Öffentlichkeit oder gar der Königin zu Gehör zu bringen, bediente man sich dabei der Federn versierter Propagandisten wie des Geistlichen und Geographen Richard Hakluyt (gest. 1616) und seines Schülers Samuel Purchas. Allesamt militante Protestanten, vertraten sie die Ansicht, daß England in der Auseinandersetzung mit der von Spanien angeführten Gegenreformation nur werde bestehen können, wenn es den Kampf auch als Handels- und Kolonialmacht aufnehme. Beispielhaft hierfür ist die von Hakluyt 1584 im Auftrage Sir Walter Raleighs verfaßte Denkschrift A Discourse of Western Planting, mit deren Hilfe die tatkräftige Unterstützung der Königin für die Gründung einer englischen Kolonie an der amerikanischen Küste gewonnen werden sollte. Hier sind alle damals denkbaren Argumente für eine überseeische Expansion Englands zusammengetragen. Vor allem werden englische Siedlungskolonien als Weg aus der ökonomischen und sozialen Krise der Epoche gepriesen: Sie könnten dringend notwendige Absatzmärkte für die einheimische Tuchproduktion bereitstellen und darüber hinaus als preiswerte Bezugsquellen nicht nur für exotische Luxusgüter, sondern vor allem für Schiffbaumaterialien dienen. Gleichzeitig könnten sie als Ventil für den von den Zeitgenossen befürchteten Bevölkerungsüberschuß des Mutterlandes dienen, indem sie Siedlungsraum für Bettler, Vagabunden und sonstige gescheiterte Existenzen wie auch für entlassene Soldaten böten. Darüber hinaus könnten Kolonien als strategische Stützpunkte im Kampf gegen Spanien fungieren – vor allem als Basen für Angriffe auf die Silberflotten – und zugleich zusätzliche Anreize für Schiffahrt und Flottenbau liefern sowie ausreichend Gelegenheiten für die militärische Ertüchtigung der Jugend. Schließlich predigte der Geistliche Hakluyt die Ausbreitung des christlichen Glaubens in Übersee und zwar der wahren, der protestantischen Konfession statt der Irrlehren des spanischen Antichristen. War diese Schrift ursprünglich auch nur für die Augen der Königin bestimmt, so wandte sich Hakluyt vier Jahre später mit seinem Sammelwerk The Principal Navigations, Voyages and Discoveries of the English Nation an die Öffentlichkeit, um mit dieser Sammlung englischer Pionier- und Heldentaten dem jungen, kräftigen Nationalgefühl des elisabethanischen England neue Vorbilder und Argumente zu liefern und zugleich dessen politische Energien in einem neuen nationalen Expansionsprogramm zu bündeln. Und tatsächlich trat mit den ersten tastenden Versuchen, auf amerikanischem Boden englische Siedlungen einzurichten, bereits unter Elisabeth die englische Expansion nach Westen in eine qualitativ neue Phase.
Hierfür waren in mehrfacher Hinsicht die Voraussetzungen gegeben, besonders als Folgen der ökonomischen Umbruchsituation des 16. Jahrhunderts. Auf der einen Seite existierte mit den Opfern dieser Entwicklung nun ein beträchtliches Auswandererpotential, auf der anderen Seite konnten ihre Gewinner das nötige Kapital bereitstellen, um zwar riskante, aber zugleich offenkundig profitträchtige überseeische Siedlungen zu finanzieren. Allerdings bot sich zur gleichen Zeit Irland als Alternative an, denn seit den 70er Jahren bemühte man sich zunehmend, die englische Herrschaft über die Insel durch die Einrichtung von Siedlungskolonien zu festigen. Dabei ergriff die englische Regierung die Initiative. Nach der Niederschlagung des Aufstands des Grafen Desmond im südirischen Munster 1567 übereignete die Krone dessen eroberte Ländereien 35 englischen Grundherren, die ihrerseits bis zum Ende des Jahrhunderts ca. 12.000 Siedler ins Land holten; Irland wurde damit zur ersten englischen Kolonie. Und es war kein Zufall, daß die Initiatoren der ersten Versuche, an der amerikanischen Küste englische Siedlungskolonien zu gründen, über entsprechende Erfahrungen in irischen Unternehmungen verfügten: Humphrey Gilbert und dessen Halbbruder Walter Raleigh.
1578 war es Gilbert gelungen, von Königin Elisabeth einen Freibrief zu erhalten, der ihn ermächtigte, «Länder der Barbaren, die noch nicht im Besitz eines christlichen Königs sich befinden», seinerseits namens der englischen Krone und als deren Lehen in Besitz zu nehmen, zu besiedeln und zu befestigen. Wenn man diese Formel dem im Vertrag von Tordesillas formulierten allgemeinen Rechtsanspruch der Spanier auf sämtliches Land westlich des 46. Längengrades entgegensetzte, argumentierte man dabei auf der Basis des gemeinen englischen Rechts, demzufolge sich Eigentumsansprüche in erster Linie auf de facto Besitz gründen. Gleichzeitig allerdings wußte man sehr wohl, daß man sich gegebenenfalls nur mit Waffengewalt werde behaupten können, denn erst kurz zuvor, 1564, hatten die Spanier eine Kolonie französischer Hugenotten aus ihrer 1562 an der Küste Floridas gegründeten Siedlung vertrieben. Doch es sollten noch vier Jahrzehnte vergehen, bis Engländer jenseits des Atlantiks endgültig Fuß faßten.
Zunächst einmal scheiterten zwei Versuche Gilberts, überhaupt die amerikanische Küste zu erreichen. 1578 hatte er zwar eine Flotte von 10 Schiffen versammeln können, doch kaum hatte man die heimischen Gewässer verlassen, kündigten die einzelnen Kapitäne ihm den Gehorsam auf, um auf eigene Rechnung ihre gewohnte Seeräuberei wieder aufzunehmen. Daraufhin warb Gilbert, zunächst erfolgreich, mit dem Projekt, in Übersee für gläubige englische Katholiken ein Exil zu schaffen, wo sie vor den einheimischen Zwangsgesetzen sicher waren. Doch auch dieses Projekt scheiterte 1582 aus finanziellen Gründen, obwohl der Plan von der Regierung unterstützt wurde. Im folgenden Jahr endlich stach er mit 5 Schiffen in See, nachdem er die Kosten für diese Expedition durch den Verkauf von Grundstücken in seinen künftigen Kolonien finanziert hatte. An Bord befanden sich 260 Mann, darunter Maurer, Zimmerleute und Schmiede, und obwohl für eine solche Besatzung zu wenig Nahrungsmittel geladen waren, so war doch für Unterhaltung gesorgt durch eine kleine Schar von Gauklern und Tänzern, von denen Gilbert erwartete, sie würden gegebenenfalls die wilden Ureinwohner des unbekannten Kontinents angemessen beeindrucken. Nach sieben entbehrungsreichen Wochen auf See erreichten vier Schiffe Neufundland, wo Gilbert inmitten der internationalen Gemeinde der Neufundlandfischer namens der Königin eine ebenso feierliche wie zunächst folgenlose Landnahme vornahm. Danach nahm er mit drei Schiffen Kurs nach Süden, verlor ein weiteres Schiff in den gefährlichen Küstengewässern und beschloß demoralisiert die Heimfahrt, auf der am 9. September 1583 der kleine Segler Squirrel mit Gilbert an Bord nördlich der Azoren in einem heftigen Sturm versank.
Trotz dieses eklatanten Mißerfolgs knüpfte Walter Raleigh bereits im folgenden Jahr an die Unternehmung seines Halbbruders an. Wenn auch ohne finanzielle Unterstützung durch die Königin, so doch mit ihrer ausdrücklichen Billigung, ließ er durch zwei von der Karibik nach Norden vorstoßende kleine Schiffe die amerikanische Küste erkunden. Sie landeten auf der dem heutigen North Carolina vorgelagerten Inselkette und stießen dort auf fruchtbares Land und offenkundig friedliche Eingeborene, von denen sie zwei nach London mitnahmen. Sie kehrten mit der frohen Botschaft zurück, jenseits des Atlantiks gebe es paradiesische Gefilde. Diese wurden zu Ehren der jungfräulichen Königin Virginia genannt, und Elisabeth ihrerseits schlug Raleigh zum Ritter, der unverzüglich die nächste Reise vorbereitete. Da seine Königin nicht nur abermals jedes offizielle staatliche Engagement vermied und darüber hinaus Raleigh ausdrücklich verbot, selbst das Unternehmen anzuführen, nahm 1585 eine Flotte von sieben Schiffen unter dem Kommando von Sir Richard Grenville Kurs nach Westen. An Bord befanden sich außer den Besatzungen noch hundert Siedler.
Die kleine Flotte erreichte programmgemäß das vorgesehene Ziel, und auf Roanoke Island wurde die erste befestigte englische Siedlung auf amerikanischem Boden errichtet. Doch statt Siedlungsarbeit zu verrichten, unternahmen die Kolonisten, stets auf der Suche nach Schätzen, ausgedehnte Streifzüge und lebten ansonsten auf Kosten der Eingeborenen. Die daraus folgenden Konflikte mit den in der Region ansässigen Stämmen und die angesichts des ausbleibenden Nachschubs wachsenden Versorgungsschwierigkeiten führten schließlich dazu, daß die Siedler bereits nach einem knappen Jahr die Gelegenheit nutzten, auf einer Flotte Drakes, der nach einem Beutezug durch die Karibik die Kolonie anlief, allesamt nach England zurückzukehren. Als vierzehn Tage später Grenville dann doch mit sechs Schiffen, 400 Soldaten und Seeleuten sowie Vorräten für ein Jahr eintraf, fand er Roanoke verlassen. Er ließ jedoch eine kleine Schar von 15 Mann dort zurück, bevor er sich auf Beutefahrt in die Karibik begab.
Bereits im nächsten Jahr rüstete Raleigh, durch die bisherigen Fehlschläge keineswegs entmutigt, abermals eine umfangreiche Expedition aus, die 150 Siedler – darunter diesmal auch 15 Frauen – an die amerikanische Küste brachte. Die 15 Männer, die Grenville im Jahr zuvor in Roanoke zurückgelassen hatte, waren aber spurlos verschwunden. Entgegen allen ursprünglichen Absichten, diesmal auf dem Festland einen günstigeren Platz für eine Ansiedlung zu finden, blieben die Neuankömmlinge abermals auf Roanoke, wo zum ersten Mal auf amerikanischem Boden ein englisches Kind geboren und, als Enkelin John Whites, des Anführers der Siedler, auf den Namen Virginia getauft wurde. White kehrte auf Drängen der Siedler schon bald auf dem letzten ihm verbliebenen Schiff – die anderen waren unter Führung seines meuternden portugiesischen Lotsen auf Kaperfahrt gegangen – nach England zurück, um künftige Unterstützung für die Kolonie zu sichern. Doch der Seekrieg gegen Spanien, insbesondere die maritime Abwehrschlacht gegen die Armada im Jahre 1588, durchkreuzte diese Pläne. Auch nach dem Sieg galten andere Prioritäten; Energien und Kapital wurden nun vornehmlich in den Kaperkrieg gegen die spanische Kolonialmacht investiert. Erst 1590 gelang es White, abermals eine Fahrt nach Roanoke zu organisieren. Doch die Siedler waren und blieben verschwunden, weder er noch alle, die ihm folgten, fanden je auch nur eine Spur von ihnen.
Dieser erneute Fehlschlag bedeutete zugleich das vorläufige Ende aller Bemühungen, in Übersee englische Kolonien zu gründen. Sir Walter Raleigh, der über lange Zeit unermüdliche Initiator, Finanzier und Schirmherr solcher Unternehmungen, hatte, folgt man Schätzungen der Zeitgenossen, mit diesen Expeditionen den größten Teil seines Vermögens, nämlich mehr als 30.000 Pfund, verloren. Gleichwohl machte er sich 1595 nun höchstpersönlich auf, um im südamerikanischen Guyana, im Gebiet des Orinoco, endlich das sagenhafte Goldland El Dorado zu finden.
Mit dem Scheitern der ersten überseeischen Kolonisationsprojekte endete die Ouvertüre der Gestaltung und des Aufstiegs des Britischen Empire. Die künftigen Leitmotive waren eingeführt: Handel, Seemacht und Kolonien; und die künftigen Schwerpunkte des Kolonialreiches – erst Nordamerika, dann Indien – waren markiert und das durchgängig vorherrschende Kompositionsprinzip entworfen: das Wechselspiel von individuellen Unternehmungen und staatlicher Politik, das später das britische Weltreich als Erfolgsmodell unterschiedlicher Ausformungen einer vielfältigen ‹public-private-partnership› erscheinen lassen sollte. Doch zunächst standen der Realisierung großer Kolonisationsprojekte übertriebene Erwartungen eines individuellen Gewinnstrebens, das keinen Atem für langfristige Investitionen hatte, immer wieder im Weg, und so scheiterte eine Vielzahl disparater kurzatmiger Initiativen schon im Ansatz. So war die Generation der Händler, die sich an den schnellen Profiten freibeuterischer Unternehmungen orienterte, nicht in der Lage, den Rat des Staatsmannes und Philosophen Francis Bacon zu befolgen, bei der Gründung von Kolonien zunächst einmal bereit zu sein, zwanzig Jahre Verluste in Kauf zu nehmen, bevor sich eine Rendite einstelle. Statt dessen erlahmte vorerst die Bereitschaft englischer Kaufleute und Adliger, in neue Amerikaprojekte zu investieren, und damit auch das Interesse der Krone an weiteren überseeischen Unternehmungen. Es vergingen nahezu zwei Jahrzehnte, bis nach der Jahrhundertwende mit den ersten dauerhaften Koloniegründungen in Nordamerika die Grundsteine für ein solides Fundament des künftigen Empire gelegt wurden.
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1. DIE KOLONIEN
Im Blick auf die Tatsache, daß in England mit dem Tod Elisabeths I. und dem Übergang der Herrschaft auf die Stuarts langfristig gesehen eine Epoche tiefgreifender innerer Krisen einsetzte, wird leicht übersehen, daß gleichzeitig die Voraussetzungen für den Aufstieg der Insel zur Kolonialmacht geschaffen wurden. Das 17. Jahrhundert war nicht nur die Epoche, in der Bürgerkrieg und Revolutionen die politische Modernisierung des Inselreiches durch den Aufstieg des Parlaments einleiteten, sondern in der zugleich mit der Gründung von Siedlungskolonien an der Ostküste des nordamerikanischen Kontinents die Fundamente für die britische Weltmachtstellung des 18. Jahrhunderts gelegt wurden. Dabei waren die vielfältigen Beziehungen zwischen innerenglischen und überseeischen Entwicklungen äußerst komplex und nur gelegentlich das Resultat einer zielgerichteten und konsequenten Kolonialpolitik der Zentrale, an anderer Stelle und zu anderen Zeiten sogar antagonistischer Natur, wenn etwa puritanische Auswanderer in Übersee ihr Utopia als Gegenmodell zur Realität englischer Zustände einzurichten suchten.
Wenn es nun zu Beginn des 17. Jahrhunderts zu erneuten Anläufen für die Gründung überseeischer Kolonien kam, standen sowohl Zielorte als auch Zielsetzungen in der Kontinuität der elisabethanischen Anfänge. Nach wie vor suchte man an der Ostküste Nordamerikas Fuß zu fassen, d.h. außerhalb der Sphäre unmittelbarer spanischer Herrschaft, die in Florida ihren letzten nördlichen Vorposten besaß. Auch war der Zeitpunkt günstig gewählt, denn gleich nach seinem Regierungsantritt hatte König Jakob den Krieg mit Spanien beendet. Das bedeutete zwar nicht, daß Spanien damit auf seinen grundsätzlichen Anspruch auf die Gesamtheit des amerikanischen Kontinents westlich der 1494 im Vertrag von Tordesillas festgelegten Linie verzichtet hatte. Dem aber hatten die Engländer stets entgegengehalten, daß sie nur Rechtsansprüche anerkennen würden, die sich aus tatsächlicher Besiedelung ableiten ließen, und dies im Vertrag zu London 1604 nochmals ausdrücklich betont. Denn nachdem Engländern das Goldland El Dorado offenkundig verschlossen blieb, war ihr Interesse nicht auf die Eroberung, Beherrschung und Ausbeutung indigener Gesellschaften nach dem Vorbild der Spanier ausgerichtet, sondern auf die Errichtung von Siedlungskolonien und den daraus zu ziehenden Gewinn. Dem kam entgegen, daß es sich bei den nordamerikanischen Küstenregionen offenkundig um dünn besiedelte Gebiete handelte, welche, einer zeitgenössischen Chronik zufolge, «ertragreich und für die Besiedlung geeignet sind, da sie frei von jeglicher zivilisierter Bevölkerung sind und wo es nur wilde und viehische Menschen gibt, welche hin- und herziehen, wenig anders als wilde Tiere»[1].
Unter solchen Prämissen war für die Engländer die Legitimation der Landnahme kein Problem. Hier lieferte gegen Ende des 17. Jahrhunderts John Locke in seiner Second Treatise of Government das klassische Argument mit der These, daß Eigentum an einer Sache nur dort entstehen könne, wo menschliche Arbeit investiert worden sei: Nur wer Land systematisch und zielgerichtet kultiviert, hat einen Rechtsanspruch darauf, nicht aber nomadisierende Jäger und Sammler. Diese könnten allenfalls Objekt der Fürsorge, insbesondere der Heidenmission werden, keinesfalls jedoch gleichberechtigte Partner im Rahmen der neu einzurichtenden, auf Agrarwirtschaft und Handel basierenden zivilisierten Gesellschaft. So war auf dem Siegel der Massachusetts Bay Company 1629 ein Indianer abgebildet, der ein Banner mit der Inschrift ‹Come over and Help Us› schwingt; selbstverständlich konnten solche dringend geforderten Hilfeleistungen nur mit umfangreichen Landabtretungen abgegolten werden. Darüber hinaus galt generell, daß unter dem zunehmenden Einfluß des Puritanismus auf die nationale Mentalität die Engländer des 17. Jahrhunderts sich als das neue, von Gott auserwählte Volk betrachteten, um daraus ihren Anspruch auf Landnahme in Amerika nicht nur gegenüber den indigenen Völkern, sondern auch gegenüber europäischen Rivalen in Übersee, d.h. den katholischen Spaniern und Franzosen, aber auch den Holländern, die 1613 auf der Insel Manhattan gelandet waren, abzuleiten.
Während der ersten Phase englischer Koloniegründungen, in der Zeit zwischen 1607 und 1660, lassen sich nicht nur drei geographische Schwerpunkte mit dem Bereich des Chesapeake Bay, dem Gebiet um Plymouth und die Massachusetts Bay sowie einigen westindischen Inseln unterscheiden, sondern zugleich zwei unterschiedlich motivierte und organisierte Formen der Auswanderung und Besiedlung, wie sie die Gründungsgeschichten Virginias sowie der ersten Neu-England Kolonien im Norden verdeutlichen.
Virginia
Als am 10. April 1606 einer Gruppe von Londoner Kaufleuten zusammen mit einigen einflußreichen Personen aus dem Umkreis des königlichen Rats eine Charter für die Gründung einer Kolonie zwischen dem 34. und 45. Breitengrad gewährt wurde, knüpfte man damit an frühere Unternehmungen aus der Zeit Elisabeths I. an. Am 20. Dezember verließen 3 Schiffe unter dem Kommando von Kapitän Christopher Newport den Hafen von Plymouth und erreichten mit rund 120 Siedlern am 26. April 1607 abermals die Chesapeake-Bay, wo man beschloß, im sumpfigen Küstengelände auf einer Halbinsel des James River mit Jamestown den ersten Siedlungsplatz der künftigen Kolonie Virginia zu errichten.
Die ersten Jahre waren überaus schwierig; das gesamte Unternehmen drohte mehrmals zu scheitern. Wie oft zuvor verfügten weder die Förderer der Unternehmung noch deren unmittelbare Teilnehmer über einheitliche und klare Zielvorstellungen im Hinblick auf das Verhältnis von langfristigen Investitionen und kurzfristig terminierten Gewinnerwartungen. Schon durch die Zusammensetzung der ersten Siedlergruppe waren künftige Probleme vorprogrammiert. Unter den 105 Personen, die schließlich in Jamestown zurückgelassen wurden, befanden sich neben dem Geistlichen Robert Hunt und einem Arzt 36 Gentlemen, denen ihr Stand verbot, von ihrer Hände Arbeit zu leben. Dreizehn Handwerker mögen beim Hausbau ebenso nützliche Dienste geleistet haben wie zwölf Arbeiter, die auch in der Landwirtschaft hätten eingesetzt werden können, hatte man doch Samen, aber offenbar keine Bauern an Bord genommen, denn vierzig namentlich nicht genannte Leute bestanden wohl vornehmlich aus dem Dienstpersonal der Gentlemen, vielleicht waren auch einige Frauen darunter. Schließlich werden noch vier Jungen erwähnt; und auch die im Jahr darauf eintreffende Siedlergruppe war ähnlich zusammengesetzt.[2]
Offensichtlich waren Rodungsarbeiten und systematischer Landbau nicht vorgesehen. Man setzte wohl, wie schon bei früheren Unternehmungen, darauf, durch Goldfunde oder Freibeuterei zu schnellem Reichtum zu gelangen und ging im übrigen davon aus, von den einheimischen Indianern ernährt zu werden. Tatsächlich war die Region um die Chesapeake Bay für nordamerikanische Verhältnisse relativ dicht besiedelt, aber nur gelegentlich gelang es den Neuankömmlingen, zur Erntezeit von den Eingeborenen Mais und andere Lebensmittel zu erwerben. In der Hauptsache blieb man auf Lieferungen aus dem Mutterland angewiesen, die aber hingen ab vom Interesse an einer Kolonie, die auch nach zwei Jahren noch keinen Gewinn einbrachte. Im Winter 1609/10 erreichte die Not ihren Höhepunkt. Einem zeitgenössischen Bericht zufolge waren von 500 Siedlern «nicht mehr als 60 Männer, Frauen und Kinder übrig … und diese lebten überwiegend von Wurzeln, Kräutern, Eicheln, Walnüssen, Beeren und hin und wieder etwas Fisch».[3] Einer von ihnen wurde hingerichtet, weil er seine Ehefrau getötet und den Leichnam zu Pökelfleisch verarbeitet hatte. Im Juni 1610 verhinderte lediglich die Ankunft einer Flotte die von den verbliebenen Siedlern bereits beschlossene Auflösung der Kolonie. Ihr Fortbestand wurde in den folgenden Jahren nicht zuletzt durch das eiserne Regiment der Gouverneure Thomas Dale und Lord de la Warr aufrechterhalten, die der allgemeinen Disziplinlosigkeit mit derart drakonischen Strafen begegneten, daß einige der Kolonisten sogar die Flucht zu den eingeborenen Stämmen dem harten Regiment vorzogen, obwohl deren immer wieder aufbrechende Feindseligkeit ebenfalls die Existenz der Neuankömmlinge ernsthaft bedrohte. Von Anfang an prägten Mißtrauen und Mißverständnisse das Verhältnis zwischen den Indianern und den ersten Siedlern aus Europa. So betrachtete der oberste Häuptling der Region, Powhatan, Jamestown als Teil seines Herrschaftsbereichs. Die Engländer aber krönten in einer tumultuarisch-grotesken Aktion Powhatan zum König von Gnaden Jakobs I. Und bald darauf, ab 1610, häuften sich Überfälle und Blockadeversuche der Indianer, auf die die überlegen bewaffneten Siedler stets mit Strafexpeditionen reagierten, und ihre Greueltaten standen den Grausamkeiten des indianischen Marterpfahls in nichts nach. Angesichts eines nahezu permanenten Kriegszustandes, der die endgültige Existenzsicherung der Kolonie in Frage stellten mußte, wurde die Romanze zwischen der schönen Häuptlingstochter Pocahontas und dem englischen Siedler John Rolfe zum historisch bedeutsamen Schlüsselereignis. Als 1614 die Hochzeit stattfand, war die wichtigste Mitgift der Braut ein Friedensschluß mit ihrem Vater Powhatan, der tatsächlich bis 1622 Bestand hatte und der englischen Niederlassung die für ihre Konsolidierung notwendige Atempause vergönnte.
Noch bedeutsamer allerdings war, daß zur gleichen Zeit mit der Einführung des Tabakanbaus endlich ein Exportprodukt gefunden war, das zumindest mittelfristig die ökonomischen Voraussetzungen für den Fortbestand der Kolonie sicherte. Denn Ende des 16. Jahrhunderts hatte man in England den Tabakgenuß entdeckt, und obwohl König Jakob persönlich eine Schrift gegen das neue Laster verfaßte, wurde das Rauchen bald allgemein zur Mode, die nicht auf die Kreise des Hofes beschränkt blieb, sondern eine zunehmende Nachfrage nach dem neuen Luxusartikel begründete, die bislang nur durch Importe aus dem verhaßten Spanien befriedigt werden konnte. Da das Kraut, das die nordamerikanischen Indianer in ihre Friedenspfeifen stopften, nicht dem Geschmack der europäischen Raucher entsprach, mußte man Tabakpflanzen aus der spanischen Neuen Welt nach Virginia einführen. Folgt man den zeitgenössischen Berichten, so war es auch hier John Rolfe, der die entscheidende Pioniertat vollbrachte und so zum zweiten Mal den Bestand der Kolonie sicherte; 1617 produzierte man bereits 20.000 Pfund des begehrten Exportartikels; zehn Jahre später waren es 500.000 Pfund und am Ende der 60er Jahre bereits 15 Mio. Pfund. Mit dem rasch expandierenden Tabakanbau hatte die Kolonie mithin ihre ökonomische Legitimation erhalten, war damit aber auch all den Gefahren ausgesetzt, welche die generelle Abhängigkeit einer Gesellschaft von einer Monokultur mit sich bringt, deren Erzeugnis den Preisschwankungen des Marktes ausgesetzt ist. Dabei profitierten die Pflanzer in Virginia immerhin von dem weitgehenden Monopol, das ihnen die Politik der königlichen Regierung in England garantierte: Sie verbot den heimischen Anbau von Tabak – nicht nur, um die eigene Kolonie wirtschaftlich zu fördern, sondern auch, weil der Tabak vom Staat hoch besteuert wurde und Abgaben sich bei Importwaren in Häfen wie London und Bristol leichter erheben ließen.
Schließlich war es für die weitere Entwicklung Virginias von entscheidender Bedeutung, daß 1624 die politische Organisationsstruktur der Kolonie und insbesondere deren Rechtsverhältnis zur englischen Krone neu geregelt wurde: Virginia wurde zur ersten und damit musterbildenden Kronkolonie des englischen Kolonialreiches.
Am Anfang der ersten englischen Kolonie auf amerikanischem Boden hatte eine kollektive Unternehmung der Privatinitiative gestanden. Zum Zweck ihrer Gründung war eine Chartered Company gebildet worden, die für das aufwendige Unternehmen das notwendige Kapital zur Verfügung stellte, das der finanziell stets notleidende frühneuzeitliche Staat weder aufbringen wollte noch konnte. Dieser gewährte der Gesellschaft in seiner Charter das Monopol auf die Ausbeutung von Bodenschätzen und den Handel sowie die Vollmacht, Angriffe zu Wasser oder zu Lande abzuwehren. Künftigen Siedlern war die Beibehaltung englischer Rechte zugesichert worden. Die Verwaltung der Kolonie lag bei einem vom König ernannten Ratsgremium mit Sitz in London.
Doch als es in Folge der anfänglichen Existenzkrisen der Siedlung unumgänglich wurde, weiteres Kapital zu mobilisieren, zog sich die Krone bereits 1609 weitgehend aus der Verwaltung zurück, und die Handelsgesellschaft wurde durch ein neues Patent zu einer klassischen Joint Stock Company, d.h. einer Aktiengesellschaft, umgeformt. Deren Mitgliedschaft konnte man durch den Kauf eines oder mehrerer Anteile erwerben – deren Wert von 12 Pfund und 10 sh. die Kosten für die Ausrüstung und den Transport eines Siedlers deckten – oder indem man bereit war, selbst und auf eigene Kosten nach Virginia auszuwandern. Entsprechend den Regeln für solche Aktiengesellschaften lag die Verwaltung der Company nun in den Händen eines von den Anteilseignern gewählten Londoner Rates und dessen Vorsitzenden (treasurer), die ihrerseits den zunächst mit ungewöhnlich weitgehenden Rechten ausgestatteten Gouverneur der Kolonie ernannten.
Für die Konsolidierung und den nach 1614 einsetzenden bescheidenen wirtschaftlichen Aufschwung der Kolonie war jedoch auch entscheidend, daß man von der bislang geübten gemeinschaftlichen Bewirtschaftung des Landes zur Verteilung individueller Landlose überging, die man entweder durch die Ableistung einer siebenjährigen Dienstzeit oder durch den Kauf von Anteilen erwerben konnte. Zugleich mit dieser grundlegenden Landreform gewährte die Company den in Virginia ansässigen Siedlern nun das Recht auf eine eigene Repräsentativversammlung, die nach dem Vorbild der Teilhaberversammlungen der Londoner Gesellschaft einzurichten war; am 30. Juli 1619 versammelten sich zweiundzwanzig Abgeordnete – in elf Siedlungsdistrikten von allen Männern über siebzehn gewählt – in der Kirche von Jamestown, um fortan einmal im Jahr mit dem Gouverneur und dessen engerem Rat über Gesetzesvorschläge zu beraten. Es war dies das erste parlamentarische Gremium in der Geschichte Nordamerikas.
Wenn auch der Tabakanbau und die Boden- und Verwaltungsreformen die Grundlagen für den künftigen Aufschwung der Kolonie bildeten, so konnte die Londoner Virginia Company gleichwohl davon nicht profitieren. Vielmehr führten gerade die Erfolge des Tabakanbaus in die nächste große Krise. Mit ihren Forderungen nach immer mehr Land für ihre Plantagen provozierten die englischen Siedler einen großangelegten Versuch der Indianer, die europäischen Eindringlinge ein für alle Mal zu vertreiben. Am Karfreitag des Jahres 1622 griffen sie in einer sorgfältig geplanten, gut organisierten Aktion die englischen Niederlassungen an und töteten 347 Siedler. Am Ende war damit das Schicksal der einheimischen Stämme besiegelt, denn von nun an sahen sich die Engländer jederzeit gerechtfertigt, rücksichtslos gegen die savages, ‹die Wilden›, wie sie in der Regel genannt wurden, vorzugehen und sie bedenkenlos ihres Landes zu berauben. Der erste Racheakt bestand darin, 200 Indianer mit vergiftetem Wein umzubringen, 1623 wurden weitere 50 in einen Hinterhalt gelockt und niedergemetzelt, und einem regelrechten Rachefeldzug fielen 1624 weitere 800 zum Opfer. Im Moment jedoch bedeutete das Massaker das Ende für die Virginia Company, die sich nicht mehr in der Lage sah, dessen unmittelbare Auswirkungen auf die Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung der Kolonie auszugleichen. Obwohl man in den Jahren zwischen 1606 und 1624 ca. 200.000 Pfund in das Unternehmen investiert und immer wieder mit Erfolg um neue Siedler geworben hatte, schrieb die Gesellschaft doch bis zu ihrem Ende rote Zahlen. Am 24. Mai 1624 erwirkte König Jakob I. mit einem Gerichtsbeschluß ihre Auflösung; die Kolonie wurde fortan direkt der Krone unterstellt, die auch ab sofort deren Gouverneur ernannte.
Von nun an war ein stetiger Aufschwung zu verzeichnen, der in einem ungebrochenen Bevölkerungswachstum seinen Niederschlag fand. Dies war allerdings in erster Linie auf steigende Einwandererzahlen zurückzuführen – jährlich zwischen 500 und 1000 Personen, nach 1650 dann doppelt so viele –, denn die hohe Sterblichkeit und die Bevölkerungsstruktur der Anfangszeit standen zunächst einem natürlichen Wachstum der Kolonie entgegen. So zählte man z.B. in den Jahren zwischen 1618 und 1624 etwa 4000 Einwanderer, aber die Zahl der weißen Siedler wuchs dabei nur von etwa 700 auf 1253 im Jahre 1624. Von denen waren 78,2 % männlich, davon mehr als die Hälfte unter 25 Jahren, nur 18 % weiblich und lediglich 3,6 % Kinder. 1640 zählte die Kolonie bereits mehr als 8000 Einwohner und 1660 schon rund 25.000.
Die meisten Einwanderer kamen infolge des wachsenden Bedarfs an billigen Arbeitskräften für den immer stärker expandierenden Tabakanbau. Etwa drei Viertel der Immigranten waren indentured servants, die sich vertraglich verpflichtet hatten, fünf bis sieben Jahre als Entgelt für die Überfahrt ihrem Vertragspartner ihre Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen (indenture, wörtlich: ‹Einkerbung›, meint die Praxis, die Echtheit der Kopie eines Kontraktes durch mit dem Original übereinstimmende Markierungen am Rande zu gewährleisten). Nach Ablauf der Dienstzeit erhielt der einzelne das Anrecht auf die kostenlose Zuweisung von 50 acres Land (ca. 20 Hektar) sowie eine bescheidene Arbeitsausstattung. In der Regel waren es junge Männer zwischen 15 und 24 aus den Londoner Slums oder vom Lande, die in England keine Zukunft für sich sahen. In Virginia erwarteten sie allerdings oft Arbeitsverhältnisse, in denen sie nahezu rechtlos dem Plantagenbesitzer ausgeliefert waren, nicht unähnlich den Sklaven, die allerdings erst gegen Ende des Jahrhunderts in größerer Zahl aus Afrika herübergebracht wurden, um an die Stelle der indentured servants zu treten.
Allmählich gingen die oftmals chaotischen Zustände der ersten Jahrzehnte Virginias in geordnete Verhältnisse über, die in vielem die Zustände in der englischen Heimat widerspiegelten. Die meisten Siedler waren englischer Herkunft. Auch die koloniale Gesellschaft war hierarchisch gegliedert, wobei die Elite der großen Plantagenbesitzer mit der Zeit eine ähnliche soziale und politische Führungsposition einnahm wie der englische Landadel. In der Kolonie galt das englische Recht, in ihren Verwaltungsinstitutionen kopierte sie die des Mutterlandes, zu dem durchweg enge kommerzielle und soziale Verbindungen bestanden. Virginia war für viele vielleicht ein besseres, aber kein anderes England; ein neues England, das jedoch kein Gegenentwurf zum alten England war. Und darin unterschied sich Virginia grundsätzlich von den ‹Neuengland-Kolonien› im Norden.
Die Neuengland-Kolonien
Die englische Kolonie Virginia verdankte ihre Existenz in erster Linie dem Gewinnstreben wagemutiger Unternehmer sowie der Hoffnung auf eine bessere Zukunft jener, die als künftige Siedler die gefährliche Überfahrt wagten, um der Ausweglosigkeit sozialen Elends in der Heimat zu entrinnen. Hinzu kamen, vor allem während der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts, schon bald religiöse Motive, die zahlreiche Engländer veranlaßten, jenseits des Atlantiks eine neue Heimat zu suchen.
Dieser Exodus war eine Spätfolge des besonderen Charakters der englischen Reformation, die zunächst einmal ein Akt der Staatsraison gewesen war. Aus politischen Gründen, d.h. um durch erneute Heirat die Thronfolge zu sichern, hatte Heinrich VIII. die Trennung von Rom und die Gründung einer anglikanischen Staatskirche mit dem König als deren Oberhaupt betrieben. Damit aber war nach dem Urteil entschiedener Protestanten die Reformation auf halbem Wege stehengeblieben, denn trotz gewisser Annäherungen an kontinentaleuropäisches reformatorisches Gedankengut und trotz der radikalen Säkularisierung der Klöster blieben in Liturgie und klerikaler Organisation manche Elemente der katholischen Tradition erhalten. Hinzu kam, daß die staatliche Kirchenpolitik nach dem Tode Elisabehts I. und besonders seit der Thronbesteigung Karls I. 1625 eine Wiederannäherung an den römischen Katholizismus anzustreben schien. Zumindest die überzeugten Anhänger einer radikalen Reformation sahen England zunehmend dem Sog der europäischen Gegenreformation ausgesetzt. Diese ‹Puritaner›, die die ‹reine› (pure) Lehre durch eine gereinigte Kirche gewahrt sehen wollten, gerieten mit ihren Zielen und Forderungen als innerkirchliche Oppositionsbewegung nicht nur in immer stärkeren Gegensatz zur offiziellen Staatskirche, sondern sahen sich schon bald staatlicher Verfolgung ausgesetzt, da nach Auffassung der Zeit die Einheit des Staates notwendig die Einheit der Konfession seiner Untertanen voraussetze.
So war bereits 1608 eine kleine freikirchliche Gemeinde aus der Gegend der Stadt York nach Holland ausgewandert, befürchtete dort aber, ihre englische Identität einzubüßen. Da man zugleich Kunde von den ersten Siedlungsversuchen an der amerikanischen Küste erhielt, beschloß man schließlich, dorthin auszuwandern. Zunächst nach England zurückgekehrt, gelang es, bei einem Londoner Finanzkonsortium den nötigen Kredit aufzunehmen und die Konzession zu erlangen, sich in Virginia als selbständige Gemeinde niederzulassen. Am 6. September 1620 verließen dann 102 Auswanderer an Bord des Schiffes Mayflower den Hafen von Plymouth. Nach beschwerlicher Überfahrt verfehlten sie allerdings das angestrebte Ziel und landeten statt dessen am 11. November 200 Meilen weiter nördlich in der Bucht von Cape Cod, wo sie die Siedlung ‹New Plymouth› gründeten. Da die Konzession nur für Virginia galt und die Auswanderer nicht im Besitz einer königlichen Charter waren, unterzeichneten sämtliche männlichen Auswanderer – die ‹Pilgerväter›, wie sie später genannt wurden – noch am Tage ihrer Landung eine gemeinsame Übereinkunft – den sog. Mayflower Compact –, in der sie ihren Willen bekundeten, sich zu einem «civil body politic» zusammenzuschließen, d.h. zu einer Gemeinschaft, die gemeinsame Ziele nach bestimmten, von allen anerkannten Regeln verwirklicht. Und obwohl dieser ganz handfeste Gesellschaftsvertrag in Ermangelung einer offiziellen Charter lediglich als Provisorium gedacht war, wurde er in späteren Zeiten in den Rang eines ersten Zeugnisses amerikanischer demokratischer politischer Kultur erhoben.
Auch hier im Norden waren die Anfänge beschwerlich, auch hier überlebte lediglich die Hälfte der Ankömmlinge den ersten Winter, und obgleich das folgende Jahr eine gute Ernte bescherte, die am Thanksgiving Day mit Truthahnbraten gefeiert wurde, war die Gefahr einer Hungersnot erst gebannt, als man auch hier vom Prinzip der kollektiven Bewirtschaftung abging und den einzelnen Familien eigene Landparzellen zuteilte. Von nun an stellte sich bescheidener Wohlstand ein, der es der Kolonie ermöglichte, bis 1642 ihre Schulden allmählich abzulösen. Ihre Bevölkerung war nun auf 3000 Einwohner gewachsen, doch ihr offizielles Verhältnis zu England blieb weiterhin ungeklärt, so daß diese erste puritanische Musterkolonie schließlich gegen Ende des 17. Jahrhunderts in der großen Nachbarkolonie Massachusetts aufging.
Deren Gründung entsprang den gleichen Motiven, welche die Pilgerväter zum Exodus veranlaßt hatten. Im Jahr 1629 erhielt eine Gruppe von Londoner Kaufleuten und Mitgliedern der ostenglischen Gentry als Massachusetts Bay Company eine königliche Charter für die Gründung eines «New England» in der nordamerikanischen Küstenregion. Eben in diesem Jahr hatte König Karl I. verkündet, fortan ohne die Mitwirkung eines Parlaments regieren zu wollen, wodurch sich nun auch einflußreiche Puritaner, wie z.B. der Landedelmann und Advokat John Winthrop, der erste Gouverneur der neuen Kolonie, in ihrem Entschluß, um ihres Glaubens willen das Land zu verlassen, bestärkt sahen. Und nachdem die ersten Siedler 1629 in der Nähe des heutigen Boston ihre Niederlassung errichtet hatten, setzte im Laufe der folgenden Jahre ein wahrer Massenexodus in Richtung Amerika ein, der bis zum Ausbruch des englischen Bürgerkrieges 1642 andauerte und an dessen Ende die neue Kolonie bereits ca. 12.000 Einwohner zählte.
Die etwa im Vergleich zu Virginia relativ rasche Konsolidierung von Massachusetts hatte mehrere Ursachen. Zwar war die mit der Gründung betraute Gesellschaft auch hier eine kommerzielle Organisation, und auch hier waren angesichts der wirtschaftlichen Krise in England ökonomische Motive durchaus von Bedeutung. Und schließlich ließen sich Gewinnstreben und puritanische Religiosität vortrefflich miteinander vereinbaren, solange sich die Früchte wirtschaftlichen Erfolgs nicht in sündhaftem Lebenswandel, sondern in sinnvollen weiteren Investitionen niederschlugen. Ausschlaggebend für die Mehrheit der Gesellschafter und der Auswanderer aber war der Wunsch, sich zur Bewahrung des wahren Glaubens eine neue Heimat zu schaffen. Wer von der Hoffnung auf raschen materiellen Gewinn getrieben nach Virginia ging, war durchaus bereit, gegebenenfalls als reicher Mann in die Heimat zurückzukehren. Wer in die puritanischen Kolonien auswanderte, wollte dort ein neues England schaffen, das zwar in mancher Hinsicht das alte England kopierte, dennoch aber ein gottgefälliges England sein sollte.
Der Absicht, in Amerika zu siedeln, entsprach die demographische und soziale Struktur der puritanischen Emigration. Unter den Auswanderern nach Neuengland befanden sich wesentlich häufiger als auf den Schiffen mit Kurs Virginia Selbständige, die auf eigene Kosten mit Familie, Dienstboten, Vieh und Ausrüstung aller Art nach Amerika zogen. Wenn auch nur selten, wie bei den Pilgrim fathers, eine ganze Gemeinde in die unbekannte Fremde aufbrach, so waren es doch oft Gruppen aus lokalen oder regionalen Nachbarschaftsverbänden speziell Ostenglands, die in der neuen Heimat gemeinsam siedelten und zwar nicht in vereinzelten Plantagen, sondern vorwiegend in geschlossenen Ortschaften, die oft schon bald städtischen Charakter annahmen. Dementsprechend stellten nicht adlige Abenteurer und vor allem mittellose Arme das Gros der Einwanderer, sondern Angehörige des bäuerlichen und gewerblichen Mittelstandes. Denen kam darüber hinaus zu Gute, daß bei dieser Koloniegründung die Phase der kollektiven Bewirtschaftung von kommunalem Eigentum übersprungen wurde und von Anbeginn jeder Siedler auf seinem Grund und Boden nach eigenem Gutdünken schalten und walten konnte. Sehr eindringlich hat später der große amerikanische Epiker James Fenimore Cooper die Lebenswelt der frühen puritanischen Einwanderer und deren Kämpfe gegen die Indianer, mit denen sie ihre gewaltsame Landnahme sicherten, in seinem Roman The Wept of Wish-Ton-Wish beschrieben.[4]
Dabei profitierten die Siedler Neuenglands davon, daß Gott – wie John Winthrop feststellte – «die Eingeborenen auf wundersame Weise durch eine Epidemie dezimiert (hat), wodurch der größere Teil des Landes leer von Bewohnern ist»,[5] so daß zunächst keine Konflikte mit Indianern zu befürchten waren. Denn nahezu überall, wo die Ureinwohner des nordamerikanischen Kontinents den ersten Kontakt mit Europäern hatten, fielen sie scharenweise jenen Krankheitsträgern zum Opfer, welche die Neuankömmlinge, selbst weitgehend immun gegen diese Erreger, über den Ozean mitgebracht hatten: Influenza, Masern, Diphterie und vor allem Pocken reduzierten die für den Beginn des 16. Jahrhunderts auf ca. ½ Mio. geschätzte Ureinwohnerschaft des östlichen Nordamerika bis gegen Ende des 17. Jahrhunderts auf die Hälfte. Und gerade zwischen 1616 und 1618, kurz vor der Landung der Pilgrim fathers, starben 90 % der in dieser Küstenregion ansässigen Algonkin-Indianer an einer verheerenden Epidemie, so daß die Massen der unbestatteten Leichen die puritanischen Neuankömmlinge an ein zweites Golgatha gemahnten.
Schließlich unterschied sich die Situation in Massachusetts von der in Virginia dadurch, daß die Charter der Trägergesellschaft nicht wie üblich London ausdrücklich als deren Sitz fixiert hatte. So konnten bereits ein Jahr nach der Gründung die Direktoren der Massachusetts Bay Company beschließen, «daß Regierung wie Patent in New England sein sollten».[6] Indem so die Gesellschaft selbst auswanderte, wurden deren Institutionen zu Organen der kolonialen Selbstverwaltung, und zugleich war mit diesem Transfer über den Atlantik ein erhöhtes Maß an Unabhängigkeit von staatlichem Einfluß gewährleistet. Was als koloniale Handelsgesellschaft gegründet worden war, hatte sich in eine politische Gemeinschaft verwandelt; die Versammlung der Anteilseigner, die hier zugleich Siedler waren, handelte nun als Parlament und der von diesem gewählte leitende Direktor («The Governor») als Gouverneur einer englischen Kolonie, d.h. hier war die Selbstregierung wesentlich ausgeprägter als in Virginia.
In beiden Kolonien bildeten sich allerdings schon frühzeitig soziale und damit auch politische Eliten. In Virginia waren es die Eigner der großen Tabakplantagen, und desgleichen befanden sich in Neuengland bereits im 3. Jahrzehnt die wichtigsten Ämter in den Händen von Mitgliedern der ökonomischen Oberschicht – der einflußreichen Kaufleute in den Städten sowie der Großgrundbesitzer auf dem Lande. Hinzu kam allerdings, daß in den puritanischen Kolonien weiterhin die Zugehörigkeit zur kirchlichen Gemeinde sowie ein offenkundig gottgefälliger Lebenswandel unabdingbare Voraussetzung für die bürgerliche Gleichberechtigung blieben. Den religiösen Wurzeln der Kolonie entsprach die Vorherrschaft einer religiös definierten Oligarchie, deren Fundamentalismus keine Abweichler duldete. Man hatte England verlassen, weil man die Staatskirche auf dem Weg zur Irrlehre sah, trachtete nun danach, ein neues England auf der Grundlage der wahren Lehre einzurichten, und war aus der eigenen Heilsgewißheit heraus nicht bereit, Toleranz gegenüber Andersdenkenden walten zu lassen.
So führten schließlich nicht nur der Landhunger der bis 1640 ständig in die Kolonie strömenden neuen Siedler, sondern auch erbitterte Auseinandersetzungen innerhalb des puritanischen Spektrums zur Gründung neuer eigenständiger Gemeinden, die sich später zu neuen Kolonien zusammenschlossen. Connecticut, Rhode Island, Maine, New Hampshire und New Haven (das allerdings seine Eigenständigkeit nur bis 1662 bewahren konnte) waren das Ergebnis dieser freiwilligen oder erzwungenen Wanderbewegungen. Prekär war dabei, daß hier anfangs die klaren rechtlichen Grundlagen einer königlichen Charter fehlten. Statt dessen pflanzte sich die puritanische Gründerkolonie wie durch Zellteilung fort; die Initiative zu weiterer Expansion lag erstmals nicht bei der Metropole, sie ging vielmehr von der kolonialen Peripherie aus.
Maryland
Die dritte im frühen 17. Jahrhundert gegründete englische Kolonie, Maryland, ist nicht nur geographisch zwischen Virginia und Neuengland angesiedelt. Denn während bei der Gründung von Virginia ökonomische und bei den Puritanern religiöse Motive überwogen, waren hier beide gleichermaßen ausschlaggebend. Hinzu kam als Novum, daß Maryland nicht von einer Gesellschaft, sondern von einem einzelnen gegründet wurde und damit musterbildend für den Typus der sog. ‹Eigentümerkolonie› war.
Am Anfang hatte die Initiative eines gewissen George Calvert gestanden, der 1625 als Baron Baltimore in den Adelsstand erhoben worden war. Ziel des bekennenden Katholiken war es, seinen Glaubensgenossen in Amerika ein Refugium zu bieten, wobei es ihm allerdings im Gegensatz zur Intoleranz der Puritaner von Massachusetts lediglich darum ging, mit seiner Gründung die Voraussetzungen für ein Miteinander von Katholiken und Protestanten ohne gegenseitige Diskriminierung zu schaffen. Da Calvert starb, noch ehe König Karl I. seinem Wunsch nachkommen konnte, erhielt 1632 sein Sohn Cecilius ein Patent, das ihm das Land zwischen dem 40. Breitengrad im Norden und dem Potomac im Süden in Form eines königlichen Lehens zur Besiedlung übereignete. Die neue Kolonie wurde nach der Königin Maryland genannt.
Als Eigentümer der neuen Kolonie blieb Calvert zwar Untertan der englischen Krone, aber der Kolonie gegenüber, deren Boden er übrigens persönlich zeitlebens nie betreten hatte, war seine Position ursprünglich die eines nahezu autokratischen Herrschers. Formal versuchte man dabei an feudale Strukturen anzuknüpfen, indem das Land in große Herrengüter (manors) aufgeteilt werden sollte, aus denen der Kolonialherr seine Renten bezog und die ihrerseits von den Pächtern einzelner Parzellen bewirtschaftet wurden. Darüber hinaus besaß der Eigentümer das Recht, Städte und Häfen zu gründen, Steuern zu erheben und die Ausübung der Religion zu kontrollieren. Durch die symbolische Gabe von jährlich zwei Pfeilen an den Monarchen hatte er seinerseits seine Lehnstreue gegenüber dem König zu bezeugen.
In der Realität wurden jedoch solche teils hehren, teils antiquierten Grundsätze bald obsolet. Die Praxis feudaler Grundherrschaft ließ sich angesichts offenkundig unbegrenzter Möglichkeiten des freien Landerwerbs nicht wiederbeleben, so daß die ursprünglichen Latifundien schon sehr bald in individuelle Gehöfte und Plantagen zerfielen. Auch befanden sich die katholischen Siedler schon frühzeitig in der Minderzahl, und die zahlreichen Vertreter eines durchaus aggressiven Protestantismus ließen Baltimores Vision einer säkularen Gesellschaft, in der Religion reine Privatsache ist, schon bald als Utopie erscheinen, wenn auch, aufs Ganze gesehen, die Katholiken sich hier in einer besseren Position befanden als irgendwo sonst im Herrschaftsbereich der englischen Krone.
Im übrigen glichen sich die Verhältnisse in Maryland zunehmend denen der Nachbarkolonie Virginia an. Vor allem im Bereich der Wirtschaft war beiden die Konzentration auf den Tabakanbau gemeinsam sowie eine vergleichbare Bevölkerungsstruktur mit einem Verhältnis von Männern und Frauen in der Proportion 3: 1 und einem hohen Anteil an indentured servants. Auch die Verfassung wies Parallelen auf, da die Charter der Eigentümerkolonie für die Verabschiedung von Gesetzen ebenfalls die Zustimmung einer Delegiertenversammlung vorsah. Und selbstverständlich blieben beide Kolonien in der Praxis ihrer Selbstverwaltung dem Recht und den Gesetzen des Königreichs England verpflichtet.
Die Karibik
Mit der Gründung der Eigentümerkolonie Maryland endete die erste Phase der englischen Landnahme im Bereich der nordamerikanischen Küstenregion. England hatte dabei zwar die theoretischen Machtansprüche Spaniens auf das gesamte Gebiet westlich der Linie von 1494 ignoriert, bestehende spanische Gründungen wie z.B. in Florida jedoch stets respektiert. Allerdings hatte sich die englische Expansion im frühen 17. Jahrhundert nicht nur auf das amerikanische Festland beschränkt, sondern erfaßte auch den Archipel der westindischen Inseln und drang damit unmittelbar in spanisches Gebiet ein. Denn schon bald nach den Fahrten des Kolumbus hatten die Spanier die vier großen westindischen Inseln Kuba, Hispaniola, Porto Rico und Jamaika besetzt. Doch danach konzentrierten sie ihr Interesse auf ihr mittel- und südamerikanisches Kontinentalreich. Während dort reiche Beute auf die Eroberer wartete, entstand in der Karibik ein Machtvakuum, das sich zu einem Zentrum von Piraterie und Schmuggel entwickelte. Vor allem hatte Spanien darauf verzichtet, die Inselkette der Antillen in Besitz zu nehmen, und hier suchten die Engländer, z.T. gemeinsam mit Franzosen und Holländern, zuerst Fuß zu fassen. 1624 entstand die erste englische Siedlung auf St. Kitts und drei Jahre später auf dem völlig unbewohnten Barbados, das wesentlich günstigere Voraussetzungen bot. Obwohl hier die Initiative von einem englisch-holländischen Konsortium von Kauf- und Finanzleuten ausging, erhielt 1628 der Earl of Carlisle von Karl I. eine Charter als Eigentümer von Barbados und sämtlichen Leeward-Inseln. Und 1655/56 wurde Jamaika als wichtigste Beute aus Cromwells Feldzug gegen Spanien den englischen Besitzungen in diesem Raum hinzugefügt. Schon bald lockten die neuen Kolonien in der Karibik mehr Engländer an als Virginia und Maryland, denn hier winkte die Aussicht auf raschen materiellen Gewinn und sozialen Aufstieg. Bis zum Ende des Jahrhunderts zog es über die Hälfte der britischen Auswanderer auf diese Inseln, wo man 1660 schon ca. 47.000 weiße Siedler zählte, mehr als die Hälfte davon auf Barbados als dem ökonomischen Zentrum der Region.
Dabei folgte man anfangs dem Beispiel von Virginia und setzte ganz auf den zunächst äußerst profitablen Tabakanbau. Doch als nach dem Tabakboom der 30er Jahre die Preise fielen, gelang es innerhalb kurzer Zeit mit Hilfe holländischer Experten, die wirtschaftliche Katastrophe abzuwenden, indem die Anpflanzung von Tabak durch den Anbau von Zuckerrohr ersetzt wurde. Dieser ökonomische Wandel hatte jedoch tiefgreifende soziale Umwälzungen zur Folge. Der wesentlich arbeitsintensivere Anbau von Zuckerrohr rentierte sich nur, wenn er in großem Stil betrieben wurde, er verlangte mithin beträchtlichen Kapitaleinsatz auf großen Plantagen mit zahlreichen billigen Arbeitskräften. Auf Barbados verringerte sich daher zwischen 1645 und 1667 die Zahl der Landbesitzer von 11.200 auf nurmehr 745, wobei die Betriebsgröße zwischen 80 und 400 ha lag. Diesem Konzentrationsprozeß fielen im Laufe des 17. Jahrhunderts nicht nur die Besitzer und Pächter kleinerer Plantagen zum Opfer, sondern auch die Arbeitskraft der weißen Tagelöhner und indentured servants, die nun zunehmend durch aus Afrika importierte Sklaven ersetzt wurden, deren Zahl mit über 100.000 gegen Ende des Jahrhunderts deutlich die der weißen Bevölkerung übertraf.
Gleichzeitig wuchs die ökonomische Bedeutung der karibischen Kolonien unaufhaltsam, so daß sie bereits zu Beginn des 18. Jahrhunderts als «the brightest jewel in his Majesty’s crown» galten. Denn mit ihrer Monokultur befriedigten sie die ständig wachsende Nachfrage nach Zucker, der, anfangs so teuer wie Zimt oder Gewürznelken, allmählich vom Luxusartikel zu einem Artikel des Massenkonsums geworden war; so wurde etwa im Jahre 1686 für mehr als eine halbe Million Pfund Zucker aus Westindien nach London importiert, eine Summe, die den Gesamtwert der Importe aus den nordamerikanischen Besitzungen um nahezu das Dreifache überstieg. Und das bedeutete nicht nur riesige Gewinne für die meist sogar in London residierende Pflanzeraristokratie, sondern auch erkleckliche Zolleinnahmen für den Staat. Hier waren endlich Kolonien entstanden, die sich ebenso augenfällig wie unmittelbar rentierten, allerdings – wie sich bald herausstellen sollte – auf Kosten wachsender sozialer Mißstände, die besonders in den Lebensumständen einer Sklavenpopulation zum Ausdruck kamen, die Mitte des 18. Jahrhunderts mit knapp 300.000 die Zahl der 44.000 dort lebenden Weißen bei weitem übertraf.
In seinen karibischen Besitzungen wurde besonders deutlich, in welchem Ausmaß das Empire von der Sklaverei und dem Sklavenhandel profitierte; hier wurde, um unter den besonderen Bedingungen eines mörderischen Klimas maximale Gewinne aus einer tropischen Landwirtschaft zu erzielen, die wohl brutalste Form rücksichtsloser Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft entwickelt, wobei der Arbeiter – der aus Afrika gewaltsam verschleppte Schwarze – zur im Eigentum seines Besitzers stehenden rechtlosen ‹Sache› erklärt wurde. Da das englische Recht hierfür keine Handhabe lieferte, erließen die einzelnen Kolonien die einschlägigen Verfügungen. So konstatierte das entsprechende Gesetz von Barbados eingangs die grundsätzliche Rechtlosigkeit des Sklaven: «Da die Pflanzungen und Güter dieser Insel ohne die Arbeit und Dienste einer großen Anzahl von Negern und anderen Sklaven nicht effektiv bewirtschaftet werden können und besagte Neger und andere Sklaven von Natur aus barbarisch, wild und ungezähmt sind, erweisen sie sich als völlig ungeeignet, gemäß den Rechten, Gesetzen und Gebräuchen unserer Nation regiert zu werden.»[7] Unter solchen Voraussetzungen trafen die zwangsverschifften Afrikaner, nachdem sie die Torturen ihres Transports über den Atlantik lebend überstanden hatten, und das Brandzeichen ihres neuen Herrn sie als dessen Eigentum auswies, auf dessen Plantage Arbeits- und Lebensbedingungen von unvorstellbarer Härte an. In tropischer Hitze mußte Zuckerrohr angebaut und geschlagen und Brennholz für die Zuckermühle herangeschafft werden, wo der Zuckersaft – die Melasse – ausgepreßt und eingedickt wurde. Während der ersten drei Jahre nach der Ankunft auf einer solchen Plantage, auf der im Durchschnitt 200 Sklaven arbeiteten, starben ungefähr 20 % der Neuankömmlinge, und so übertraf hier unter den Sklaven – im Gegensatz zu den amerikanischen Festlandskolonien – die Sterbe- die Geburtenrate deutlich. Westindien war somit auf einen ständigen Zustrom neuer Arbeitskräfte angewiesen; seit 1641, dem Jahr, in dem das erste englische Schiff mit einer Ladung Sklaven nach Barbados gesegelt war, hatten britische Händler und Kapitäne fast 800.000 Afrikaner nach den karibischen Besitzungen importiert, aber deren Zahl stand 1750 bei weniger als 300.000. Es waren nicht allein die unmittelbaren Auswirkungen der extrem harten Arbeit auf den Zuckerrohrplantagen, zu der jeder Sklave außer einigen Invaliden und Kindern unter 6 Jahren gezwungen wurde, die deren Zahl laufend dezimierte; hinzu kamen drakonische Strafen, unzureichende Ernährung und Bekleidung sowie Wohnverhältnisse, die den Ausbruch von Epidemien förderten. Zudem hatten die Arbeitsbedingungen bei mehr als der Hälfte der weiblichen Sklaven Infertilität zur Folge; auf einer Plantage in Jamaika wurden zwischen 1762 und 1831 von 504 Frauen nur 410 lebende Kinder zur Welt gebracht,[8] und da die Pflanzer männliche Arbeitskräfte bevorzugten und zudem bestehende Familien immer wieder durch den Sklavenhandel getrennt wurden, war der Umfang der Sklavenpopulation in den britischen Kolonien der Karibik nur durch fortgesetzten Menschenhandel aufrechtzuerhalten – bis zum Jahre 1807, als das britische Parlament den Sklavenhandel verbot und, wenn auch aus vielfachen Gründen, das Juwel in der Krone› seinen strahlenden Glanz verlor.
Koloniale Expansion nach 1660
Die Jahre zwischen 1640 und 1660 markieren eine deutliche Pause im Prozeß der transatlantischen Expansion Englands. Es waren die Jahre des Bürgerkriegs und der Revolution sowie des kurzen Intermezzos der Republik und der aus ihr erwachsenen Herrschaft des Militärs unter Cromwells Führung. Und obwohl von 1649 an deutliche Zeichen für eine neue zielgerichtete Handels- und Reichspolitik gesetzt wurden, gab es, abgesehen von der Eroberung Jamaikas durch Cromwell 1655, keine neuen Koloniegründungen in Amerika. Vor allem die Auswandererwelle verebbte, als sich den Puritanern mit dem Sieg im Bürgerkrieg die Aussicht eröffnete, ihren Gottesstaat nun doch auf englischem Boden errichten zu können. Und die Zahl royalistischer Flüchtlinge, die vor allem in Virginia Zuflucht suchten, blieb gering. Doch mit der Restauration der Monarchie 1660 setzte schon bald eine zweite Phase kolonialer Expansion ein. Auch diesmal waren die Motive für die einzelnen Unternehmungen durchaus unterschiedlich, allen gemeinsam war hingegen, daß die Initiativen ausnahmslos vom unmittelbaren Umfeld der Krone und ihrer Regierung ausgingen.
Bereits 1663 gewährte Karl II. acht adligen Spekulanten, unter ihnen waren sein leitender Minister, der Earl of Clarendon, sowie der einflußreiche Duke of Ablemarle, der zuvor noch als General Monk maßgeblich die Restauration der Stuartmonarchie betrieben hatte, eine Charter für das gesamte Land zwischen Virginia und dem spanischen Florida. Die neue Kolonie Carolina trug den Namen des Königs ebenso wie das allerdings erst 1680 gegründete Charleston als deren wichtigste Siedlung. Ursprünglich hegten die Gründer ähnliche Pläne wie Lord Baltimore für Maryland, also die Schaffung einer nach dem Muster einer mittelalterlichen Feudalhierarchie gegliederten kolonialen Gesellschaft, und der in den Diensten des Miteigentümers Lord Shaftesbury stehende Philosoph John Locke wirkte sogar maßgeblich an der Ausarbeitung einer entsprechenden Verfassung mit. Doch dies alles blieb Utopie. Die Besiedlung verlief nur zögerlich, nicht zuletzt wegen des mörderischen Klimas, das Carolina «im Frühjahr als ein Paradies, im Sommer als die Hölle und im Herbst als ein Hospital» erscheinen ließ, so daß es schon bald hieß: «Wer frühzeitig zu sterben gewillt ist, der gehe nach Carolina.»[9] Der Zustrom von Siedlern aus England blieb spärlich. Statt dessen wuchs in der südlichen Region nach 1671 die Zahl der Einwanderer aus Barbados durch jene, die dort als Opfer der ‹Zuckerrevolution› Land bzw. Arbeit verloren hatten. Und im Norden wanderten in verstärktem Maße diejenigen ein, die in Virginia keine Zukunft für sich sahen. Schließlich führten die Unterschiede zwischen diesen beiden Siedlungsschwerpunkten dazu, daß die Eigentümer 1701 einer Trennung der Kolonie in Süd- und Nord-Carolina zustimmen mußten. Auch erfüllte sich für die Gründer nicht die Hoffnung, aus der neuen Kolonie Produkte wie Seide, Wein, Obst und Olivenöl beziehen zu können, die man bislang aus dem Mittelmeerraum nach England importierte. Erst im 18. Jahrhundert begann Carolina den englischen Flottenbau mit den begehrten Produkten Pech und Teer zu versorgen, und schließlich wurde, nach Jahren des Experimentierens, Reis zum wichtigsten Exportartikel der beiden Carolinas, ermöglicht auch hier allein durch den Einsatz von Sklavenarbeit.
Wesentlich bedeutsamer als die Gründung Carolinas war für die künftige Entwicklung des ersten Empire die Entstehung der sogenannten ‹mittleren Kolonien›: New York, New Jersey sowie Pennsylvania und Delaware, mit denen die Verbindung zwischen den Siedlungen Neuenglands und den Pflanzerkolonien im südlichen Bereich hergestellt wurde, so daß England von nun an einen zusammenhängenden Landkomplex der amerikanischen Küstenregion kontrollierte. Obwohl im nachhinein diese Expansion als das Resultat einer weitausgreifenden Strategie erscheinen mag, gingen die unmittelbaren Impulse abermals von einflußreichen Adligen aus der unmittelbaren Umgebung des Königs aus, die durch den Erwerb von Landbesitz in Amerika ihre jeweils ganz persönlichen Ziele verfolgten. Am Anfang stand allerdings die antiholländische Politik Karls II., der, sozusagen als Ouvertüre zum zweiten englischholländischen Krieg (1665–1667), seinem Bruder, dem Herzog von York und späteren Jakob II., das Eigentum über das gesamte Gebiet zwischen Neuengland und Maryland übertrug, obwohl hier im Mündungsbereich des Hudson die Niederländer u.a. auf der Insel Manhattan seit geraumer Zeit mit Neu Amsterdam einen florierenden Stützpunkt besaßen und auch Schweden in dieser Gegend Fuß gefaßt hatte.
Als sich dann 1664 Neu Amsterdam widerstandslos einer kleinen englischen Flotte ergab, lieferte die nun nach dem neuen Eigentümer New York benannte Kolonie das erste Exempel für koloniale Expansion durch Eroberung, die zur Herrschaft des Siegers über eine fremde koloniale Population führt. Denn es fanden sich anfangs kaum englische Siedler für die neue Kolonie, in der die Holländer zunächst weiterhin die Mehrheit der Bevölkerung bildeten, noch lange Zeit ihre kulturelle Eigenart bewahrten und so dazu beitrugen, daß New York schon frühzeitig seinen spezifisch kosmopolitischen Charakter entwickelte.
Als formaler Eigentümer eines riesigen Areals hatte Jakob seinerseits bereits 1664 die Region zwischen dem Hudson und dem Delaware River Lord John Berkely und Sir George Carteret übertragen, die, da sie von der Insel Jersey stammten, ihre Kolonie New Jersey tauften. Auch hier siedelten kaum Einwanderer aus England, sondern vor allem Auswanderer aus den nördlich gelegenen Neuengland-Kolonien, die schon bald den Charakter vor allem des östlichen New Jersey prägten, wo bis 1700 auch ca. 1000 schottische Siedler eine neue Heimat fanden. Im westlichen Teil New Jerseys waren es vor allem Quäker, die hier von 1675 an Zuflucht vor religiöser Verfolgung in England suchten, bis ihnen kurz darauf mit der Gründung Pennsylvanias eine attraktivere neue Heimat angeboten wurde.
Die Society of Friends, wie sich die Religionsgemeinschaft der Quäker nannte, war ein typisches Produkt der englischen Revolution, auf deren Höhepunkt zahlreiche Sekten wie Pilze aus dem Boden schossen. In ihrer Lehre verkörperten sie einen extremen religiösen Individualismus, da sich für sie das Wort Gottes weder durch die Autorität einer Kirche noch durch das Wort der Bibel, sondern jedem einzelnen allein durch innere Erleuchtung offenbarte. Für das soziale Zusammenleben zogen sie daraus die Konsequenz der Ablehnung aller Autoritäten und Hierarchien, und sie sahen sich vor allem deswegen seit 1679 in England verschärfter religiöser Verfolgung ausgesetzt, denn sie weigerten sich gleichzeitig, ihre Versammlungen im geheimen abzuhalten. Obwohl dieser Glaube seine Anhänger vor allem bei Personen niederen Standes fand, gab es auch einflußreiche Vertreter wie z.B. William Penn, den Sohn eines Admirals, der zum engeren Kreis um den Herzog von York zählte. Da Karl II. dem Vater 16.000 Pfund schuldete, beglich er diese Schuld, indem er 1681 dem Sohn einen Freibrief für die Gründung einer Kolonie ausstellte, die dieser als Refugium für seine verfolgten Glaubensbrüder einrichten konnte und die nach seinem Vater Pennsylvania benannt wurde. Penn wurde in dieser Charter das Eigentum an einem ausgedehnten Landstrich zwischen New York und Maryland bestätigt, mit dem Zusatz, die letztendliche Anerkennung der obersten Souveränität seines Königs durch die jährliche Lehnsgabe von zwei Biberfellen demonstrativ zu bestätigen.
Das umsichtig geplante Unternehmen erwies sich rasch als äußerst erfolgreich: 1682 sandte Penn drei Schiffe mit 2000 Siedlern nach Amerika, ihnen folgten im Laufe der nächsten drei Jahre noch einmal 6000, und gegen Ende des Jahrhunderts zählte Pennsylvania bereits 18.000 Einwohner, und seine Hauptstadt Philadelphia konkurrierte mit New York um den ersten Rang als Handelsplatz. Das Land eignete sich hervorragend für den Anbau von Weizen, und mittlerweile gab es in den südlichen Pflanzerkolonien sowie in Westindien eine ständig wachsende Nachfrage nach diesem Getreide. Da die von Penn entworfene Verfassung allgemeine Toleranz garantierte, kamen nicht nur Quäker, sondern Protestanten aller Schattierungen aus England, Holland, der Schweiz und vor allem aus Deutschland. Neben New York entstand so eine zweite kosmopolitisch geprägte Kolonie unter den englischen Niederlassungen in Nordamerika.
Mit den ansässigen Indianern bemühte sich Penn um ein partnerschaftliches Verhältnis, indem er mit ihnen Freundschafts-, Handels- und Landverkaufsverträge abschloß, wobei die Indianer beim Kauf nicht einmal betrogen wurden. Doch schon bald scheiterte Penns ursprüngliche Absicht, ein friedliches Zusammenleben zwischen weißen und indianischen Bewohnern ohne strikte Separation zu verwirklichen, vor allem angesichts des 1720 stark anschwellenden Einwandererstroms, der alsbald in eine weitgehend unregulierte Landnahme auf Kosten der ursprünglichen Besitzer mündete. Und auch hier führte ein fundamentales kulturelles Mißverständnis zu zahlreichen Konflikten: der Umstand, daß die einheimischen Halbnomaden nur kollektiven Landbesitz in verschiedenen Formen kannten und ihnen der Exklusivitätsanspruch des europäischen Begriffs des Privateigentums unbekannt war.
Mit der Gründung Pennsylvanias war die Phase der englischen Landnahme in Nordamerika nahezu abgeschlossen; erst ein halbes Jahrhundert später sollte im Süden mit Georgia die letzte der dreizehn Kolonien entstehen. Die Motive für diese Gründung waren teils strategischer, teils philanthropischer Natur. Indem sie die noch offene Lücke zwischen Carolina und dem spanischen Florida schloß, sollte sie einen Schutzwall gegen spanische wie auch indianische Angriffe bilden. Zugleich verdankte sie ihre Existenz einer für das 18. Jahrhundert durchaus typischen privaten karitativen Initiative. Der General und Abgeordnete James Oglethorpe, der 1729 eine parlamentarische Kommission zur Untersuchung der Zustände in den britischen Schuldgefängnissen geleitet hatte, entwickelte gemeinsam mit dem einflußreichen anglikanischen Geistlichen Thomas Bray sowie dem wohlhabenden Kaufmann Thomas Coram ein Projekt für die Ansiedlung ehemaliger Schuldgefangener in Amerika. 1732 gelang es, durch eine wohl organisierte groß angelegte Publicity-Kampagne eine entsprechende Charter von Georg II. sowie ausreichend öffentliche Mittel zur Finanzierung des Unternehmens zu erhalten. Ein Jahr später segelte Oglethorpe als Gouverneur der neuen Kolonie mit einer ersten Schiffsladung von Siedlern nach Amerika. Während der ersten acht Jahre wurden insgesamt 1810 Bedürftige, davon die Hälfte Engländer, in die neue Kolonie geschickt; hinzu kamen ca. 1000 Siedler auf eigene Rechnung. Jedem wurde nach dem üblichen Muster ein Landlos von lediglich 50 acres (20 Hektar) zugewiesen, und zugleich untersagten die Eigentümer, gemäß ihrer philanthropischen Grundüberzeugung, die Einfuhr von Sklaven wie auch von Rum, der als probates Mittel gegen Malaria angesehen wurde. Doch auch hier waren letztlich die Verhältnisse vor Ort sowie die unmittelbaren materiellen Interessen der Siedler stärker als die idealistischen Entwürfe der Gründer, und ehe die Kolonie 1752 vertragsgemäß in das Eigentum der Krone überging, wurde das Verbot der Sklaverei aufgehoben, und Georgias Wirtschaft entwickelte sich nach dem Muster der benachbarten Plantagenkolonie Carolina.
Expansion durch Migration

Rückblickend wird deutlich, daß mit der Gründung seiner Siedlungskolonien im Bereich des nordamerikanischen Küstenstreifens England nicht nur eine neue Phase, sondern auch eine neue Form der europäischen Expansion nach Übersee eröffnet hatte. Denn weder die Franzosen, noch Holländer oder auch Schweden, die allesamt ebenfalls in dieser Region Fuß zu fassen suchten, entfalteten ähnlich intensive Formen kolonialer Aktivitäten. Die Engländer waren die ersten, die in großem Umfang siedelten, sich nicht mit der Gründung von Handelsstationen begnügten und mit ihren Siedlungen neues Kulturland begründeten und nicht, wie z.B. die Spanier, in erster Linie vorhandene Kulturen unterwarfen und ausbeuteten.
Damit war letztendlich auch das Schicksal der indianischen Ureinwohner besiegelt. Vor allem durch Epidemien seit 1500 um mehr als die Hälfte ihrer geschätzten Population von 562.000 Menschen reduziert, waren sie an der Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert nun den ca. 260.000 im östlichen Nordamerika lebenden Kolonisten auch zahlenmäßig unterlegen. Und deren Landhunger war nicht zu stillen. Dabei entzogen die Siedler mit der Einführung europäischer Formen der Landwirtschaft den Ureinwohnern ihre Lebensgrundlage. Ausgedehnte Rodungen und eingezäuntes Weideland traten an die Stelle der offenen Jagdgründe der Indianer, die dann in der Regel vor dem wachsenden Druck der Einwanderer weiter nach Westen auswichen. Und wenn sie etwa – wie am nachhaltigsten im ‹King Phillip’s War› 1670 – die Eindringlinge mit Gewalt zu vertreiben suchten, mochten sie wohl einzelne Siege erringen, unterlagen aber am Ende den überlegenen Feuerwaffen der Weißen, deren Zahl zudem unerschöpflich schien, so daß niedergebrannte Siedlungen nicht nur in kurzer Zeit wiedererrichtet wurden, sondern weitere hinzukamen.
Das Fundament für diesen Zustrom lieferte eine Massenauswanderung, wie sie bis dahin weder im Hinblick auf den Umfang noch die Formen bei keiner anderen der jungen Kolonialmächte vorgekommen war. Man schätzt heute, daß zwischen 1601 und dem Beginn des amerikanischen Unabhängigkeitskrieges insgesamt ca. 650.000 Auswanderer die britischen Inseln in Richtung Amerika verließen,[10] wobei dieser Strom zu unterschiedlichen Zeiten natürlich unterschiedlich stark war; im 17. Jahrhundert waren es ungefähr 380.000, zwischen 1701 und 1780 dann 270.000. Und wenn während des großen Exodus der Jahre 1620–1640 ca. 70.000 Auswanderer England verließen, so war angesichts einer Bevölkerungszahl von ca. 5 Millionen die jährliche Emigrationsrate ungewöhnlich hoch, zumal sie zum überwiegenden Teil die Gruppe der jungen arbeitsfähigen Männer betraf. Denn anders als die Spanier verließen die meisten Briten ihre Heimat nicht, um in Übersee als Eroberer Beute zu machen oder einheimische Arbeitskräfte auszubeuten, sondern um sich selbst mit ihrer Hände Arbeit eine Existenz aufzubauen.
In der Regel trafen sie eine solche Entscheidung freiwillig, allenfalls beeinflußt durch werbende Flugblätter kolonialer Unternehmer. Daneben existierte allerdings die Praxis, nicht nur Straftäter, sondern auch unerwünschte Elemente› wie Arme oder ältere unverheiratete Frauen, die die Finanzen der Gemeinden belasteten, in die Kolonien abzuschieben. So sah die Transportation Act des Jahres 1718 erstmals vor, daß nicht nur als Gnadenakt bei Kapitalverbrechen, sondern auch als Strafe bei so geringen Vergehen wie dem Diebstahl von einem Schilling oder bei Wilderei die Deportation verfügt werden konnte. Zwischen 1720 und 1763 verabschiedete das Parlament dann insgesamt 16 diesbezügliche Gesetze, auf deren Grundlage fast 50.000 männliche und weibliche Sträflinge als billige Arbeitskräfte in die amerikanischen und westindischen Kolonien entsandt wurden. Dies bedeutet allerdings nicht, daß der Staat eine gezielte Kolonialpolitik verfolgte. Vielmehr lagen, wie bereits geschildert, den Koloniegründungen durchaus unterschiedliche Interessen zumeist privater Initiatoren zugrunde. Das Ergebnis waren keine uniformen Gebilde, geschweige denn konforme amerikanische Ableger des englischen Mutterlandes, und so spiegelten die Kolonien in ihrer Vielfalt auch die Krisen und Konflikte der ereignisreichen britischen Geschichte des 17. Jahrhunderts wider.
Das größte Kontingent der britischen Auswanderer kam zunächst aus England, doch die Zahl der Schotten und Iren nahm im Verlauf des 18. Jahrhunderts deutlich zu und betrug zwischen 1700 und 1780 dann 70 % aller britischen Einwanderer; bereits in seinen Anfängen war das Empire ein Britisches Empire. Die überwiegende Zahl der Engländer wiederum kam aus London und Umgebung, das seinerseits im Kontext der innerenglischen Migration wie ein Magnet wirkte, der zunächst einmal alle diejenigen anzog, die auf der Suche nach Arbeit ihre ursprüngliche ländliche Heimat verließen. Schließlich beschränkte sich der Zustrom der Einwanderer in die amerikanischen Kolonien nicht nur auf britische Staatsbürger. Im 18. Jahrhundert nahm vor allem die Zahl der deutschen Siedler zu, die sich schließlich auf ca. 100.000 belief. Die Eingliederung der nichtbritischen Einwanderer bereitete in der Regel keine Probleme, zumal die Plantation Act von 1745 festsetzte, daß die Voraussetzung für eine Naturalisation von Ausländern lediglich ein siebenjähriger Aufenthalt in einer britischen Kolonie sei; nur Katholiken blieben von dieser Regelung ausgenommen.
Vor allem im 17. Jahrhundert lieferte der ständige Zustrom von Einwanderern die demographische Basis für Stabilität und Wachstum der britischen Kolonien, deren Bevölkerung um 1700 mehr als 250.000 Einwohner europäischer Herkunft zählte. Doch nach der Überwindung der Schwierigkeiten der Anfangsjahre erfolgte das Wachstum auch weitgehend auf biologischem Wege. Nachdem die Neuenglandstaaten bereits zwischen 1660 und 1720 eine Art ‹Bevölkerungsexplosion› von insgesamt 600 % erlebt hatten, verdreifachte sich für die 13 Kolonien die Zahl der Weißen zwischen 1720 und 1750 auf ca. 1,25 Mio. Obwohl nach wie vor besonders in den südlichen Regionen ungünstige klimatische Bedingungen die Lebenserwartung für Europäer schmälerten, war die für das gesamte britische Amerika vermutete Geburtenrate doppelt so hoch wie die Sterberate, wobei die erstere zudem höher und die zweite niedriger lag als in England und dem übrigen Europa. Hauptursache für dieses spektakuläre Wachstum war vor allem die geringere Sterblichkeit von Kindern und Müttern, die wohl auf gesicherte und gesündere Lebensverhältnisse zurückzuführen war. So waren in der Neuen Welt die regelmäßig wiederkehrenden Hungersnöte des alten frühneuzeitlichen Europa unbekannt. Auch lag das durchschnittliche Heiratsalter niedriger als in Europa.
Trotz eines verspäteten Starts im Wettlauf um Beute und Landnahme in Übersee war es England im Laufe eines knappen Jahrhunderts gelungen, sich durch die erfolgreiche Besiedlung der östlichen Küstenregion Nordamerikas und die Inbesitznahme der äußeren karibischen Inseln, in der Reihe der europäischen Kolonialmächte eindrucksvoll zu etablieren. Und bis zum Ende des 18. Jahrhunderts sollten die amerikanischen Kolonien das Herzstück des neuen britischen Kolonialreiches bilden. Doch zugleich war das Britische Empire bereits in seinen Anfängen stets mehr als nur ein Kolonialreich – es war auch, wenn nicht sogar in erster Linie, ein merkantiles Empire, d.h. nicht so sehr auf überseeische Besitzungen als vielmehr auf weltumspannenden Handel gegründet.


 
2. DER HANDEL
Von alters her war auch im Europa der Frühen Neuzeit mehr noch als die agrarische oder gewerbliche Produktion der Handel unter günstigen Voraussetzungen am ehesten die Quelle für den raschen Erwerb von beträchtlichem Reichtum. Die Verteilung der Güter erwies sich als der profitabelste ökonomische Sektor jener Zeit; hier hat der moderne Kapitalismus seine Ursprünge. Wie in Italien, Deutschland und den Niederlanden bildeten auch in England die erfolgreichen Großkaufleute die Vorhut im gesellschaftlichen Aufstieg des Bürgertums. Sie waren es, die unternehmerische Phantasie und Wagemut bewiesen, wie sie im Bereich des Handels, vor allem im besonders gewinnträchtigen Fernhandel mit Luxusgütern und daraus erwachsenden internationalen Geldgeschäften gefragt waren.
Fernhandel bedeutet seit dem ausgehenden Mittelalter in zunehmendem Maße Seehandel, erst recht für die britischen Inselbewohner, und besonders seit der Erschließung der globalen Seewege im Zeitalter der Entdeckungen. Seehandel wiederum verspricht zwar hohen Profit, impliziert aber auch erhöhtes Risiko, eine bühnenwirksame Binsenweisheit, wie Shakespeare im Kaufmann von Venedig demonstriert. Und da der einzelne den hohen Einsatz, der hier gefordert ist, selten allein aufbringen kann oder tragen will, erfolgte Seehandel in der Regel als Gemeinschaftsunternehmung. Handelsschiffe waren zumeist im Eigentum von Benutzergruppen oder gar von Anteilseignern, die selbst nicht zur See fuhren, und die Händler schlossen sich zu Handelskompanien zusammen, wie sie sich in England in großem Maßstab im späten Mittelalter zuerst im Rahmen des Außenhandels herausbildeten. Abgesehen von der Bündelung individueller Mittel und Anstrengungen, boten solche Zusammenschlüsse den Vorteil, daß sie unter dem – gerade bei Unternehmungen im Ausland unverzichtbaren – Schutz der Krone standen, die den Gesellschaftern zugleich ein Monopol für ihren Handel garantierte und ihrerseits den so kontrollierten Handel leichter durch Zölle und sonstige Gebühren fiskalisch nutzen konnte.
Ähnlich wie bei den Koloniegründungen standen auch bei der Entwicklung weltweiter britischer Handelsbeziehungen am Anfang die companies, die Handelsgesellschaften. Ihre älteste Form war die regulated company, die noch ganz in der Tradition der mittelalterlichen Kaufmannsgilde steht. Hier wird die Mitgliedschaft nicht nur durch eine Gebühr, sondern, falls sie nicht ererbt wird, durch die Absolvierung einer Lehrzeit erworben. Die Satzung der Gesellschaft regelt nicht nur das Geschäftsgebaren, sondern auch die Lebensführung ihrer Mitglieder. Die Mitgliedschaft berechtigt den einzelnen, im Rahmen des Monopols der Gesellschaft auf eigene Rechnung und Gefahr Handel zu treiben. Die regulated company ist also keine Kapital-, sondern lediglich eine Unternehmensgemeinschaft. Das klassische Beispiel für diese Organisation bildete die im späten 15. Jahrhundert entstandene Merchant Adventurers Company als Zusammenschluß der englischen Tuchgroßhändler, die den Export nach Flandern und auch die norddeutschen Hansestädte kontrollierten.
In Fortentwicklung der regulated company wurde dann die joint stock company, die Aktiengesellschaft, zum klassischen Instrument der Finanzierung großer und langfristiger Handelsunternehmungen. Hier werden vom Anteilseigner weder Eintrittsgelder noch Prüfungen und auch keine individuellen Geschäftstätigkeiten verlangt. Statt dessen werden die Geschäfte gemeinsam abgewickelt und die Gewinne anteilig ausgeschüttet. Die Organisation der Kompanie ist pragmatisch allein auf die Realisierung der ökonomischen Zielsetzungen ausgerichtet. Im Hinblick auf solche Zielsetzungen existierte anfangs allerdings ein Unterschied zwischen einer lediglich auf die Abwicklung eines begrenzten Unternehmens angelegten semi-joint stock company und einer echten Aktiengesellschaft, bei der ein einzelner nicht mehr nach Belieben seinen Anteil aus dem Unternehmen ziehen darf, sondern ihn allenfalls auf dem Markt veräußern kann.
Die frühneuzeitlichen englischen Handelsgesellschaften wurden durchweg als Aktiengesellschaften ins Leben gerufen: 1552 die Moscovy Company für den Handel mit Moskau, in den 80er Jahren des 16. Jahrhunderts die Turkey Company und die Venice Company, die 1592 zur Levant Company fusionierten und das Monopol für die Importe von Luxuswaren aus dem Vorderen Orient innehatten. Herausragende Bedeutung für die Entwicklung des Britischen Empire sollte allerdings die East India Company erlangen, vor allem dadurch, daß sie im 17. Jahrhundert den Grundstein für die britische Herrschaft in Indien legte, die im 19. Jahrhundert zum Zentrum des Empire wurde.
Die Gruppe von 101 Anteilseignern, die 1600 als Company of Merchants of London trading into the East Indies von Königin Elisabeth I. die Charter für ein entsprechendes Monopol erhielten, verfolgte die ursprünglichen Zielsetzungen der europäischen Expansion: Zugang zu den Schätzen des fernen Orients zu gewinnen. Das Konsortium folgte dem Beispiel holländischer Kaufleute, die seit 1595 mit Erfolg in das fernöstliche Interessengebiet der Portugiesen eingedrungen waren. Anfangs vermied man die Form einer reinen Aktiengesellschaft, vielmehr mußte jede Reise gesondert finanziert und abgerechnet werden – ein umständliches Verfahren in Anbetracht der Tatsache, daß eine solche Reise ca. 3 Jahre in Anspruch nahm und Unternehmungen, die sich zeitlich überschnitten, die finanzielle Situation zusätzlich komplizierten. Auch galt das durch die Charter gewährte Monopol zunächst nur für einen begrenzten Zeitraum – anfangs war es auf 15 Jahre befristet –, um dann wieder kostenpflichtig erneuert zu werden. Erst als Cromwell 1657 der Gesellschaft eine neue Charter gewährte, wurde damit das echte Aktienprinzip realisiert.
Trotz dieser anfänglichen Mängel und Schwierigkeiten wuchs die Gesellschaft rasch zur größten englischen Handelskompanie und brachte in den ersten dreißig Jahren ihres Bestehens insgesamt fast 3 Millionen Pfund auf. Die Zahl der Anteilseigner stieg auf über 1000 im Jahre 1640, die meisten von ihnen gehörten der Londoner Kaufmannschaft an. 1601 verließ der erste Konvoi der Kompanie, bestehend aus vier Schiffen mit insgesamt 1400 Tonnen Ladung und 480 Mann an Bord London mit Kurs auf Java und Sumatra. Zwei Jahre später kehrte man mit einer riesigen Ladung Pfeffer wieder zurück, die allerdings nur schleppend abgesetzt werden konnte, so daß die Aktionäre sich mit einer angesichts des hohen Risikos bescheidenen jährlichen Gewinnrate von ca. 20 % begnügen mußten. Dennoch galt das Unternehmen als Erfolg; weitere jährliche Reisen folgten, wobei von 1608 an auch der indische Hafen Surat angelaufen wurde.
Besondere Schwierigkeiten bereitete der Kompanie der Umstand, daß sie ihren Handelspartnern in Fernost ihrerseits keine attraktiven Produkte anbieten konnte, denn für den Hauptexportartikel Englands, die schweren Wollstoffe, bestand in den Tropen selbstverständlich kein Bedarf; außerdem waren europäische Textilien auf dem dortigen Markt zu teuer. Umso stärker war die Nachfrage nach Edelmetallen, besonders nach Silber, das in Asien zu einem weitaus höheren Preis als in Europa gehandelt wurde. Da andererseits der damals herrschenden ökonomischen Lehre zufolge der Handel in erster Linie der Steigerung der Finanzkraft des Staates zu dienen hatte, die ihrerseits an der Menge der ihm zur Verfügung stehenden Edelmetallvorräte gemessen wurde, galt es als ökonomischer Sündenfall, größere Mengen an Silber zu exportieren. Hierfür bedurfte die East India Company einer ausdrücklichen Genehmigung, die in ihrer Charter niedergelegt war. Dennoch wurde ihre Handelspraxis immer wieder kritisiert, denn im Laufe der ersten 23 Jahre ihrer Existenz transportierten ihre Schiffe Silber im Gegenwert von 753.336 Pfund, während der Wert der sonstigen Ausfuhren nach Ostasien weniger als die Hälfte betrug.[11] Zur Rechtfertigung dieser Praxis wurde allerdings angeführt, daß zwischen 50 % und 90 % des importierten Pfeffers in nordeuropäische Länder zu Preisen re-exportiert wurde, die den Wert des dafür gezahlten Silbers um das Vier- bis Fünffache überstiegen und so trotz hoher Transportkosten letztlich eine aktive Handelsbilanz gewährleisteten. Eine weitere Besonderheit des Asienhandels war, daß es für eine rationelle Abwicklung der Einrichtung fester Handelsstationen bedurfte, in denen Agenten der Gesellschaft die zur Verschiffung nach England bestimmten Waren sammelten. Bis zur Mitte des 17. Jahrhunderts hatte die Kompanie sowohl im indonesischen Raum wie auch an den indischen Küsten zwölf solcher Faktoreien eingerichtet – zunächst meist in einheimischen Hafenstädten wie Surat (1613), Masulipatam (1611) oder Hugli (1651); später kamen eigene befestigte Stationen hinzu wie Madras (1639), Bombay (1661 als Mitgift der portugiesischen Gemahlin Karls II. von diesem der East India Company 1668 übereignet) und Kalkutta (1696). Die hier stationierten Angestellten, anfangs ca. 200 an der Zahl, wurden damit entlohnt, daß ihnen das Recht zugestanden wurde, auf eigene Rechnung Geschäfte zu tätigen. Dies war umso leichter möglich, als die Gesellschaft, die während der ersten Jahrzehnte ihrer Tätigkeit ihre Profite auch dadurch zu steigern versucht hatte, daß sie sich im innerasiatischen Handel engagierte und ihre Schiffe asiatische Häfen vom Roten Meer bis hin nach Japan anliefen, schon bald dieses einträgliche Geschäft in zunehmendem Maße ihren Handelsagenten zu deren privatem Nutzen überließ.
Für den langfristigen Erfolg der Gesellschaft war vor allem entscheidend, daß die Palette der importierten Produkte um die Jahrhundertmitte notgedrungen erweitert wurde, da die Engländer letztendlich der weitaus finanzkräftigeren holländischen Ostindienkompanie deren führende Position auf dem Markt mit Pfeffer und anderen fernöstlichen Gewürzen nicht entscheidend streitig machen konnten. Statt dessen verlegte man sich seit der Mitte des 17. Jahrhunderts in zunehmendem Maße und mit durchschlagendem Erfolg auf die Einfuhr hochwertiger indischer Baumwolltextilien, deren Qualität die europäischer Produkte weit übertraf. So stieg zwischen 1660 und 1680 der Import von 250.000 auf eine Million Stück indischen Kalikos und bildete gegen Ende des Jahrhunderts die Grundlage für den wirtschaftlichen Erfolg der Kompanie. Später gewann die Einfuhr von Tee, den die Gesellschaft in China mit indischem Opium bezahlte, zunehmend an Bedeutung. So erlebte die Kompanie in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts einen beachtlichen Aufschwung, wobei das Wachstum des Handelsvolumens mit einer ansehnlichen Steigerung des Aktienkurses einherging, der 1683 seinen Höchststand erreichte, als die 100-Pfund-Aktien zum fünffachen Preis gehandelt wurden, die jährliche Dividende im Durchschnitt 25 % betrug und, soliden Schätzungen zufolge, der jährliche Profit bei 130.000 Pfund lag.
Dieser eindrucksvolle wirtschaftliche Erfolg war oftmals unter erheblichen Schwierigkeiten und mit gelegentlichen Rückschlägen sowie gegen vielfältige Widerstände errungen worden. Denn im Gegensatz zu den kolonialen Unternehmungen der Engländer in der nordamerikanischen Küstenregion agierte die East India Company nicht in einem machtpolitischen Vakuum. Sie war nicht nur gezwungen, sich mit einheimischen Machthabern zu arrangieren, sondern sich auch mit europäischen Konkurrenten auseinanderzusetzen. So gerieten die Engländer, als sie auf ihren ersten Fahrten nach Fernost zunächst die sogenannten ‹Gewürzinseln› im indonesischen Raum ansteuerten, notwendig schon bald mit den Holländern in Konflikt. Diese hatten ihren achtzig Jahre währenden Freiheitskampf gegen Spanien auch als Seekrieg geführt und in dessen Verlauf in Fernost Portugal, das von 1580 bis 1640 mit Spanien in Personalunion vereint war, aus seiner kolonialen Vormachtstellung verdrängt, in Indonesien ihr eigenes Kolonialreich errichtet und zugleich uneingeschränkte Besitzansprüche auf die Gewürzinseln der Molukken angemeldet. Als nun die East India Company als neuer Rivale auf dem europäischen Markt für Gewürze in diesen Raum einzudringen begann, eskalierte diese Konkurrenzsituation rasch in sporadischen, bewaffneten Konflikten, die 1623 im Amboina Massaker gipfelten, als zehn englische Kaufleute der dortigen Faktorei von Holländern erschlagen wurden – ein Ereignis, das im Laufe des 17. Jahrhunderts immer wieder von englischer Seite als Kriegsgrund beschworen werden sollte.
Doch vorerst blieb den Engländern nichts anderes übrig, als dem stärkeren Kokurrenten zu weichen, denn die holländische Ost-Indien-Kompanie war zu dieser Zeit nicht nur mit einem Einlagekapital von mehr als einer halben Million Pfund der größte Handelskonzern Europas, sie konnte auch dank ihres halbstaatlichen Charakters auf uneingeschränkte politische Unterstützung setzen. Erst jetzt konzentrierten sich die Aktivitäten der East India Company vornehmlich auf Ziele in Indien, das buchstäblich eine Art ‹zweite Wahl› war, nicht nur zeitlich gesehen, sondern auch in Anbetracht scheinbar ungünstiger allgemeiner Voraussetzungen für profitable Handelsgeschäfte: Die begehrten Gewürze gab es nicht in direktem Angebot, und in den Anfangsjahren hatte man die Attraktivität indischer Textilien noch nicht entdeckt. Außerdem existierte auch in dieser Region starke europäische Konkurrenz; hier waren es die Portugiesen, die in Ormuz am Persischen Golf, in Goa an der indischen Westküste und auf Ceylon ihre wichtigsten Stützpunkte hatten. Und schließlich mußte man zunächst einmal Zugang gewinnen zum riesigen Reich der islamischen Mogulherrscher, das im 17. Jahrhundert seine größte Ausdehnung erreichte und sich nahezu über den gesamten indischen Subkontinent erstreckte. 1607 waren erste Kontakte zum kaiserlichen Hof hergestellt. Die Bemühungen um die Erlaubnis für die Einrichtung einer eigenen Faktorei scheiterten zunächst jedoch an portugiesischen Intrigen, und erst als die East India Company sich in mehreren Seegefechten siegreich gegen die Portugiesen durchgesetzt hatte, erhielt sie 1613 den Freibrief für die Gründung ihrer ersten Niederlassung in Surat an der indischen Nordwestküste. Schließlich wurde sie durch ein entsprechendes Abkommen mit den Portugiesen als gleichberechtigter Handelspartner in allen Häfen des Mogulreiches zugelassen. Bereits vorher hatte sie auch im Osten an der Coromandelküste Fuß gefaßt, zuerst in Masulipatam und später durch die Gründung der befestigten Siedlung Madras.
Noch bedrohlicher als die Widerstände und Konflikte im Fernen Osten waren die Schwierigkeiten, mit denen sich die East India Company im Mutterland konfrontiert sah, denn sie gefährdeten nicht nur ihren wirtschaftlichen Erfolg, sondern auch ihre Existenz – und dies nicht zuletzt wegen ihrer wirtschaftlichen Erfolge. Die Profite der Gesellschaft weckten Begehrlichkeiten – nicht nur bei denjenigen, die von ihrem Monopol ausgeschlossen waren, sondern auch bei dem, der ihr dieses Handelsmonopol verliehen und garantiert hatte: nämlich dem Staat. Sowohl der König selbst wie auch seine Minister ließen sich den Schutz des Handelsprivilegs der Kompanie immer wieder durch Zahlungen, günstige Anleihen oder gar Bestechungen entgelten. Das hinderte sie nicht daran, gleichzeitig einzelnen Kaufleuten gegen Zahlung zu gestatten, ungeachtet des Monopols der Gesellschaft eigene Handelsgeschäfte im indischen Raum zu betreiben. Überdies entstanden der Kompanie beträchtliche, allerdings nie genauer bezifferte Verluste durch die interlopers, durch Händler, die ohne jede Lizenz das Monopol mißachteten und zu denen auch zahlreiche in Indien tätige Angestellte der Kompanie gehörten. So brachte es etwa ein gewisser Thomas Pitt, Sohn eines Geistlichen aus der Grafschaft Dorset, der zunächst 1673 in Diensten der Gesellschaft nach Indien gegangen war, zu einem riesigen Vermögen, das er dann in Gestalt des größten Diamanten seiner Zeit (ca. 410 Karat) nach England transferierte.[12]
Vor allem in der Epoche der Wirren des Bürgerkriegs und der Revolution sah sich die East India Company wachsender einheimischer Konkurrenz ausgesetzt, bis sie zunächst 1657 von Oliver Cromwell und nach der Restauration der Monarchie 1661 von Karl II. neu organisiert und mit neuen Privilegien ausgestattet wurde. Von nun an war sie eine echte Aktiengesellschaft, der nicht allein das Handelsmonopol mit Indien bestätigt wurde, sondern die zudem das Recht erhielt, auf eigene Rechnung Truppen aufzustellen, Krieg zu führen, Festungen einzurichten, Verträge zu schließen sowie die Jurisdiktion über alle Engländer in Indien auszuüben. Damit waren von seiten des Staates Voraussetzungen dafür geschaffen, daß die East India Company in Indien selbst einmal staatlichen Charakter annehmen könne, ohne daß einstweilen solche Zielsetzungen bestanden hätten.
In der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts erlebte die Gesellschaft in enger Bindung an die restaurierte Monarchie ihre große Blütezeit, mußte allerdings ihr Monopol fortwährend gegen wachsende freie Konkurrenz verteidigen, denn in der Praxis kamen ihre Gewinne nur einer kleinen Gruppe von Großaktionären zugute, die eifersüchtig über ihre Privilegien wachten. Und so geriet sie nach 1688 abermals in den Strudel der politischen Umwälzung, mit dem Ergebnis, daß sich 1698 ihre zahlreichen Konkurrenten in einer ebenfalls staatlich lizensierten New East India Company zusammenschlossen, der für den Preis einer Anleihe von zwei Millionen Pfund an die Staatskasse nun das Monopol des Indienhandels zuerkannt wurde, während man ihrer Vorgängerin nur noch wenige Jahre für die Abwicklung ihrer Geschäfte zubilligte. Doch die Führung der alten Gesellschaft taktierte mit großem Geschick, ließ ihre vielfältigen Beziehungen spielen und erwarb vor allem Aktienpakete der neuen Gesellschaft. Da sie zudem in Indien über eine starke Position und ein etabliertes Netzwerk verfügte, erreichte sie schließlich die Fusion der alten und der neuen Kompanie. 1709 trat die United Company of Merchants of England trading to the East Indies an die Stelle der beiden rivalisierenden Gesellschaften, um den Preis einer abermaligen zinsgünstigen Anleihe von 1,2 Millionen Pfund für die in den großen spanischen Erbfolgekrieg verstrickte Regierung.
Finanztechnisch läßt sich die neue Gesellschaft als Zusammenschluß von Staatsgläubigern bezeichnen, die für ihren unkündbaren Kredit mit dem Monopol des Ostindienhandels entschädigt wurden. So wurde die East India Company im Laufe des 18. Jahrhunderts zum Hauptgläubiger des Staates; 1737 z.B. betrug ihr Kapital mehr als 4 Millionen Pfund, die an die Regierung ausgeliehen waren, während die Gesellschaft aus ihren Zinseinnahmen ihre gewinnträchtigen kommerziellen Unternehmungen finanzierte. Dies muß im Zusammenhang mit der Tatsache gesehen werden, daß seit der Glorreichen Revolution und mit der Einrichtung der Bank Of England eine de facto parlamentarisch verantwortliche Regierung die Staatsschuld garantierte, in die fortan Anleger bereitwillig investierten.
Organisatorisch handelte es sich bei der neuen Gesellschaft um die Fortführung der ursprünglichen Kompanie, deren Mitgliedschaft nun um die ihrer einstigen Konkurrenten und Kritiker erweitert worden war. An ihrer Spitze stand ein in London ansässiger Court of Directors, ein aus 24 Personen bestehendes Führungsgremium, das einmal wöchentlich zusammentrat, dessen Mitglieder jeweils Aktien in der Höhe von mindestens 2000 Pfund besitzen mußten und die aus ihrer Mitte den jährlich wechselnden Vorsitzenden (Governor) wählten. Diese Direktoren gingen aus der Wahl durch die Aktionärsversammlung hervor, in der seit 1657 jeder Besitzer von Aktien im Wert von mindestens 500 Pfund über eine Stimme verfügte. In Indien wurden die Aktivitäten von drei Presidents geleitet, die in Surat/Bombay, Madras und Kalkutta stationiert waren.
Wie im Falle der britischen Kolonien in Amerika bestand auch bei der Expansion und Organisation des Fernhandels mit dem asiatischen Raum die für das Empire typische enge Verflechtung von privaten und staatlichen Elementen. Allerdings wurde der Staat nach der Glorreichen Revolution von 1688 nicht mehr von der Krone, sondern vom Parlament verkörpert, in dessen Unterhaus meist einige Direktoren der Gesellschaft sowie eine Reihe einflußreicher Aktionäre als Abgeordnete vertreten waren. Dies implizierte, daß zwar nicht mehr die oftmals schwankende Gunst des Monarchen oder einflußreicher Höflinge auf ihr Schicksal einwirken konnte, wohl aber der Streit der Parteien. Auch als Gesellschaft privater Aktienbesitzer blieb die East India Company letztlich vom Staat abhängig, denn ihre Charter und damit ihr Monopol war ihr stets nur für einen bestimmten Zeitraum verliehen; danach konnte es zu neu auszuhandelnden Bedingungen bestätigt werden.
Die East India Company war selbstverständlich nicht die einzige Handelsgesellschaft von Bedeutung. Nach wie vor existierten die alten Merchant Adventurers für den Tuchexport nach Europa mit den Schwerpunkten Holland und Hamburg sowie die Levant Company, die bis zu ihrer Auflösung 1754 mit ihrem über das Mittelmeer abgewickelten Orienthandel der Ostindiengesellschaft Konkurrenz zu machen versuchte. Doch auf dem Feld des Überseehandels und damit für das sich formierende Empire spielten vor allem noch die Hudson’s Bay Company sowie jene Gesellschaften eine Rolle, welche den seit der 2. Hälfte des 17. Jahrhunderts sich entwickelnden Sklavenhandel zu kontrollieren suchten. Auf diesem Sektor entstanden eine ganze Reihe von meist kurzlebigen African Companies, die sich zwischen 1588, als die erste von Elisabeth ihr Privileg erhielt, und 1698, als das englische Parlament hier das Monopol aufhob, in rascher Folge ablösten. Bezeichnend hierfür war etwa, daß Karl II. 1663 der Company of the Royal Adventurers Trading into Africa ein tausendjähriges Monopol verlieh, das bereits neun Jahre später einer Royal African Company übertragen wurde, ohne daß es jemals umfassend gegenüber den zahlreichen freien Händlern durchgesetzt werden konnte.
Während der Afrika-Handel eine der Arterien des britischen Handelsimperiums bildete, war die 1670 mit einer entsprechenden Charter ausgestattete Hudson’s Bay Company eher an der Peripherie des Empire tätig, denn sie konzentrierte ihre Aktivitäten auf einen Raum, aus dem sich die Engländer nach dem Scheitern ihrer Suche nach einer Nordwest-Passage weitgehend zurückgezogen hatten. Statt dessen waren die Franzosen im Tal des St. Lorenz-Stromes vorgedrungen und im Begriff, dort einen lukrativen Pelzhandel einzurichten. Erst als zwei französische Pelzhändler bei ihrer Gesellschaft mit dem Vorschlag scheiterten, ihrem Handel einen direkten Zugang zum Meer zu öffnen und sie sich daraufhin an die Engländer wandten, richtete deren neu gegründete Gesellschaft an der Hudson Bay entsprechende Handelsstationen ein. Und obwohl häufig in existenzgefährdende Auseinandersetzungen mit überlegenen französischen Kräften verwickelt, blühte das Geschäft mit den von indianischen Jägern gelieferten Biberfellen, die bei Londoner Hutmachern reißenden Absatz fanden – in Gestalt einer kanadischen Kaufhauskette existiert die Hudson’s Bay Company noch heute.
Wenn im Kontext des Empire die Hudson’s Bay Company keine bedeutsame Rolle spielte, so gilt das zum Ende des 17. Jahrhunderts generell für dergleichen Organisationen: Von insgesamt 93 Aktiengesellschaften im Bereich des Handels bestanden 1698 noch ein knappes Drittel. Die große Ausnahme blieb allerdings die East India Company, die auf Grund der von ihr in Indien errichteten und unterhaltenen Infrastruktur ihre überragende Bedeutung gegen jede kommerzielle Konkurrenz vorerst behaupten konnte und die zudem den Schwerpunkt ihrer überseeischen Aktivitäten bald in andere Bereiche verlegte. Doch obwohl die Blütezeit der Monopolgesellschaften für den Fernhandel vorüber war, gewann der Überseehandel insgesamt im Kontext der britischen Ökonomie mehr und mehr an Gewicht. Zwar betrug der Anteil britischer Kaufleute am Welthandelsvolumen um 1700 nur ca. 20 %, bedeutsam aber war vor allem sein nachhaltiges Wachstum sowie eine generelle Verlagerung vom traditionellen Europahandel zum interkontinentalen Überseehandel, der schon bald das solide Fundament des älteren Britischen Empires bilden sollte.
Für das Außenhandelsvolumen des 17. Jahrhunderts liegen keine genauen Zahlen vor, lediglich Steuer- und Zollisten, die weder die schwankenden Marktpreise noch den umfangreichen Schmuggel erfassen, dessen Höhe 1746 im britischen Unterhaus mit einem Gegenwert von 1 Million Pfund beziffert wurde. Dennoch lassen Schätzungen zumindest den allgemeinen Trend deutlich erkennen. Demnach stieg der Warenwert der englischen Importe von knapp einer Million Pfund im Jahre 1600 auf 4,4 Mio. – 1660; 6 Mio. – 1700; 7,8 Mio. – 1750 und 11,2 Mio. im Jahre 1763. Die entsprechenden Zahlen für die englischen Exporte belaufen sich auf 1 Mio – 1600; 4,1 Mio. – 1660; 6,5 Mio. – 1700; 12,7 Mio. – 1750 und 14,7 Mio. – 1763. Um 1700 stammte ungefähr ein Drittel der Importe aus den englischen Kolonien und aus Ostindien; b ei ca. 30 % der Exporte handelte es sich nicht um in England produzierte Güter, sondern um Re-Exporte zumeist aus Übersee importierter Waren. Zudem differierte die Handelsbilanz mit den verschiedenen Partnern in Übersee beträchtlich: Sie gestaltete sich für England im Warenverkehr mit Ost-Indien und den westindischen Besitzungen fast durchweg negativ, positiv hingegen im Handel mit den nordamerikanischen Kolonien. Im Jahr 1750 z.B. betrug der Wert der Importe aus Westindien 1484 Mio. Pfund, der der Exporte in diese Region 449.000; für Indien war das Verhältnis 1,1 Mio. – 585.000 Pfund und für Nordamerika 877.000 – 971.000.
Wenn der Handel die Basis des älteren Britischen Empire bildete, so schloß er auch die kommerziellen Aktivitäten der amerikanischen, besonders der Neu-England-Kolonien im Norden ein, die frühzeitig ihre negative Handelsbilanz gegenüber dem Mutterland durch Exporte in eigenen Schiffen sowohl nach Südeuropa wie besonders in die britischen Niederlassungen in Westindien auszugleichen trachteten. Im katholischen Spanien bestand eine kontinuierliche Nachfrage nach Fisch, und auf Grund der auf die Produktion von Zucker ausgerichteten Monokultur in Britisch-Westindien mußten dort die Lebensmittel des Alltagsbedarfs, d.h. Getreide und Vieh von Kolonien der amerikanischen Küstenregion, importiert werden. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts kamen für die mittleren Kolonien wie Pennsylvania und Maryland Südeuropa als wichtiger Absatzmarkt für ihre Agrarprodukte wie Weizen und Mais hinzu. Somit beschränkte sich der Handel des Empire bzw. der Handel im Rahmen des Empire keineswegs auf bilaterale Austauschbeziehungen, sondern bildete ein Netzwerk vielfältiger kommerzieller Verbindungen.
Einen besonderen Stellenwert innerhalb dieses Beziehungsgeflechts besaß als Teil des umfangreichen lukrativen Handels zwischen England und seinen westindischen Besitzungen seit der Mitte des 17. Jahrhunderts der Sklavenhandel. Auch auf diesem Gebiet waren englische Kaufleute Nachzügler gegenüber ihren Konkurrenten aus Portugal und Holland. Aber seit 1650 begannen sie diese zu überflügeln, und von den insgesamt ca. 7 Millionen Afrikanern, die zwischen 1662 und 1807 zwangsweise nach Amerika verfrachtet wurden, transportierten britische Schiffe ungefähr die Hälfte, eine Zahl übrigens, welche die der europäischen Einwanderer im gleichen Zeitraum um das Dreifache überstieg. Waren es um 1665 noch jährlich 6700, so erhöhte sich diese Rate in den 1760er Jahren auf 42.000. Der Markt für diesen Menschenhandel war vor allem durch den Zuckerrohranbau in Westindien sowie durch den Bedarf der südlichen Küstenkolonien an billigen Arbeitskräften ständig expandiert. Hier entwickelte sich der berüchtigte atlantische Dreieckshandel. Die Schiffe verließen England, d.h. vornehmlich den Hafen von Liverpool, mit Kurs auf die westafrikanische Küste, wo sie ihre Ladung von Textilien, Eisenwaren, Musketen und Schießpulver gegen vorwiegend junge männliche Sklaven eintauschten. Von denen starben mehr als 10 % auf der anschließenden Fahrt nach Westindien durch die unmenschlichen Transportbedingungen. Wenn der Rest mit Gewinn verkauft war – wobei die Pflanzer in der Karibik in der Regel das Achtfache des ‹Einkaufspreises› für einen Sklaven zahlten –, ging es meist mit einer Ladung Zucker nach England zurück. Der durchschnittliche Gewinn einer solchen Reise wurde mit 8–10 % veranschlagt.
Doch die Bedeutung des Überseehandels erschöpfte sich nicht in den direkten Gewinnen, die hier von britischen Kaufleuten erzielt wurden und die sich in ihrer Summe in der nationalen Handelsbilanz niederschlugen, welche zeitgenössischen ökonomischen Theorien zufolge als der Hauptindikator für die Wirtschafts- und Finanzkraft eines Staates galt. Darüber hinaus wirkte der Fernhandel als stimulierende Kraft für zahlreiche Sektoren der Gesamtwirtschaft. Vieles spricht dafür, daß Englands Einbindung in das System des Welthandels und speziell die kommerziellen Wechselbeziehungen innerhalb seines Empire seit dem späten 17. Jahrhundert das Wachstum des gewerblichen Sektors bis hin zur beginnenden industriellen Revolution nachhaltig gefördert und beschleunigt hat. Vor allem dort, wo eine steigende Nachfrage aus Übersee zu Engpässen in der heimischen Produktion führte, entstanden Anreize für zukunftsträchtige Innovationen. Und da der Überseehandel ebenso umfangreiche wie langfristige Investitionen erforderte, wurden neue Methoden und Instrumente im Bereich des Finanzwesens entwickelt. Banken lockten ausländisches Kapital an, und Versicherungen florierten durch weltweite Geschäfte. Wenn Wirtschaftshistoriker heute mit Blick auf die Zeit der Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert von einer kommerziellen und Finanziellen Revolution› in England sprechen, so ist deren Umfang ohne die Auswirkungen des Empire-Handels nicht zu erklären.


 
3. SCHIFFAHRT UND SEEMACHT
Von herausragender Bedeutung für den Aufstieg des Empire war die naturgemäß enge Wechselwirkung von expandierendem Überseehandel und wachsender Flotte, durch die Großbritannien schließlich zur führenden Seemacht aufstieg. So nahm der dem englischen Handel zur Verfügung stehende Schiffsraum im Laufe von hundert Jahren um das Dreifache zu und betrug in den 70er Jahren des 18. Jahrhunderts mehr als 500.000 Tonnen. Und wenn auch gegen Ende des 17. Jahrhunderts die Holländer immer noch im europäischen Seehandel ihre Führungsposition behaupteten, so beherrschten die Engländer mehr und mehr den kolonialen Fernhandel. Die britischen Werften allein konnten schon bald den wachsenden Bedarf an Schiffsraum nicht mehr befriedigen, zumal die Lebensdauer der aus Holz gezimmerten Segler begrenzt war. Sie betrug in der Regel ca. zehn Jahre, d.h. ein Ostindienfahrer konnte mithin nur für insgesamt vier Fahrten nach Indien eingesetzt werden. Zudem betrug z.B. die Bauzeit für ein Linienschiff des 18. Jahrhunderts zwei Jahre, und man brauchte dazu das Holz von mehr als 3000 Eichen. So führte der steigende Bedarf an neuen Schiffen dazu, daß die nordamerikanischen Kolonien wie Massachusetts diese Chance zunehmend für ihre jungen Werften nutzten; mindestens die Hälfte der Schiffe, die z.B. im Jahre 1686 den Londoner Hafen anliefen, waren entweder Eigentum kolonialer Reeder, oder sie waren zumindest in Nordamerika gebaut worden.
Der Handel, speziell der überseeische Fernhandel, bildete das Fundament des älteren Empire, und dieses kommerzielle Empire war gleichzeitig notwendigerweise ein maritimes Empire, letztlich gegründet auf das nasse Element und hölzerne Schiffsplanken. In der Praxis bedeutete dies langwierige Seereisen mit all ihren Beschwernissen und Gefahren sowie das fortwährende Bemühen, die hierfür erforderlichen Instrumente und Techniken zu entwickeln bzw. zu verfeinern. Dabei stieg England seit der Mitte des 17. Jahrhunderts allmählich zur führenden seefahrenden Nation auf. 1675 wurde das Observatorium zu Greenwich von Karl II. gegründet, das fortan den Nullmeridian als Fixpunkt für nautische Messungen definierte. Später entwickelte der Uhrmacher John Harrison den für exakte Standortbestimmungen unerläßlichen Chronometer, eine Uhr, die unabhängig von einem durch den Seegang aus dem Takt gebrachten Pendelschlag die genaue Zeit anzeigte. 1686 veröffentlichte der später in Greenwich angestellte königliche Astronom Edmond Halley die erste metereologische Weltkarte mit den entsprechenden Tabellen für die Himmelsrichtungen und Zeiten der in den einzelnen Meeresregionen vorherrschenden Winde. War eine Reise über den Atlantik oder den Indischen Ozean zu Beginn der Neuzeit noch ein unkalkulierbares Wagnis gewesen, so konnte um 1700 ein normales englisches Handelsschiff ohne besondere Schwierigkeiten relativ zielgenau Charleston oder Bombay ansteuern.
Allerdings mußten auch noch zu Beginn des 18. Jahrhunderts für eine Schiffsreise zu den amerikanischen Kolonien sieben bis neun Wochen veranschlagt werden, für den Rückweg auf Grund der bestehenden Windverhältnisse im atlantischen Raum, die in etwa dem Uhrzeigersinn entsprachen, ungefähr zwei Wochen weniger. Der Weg nach Indien beanspruchte sechs Monate, und da der Monsun im Indischen Ozean zwischen April und September von Süd/West und von Oktober bis März vorwiegend aus Nord/Ost blies, bedeutete dies, daß Ostindienfahrer im frühen Frühjahr von London aufbrechen und die Rückreise von Indien zu Beginn des Winters antreten mußten. Desgleichen war der Sklavenhandel ein zeitlich aufwendiges Geschäft, denn eine Fahrt im Rahmen des atlantischen Dreiecks (England – Westafrika – Westindien – England) nahm gewöhnlich zwölf bis achtzehn Monate in Anspruch.

Naturgemäß erhöhten die beengten und unhygienischen Verhältnisse an Bord bei längeren Seereisen die Gefahr, einer der zahlreichen Krankheiten zum Opfer zu fallen – zumeist dem Skorbut, der erst um 1800 seinen Schrecken verlieren sollte, und in den tropischen Häfen dem Gelbfieber oder der Malaria, während in heimischen Gewässern vor allem der Typhus wütete. Hohe Sterberaten galten besonders für die Kriegsmarine. So verlor das 1726 mit 4750 Mann in die Karibik entsandte Geschwader des Admirals Francis Hosier innerhalb von 2 Jahren mehr als 4000 Seeleute, und als George Anson 1740–1744 um die Welt segelte, kehrte er mit lediglich einem von acht Schiffen und 145 von ursprünglich 1500 Mann zurück, wobei nur vier Seeleute im Kampf gefallen waren. Doch dies sind Extremwerte, die zwar das stets latente Risiko frühneuzeitlicher Seefahrt bezeugen, denen aber entgegensteht, daß zur gleichen Zeit – vor der systematischen Bekämpfung des Skorbut durch regelmäßige Vitamin-C-Dosen – die durchschnittliche jährliche Sterberate bei 6 % und bei der Handelsmarine noch deutlich niedriger lag. Dabei bestand die Besatzung eines Linienschiffes der 1. Klasse aus 600–800 Mann, die eines Ostindienseglers, der so groß war wie ein Kriegsschiff, aus ca. 130 Seeleuten. Am günstigsten gestaltete sich das Verhältnis von Tonnage und Besatzung im Handel mit den nordamerikanischen Tabakkolonien, wo sich im Laufe der Zeit die normale Besatzung eines Zweihundert-Tonnen-Schiffs von zwanzig auf etwa dreizehn Mann verringerte. Man versuchte damit auch dem Problem der Zeit zu begegnen, daß angesichts einer raschen Zunahme der Gesamttonnage aller Schiffe sowohl für die Kriegs- als auch für die Handelsmarine die Zahl der Seeleute knapp wurde.
Wenn eine umfangreiche funktionsfähige Flotte die unerläßliche Basis für ein maritimes kommerzielles Empire bildet, dann schließt sie notwendig eine Kriegsflotte mit ein, um in der Konkurrenz der europäischen Handels- und Kolonialmächte dem eigenen Handel den nötigen Schutz zu gewährleisten. Und so läßt sich, parallel zur Entstehung und Ausdehnung des Empire, der Aufbau und Ausbau der britischen Kriegsmarine beobachten. Anfangs konnte noch nahezu jedes Schiff als Kriegsschiff eingesetzt werden, gemäß den fließenden Grenzen zwischen Piraterie und Fernhandel zur Zeit Elisabeths I. Als 1588 die spanische Armada besiegt wurde, bestand die englische Flotte z.T. aus privaten Seglern und nur zum Teil aus Schiffen der königlichen Marine, die ansonsten ebenfalls für private Kaperfahrten zur Verfügung standen. Erst im Laufe des 17. Jahrhunderts entwickelte sich aus einer für das Geschäft der Freibeuterei adäquaten Flotte sowohl eine konkurrenzfähige Handelsmarine als auch eine leistungsfähige staatliche Kriegsmarine mit durchaus unterschiedlichen Schiffstypen; für die einen galt es, möglichst viel Ladung zu transportieren, für die anderen, möglichst viele Geschütze im Seegefecht zum Einsatz zu bringen – 1706 lief das erste britische Linienschiff mit drei 52,5 Meter langen übereinander liegenden Kanonendecks vom Stapel, das mit insgesamt 100 Geschützen bestückt war. Und die Handelsschiffe wurden größer, als mit dem wachsenden Überseegeschäft das finanzielle Risiko einer zu geringen Befrachtung wegen mangelnder Nachfrage schwand. Im 18. Jahrhundert besaß ein mittelgroßes Handelsschiff ein Ladevolumen zwischen zweihundert und vierhundert Tonnen, das eines Ostindienseglers, der noch eine Zwitterstellung zwischen Handels- und Kriegsschiff einnahm, über sechshundert Tonnen.
Außer der zunehmenden Ausrichtung der einzelnen Schiffstypen auf bestimmte Funktionen trug auch die geographische Distanz zwischen den Schwerpunkten merkantiler und kriegerischer Aktivitäten zur Trennung von Handels- und Kriegsflotte bei. Denn letztere konzentrierte ihre Aktionen angesichts der wachsenden Zahl von Seekriegen auf die europäischen, speziell die britischen Küstengewässer, während die Handelsschiffe zunehmend auf den großen Ozeanen segelten. Um die Mitte des 17. Jahrhunderts war dann die endgültige Ausdifferenzierung der beiden Flottentypen vollzogen. Während 1625 an der Unternehmung der englischen Flotte gegen das spanische Cadiz neben 14 königlichen noch 30 Schiffe privater Eigentümer beteiligt waren, wurden nach 1660 in den Seeschlachten gegen die Holländer ausschließlich Schiffe der Royal Navy eingesetzt. Und diese Flotte wuchs, wenn auch nicht kontinuierlich, sondern vor allem in Kriegszeiten; auf dem Höhepunkt des Siebenjährigen Krieges dienten in ihr über 80.000 Seeleute und zur Zeit der Französischen Revolution betrug ihre Gesamttonnage mehr als 450.000 Tonnen (zum Vergleich: 1815 verfügte England insgesamt über 2,5 Mio. Tonnen Schiffsraum). Nach dem Ende der Kriege gegen das napoleonische Frankreich besaß die britische Marine schließlich ebenso viele Schiffe wie die Seestreitkräfte der übrigen Nationen zusammengenommen. Fortan bildete die maritime Hegemonie die Basis für das britische Weltreich.


 
4. POLITISCHE ORGANISATION
Ebenso wie der Aufstieg Großbritanniens zur führenden Seemacht in erster Linie als Funktion des weltweit expandierenden britischen Handels verstanden werden kann, gilt das Gleiche nicht nur für die Entstehung, sondern mehr noch für die allgemeine Struktur des älteren Empire sowie dessen Geschichte überhaupt. Es war als ökonomisches Beziehungsgeflecht, als Handelsreich organisiert, dessen politische Organisation ganz in den Dienst eines für England profitablen Geschäfts gestellt wurde. Entsprechende Rahmenbedingungen waren in den Schiffahrts- und Handelsgesetzen des 17. Jahrhunderts fixiert.
Am Anfang standen die sog. Navigation Acts, deren erste 1651 von der englischen Republik erlassen worden war und die dann sofort nach der Restauration der Monarchie von dieser in leicht verbesserter Form übernommen wurde und fortan so etwas wie das ‹Grundgesetz› des älteren Empire bildete. Es diente dem Ziel, den gesamten Warenverkehr von und nach den englischen Kolonien mit englischen Schiffen bzw. Schiffen aus den Kolonien abzuwickeln. Zugleich mußten der Kapitän sowie mindestens drei Viertel der Besatzung eines jeden Schiffes Engländer sein. Bestimmte Produkte der Kolonien wie Zucker, Baumwolle, Tabak und Farbstoffe (sog. Enumerated goods, d.h. in den Gesetzen ausdrücklich angeführte Waren) durften nur nach England bzw. in dessen Kolonien exportiert und Erzeugnisse der Mittelmeerländer sowie Schiffsbaumaterialien aus dem Ostseeraum nur durch englische Schiffe bzw. Schiffe der Erzeugerländer importiert werden. Als generelles Ziel dieser Maßnahme nannte die erste Navigation Act die Förderung des nationalen Schiffbaus und der nationalen Seefahrt als unerläßliche Voraussetzung für die Sicherheit und den Wohlstand des Landes. In der Praxis war dieses Gesetz vor allem gegen den bis dahin überlegenen holländischen Zwischenhandel gerichtet, und tatsächlich führte dessen Verkündung unmittelbar zum Ausbruch des ersten englischholländischen Seekrieges (1652–1654). Und wenn auch die Navigation Acts ihrer ursprünglichen Intention zufolge den Ausbau der nationalen Handelsflotte zum Ziel hatten, so galten sie schon bald in den Kolonien als Acts of Trade, als Gesetze zur Regulierung und Lenkung des kolonialen Handels.
Ergänzt wurden diese Maßnahmen 1663 einerseits durch die Staple Act, derzufolge Importe der Kolonien aus Europa ausschließlich über England als Stapelplatz abzuwickeln seien, sowie andererseits durch die Plantation Duties Act des gleichen Jahres, wonach auch der Handel der Kolonien untereinander bei den sog. Enumerated goods mit den gleichen Abgaben belastet wurde wie beim Verschiffen nach England.
So zeigte sich die ‹Verfassung› des älteren Empire als ein Geflecht von handels- und zollpolitischen Gesetzen, die, indem sie Handel und Seefahrt regulierten, zugleich die Kolonien an das Mutterland banden und sie dessen Interessen weitgehend unterordneten. Was immer auch die Motive für die Gründung einzelner Kolonien gewesen waren – in englischer Sicht war ihre Existenz gegen Ende des 17. Jahrhunderts in erster Linie ökonomisch begründet, denn sie wurden als Teile des merkantilen Systems betrachtet. Entsprechend resümierte der Publizist John Cary in seinem Essay on the State of England in Relation to its Trade aus dem Jahre 1795: «Die Gründung von Kolonien in Übersee war von Anbeginn mit der Zielsetzung verbunden, dadurch den englischen Handel zu beleben, dessen Profit dabei hauptsächlich dem Mutterland zugute kommen sollte; und daher wurden entsprechende Gesetze verabschiedet, damit England das Zentrum eines Netzes von Handelsbeziehungen werde und wie die Sonne inmitten seiner Kolonien stehe, nicht nur, um diesen Leben zu spenden, sondern auch, um aus ihnen Gewinn zu ziehen.»[13]
Obwohl auf diese Weise das System weitgehend auf die Metropole, d.h. England bzw. ab 1707 Großbritannien, als das Zentrum des Reiches ausgerichtet war, beinhaltete es dennoch auch Gegenleistungen für die Kolonien, die sich nicht lediglich auf den häufig betonten militärischen Schutz beschränkten. Auch wenn einerseits die Produktion der Kolonien auf den Bedarf bzw. den Markt des Mutterlandes auszurichten war, indem deren Handel an England als Stapelplatz gebunden blieb, so entsprach dem englischen Monopol für den Einkauf bestimmter kolonialer Produkte auf dem englischen Markt de facto eine Absatzgarantie. Denn obwohl auch die Kolonien zolltechnisch als Ausland betrachtet wurden, galten für sie attraktive Präferenzzölle. Damit wurden Außenhandelszölle, die ursprünglich ausschließlich als Einnahmequellen für die königlichen Finanzen dienten, zu wirtschaftspolitischen Maßnahmen. Laut Gesetz aus dem Jahre 1661 war z.B. für einen Zentner Zucker aus Britisch Westindien 1 sh.5d. Zoll zu entrichten im Vergleich zu 35 sh.10d. für Importware aus dem übrigen Ausland.[14] Und die Produktion begehrter Artikel wie Teer und Pech für den Schiffsbau oder Farbstoffe wie Indigo für die heimische Textilverarbeitung wurde in den Kolonien durch staatliche Subventionen gefördert.
Zusammengenommen bildeten die Handels- und Zollgesetze des älteren Empire die englische Variante einer staatlichen Wirtschaftspolitik, die das Ziel verfolgte, die frühneuzeitliche Wirtschaftslehre des Merkantilismus in die Praxis umzusetzen. Dabei ging es in erster Linie darum, die Finanzkraft des Staates zu stärken, um diesen für den internationalen Konkurrenzkampf zu wappnen. Als Indikator für den entsprechenden Erfolg galt dabei im wirtschaftlich fortgeschrittenen England eine positive Außenhandelsbilanz. Um dies zu gewährleisten, dienten die entsprechenden einschlägigen Gesetze nun nicht mehr allein dem Schutz der Monopole bestimmter privilegierter Handelsgesellschaften, sondern der Förderung des Monopols des gesamten nationalen Handels gegenüber ausländischen Wettbewerbern. Damit war die Verfassung des merkantilen Empire, in deren Zentrum das Profitinteresse der Metropole stand, an den Normen des klassischen Merkantilismus orientiert.
Wenn so der englische Staat in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts die Struktur seines überseeischen kommerziellen Reiches durch entsprechende Rahmenvorschriften gesetzlich fixierte, bedurfte es parallel dazu der Einrichtung einer zumindest rudimentären Organisation, um die Durchführung und Einhaltung dieser Handelsgesetze und Zollvorschriften zu gewährleisten. In der Praxis hieß das, nicht nur in den heimischen Häfen die entsprechenden Gebühren zu kassieren und Kontrollen durchzuführen, sondern zugleich die Kolonien in ein einheitliches administratives System einzubinden. Damit nahm das Empire eine über das bloße Geflecht von Handelsbeziehungen hinausgehende Gestalt an. Neben die Förderung und Kontrolle des Handels traten die Anfänge der Organisation politischer Herrschaft über Länder und Menschen jenseits des Ozeans. Anfangs unterschied man dabei noch deutlich zwischen dem Mutterland und seinen Kolonien, zwischen England und The English Empire in America, wie der Titel eines Pamphlets aus dem Jahre 1695 lautete,[15] wobei lediglich die aus der Autorität des Monarchen fließenden Herrschaftsrechte als das staatsrechtliche Bindeglied verstanden wurden. Erst gegen Mitte des 18. Jahrhunderts wurde es zunehmend gebräuchlich, Großbritanniens überseeische Besitzungen als zwar abhängige und keineswegs gleichberechtigte, aber dennoch integrale Bestandteile eines Ganzen, nämlich des British Empire, zu begreifen und zu definieren.
Die Anfangsphase des Empire, speziell die Entstehung der amerikanischen Kolonien, hatte deutlich gezeigt, daß bis zur Zeit des Bürgerkrieges allenfalls ein sporadisches Interesse der englischen Krone an überseeischer Expansion existierte. Zu Beginn spielte der Staat lediglich eine sekundäre Rolle. Zwar kann als erstes Anzeichen für ein wachsendes Interesse an den Kolonien die Einberufung einer Commission for Plantations im Jahre 1634 gelten, deren Nachfolgeorganisation dann im Jahre 1649 durch das Revolutionsparlament den Auftrag erhielt, «… darüber zu befinden, wie die Kolonien am besten zum Nutzen dieses Landes verwaltet werden können», und in den folgenden Jahren setzten die Navigation Act, eine neue Charter für die East India Company, sowie die Eroberung Jamaikas 1655 deutliche Zeichen für die Anfänge einer systematischen Reichspolitik unter Cromwell. Doch erst nach 1670 begann man mit dem kontinuierlichen Aufbau einer Reichsverwaltung für das sich formierende Empire mit der Maßgabe, für die Einhaltung der Handelsgesetze und Zollbestimmungen zu sorgen.
Diese Aufgabe fiel in die Kompetenz der königlichen Regierung. Obwohl seit den Revolutionen von 1642 und 1688 keine Gesetzgebung ohne das Parlament stattfinden konnte und dieses nicht nur die einschlägigen Handelsgesetze erließ, sondern nominell auch für die Kolonien oberstes Organ der Legislative war, mischte es sich bis 1765 de facto kaum einmal in deren Verwaltung ein. Sie blieb die Domäne der Krone, die als Spitze der staatlichen Exekutive ohnehin mit der Durchführung der Gesetze betraut war. Der Privy Council bildete als oberster Rat des Monarchen das Zentralorgan der Regierung. Seine Mitglieder waren in der Regel Vertreter des Adels, z.T. zugleich Inhaber hoher Staatsämter. Diesem Rat unterstanden verschiedene Behörden, wie z.B. als deren wichtigste das Schatzamt (Treasury), doch erst 1675 wurde mit den Lords of Trade (bis 1696) bzw. der Nachfolgeorganisation Board of Trade (bis 1782) ein ständiger Ausschuß für die Überwachung des Handels und der Kolonien geschaffen. Zuvor waren zu diesem Zweck eine Vielzahl rasch wechselnder Kommittees ins Leben gerufen worden, die allerdings in der Regel kaum effiziente Arbeit geleistet hatten. Nun wurde das neue Amt für mehr als ein Jahrhundert zur Schaltstelle zwischen dem Staatsrat – dem Privy Council – und den Kolonien, von denen es Berichte anforderte und für deren Verwaltung es entsprechende Instruktionen erließ. Fortan herrschte hier die von Regierungswechseln unabhängige Kontinuität einer Handelspolitik, die – an den Grundsätzen des strengen Merkantilismus orientiert – die Kolonien nahezu ausnahmslos in den Dienst der ökonomischen Interessen des Mutterlandes zu stellen suchte, wobei die Behörde durchaus ein offenes Ohr für die Forderungen britischer Kaufleute und sonstiger wirtschaftlicher Interessengruppen hatte.
Neben dem Board of Trade war auch das Schatzamt, die Treasury, mit kolonialen Aufgaben befaßt, da die Abwicklung finanzieller Transaktionen zwischen dem Mutterland und den überseeischen Besitzungen sowie die Erhebung der Handelszölle in ihre Kompetenz als oberster Steuerbehörde fielen. Und während Handels- und Schatzamt für die Profite zuständig waren, welche die Metropole aus der Peripherie des Reiches zog, war es die Aufgabe der Marine, d.h. des Board of Admiralty, für den militärischen Schutz des Handels und der Kolonien zu sorgen. Schließlich war, wenn es im Rahmen der großen Politik um die Kolonien ging, für sie der Secretary of State, Southern Department (Staatssekretär für die südliche Hemisphäre), zuständig, ein Amt, in dem z.B. William Pitt d. Ä. durch seine Außenpolitik das ältere Empire auf den Gipfel seiner Weltmachtstellung im 18. Jahrhundert führte.
Wenn auf diese Weise seit der Mitte des 17. Jahrhunderts mit der Formulierung oberster Ziele einer Handelspolitik als Reichspolitik und mit der Einrichtung von Zentralbehörden für eine allgemeine Reichsadministration das Englische/Britische Empire deutlicher Gestalt annimmt, so ist damit jedoch noch nichts über die tatsächliche Reichweite der Reichszentrale und die Effizienz der Reichsverwaltung gesagt. Denn die Zuständigkeiten zwischen den einzelnen Behörden waren keineswegs eindeutig geregelt, und zudem wog es besonders schwer, daß die allgemeine Praxis der Ämtervergabe im England des 18. Jahrhunderts, die vor allem dazu diente, sich durch die Gewährung von Pfründen eine politische Gefolgschaft zu sichern, auch vor der Reichsverwaltung nicht halt machte. Dies galt sowohl für das Board of Trade und die Admiralität als auch für die Zollbehörden, wo Stellen zumeist nicht auf Grund bestimmter Qualifikation, sondern vielmehr als Belohnung für bestimmte politische Verdienste oder zur Sicherung bestimmter politischer Verbindungen vergeben wurden.
Auf der anderen Seite konnte es eine bewußtere und zielstrebige Kolonialpolitik der späten Stuarts, d.h. besonders der Regierungen Karls II., als Erfolg verbuchen, daß die ursprüngliche Vielfalt der kolonialen Verfassungen durch den einheitlichen Typ der Kronkolonie abgelöst wurde. Hier hatte bereits 1628 Virginia den Weg gewiesen, als die Trägergesellschaft nach ihrem Bankrott ihre Charter an die Krone zurückgab, die fortan die unmittelbare Verantwortung für die Verwaltung der Kolonie übernahm. Was hier noch eher das Ergebnis bestimmter Umstände war, wurde seit der Einsetzung der Lords of Trade als einer zentralen Reichsbehörde zum Ziel planmäßiger Politik. Bereits kurz nach der Gründung Pennsylvanias ging man daran, sämtliche Eigentümerkolonien in Kronkolonien umzuwandeln. Jakob II. leitete diesen Prozeß ein, als er mit seiner Thronbesteigung 1685 seine persönlichen Eigentumsrechte an der Kolonie New York der Krone übertrug. Im Laufe der nächsten vierzig Jahre wurden auch Maryland, New Jersey sowie die beiden Carolinas zu Kronkolonien – das Leitmotiv einer kolonialen Expansion durch Privatiniative war damit aufgegeben.
Weniger reibungslos gestaltete sich hingegen das Verhältnis zu den Charterkolonien im Nordosten, speziell zu Massachusetts. Wie schon die Gründung dieser puritanischen Niederlassung in Opposition zur Stuart-Monarchie erfolgt war, so verhielt sich die Kolonie in der Folgezeit, speziell in den Jahren der englischen Revolution, gegenüber dem Mutterland nahezu wie ein unabhängiger Staat. Als auch nach 1660 und besonders mit dem Beginn einer mehr systematischen Reichspolitik unter Karl II. Massachusetts hinter der Fassade nomineller Unterwerfung tatsächlich weiterhin seine eigene Politik bis hin zur Mißachtung der Navigation Acts betrieb, mit dem Argument, daß die hiesigen Untertanen Seiner Majestät nicht im Londoner Parlament vertreten seien, ging die Krone in die Offensive. Nachdem sie 1684 vor Gericht eine Aufhebung der Charter der widerspenstigen Kolonie erreicht hatte, machte sich nach dem Thronwechsel des folgenden Jahres Jakob II. daran, hier die Verhältnisse grundsätzlich neu zu ordnen. Der Plan war, Massachusetts gemeinsam mit Rhode Island, New Hampshire, Connecticut, New Jersey und New York in einem Dominion of New England zusammenzufassen, das fortan ohne Mitwirkung repräsentativer Selbstverwaltungsgremien direkt von London aus verwaltet werden sollte. Doch die Glorreiche Revolution in England bereitete dem Versuch, in Amerika ein Kolonialreich nach spanischem Muster einzurichten, ein vorzeitiges Ende.
Für die Beziehungen der Kolonien zu England bedeutete das Ende der Stuart-Monarchie zumindest formal die Wiederherstellung der alten Zustände. Das Dominion of New England wurde aufgelöst, neue Charters verliehen (z.B. Massachusetts), bzw. alte wiederhergestellt. In Pennsylvania und Maryland erhielten die ehemaligen Eigentümer sogar ihre ursprünglichen Rechte zurück. Doch unabhängig von den Wechselfällen der englischen Innenpolitik blieben die Grundzüge der Reichspolitik und damit die Strukturen des Kolonialreiches mehr oder weniger konstant, nicht zuletzt, weil gerade durch die nunmehr gestärkte Position des Parlaments die in diesem vertretenen kommerziellen Interessen verstärkt ihren Einfluß geltend machen konnten. Nach wie vor waren die Beziehungen der nordamerikanischen Besitzungen zur Metropole auf deren Profit hin ausgerichtet. Dies zu gewährleisten, blieb die oberste Maxime der Kolonialverwaltung. Zugleich war man weder willens noch in der Lage, hier etwa nach spanischem Vorbild eine kostenintensive zentralistisch strukturierte Reichsadministration aufzubauen. Dementsprechend formulierte der Ökonom Charles Davenant 1698: «Es kann vernünftigerweise nicht zugelassen werden, daß die Kinder sich auf Kosten des Mutterlandes bereichern, noch daß Britannien sich schwächen sollte, um Amerika zu stärken.»[16]
In der Praxis verkörperte somit der für Kolonialamerika gängige Typus der Kronkolonie den Versuch, die halbautonomen, stark dezentralisierten Institutionen kolonialer Selbstverwaltung, wie sie in der Gründungsphase der meisten Kolonien entstanden waren, mit dem für den Zusammenhalt des Empire notwendigen Maß an Kontrolle durch die Zentrale zu verbinden. Dem läßt sich, ungeachtet mancher Besonderheit in einzelnen Kolonien und mancher Phasenverschiebung in der Ausgestaltung der jeweiligen Kolonialverfassung, folgendes Schema zugrunde legen:
An der Spitze einer jeden Kolonie stand der Gouverneur als Vertreter des britischen Monarchen. In seiner Person waren die gesetzgebende, ausführende und richterliche Gewalt vereinigt, und er besaß die oberste Befehlsgewalt zu Lande und zu Wasser. Bis auf wenige Ausnahmen wurde er vom König ernannt, zumeist auf Vorschlag des jeweiligen für die Kolonien zuständigen Ministers. Lediglich die kleinen Kolonien Rhode Island und Connecticut besaßen das Privileg, ihren Gouverneur selbst zu wählen, und die den Familien der Penns oder Calverts zugehörigen Eigentümer der Kolonien Pennsylvania und Maryland genossen das Recht, dem König ihren Vorschlag für die Besetzung dieses Amtes zu unterbreiten. Die Gouverneure waren zumeist Angehörige der britischen Führungsschicht; von insgesamt 321 Gouverneuren gehörten 84 dem hohen oder niederen Adel an, 47 besaßen Universitätsbildung, darunter waren 21 Juristen sowie 11 Mitglieder der königlichen Akademie der Wissenschaften. 45 hatten zudem einen Sitz im Unterhaus innegehabt, viele beim Militär, der Marine oder in der Staatsverwaltung hohe Ämter bekleidet. Allerdings verfügten die wenigsten über entsprechende in Übersee gesammelte Erfahrungen, wenn sie mit einem Schiff der britischen Admiralität in ihrer dreitausend Seemeilen von London entfernten Kolonie eintrafen. In ihrem Gepäck befanden sich dann detaillierte, zumeist geheime Instruktionen des Board of Trade als Richtlinien für ihre künftige Tätigkeit im Dienste des britischen Empire. Dabei stand dem Gouverneur als Haupt der Exekutive kein eigener Apparat zur Verfügung, statt dessen war er auf die Kooperation der kolonialen Eliten angewiesen.
Die Institution hierfür war die oberste Ratsversammlung einer jeden Kolonie, der sog. Council. In diesem Gremium waren, je nach Kolonie, zwischen zehn und achtundzwanzig Vertreter der einheimischen Führungsschicht versammelt. Die Krone ernannte die Mitglieder auf Vorschlag des Board of Trade auf Lebenszeit. Das Tätigkeitsfeld des Council umfaßte drei Bereiche: für die Exekutive den eines Ratsgremiums des Gouverneurs, für die Legislative den einer zweiten Kammer und für die Rechtsprechung war er oberste Appellationsinstanz. Dabei blieb seine Bedeutung letztlich begrenzt: Er war in der kolonialen Gesetzgebung auf das Veto beschränkt und im Bereich der Exekutive ohne die Möglichkeit für eigenverantwortliche Initiativen. Auch vertrat der Council weder, wie der Gouverneur, den König noch, obwohl in manchen Kolonien wie etwa Virginia oder New York das Gremium mehr oder weniger identisch mit der Oligarchie einflußreicher eingesessener Familien war, die Kolonie als solche, denn dies blieb der sog. Assembly als der eigentlichen Vertreterkörperschaft vorbehalten.
Trotz aller Bestrebungen der späten Stuart-Zeit, die amerikanischen Kolonien stärker an das Mutterland zu binden und ungeachtet des Umstandes, daß auch nach der Glorreichen Revolution ein möglichst hohes Maß an Einheit und Geschlossenheit des merkantilen Empire die Maxime für die britische Reichspolitik blieb, akzeptierte man gleichwohl die fortdauernde Existenz gewählter Vertretungskörperschaften als zentrale Organe kolonialer Selbstverwaltung. Wie bereits die frühe Geschichte der Kolonie Virginia gezeigt hatte, füllten diese Gremien frühzeitig die Lücke, welche die anfängliche Staatsabstinenz gelassen hatte. Dabei wirkten einheimische englische Vorbilder als Muster: die Aktionärsversammlung der Handelsgesellschaften ebenso wie die Institutionen der lokalen Selbstverwaltung. Und die Siedler von Virginia hatten ebenfalls frühzeitig unter Beweis gestellt, daß sich ihr Recht auf Mitwirkung an der Verwaltung durch gewählte Interessenvertreter auch im Rahmen einer Kronkolonie ungeschmälert erhalten ließ. Auch in den Eigentümerkolonien existierten von Anfang an solche Siedler-Parlamente, und William Penn, selbst kein Freund demokratischen Gedankenguts, mußte in seiner 2. Charter von 1701 ausdrücklich die Existenz einer mit weitgehenden Rechten ausgestatteten Zweiten Kammer anerkennen, da dies den angestammten Rechten freigeborener Engländer entspreche («according to the rights of the freeborn subjects of England»).
Und während die Kolonialgesellschaften sich früher oder später auflösten und die Rechte der Eigentümer bedeutungslos wurden, dehnten diese naturwüchsigen Institutionen kontinuierlich ihre Rechte aus.
Ursprünglich waren den Colonial Assemblies enge Grenzen gesetzt. Nicht nur war ihr Aktionsradius vom Einberufungs- und Auflösungsrecht des Gouverneurs abhängig, der zudem gegenüber ihren Beschlüssen das Vetorecht besaß; darüber hinaus blieb ihre legislatorische Kompetenz auf die inneren Angelegenheiten der Kolonie beschränkt und durfte sich keinensfalls auf den Bereich der allgemeinen Handelsgesetze erstrecken. Zudem bedurften sämtliche von ihnen verabschiedeten Gesetze der Überprüfung, damit sie nicht etwa englischem Recht zuwiderliefen.
Kein Wunder, daß diese zahlreichen Barrieren Reibungsflächen für künftige Auseinandersetzungen boten, und tatsächlich gingen mit dem Beginn des 18. Jahrhunderts die kolonialen Parlamente in die Offensive, mit dem Ziel, ihre Mitwirkungsrechte weiter auszudehnen. Die zunehmende Bedeutung der Kolonien und insbesondere der wachsende Wohlstand ihrer Einwohner bildeten bei den politischen Eliten ein starkes Selbstbewußtsein aus, und sie begannen, sich auf ihre Rechte als freie Engländer zu besinnen. So galten für die colonial assemblies schon bald nicht mehr Gremien wie etwa die Gemeindeversammlungen der Kirchsprengel als Vorbild, sondern das englische Parlament mit seinem im 17. Jahrhundert spektakulär errungenen Machtzuwachs. Alsbald bezeichnete man sich als House of Commons oder Parliament (statt lediglich Assembly) und berief sich auf die Magna Charta oder generell auf die angestammten Rechte der freigeborenen Engländer. Man beanspruchte die gleichen Privilegien wie das House of Commons in London, vor allem Redefreiheit und Immunität für die Abgeordneten sowie das Recht auf Überprüfung der Wahlen. Und man kopierte dessen Geschäftsordnung, vor allem dessen Prozedur des Gesetzgebungsverfahrens. Im Konfliktfall setzten die kolonialen Parlamente, hierin ebenfalls ihrem englischen Vorbild folgend, mit Erfolg ihr Steuerbewilligungsrecht ein, denn die königliche Verwaltung der Kolonien und in den meisten Fällen sogar das Gehalt des Gouverneurs wurden aus einheimischen Steuern finanziert.
So wurde bereits im 17. Jahrhundert deutlich, daß die amerikanischen Siedlungskolonien zwar eine zentrale Position im expandierenden Geflecht des britischen Handelsimperiums einnahmen, daß aber die Scharniere zwischen der Zentralverwaltung durch die britische Metropole und der kolonialen Selbstverwaltung Sollbruchlinien für den Konfliktfall markierten. Dies war auch die Folge des kontinuierlichen demographischen und ökonomischen Wachstums der meisten Kolonien, die so dem Mutterland gegenüber allmählich an Eigengewicht gewannen. Hinzu kam, daß neben der räumlichen Distanz sich auch eine zunehmende mentale Distanzierung der Mehrheit der amerikanischen Siedler vom Mutterland auszuwirken begann. Im 18. Jahrhundert war die Mehrheit der Bevölkerung bereits in der zweiten bzw. dritten Generation in den Kolonien ansässig. Die Zahl der englischen Auswanderer nahm spürbar ab, die der nicht-englischen Einwanderer zu. Anfangs noch unmittelbar präsente Erinnerungen an die britische Heimat verblassten, England war nun für viele ein fernes und z.T. fremdes Land. Schließlich waren wachsende Eigenständigkeit der Kolonien und zunehmendes Selbstbewußtsein der Kolonisten auch darauf zurückzuführen, daß eine zielstrebige, auf verstärkte Integration ausgerichtete englische Kolonialpolitik nur phasenweise stattfand. Vor allem in den Jahren zwischen den ersten Koloniegründungen und dem Ende der Englischen Revolution (1660) waren die Siedlungen weitgehend sich selbst überlassen geblieben. Und als unter Karl II. und Jakob II. England aus der ökonomischen und machtpolitischen Bedeutung seiner amerikanischen Besitzungen die Konsequenz zog, sich nun verstärkt um den Aufbau einer stringenten Reichsverwaltung zu bemühen, wurde diese Entwicklung durch die Glorreiche Revolution abermals unterbrochen. Gleichzeitig wuchs jedoch der politische Stellenwert der Kolonien im Bezugsrahmen der Außenpolitik Großbritanniens, das im 18. Jahrhundert als Kolonialmacht zur Weltmacht aufstieg.


 
5. AUFSTIEG ZUR WELTMACHT
Als sich mit dem ausgehenden Mittelalter allmählich ein europäisches Staatensystem als wechselvolles Beziehungsgeflecht rivalisierender Mächte ausbildete – allen voran Habsburg mit Spanien sowie Frankreich –, stand England zwar nicht abseits, aber es blieb vorerst auf eine Nebenrolle beschränkt. Vergeblich hatte Heinrich VIII. versucht, vor dem Hintergrund der epochalen habsburgisch-französischen Rivalität an die glorreichen Erfolge Heinrichs V. im hundertjährigen Krieg gegen Frankreich anzuknüpfen und sein Land durch militärische Aktionen auf dem Kontinent als europäische Großmacht zu etablieren. Seiner Tochter Elisabeth I. gelang es hingegen, mit dem Seesieg über die Armada 1588 die drohende spanische Invasion abzuwehren, damit Englands unabhängige Position im europäischen Staatensystem zu wahren und zugleich Spaniens Hegemonialbestrebungen entscheidend einzudämmen. Gleichsam symbolhaft waren mit diesem Sieg zwei für die britische Politik späterer Jahrhunderte entscheidende Momente vorweggenommen: militärische Konzentration auf den Seekrieg und, als außenpolitische Zielsetzung, Gleichgewicht statt Hegemonie im System der kontinentaleuropäischen Mächte. Bereits hier und jetzt, d.h. bevor überhaupt die erste englische Kolonie oder auch nur eine überseeische Handelsstation gegründet worden war, spielte der überseeische Faktor in diesem Konflikt eine Rolle. Denn die Raubzüge von Francis Drake, John Hawkins und ihresgleichen in den spanischen Gewässern der Karibik hatten Philipp II. zusätzliche Gründe für seinen Krieg gegen England geliefert, das seinerseits von den Erfahrungen dieser Freibeuter im Laufe der maritimen Abwehrschlacht entscheidend profitiert hatte.
In der Folgezeit sollte dieser überseeische Faktor mit den zahlreichen Koloniegründungen und den weltweit expandierenden Handelsbeziehungen der Briten weiterhin an Gewicht gewinnen und die britische Außenpolitik fortan zwar nicht durchweg, aber doch stets zu einem gewissen Teil mitbestimmen. Dies auch, weil England im 17. und 18. Jahrhundert vorwiegend mit den übrigen europäischen Kolonial- und Seemächten – mit Spanien, Holland und Frankreich – in kriegerische Auseinandersetzungen verwickelt war. Bereits mit den Anfängen der englischen Expansion war deutlich geworden, daß diese – gleich ob sie in Richtung Afrika und Asien oder Nord- und Mittelamerika erfolgte – stets von bewaffneten Auseinandersetzungen mit europäischen Rivalen um Kolonien und Handelsmonopole begleitet war.
Dabei war es lange Zeit immer wieder geübte Praxis, dergleichen Scharmützel in Übersee nicht gleich in europäische Kriege münden zu lassen. Als im Jahre 1559 bei den Friedensverhandlungen von Cateau-Cambrésis Frankreich Spanien gegenüber nicht bereit war, die Aktivitäten seiner Freibeuter in Westindien einzustellen, verständigten sich beide Vertragspartner dahingehend, daß der zu schließende Frieden nur bis zu einer westlich der Azoren gezogenen Linie gültig sei und jenseits die jeweiligen Rechtsauffassungen gelten sollten. Daraus resultierende militärische Konflikte sollten die friedlichen Beziehungen beider Mächte in Europa nicht beeinträchtigen. Ein ähnliches Ergebnis erzielten englische Unterhändler mit Spanien im Vertrag zu London 1604, indem sie ebenfalls auf Handel und Kolonisierung in der Neuen Welt bestanden und nur bereit waren, Rechtstitel für bereits besiedelte Gebiete anzuerkennen. Vor allem in der Karibik wurde fortan von den rivalisierenden Kolonialmächten immer wieder in stillschweigender gegenseitiger Anerkennung des Grundsatzes «No peace beyond the line» verfahren. Erst recht wurden Englands ‹offizielle› europäische Kriege des 17. und des 18. Jahrhunderts, selbst wenn die militärischen Aktionen ihren Schwerpunkt in Europa bzw. in den europäischen Gewässern hatten, in zunehmendem Maße in Übersee geführt: zur Verteidigung und zur Expansion kolonialer Besitzungen und einträglicher Handelskonzessionen. Im Endergebnis hatte Großbritannien schließlich alle ernsthaften Rivalen ausgeschaltet und damit zu Beginn des 19. Jahrhunderts als größte Kolonial- und Seemacht zugleich die Position einer unbestrittenen Weltmacht erobert.
Auf dem Wege dorthin entledigte sich England zunächst der holländischen Konkurrenz. Während ihres achtzigjährigen Freiheitskampfes gegen Spanien waren die aufständischen protestantischen Niederlande gleichzeitig zur führenden Handelsnation aufgestiegen. Um die Mitte des 17. Jahrhunderts war Amsterdam der Hauptstapelplatz für die in ganz Europa begehrten Importwaren aus dem Fernen Osten. In vielfältiger Weise, besonders im Bereich von Handel und Seefahrt, wurde Holland in jenen Jahren zum Lehrmeister Englands, denn hier hatte man moderne Geschäftsmethoden und Techniken entwickelt, die weitsichtige Engländer, wie z.B. der Londoner Bankier Joshua Child, zu kopieren empfahlen, da man in ihnen die Voraussetzungen für Hollands merkantile Führungsposition erkannte. Bezeichnend für die Überlegenheit der Niederländer war auch, daß sie nicht nur einen großen Teil des englischen Fernhandels abwickelten, sondern damit zugleich der wichtigste und beliebteste Handelspartner der jungen nordamerikanischen Kolonien waren.
Gegen solch bedrohliche Konkurrenz erließ schließlich das Parlament der revolutionären englischen Republik auf das Drängen einer Lobby einflußreicher Londoner Kaufleute hin die Navigation Act von 1651. Auch wenn diese, wie bereits geschildert, zu einer Art Grundgesetz für das ältere merkantilen Empire werden sollte, war sie ursprünglich vor allem gegen den holländischen Zwischenhandel gerichtet, von dessen Ausschaltung man sich zu Recht den Aufschwung des eigenen Handels durch verstärktes Wachstum einer eigenen Handelsflotte versprach. Die Einrichtung und Durchsetzung dieses britischen nationalen Handelsmonopols lieferte 1652 den unmittelbaren Anlaß zum ersten von insgesamt drei ‹Bruderkriegen› zwischen den beiden protestantischen Nationen, die zuvor gegen das katholische Spanien als die Vormacht der Gegenreformation zusammengestanden hatten. Da keine Seite entscheidende militärische Erfolge erzielen konnte, endete dieser Krieg 1654 mit einem Kompromissfrieden, in dem die Holländer allerdings die Navigation Act anerkannten. Zehn Jahre später brach nach der Restauration der englischen Monarchie der Konflikt abermals aus und endete 1667 im Frieden von Breda, der England den Erwerb der Kolonie Neu Amsterdam (New York) sicherte und ansonsten die Abgrenzung der gegenseitigen Interessen in Übersee fixierte. Hatten bis dahin merkantile und koloniale Rivalitäten die Auseinandersetzungen zwischen den beiden Seemächten bestimmt, so trat England in den dritten holländischen Krieg (1672–1674) als Junior-Partner Frankreichs ein, das in der Ausschaltung der Niederlande den Schlüssel zur Errichtung einer französischen Hegemonie sah. Ludwig XIV. hatte Karl II. von England für dieses Bündnis mit der Aussicht auf französische Unterstützung einer durchgreifenden monarchischen Gegenrevolution in England gewonnen, doch als solche Pläne ruchbar wurden, zwang das englische Parlament seinen König zu einem Sonderfrieden, der schließlich wesentlich zur Erhaltung des ungeschmälerten Fortbestands Hollands beitrug.
Dies lag, wie sich später zeigen sollte, durchaus auch im englischen Interesse, denn tatsächlich war bereits vor dem Ausbruch des dritten englisch-holländischen Krieges Holland für England nicht länger ein bedrohlicher Rivale in Übersee. Zwar hatten die englischen Flotten im Laufe zahlreicher und oftmals verlustreicher blutiger Seeschlachten keinen endgültigen Sieg erringen können, waren vielmehr gelegentlich selbst in bedrohliche Bedrängnis geraten, wie z.B. 1666, als die holländische Flotte unter ihrem Admiral de Ruyter sogar die Themse hinaufsegelte, um vor den Toren Londons liegende Kriegsschiffe zu zerstören; dennoch hatten diese Kämpfe deutlich gemacht, daß England sich langfristig in der unvergleichlich günstigeren strategischen Position befand. Denn von der Insel aus ließen sich die für Holland lebenswichtigen Zufahrtsrouten zu dessen Häfen kontrollieren und gegebenenfalls blockieren. Da sie vollständig von ihrem Überseehandel abhängig waren, boten die Holländer so dem englischen Gegner mehr Angriffsflächen, als sie trotz ihrer leistungsfähigen Kriegsflotte schützen konnten. Bezeichnenderweise entwickelten sich viele große Seeschlachten dieser Kriege aus Abwehrkämpfen holländischen Geleitschutzes gegen englische Angriffe auf die eigenen Handelsschiffe. Gegen die Landmacht Spanien hatte die Seemacht Holland in einem nahezu hundertjährigen Krieg triumphieren können; gegen die sich gerade formierende Seemacht England, deren Wirtschaft im 17. Jahrhundert noch nicht vom Fernhandel abhängig war, blieb sie hingegen chancenlos.
Nachdem England gegen Ende des 17. Jahrhunderts die holländische Konkurrenz in Übersee weitgehend ausgeschaltet hatte, war damit die Voraussetzung für künftige Allianzen der beiden Seemächte geschaffen, die, ähnlich wie einst gegen Spanien, nun gegen die Hegemonialbestrebungen Ludwigs XIV. gerichtet waren. Man sah sich dabei einer doppelten Gefahr gegenüber, denn gleichzeitig baute Frankreich seine Macht zur See und in Übersee aus, um unter Anwendung der Lehren und Methoden des Merkantilismus seine finanziellen Resourcen auch durch einen staatlich geförderten Kolonialhandel zu stärken.
Ähnlich wie England war Frankreich unter den nach Übersee expandierenden europäischen Mächten ein Nachzügler gewesen. Auch die Franzosen hatten zu Beginn des 17. Jahrhunderts erste eigene Niederlassungen in der Randzone des westindischen Archipels sowie nördlich der englischen Siedlungen an der amerikanischen Küste gegründet. Doch die Ansätze zu einer konsequenten staatlich gelenkten Kolonialpolitik durch Kardinal Richelieu scheiterten. Als dieser 1642 starb, zählten die französischen Niederlassungen im kanadischen Raum lediglich 3000 Siedler, zu einer Zeit, als die benachbarten Neu-Englandstaaten bereits mehr als 20.000 Einwohner hatten. Doch als 1661 Ludwig XIV. Colbert zum Minister für Finanzen, Handel, Marine und Kolonien machte, wurde Frankreich sowohl in Amerika als auch in Indien rasch zum ernsthaften Konkurrenten Englands, zumal es gleichzeitig seine Seestreitkräfte gezielt verstärkte. Anders als in England beschränkte sich Colberts kolonialer Merkantilismus nicht auf die gesetzlichen Rahmenvorschriften für eine Regulierung des Handels und ihre Überwachung; vielmehr wies er dem Staat eine wesentlich aktivere Rolle zu. Sämtliche französischen Außenhandelsaktivitäten wurden in zwei großen Handelskompanien organisiert, von denen die eine für die westliche Hemisphäre (Amerika, Westindien und Afrika) zuständig war und die andere als neue Ost-Indien-Gesellschaft nicht nur für 50 Jahre ein Monopol für den Bereich des Indischen Ozeans erhielt, sondern gleichzeitig durch staatliche Garantien für zehn Jahre gegen finanzielle Einbußen abgesichert wurde. In Amerika schuf Colbert für die Kolonie Nouvelle France eine zentralistisch ausgerichtete staatliche Verwaltung.
Gegen Ende des 17. Jahrhunderts besaß bzw. beanspruchte Frankreich weite Landstriche in Amerika, die sich wie eine Klammer um die englischen Kolonien an der Küste legten und deren weitere Expansion bedrohten. Dies waren Acadia (Neuschottland) und Neu-Frankreich im Tal des St. Lorenz-Stroms und dem Bereich der Großen Seen sowie militärische Stützpunkte und Handelsniederlassungen im Tal des Ohio und des Mississippi, den der Franzose La Salle 1682 bis zur Mündung befahren und das gesamte Gebiet nach seinem König Louisiana benannt hatte; 1718 wurde dann im Mündungsgebiet des riesigen Stromes Nouvelle Orléans gegründet. Dabei hatte sich Colbert bemüht, die französische Position durch eine gezielte Auswanderungs- und Siedlungspolitik entsprechend zu stärken. Einzelpersonen konnten große Landlose (Seigneurien) erwerben, die in Einzelparzellen aufgeteilt durch Pächter bewirtschaftet wurden. Ehemalige Soldaten erhielten freie Schiffspassage sowie Grund und Boden, Werkzeug, Vieh und Saatgut und wurden in Kanada an strategisch bedeutsamen Punkten angesiedelt. Dennoch war diese Politik nicht von durchschlagendem Erfolg gekrönt. Da Frankreich nicht bereit war, seine Kolonien mit Dissidenten, Straftätern und arbeitslosen Armen zu bevölkern, es andererseits aber für qualifizierte Arbeiter und Handwerker wenig Anreize zur Auswanderung gab, da in Frankreich selbst Erwerbsmöglichkeiten im Überfluß bestanden, wuchs die Bevölkerung Kanadas bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts zwar schließlich auf ca. 50.000, blieb aber damit noch weit hinter der der englischen Kolonien zurück, die zur selben Zeit über 900.000 Einwohner europäischer Herkunft zählten. Dennoch empfanden die britischen Siedler ihre französischen Nachbarn zunehmend als Bedrohung, nicht zuletzt wegen deren relativ hoher militärischer Effizienz und weil die Franzosen es verstanden, mit den einheimischen Stämmen zumeist ein gutes Einvernehmen zu bewahren und somit im Konfliktfall über militärische Bundesgenossen verfügten. Schließlich erwies sich Frankreich auch in Indien und in der Karibik als ernsthafter Konkurrent der Briten. Nach zeitweiligen Rückschlägen verfügte die französische Ostindien-Gesellschaft 1730 über zahlreiche Faktoreien auf dem Subkontinent, darunter als wichtigste Stützpunkte Pondichery an der Ostküste und Chandernagore in unmittelbarer Nachbarschaft des britischen Kalkutta. Gleichzeitig boomte die französische Zuckerproduktion in Westindien, wo z.B. St. Domingo 1738 doppelt soviel des begehrten Artikels exportierte wie das britische Jamaika.
Angesichts dieser erfolgreichen Bemühungen um koloniale und merkantile Expansion wurde Frankreich naturgemäß zum Hauptrivalen Großbritanniens, das sich gerade anschickte, seinerseits die Bewahrung und den Ausbau seines merkantilen Empires als Ziel seiner nationalen Politik zu formulieren. Die Folge war ein abermals mehr als hundertjähriger Krieg, bei dem es allerdings für England nicht mehr wie im Mittelalter darum ging, das französische Königreich zu erobern, sondern Frankreich als Konkurrenten in Übersee auszuschalten. Es waren sieben große Kriege, die in der Zeit zwischen 1689 und 1815 von den beiden Staaten ausgefochten wurden, insgesamt ca. 65 Jahre währende Kämpfe in Europa und mehr noch ‹beyond the line›, nur gelegentlich von kurzen Spannen des Friedens unterbrochen und erst durch den Sieg über Napoleon bei Waterloo endgültig entschieden. Dabei hatte sich Großbritannien zumeist in der Rolle desjenigen gesehen, der sowohl in Amerika als auch in Indien Erworbenes gegen den Eindringling und Neuankömmling zu verteidigen suchte. Allerdings hatte es, als 1700 die Krone Spaniens an Philipp von Anjou, den Enkel Ludwigs XIV., fiel und die beiden Mächte fortan als Familienallianz agierten, zugleich diese Gelegenheit genutzt, seinerseits das spanische Monopol für den Handel mit Süd-Amerika zu brechen und so in dessen koloniale Hoheitsgebiete einzudringen.
Am Anfang dieses säkularen Ringens stand der 1689 bis 1697 währende Pfälzische Erbfolgekrieg, den die Engländer diesseits und jenseits des Atlantiks «King William’s War» nannten; nicht zu Unrecht, denn Wilhelm von Oranien, der seit 1672 den heroischen Abwehrkampf der Niederlande gegen das übermächtige Frankreich organisierte, war 1688 der Einladung auf den englischen Thron vor allem deswegen gefolgt, weil er damit England in das Lager der von ihm geschlossenen großen Allianz (Liga von Augsburg) gegen Frankreich führen konnte. In erster Linie ging es in diesem Krieg den Engländern darum, die Thronfolge Wilhelms III. gegen die Revanche der vertriebenen Stuarts zu sichern, die von Ludwig XIV. tatkräftig unterstützt wurden. Obwohl es im Verlauf der Auseinandersetzung auch zu Kampfhandlungen in Amerika kam, fand der Krieg vor allem in Europa statt. Dabei war allerdings für die weitere Entwicklung des Empire der Seesieg der Engländer über die französische Flotte von La Hogue (1692) von nachhaltiger Bedeutung, mit dem nach anfänglichen Rückschlägen nun die fortan zwar öfters noch in Frage gestellte aber dennoch vorerst nicht mehr ernsthaft bedrohte maritime Überlegenheit Großbritanniens begründet wurde. Ansonsten war es das vorrangige Kriegsziel, die französische Hegemonie zugunsten eines Gleichgewichts der europäischen Mächte einzudämmen.
Eben darum ging es auch nach Wilhelms Tod (1702) im Spanischen Erbfolgekrieg (1702—1713), den die englischen Kolonisten in Amerika als «Queen Anne’s War» bezeichneten und damit zum Ausdruck brachten, daß der Schwerpunkt der Kriegsziele und des Kriegsgeschehens abermals in Europa lag. Unter der Führung des Herzogs von Marlborough errang England im Verein mit seinen Alliierten eindrucksvolle Siege zu Lande (Höchstädt 1704, Malplaquet 1709). Doch der maßgeblich durch die englische Politik herbeigeführte Friede zu Utrecht stellte 1713 nicht nur das Gleichgewicht der Mächte in Europa wieder her, sondern sicherte für England neben dem Erwerb der Flottenstützpunkte Gibraltar und Menorca im Mittelmeer auch Landgewinne in Amerika: Das Gebiet um die Hudson Bay, Neufundland und Neuschottland trat Frankreich ebenso ab wie seinen Anteil an der karibischen Insel St. Kitts. Noch bedeutsamer war der Erwerb des sogenannten Asiento. Dieser Begriff bezeichnete die zuvor von Spanien an Frankreich abgetretene Lizenz für den Import von afrikanischen Sklaven in den Monopolraum der spanischen Kolonien Lateinamerikas. Hinzu kam das Recht, einmal im Jahr ein Handelsschiff mit Waren nach Vera Cruz oder Puerto Belo entsenden zu dürfen und damit zumindest begrenzten Zugang zu dem ansonsten noch weitgehend abgeschotteten lateinamerikanischen Markt zu gewinnen.
Hatte bei den englisch-französischen Kriegen bis zum Frieden von Utrecht der kontinentale Aspekt im Vordergrund gestanden, so überwogen in den folgenden fünfzig Jahren eindeutig die kolonialen Interessen. Als 1739 die britische Regierung unter der Führung des langjährigen Premierministers Robert Walpole Spanien den Krieg erklärte, geschah dies unter dem starkem Druck einer britischen Öffentlichkeit, mit deren Hilfe eine einflußreiche Gruppe westindischer Plantagenbesitzer und im Karibikhandel engagierter Kaufleute ihre kommerziellen als nationale Interessen zu propagieren verstand. Als ihr Sprecher forderte der junge William Pitt, der später im Siebenjährigen Krieg das erste Empire auf den Gipfel seiner Macht führen sollte, im Parlament die Kriegserklärung an Spanien. Eine wohlinszenierte Kampagne, in der die Grausamkeiten spanischer Küstenwachen angeprangert wurden, gipfelte schließlich in dem bühnenreifen Auftritt des Kapitäns Robert Jenkins, der 1738 vor dem Unterhaus erschien, um sein in Brandy konserviertes und in einer Mahagonidose sorgsam aufbewahrtes Ohr vorzuweisen, das ihm seiner Schilderung zufolge 1731 die Spanier vor der kubanischen Küste abgeschnitten hatten, nachdem er zuvor an den Mast seines Schiffes gebunden worden war. Und demnach hieß der nun folgende Krieg im britischen Volksmund: ‹War of Jenkins’ Ear.›
In der Tat hatten sich die im Frieden von Utrecht den Engländern zugestandenen Handelsprivilegien als der Anlaß für kontinuierliche Streitigkeiten erwiesen. Nachdem britischen Händlern die Tür zur reichen Schatzkammer Südamerikas eine Spalt weit geöffnet worden war, suchten sie diese vollends aufzustoßen. Der im Asiento geregelte und für sich genommen nicht sonderlich ertragreiche Sklavenhandel diente zum Teil dem Schmuggel anderer, lukrativerer Waren. Und das jährlich zugelassene Handelsschiff wurde stets von ‹Versorgungsschiffen› begleitet, die ebenfalls Schmuggelware an Bord hatten und nachts die Bestände des regulären Frachters regelmäßig auffüllten. Die Spanier ihrerseits reagierten auf dergleichen ungesetzliche Handelspraktiken mit schikanösen Kontrollen, die oftmals nicht zwischen Schmugglern und regulären Handelsschiffen unterschieden und friedliche britische Schiffe schlichtweg konfiszierten. Dies wiederum nahm das englische Parlament zum Anlaß, den von ihm erklärten Handelskrieg als Krieg für das Recht auf freie Schiffahrt zu rechtfertigen.
Während in der Karibik um merkantile Interessen gestritten wurde, ging es in Nordamerika um Land. Hier führten die Expansionsbestrebungen der ansässigen Siedler immer häufiger zu Konflikten, die selbst in Zeiten des Friedens zwischen den europäischen Mächten in bewaffnete Auseinandersetzungen mündeten. Als etwa die Franzosen im Tal des Ohio eine Reihe von militärischen Stützpunkten errichteten, um die strategisch wichtige Verbindung zwischen ihren kanadischen Besitzungen und der Kolonie Louisiana zu sichern, ließ sich gleichzeitig eine Gruppe von einflußreichen Bodenspekulanten in Virginia 1748 einen königlichen Freibrief für Landerwerb im Ohiotal ausstellen. Und als daraufhin eine Expedition unter Führung des jungen virginischen Plantagenbesitzers und Landvermessers George Washington in Richtung des französischen Forts Duquesne marschierte, mußte sie 1754 vor überlegenen französischen Kräften kapitulieren.
Sowohl der Krieg in der Karibik als auch die nahezu kontinuierlichen Scharmützel mit den Franzosen in Nordamerika erlangten schon bald ihre europäische Dimension. Der Krieg um ‹Jenkins’ Ear› führte 1743 auf Grund der spanisch-französischen Allianz zu Großbritanniens offizieller Teilnahme am Österreichischen Erbfolgekrieg (1740–1748). Der von den amerikanischen Siedlern so benannte ‹French and Indian War› (1754–1763), der später den Stoff für J. F. Coopers ‹Lederstrumpf›-Romane lieferte, war die atlantische Variante des europäischen Siebenjährigen Krieges (1756–1763). Aus deutscher Sicht waren diese Auseinandersetzungen vor allem durch den preußisch-österreichischen Konflikt um Schlesien bestimmt, aus einer erweiterten Perspektive erweist sich allerdings der weltweit ausgetragene britisch-französische Gegensatz als die bestimmende Konstante im Wechselspiel der Allianzen jener Jahrzehnte.
Im Gegensatz zu dem vorangegangenen Spanischen Erbfolgekrieg lag für die Briten diesmal der Schwerpunkt des militärischen Engagements in Übersee. Schon seit geraumer Zeit standen sich nämlich in England zwei unterschiedliche strategische Konzepte gegenüber. Auf der einen Seite waren es die Verfechter einer Außenpolitik, die die Wahrung des europäischen Gleichgewichts durch enge Allianzen mit europäischen Partnern und – im Falle eines Krieges – den Einsatz britischer Truppen auf dem Kontinent sichern wollten; eine solche Politik hatten z.B. Wilhelm III. und nach ihm der Herzog von Malborough praktiziert. Gegen diese Kontinentalstrategie propagierten die Verfechter des Primats der Seekriegsführung die sog. ‹blue water-policy›, mit dem Ziel, durch maritime Aktionen und militärischen Einsatz in den Kolonien die britische Position in Übersee zu stärken. Sie bestimmten in der Mitte des 18. Jahrhunderts den Gang der britischen Außenpolitik, vertraten neben den Interessen des Handels vor allem die der konservativen kleinen Landedelleute und besaßen in William Pitt d. Ä. einen wortgewaltigen charismatischen Sprecher, der, als der Krieg mit einer Serie von militärischen Fehlschlägen begann, 1757 die Leitung der Kriegsführung übernahm und selbstbewußt verkündete: «I know that I can save this country, and I know that no other man can.»[17] In seinem weltumspannenden strategischen Konzept stand das überseeische Empire an erster Stelle, und dementsprechend war das Schwergewicht der militärischen Aktivitäten nach Amerika verlagert. Bald waren entscheidende Siege erfochten. 1758 fiel das wichtige Fort Duquesne, dessen Eroberung drei Jahre zuvor kläglich gescheitert war, in britische Hände, ein Jahr später mit Québec die Schlüsselposition für das Tal des St. Lorenz-Stroms, womit der Kampf um Kanada praktisch entschieden war. Zur gleichen Zeit triumphierten in Indien die Truppen und Verbündeten der East India Company unter der Führung Robert Clives über ihre französischen Gegner. All diese Siege fanden dann 1763 im Frieden von Paris ihren Niederschlag: Abgesehen von New Orleans und dessen Umland erhielt Großbritannien nun das gesamte nordamerikanische Festland östlich des Mississippi einschließlich Floridas, das von Spanien abgetreten wurde. Und obwohl Frankreich u.a. die zwischenzeitlich von den Briten eroberten reichen Zuckerinseln Martinique und Guadeloupe zurückerhielt, verlor es mit diesem Frieden sowohl im atlantischen wie auch im indischen Raum seinen Status als Kolonialmacht.
Wenn Großbritannien damit 1763 seinen bislang größten Sieg feiern konnte, der den einstweiligen Höhepunkt der Ausdehnung und Machtposition des Empire markierte, war dieser allerdings nicht ausschließlich der Hinwendung zur ‹blue water›-Strategie zuzuschreiben. Pitt wußte sehr wohl, daß der Krieg des auf den ersten Blick schwächeren England mit seinen knapp sechs Millionen Einwohnern gegen das mehr als doppelt so große Frankreich mit seinen damals 26 Millionen an zwei Fronten geführt werden mußte. Nur wenn die französischen Kräfte gleichzeitig auf dem Kontinent gebunden waren, konnte Großbritannien zur See und in Übersee die entscheidenden Erfolge verbuchen. Letztlich schlossen sich kontinentale und ‹blue water›-Strategie nicht aus, sondern ergänzten einander, denn nur wenn auf dem europäischen Kontinent das Gleichgewicht der Mächte herrschte, hatten die Briten den Rücken frei, um sich vorwiegend ihrem Empire zu widmen. Allerdings blieb das eigene direkte militärische Engagement auf Aktionen zur Sicherung Hannovers beschränkt, das als Stammland des Herrscherhauses mit England in Personalunion verbunden war. Ansonsten ließ man kämpfen, indem man nach bewährtem Muster weitere Gegner Frankreichs durch Subsidienzahlungen als Bundesgenossen gewann. Im Siebenjährigen Krieg war dies in erster Linie Preußen. Es gelang Pitt vier Jahre hindurch, das Londoner Parlament dazu zu bewegen, jährlich 675.000 Pfund für Zahlungen an Friedrich den Großen zu bewilligen – eine Summe in der Höhe des gesamten preußischen Steueraufkommens. In diesem Zusammenhang erwies sich die moderne Organisationsform der öffentlichen Finanzen Englands als weiteres Moment der Überlegenheit gegenüber Frankreich. Dadurch, daß hier das Parlament als Vertretung der Nation die Staatsschuld garantierte, konnten die Gewinne aus der expandierenden Wirtschaft des Empire als ebenso profitable wie sichere öffentliche Anleihen in dem Kampf ums Empire eingesetzt werden.
Im Gegensatz dazu war Frankreich nicht in der Lage, seine Ressourcen ebenso effektiv für seine militärischen Ziele einzusetzen, und da es auch auf den europäischen Schlachtfeldern mit einem schlagkräftigen Heer aktiv sein mußte, konnte Großbritannien abermals auf seine Überlegenheit zur See setzen. Im Frühjahr des für den Seekrieg entscheidenden Jahres 1759 verfügte es über 113 Linienschiffe, und dreißig weitere befanden sich im Bau. Frankreich dagegen besaß nur halb soviele, und das Mißverhältnis wuchs von Monat zu Monat. Wegen dieses maritimen Ungleichgewichts konnten die Franzosen weder ihre geplante Invasion der Insel in die Tat umsetzen, noch erhielten ihre Streitkräfte in Kanada und in Westindien den lebensnotwendigen Nachschub aus dem Mutterland. Denn die Engländer blockierten mit Erfolg das Hauptkontingent der gegnerischen Flotte im Hafen von Brest, und als die Franzosen schließlich die Blockade zu brechen versuchten, stellten die Briten sie trotz eines schweren Novembersturms in der Bucht von Quiberon und schlugen sie vernichtend.
Der Friede von Paris markierte den Höhepunkt des älteren Britischen Empire, das sich hier als Weltmacht präsentierte, deren Position als Kolonialmacht nun unangefochten war. Es hatte im Verlauf des Sie benjährigen Krieges seine Vorrangstellung in Übersee nicht nur gegen französische Konkurrenz behauptet, sondern durch seine Siege weiträumig ausgebaut. Erstmals war das Empire nicht vornehmlich durch die Eigendynamik der ihm innewohnenden ökonomischen und sozialen Kräfte expandiert, sondern durch eine Politik der gezielten militärischen Eroberung; mit dem Ergebnis, daß es von nun an mehr war als die von Händlern und Siedlern getragene «Expansion of England», als die John Robert Seeley, der erste große Historiker des Empire, es im späten 19. Jahrhundert bezeichnete. Fortan besaß dieses Empire eine neue politische Qualität, war es endgültig ein ‹Reich› in dem Sinne, daß es nicht nur weltweiten Handel sicherte, sondern auch Herrschaft über ferne Länder und Völker einschloß, seien es französische Siedler in Kanada oder die Eingeborenen weiter Landstriche des indischen Subkontinents.
Spätestens zur Mitte des 18. Jahrhunderts verschmolzen für die Briten Kolonien, Handel und Seemacht im Begriff des Empire zu einer Einheit. Zuvor war zwar durch sporadische Appelle bestimmter Interessengruppen auf den Wert von Handel und Kolonien verwiesen worden, aber erst jetzt nahm die überseeische Welt im allgemeinen und das Kolonialreich im besonderen einen festen Platz im Weltbild der Briten ein. In den Romanen Daniel Defoes kultiviert Robinson Crusoe seine einsame Insel in der Karibik, und die Heldin seines Romans ‹Moll Flanders› (1722) wird nach Virginia deportiert und macht dort ihr Glück. Die wachsende Zahl der Reisebeschreibungen und ethnologischen und naturgeschichtlichen Darstellungen entsprach einer zunehmenden Nachfrage. Unmittelbar nach dem Ende des Siebenjährigen Krieges setzte mit der systematischen Erforschung vor allem des Pazifischen Raumes das zweite Zeitalter der Entdeckungen ein. Deren Ausbeute, sofern es sich dabei um Objekte aus fernen Ländern als Zeugnisse fremder Kulturen handelte, wurde in Museen und privaten Sammlungen zur Schau gestellt und befriedigte ein wachsendes allgemeines Interesse ebenso wie die Werke jener Maler, welche die exotische Szenerie ferner Gestade zum Gegenstand hatten.
Aber vor allem durch die großen Kriege der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts, die England zur Sicherung und zur Expansion des Empire führte, wurde sich die Nation der Existenz und Bedeutung dieses überseeischen Reiches bewußt. Es waren dies die Jahre, in denen sich ein neues, nicht bloß englisches, sondern britisches Nationalgefühl ausbildete, das seine Substanz auch aus den großen Siegen der Zeit bezog und die William Pitt geschickt zur Rechtfertigung seiner Politik propagan distisch auszunutzen verstand. Der Stolz auf die maritime Vorherrschaft lieferte den Stoff für die bis heute gesungene patriotische Hymne von 1740: «Rule Britannia, Britannia rule the Waves». Und das Bewußtsein weltweiter britischer Herrschaft veranlaßte zu der Feststellung, «daß die Sonne im Reich der Flagge des Vereinigten Königreichs niemals untergeht» und daß «das Britische Empire … sowohl die Staaten der Antike wie der modernen Zeiten an Reichtum und Größe, an Würde und Macht, an Stärke zur See und zu Lande bei weitem übertrifft».[18] Mit Recht verwies daher Hegel in seiner Vorlesung zur Weltgeschichte auf das Empire als Ursprung britischen Nationalstolzes: «Frägt man einen Engländer, so wird jeder von sich und seinen Mitbürgern sagen, sie seien die, die Ostindien und das Weltmeer beherrschen, den Welthandel besitzen … Diese Taten machen das Selbstgefühl des Volkes aus.»[19]


 
6. KRISE UND ENDE DES ÄLTEREN EMPIRE
Selten folgten Triumph und Katastrophe so dicht aufeinander, denn nur zwanzig Jahre trennten den Frieden von Paris, der den Höhepunkt der Macht des älteren Empire markierte, von dessen Krise, dem 1783 ebenfalls in einem Friedensschluß von Paris bestätigten Verlust seiner dreizehn nordamerikanischen Kolonien, die das Herzstück seines überseeischen Reiches gebildet hatten. Diese Niederlage war auch eine Folge der triumphalen Siege über Frankreich und Spanien, denn die daraus resultierende Machtsteigerung, besonders die großen territorialen Zugewinne in Nordamerika, stellten das Empire vor neue Aufgaben und damit vor Probleme, an denen es letztlich scheiterte.
Bereits Mitte des Jahrhunderts wurde deutlich, daß London der veränderten Situation in Amerika mit einer veränderten imperialen Konzeption zu begegnen suchte, wobei die Ansätze der Stuarts zu einer stringenten und konsequenten Kolonialpolitik wieder aufgenommen wurden. Zuvor hatte man seit dem Frieden von Utrecht die Kolonien, zumindest was ihre innere Entwicklung betraf, weitgehend sich selbst überlassen, doch ein Ende der ‹salutary neglect›, der so von Edmund Burke und anderen bezeichneten Periode wohlmeinender Vernachlässigung, deutete sich 1748/1749 mit der Ernennung des Earl of Halifax zum Präsidenten des Board of Trade an, der für die Kolonien zuständigen Behörde. Halifax war ein entschiedener Verfechter einer Reichsreform, die eine stärkere Bindung der Kolonien an das Mutterland im Sinne einer klaren Unterordnung unter den politischen Willen Englands zum Ziel hatte. Doch mußten solche Vorhaben hinter den unmittelbaren Erfordernissen des von Kolonien und Großbritannien gemeinsam geführten Krieges zurücktreten. Dessen Ende, der 1763 mit Frankreich abgeschlossene Friede zu Paris, bestätigte dann den ebenso grundlegenden wie folgenreichen Wandel in der britischen Reichspolitik. Bezeichnend hierfür war, daß die Kolonien von sämtlichen Überlegungen zur künftigen Friedensregelung ausgeschlossen blieben. Den britischen Verhandlungsführern ging es lediglich um die Interessen des Mutterlandes, und dabei sahen sie sich vor die Alternative gestellt, von den britischen Eroberungen Frankreich entweder die drei großen fruchtbaren Inseln Martinique, Guadeloupe und St. Domingo – die allein so viel Zucker produzierten wie sämtliche britischen Kolonien zusammen – zurückzugeben oder aber dessen nordamerikanische Besitzungen. In dieser Situation entschied sich die Regierung in London für den Erwerb Kanadas. Sie erteilte damit den bisher in der Empire-Politik vorherrschenden, an raschem Gewinn orientierten merkantilen Interessen eine Absage und setzte dem die Konzeption eines zusammenhängenden Reichsterritoriums in Amerika entgegen. Damit sollten zugleich die Sicherheit der Festlandkolonien vor einer künftigen Bedrohung durch konkurrierende Kolonialmächte gewährleistet und die Kosten für deren militärischen Schutz gesenkt werden. Ihren Kritikern im Lande, zu denen auch der inzwischen zurückgetretene William Pitt d. Ä. zählte, hielten die Anwälte dieser Friedenslösung, wie z.B. Lord Shelburne als Präsident des Board of Trade, 1762 das Argument entgegen: «Wo immer Zucker angebaut wird, ist die Bevölkerung rückläufig … Unsere Zuckerinseln schwächen und entvölkern unser Mutterland … Im Gegensatz dazu steigern die nördlichen Kolonien die Bevölkerungszahl und natürlich auch den Konsum unserer Waren und bezahlen uns mit Hilfe ihres Außenhandels. wodurch sie Millionen von Bewohnern Großbritanniens und Irlands in Arbeit und Brot setzen und für den Wohlstand, die Sicherheit und Unabhängigkeit dieser Königreiche von größerer Bedeutung sind und es noch auf Jahrhunderte hinaus bleiben werden.»[20]
Doch kaum war der Friede geschlossen, sahen sich all jene in England getäuscht, die sich vom Ende der direkten französischen Bedrohung der eigenen Kolonien eine Reduzierung des kostspieligen militärischen Engagements in Nordamerika erhofft hatten. Dabei waren es nicht die neuen Untertanen im Gebiet des ehemaligen Nouvelle France, die Schwierigkeiten bereiteten, sondern die eigenen Siedler. Diese sahen sich nun nicht länger durch französische Forts in ihrem Drang nach Westen gehemmt, zumal ein großer Teil der Kolonien, wie z.B. Virginia, South Carolina und Georgia, auf der Grundlage ihrer Charters eine offene Westgrenze für sich beanspruchten. Damit waren Konflikte mit den östlich des Mississippi ansässigen Indianerstämmen vorprogrammiert, die sich nun der Möglichkeit, gegebenenfalls mit den Franzosen gegen die englischen Eindringlinge zu paktieren, beraubt sahen und daraufhin unter der Führung des Ottawa-Häuptlings Pontiac den bislang größten und umfassendsten Versuch unternahmen, einem weiteren Vordringen der Engländer in ihre Jagdgründe Einhalt zu gebieten. Was Engländer und Amerikaner abschätzig als «Pontiac’s Rebellion» bezeichneten, stellte sie in Wahrheit vor erhebliche militärische und politische Probleme. Zunächst konnten sich nur wenige Forts vor dem Ansturm der Indianer behaupten, wobei Detroit eine sechsmonatige Belagerung zu überstehen hatte. Es dauerte zwei Jahre bis zur vollständigen Niederwerfung des Gegners, und da abermals englische Truppen und nicht die Milizen der Kolonien die Hauptlast des Krieges getragen hatten, trachteten die Briten fortan danach, dergleichen Konflikte tunlichst zu vermeiden. Bereits im Oktober 1763 erklärte die Regierung alles Land westlich der Wasserscheide der Alleghenies und Appalachen zum Indianerterritorium, in dem Kolonisten nicht siedeln durften. Doch die Amerikaner ignorierten diese Grenze und erzwangen damit, daß diese bereits 1768 weiter nach Westen verlegt wurde. Hier nun traten englische wie auch einheimische Landspekulanten in einen erbitterten Konkurrenzkampf, und zugleich sah der indianische Stamm der Shawnees seine Jagdgebiete bedroht. Schließlich verschärfte die Québec Act von 1774, mit der die Verwaltung des ehemals französischen Kanada geregelt wurde, die Situation zusätzlich. Mit ihr wurde nämlich das Gebiet zwischen Ohio und Mississippi der neuen Provinz Québec zugeschlagen und Virginias Ansprüche auf diese Region durchkreuzt. Hier zeichnete sich erstmals eine Situation ab, die vor allem im 19. Jahrhundert nachgerade typisch für die Expansion des Empire werden sollte: der Widerstreit zwischen den politischen Zielsetzungen der Reichsregierung, die vorwiegend auf Konfliktvermeidung ausgerichtet waren, und denen der Siedler, der ‹men on the spot›, deren Expansionsdrang die Grenze in eine ‹turbulent frontier› verwandelte.
Die Differenzen zwischen Großbritannien und seinen amerikanischen Kolonien, die aus solcher verstärkter Kontrolle der Westgrenze durch die Londoner Zentrale herrührten, waren jedoch für den Fortgang der Ereignisse von geringer Bedeutung im Vergleich zu den allgemeinen Konsequenzen, die London aus ‹Pontiac’s Rebellion› zog. Dieser Indianerkrieg hatte gezeigt, daß auch nach dem Sieg über die Franzosen nur eine starke militärische Präsenz des Mutterlandes vor Ort weiterhin die Sicherheit der Kolonien gewährleisten könne. Denn im Zeichen einer neuen Empire-Politik, die nicht nur an der Handelsbilanz orientiert war, sondern die Regierung in der Verantwortung für den unversehrten territorialen Bestand des Kolonialreichs sah, bedeutete ein verstärktes politisches Engagement in den Kolonien zugleich auch die Fortdauer der Verpflichtung zu deren militärischem Schutz. Für deren Umsetzung in die Praxis mußte sich daher die Frage stellen: Wer trägt die Kosten für Truppenstationierung und Zivilverwaltung? Bereits 1748 hatten dafür 70.000 Pfund im Jahr aufgewendet werden müssen, und dieser Betrag stieg nach dem Ende des Siebenjährigen Krieges auf 350.000 Pfund. Es war dies eine enorme Summe, besonders angesichts der gleichzeitig auf 130 Mio. Pfund angewachsenen Staatsschuld, für deren Zinsen und Tilgung acht Millionen Briten mittlerweile im europäischen Vergleich die höchsten Steuern zahlten. Demgegenüber hatten die Kriegskosten für die englischen Kolonisten insgesamt nur 2,5 Mio. Pfund betragen, von denen ihnen sogar noch 1 Mio. durch das englische Parlament erstattet worden war.
Dieses Ungleichgewicht entsprach allerdings der überlieferten Struktur des merkantilen Empire. In der Praxis endete nämlich während der Jahrzehnte der ‹wohlmeinenden Vernachlässigung› der Aktionsradius der Reichsregierung in den Zollstationen der Häfen der Kolonien, wobei die hier erhobenen Gebühren weniger der Sanierung der Staatsfinanzen als vielmehr der Regulierung des Handels dienten, denn die Zolleinnahmen deckten nicht einmal die Kosten für die Zollverwaltung. Als sich dann mit dem Ende des Krieges die britische Regierung durch die veränderten Verhältnisse gezwungen sah, eine neue Empire-Konzeption mittels einer umfassenden Reichsreform durchzusetzen, beinhaltete dies vor allem auch die direkte Beteiligung der Kolonien an den Kosten des Empire. Zu den veranschlagten 350.000 Pfund für Kolonialverwaltung und Verteidigung sollten die Amerikaner wenigstens 100.000 Pfund beisteuern. Zu diesem Zweck nahm die 1764 vom britischen Parlament verabschiedete Revenue Act (auch Sugar Act genannt, da hauptsächlich der Import von Melasse davon betroffen war) die überlieferte Praxis der Handelsgesetzgebung auf, allerdings diesmal mit dem erklärten Ziel, die Einkünfte «zur Begleichung der notwendigen Kosten für die Verteidigung, den Schutz und die Sicherung der britischen Kolonien und Pflanzungen in Amerika» zu verwenden.[21] Neu war dabei vor allem, daß die hier auf verschiedene Importwaren und keineswegs nur auf Melasse erhobenen Zölle nun konsequent eingetrieben werden sollten und daß im Gesetzestext das Londoner Parlament ausdrücklich betonte, es besitze das Recht, den Kolonien finanzielle Belastungen aufzubürden. Als schon bald deutlich wurde, daß die erhofften Einnahmen nicht erzielt werden konnten, ging die Regierung in London im folgenden Jahr einen Schritt weiter und erließ mit dem Stempelsteuergesetz (Stamp Act) ein erstes echtes Steuergesetz für die Kolonien. Wie schon in England üblich sollten fortan juristische Dokumente sowie Druckerzeugnisse aller Art auch in den amerikanischen Kolonien mit einer Steuer belegt werden, von der man sich insgesamt 60.000 Pfund jährliche Einkünfte erhoffte. Neu war schließlich, daß über Zuwiderhandlungen gegen beide Gesetze die Gerichte der britischen Admiralität entscheiden sollten und nicht mehr einheimische Geschworenengerichte, die nur selten bereit waren, Vergehen ihrer Landsleute gegen englische Gesetze konsequent zu ahnden.
Die Reaktionen auf beide Gesetze, vor allem aber auf die Stamp Act, waren ungewöhnlich heftig und überraschten die britische Regierung besonders deswegen, weil der Widerstand nicht auf die ohnehin immer wieder zur Opposition neigenden Neu-England-Kolonien beschränkt blieb, sondern sämtliche englische Siedlungen erfaßte. Man begnügte sich diesmal nicht mit den üblichen Protestkundgebungen loyaler Untertanen wie etwa Petitionen der Volksvertretungen, sondern vielerorts wurden die Sturmglocken geläutet, Flaggen auf Halbmast gesetzt, und in den Zeitungen beklagten Traueranzeigen den Tod der Freiheit. Vereinzelt kam es zu tumultartigen Ausschreitungen wie in Massachusetts, wo eine aufgebrachte Menge das Haus des Gouverneurs plünderte. Vor allem wurden Boykottmaßnahmen gegen besteuerte Importwaren propagiert und wirksam organisiert. Selbst die Studenten der Universität Yale beschlossen, fortan auf ausländische Weine und Spirituosen zu verzichten und sich statt dessen mit einem Glas Bier zu begnügen, und in Rhode Island schworen die jungen Damen zweier Ortschaften, keinen Jüngling zu erhören, der etwa für die Stamp Act eintrete.
Dabei war die landesweite Empörung keineswegs der verzweifelte Aufschrei eines über die Maßen besteuerten Volkes. Ökonomische Motive spielten allenfalls eine untergeordnete Rolle. Es ist zwar wiederholt darauf hingewiesen worden, daß sich mit dem Ende des Siebenjährigen Krieges auch in den Kolonien kurzfristig eine typische Nachkriegsdepression abzuzeichnen begann, die allerdings in Relation zu dem nachhaltigen und weitgehend kontinuierlichen allgemeinen wirtschaftlichen Aufschwung der Kolonien seit Beginn des 18. Jahrhunderts zu setzen ist. Zwar legte die Verfassung des merkantilen Empires dem Handel der Kolonien Beschränkungen auf, und deren gewerbliche Produktion hatte im Interesse englischer Produzenten unter Restriktionen zu leiden, aber angesichts der großen Unterschiede in der ökonomischen Struktur der einzelnen Kolonien beeinflußte dies das Verhältnis zwischen dem Mutterland und seinen amerikanischen Besitzungen allenfalls punktuell. Gravierender wirkte sich hingegen eine zunehmende generelle Verschuldung der Amerikaner gegenüber ihren britischen Handelspartnern aus. Der damit verbundene Abfluß von Edelmetall führte zu wachsender Geldknappheit in den Kolonien, und als diese dazu übergingen, durch die Ausgabe von Papiergeld weiterhin binnenkoloniale Zahlungs- und Kreditgeschäfte zu ermöglichen, versuchte das englische Parlament dies durch entsprechende Gesetze, wie die Currency Acts von 1751 und 1764, zu unterbinden – zum Nachteil des ökonomischen Wachstums, das fortan durch spürbaren Kapitalmangel gebremst wurde. Dennoch überwogen für die Mehrheit der Amerikaner nach wie vor die Vorteile, die sich auch für sie aus einem merkantilen Empire ergaben und dessen Wirtschafts- und Handelsgesetzgebung lediglich dann Kritik hervorrief, wenn sie als Eingriff in die inneren Angelegenheiten der Kolonien erschien.
Zudem ist unbestreitbar, daß bereits im 18. Jahrhundert der allgemeine Wohlstand der Nordamerikaner von keinem Volk der Welt übertroffen wurde. Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen entsprach dem der Engländer, war aber gleichmäßiger verteilt, so daß der generelle Lebensstandard höher war. Vor allem zahlten die Siedler in den Kolonien kaum nennenswerte Steuern. Während in Großbritannien im Jahre 1763 die jährliche Steuerlast pro Kopf im Durchschnitt 26 Schilling betrug, waren es für Bürger von Massachusetts, Pennsylvania und Maryland jeweils 1 Schilling und für die Einwohner von New York, Connecticut oder Virginia mit 5 bis 7 Pence sogar nur die Hälfte. Auch wenn die subjektive Einschätzung der jeweiligen persönlichen wirtschaftlichen Situation keineswegs immer den objektiven Tatbeständen entspricht, so gilt dennoch, daß «aus ökonomischer Sicht … die koloniale Empörung … nicht gerechtfertigt» war.[22] Und auch sonst sah sich die weiße Bevölkerung der nordamerikanischen Kolonien im Vergleich zu den Untertanen der europäischen Staaten des 18. Jahrhunderts am geringsten durch staatliche Kontrollen oder gar politische Repressionen behelligt.
Statt dessen ging es bei dem sich nun aus Anlaß der britischen Bemühungen um eine Reichsreform anbahnenden Konflikt weniger ums Geld als vielmehr ums Prinzip. Und zwar für beide Seiten. Denn auch wenn die britische Regierung immer wieder die Notwendigkeit eines angemessenen kolonialen Beitrags zur Finanzierung des militärischen Schutzes für die amerikanischen Niederlassungen betonte, legte sie zugleich stets Wert darauf, die uneingeschränkte Oberhoheit der englischen Legislative über die Kolonien zu betonen. Dieses Bestreben war der rote Faden, der sich durch das legislatorische Hin und Her, durch die Wechselfälle von Verkündung und Widerruf einzelner Gesetze zog, die das Geschehen zwischen 1763 und dem Ausbruch des bewaffneten Konflikts 1774 kennzeichnen. Denn als unter dem Eindruck der wirksamen Boykotte der Amerikaner ein neues britisches Ministerium unter der Leitung des Marquis von Rockingham 1766 das Stempelsteuergesetz zurücknahm, betonte das Londoner Parlament gleichzeitig in einer Declaratory Act ausdrücklich sein unverbrüchliches Recht, «in all cases whatsoever» Gesetze für die Kolonien zu erlassen. Das gleiche Spiel wiederholte sich, als nach dem Sturz des Ministeriums Rockingham der neue Schatzkanzler Charles Townshend 1767 die Politik der entschiedenen Reichsreform wieder aufnahm und u.a. in einer neuen Revenue Act neue Importzölle für die Kolonien verhängte, die nach heftigen Protestdemonstrationen 1770 ebenfalls widerrufen wurden, wobei auch hier, um das Gesicht zu wahren, allein der Teezoll bestehen blieb. Der Wille der englischen Regierung, Konsequenz zumindest zu demonstrieren, entsprach der wachsenden Überzeugung von der zentralen Bedeutung der amerikanischen Besitzungen für den Fortbestand des merkantilen Empire. Deshalb galt es, die Verwaltung des Reiches so zu organisieren, daß die legislative und exekutive Gewalt der Zentrale nicht länger durch koloniale Privilegien und Autonomiebestrebungen eingeschränkt oder gar blockiert werden konnte.
Mehr noch als den Engländern ging es den Kolonisten vorrangig ums Prinzip, wie eine vehement geführte breite publizistische Debatte deutlich machte. Wenn in deren Verlauf immer wieder die Parole «No taxation without representation» verkündet wurde, wandte man sich damit nicht grundsätzlich gegen eine Besteuerung durch das britische Parlament, sondern wollte lediglich betonen, daß England seinen Kolonien das Recht auf politische Mitbestimmung zu Unrecht vorenthielt. Dessen nachdrückliche Forderung war sowohl der Ausdruck eines mittlerweile gefestigten Selbstbewußtseins der Kolonien als auch das Ergebnis einer Rückbesinnung auf überlieferte politische Traditionen, die in England in der Ära der Revolutionen den Aufstieg des Parlaments getragen hatten. Als Untertanen der englischen Krone sahen sich die Amerikaner im uneingeschränkten Besitz der Geburts- und Freiheitsrechte der Engländer. Sie erhoben damit den Anspruch, als außerhalb Englands lebende ‹British subjects› nicht nur die Pflicht zum Gehorsam gegenüber der britischen Krone sowie den Anspruch auf deren Schutz, sondern als ‹Britons› auch die ‹rights of Englishmen› zu besitzen. So erklärte Benjamin Franklin 1766 vor dem britischen Unterhaus, es stünden den Amerikanern nach ihrer Auffassung «alle Privilegien und Freiheiten eines Engländers zu. In den großen Freiheitsurkunden, der Petition der Rechte (1628) und der Deklaration der Rechte (1689) lesen sie, daß es eines der Privilegien englischer Untertanen ist, nicht besteuert zu werden, es sei denn mit ihrem Einverständnis». Und bereits auf die Sugar Act von 1764 hatte das Repräsentantenhaus der Kolonie Virginia mit einer Petition geantwortet, in der es hieß, daß «das Volk nur mit solchen Steuern belastet werden kann, die durch seine eigene Zustimmung oder die Zustimmung derer auferlegt werden, die auf rechtliche Weise bestimmt wurden, es zu vertreten».[23] In diesem Zusammenhang mußte dann allerdings bei den Amerikanern die zeitgenössische englische Interpretation des Repräsentationsprinzips auf Unverständnis stoßen, derzufolge die freien englischen Abgeordneten nicht durch Rückbindungen an ihre Wähler gebunden seien, sondern stets das ganze Volk repräsentierten und somit auch die Kolonien ‹virtuell› im Londoner Unterhaus vertreten seien. In ihrem Bemühen, keineswegs als Untertanen zweiter Klasse behandelt, sondern als gleichberechtigte britische Bürger anerkannt zu werden, beriefen sich einige amerikanische Autoren sogar auf das naturrechtliche Dogma von der ursprünglichen Freiheit und Gleichheit aller Menschen. So verkündete der Publizist James Otis in seiner 1764 in Boston erschienenen Schrift The Rights of the British Colonies asserted and proved: «Da die Kolonisten Menschen sind, dürfen sie für sich ebenso wie die Europäer alle natürlichen Rechte in Anspruch nehmen.»[24]
Mit dem Problem der politischen Repräsentation der Kolonien stellte sich schon bald die Frage nach dem Wesen und der Ortsbestimmung der Souveränität im Empire. In England selbst hatte durch die Glorreiche Revolution von 1688/89 eine Machtverlagerung zugunsten des Parlaments stattgefunden. Der Souverän wurde nun entsprechend den Bedingungen einer parlamentarischen Monarchie als «King in Parliament» definiert. Die Kolonien konnten sich demgegenüber darauf berufen, daß ihre Gründungsurkunden allesamt ihren Ursprung in der alleinigen Souveränität der Krone besaßen, die ihnen das Recht gewährt hatte, durch eigene Versammlungen ihre eigenen Gesetze zu beschließen, solange diese nicht dem englischen Recht zuwiderliefen. Und daher bestritten sie dem englischen Parlament zwar nicht das Recht, den Handel im merkantilen Empire zu regulieren, sehr wohl aber wandten sie sich gegen dessen Bestrebungen, durch seine Gesetze in die inneren Angelegenheiten der Kolonien einzugreifen. Von daher werteten sie jede Form der Besteuerung, jeden Versuch, die Verwaltung und insbesondere die Justiz in den Kolonien stärker von London aus zu kontrollieren, als Indiz für eine Politik der ‹Tyrannei›, mit dem Ziel der endgültigen ‹Versklavung› der bislang ‹freigeborenen Söhne Amerikas›; dies übrigens ein Begriff, der im amerikanischen Diskurs ein besonderes Gewicht besaß, wenn er auf die soziale Realität in den südlichen Kolonien bezogen wurde. Gerade weil die Auseinandersetzung bereits von Anfang an um Prinzipien geführt wurde, eskalierte sie zum Grundsatzkonflikt: Die eine Seite argumentierte mit dem Generalverdacht des Despotismus, die andere mit dem der Rebellion. Bezeichnend für diese Situation war die sogenannte ‹Boston Tea Party› – gemeinhin als das Ereignis betrachtet, das endgültig die von nun an unaufhaltsame Eskalation zur Revolution auslöste; als der Funke, der das Pulverfaß zur Explosion brachte.
Im Jahr 1773, als die britische Regierung die meisten Sonderzölle schon längst wieder zurückgenommen hatte und das Verhältnis zwischen Mutterland und den Kolonien offensichtlich wieder einmal entspannt schien, verabschiedete das englische Parlament die Tea Act. Das Gesetz sollte in erster Linie dazu beitragen, die East India Company zu sanieren, die sich derzeit einem Lagerbestand von Tee im Wert von 17 Mio. Pfund gegenübersah, denn Tee wurde in Amerika boykottiert, bzw. durch geschmuggelte Ware ersetzt. Nun wurden der Gesellschaft alle Zölle erlassen und ihr zugleich das Exportmonopol für Tee nach Nordamerika übertragen. Um aber das Prinzip der Besteuerung zu wahren, blieb der alte Townshed-Zoll von drei Pence für das Pfund bestehen. Im Ergebnis war der indische Tee nun billiger als die von amerikanischen Händlern angebotene Schmuggelware. Gegen dieses Gesetz riefen prinzipientreue Wortführer des kolonialen Widerstands und einheimische Kaufleute, die bislang ihren Tee aus den Niederlanden bezogen hatten, abermals zum Widerstand auf. Diesmal begnügte man sich nicht mit einem Konsumentenboykott, man beschloß vielmehr, den englischen Tee gar nicht ins Land kommmen zu lassen. So kam es am 16. Dezember 1773 zur berühmten ‹Boston Tea Party›. Als Indianer verkleidete Bürger Bostons enterten ein mit Tee beladenes Schiff und warfen die gesamte Ladung ins Meer. Die Resonanz war bezeichnend: Während die Akteure in den Kolonien als ‹Glorreiche Söhne der Freiheit› gefeiert wurden, verurteilte der Gouverneur von Massachusetts, Thomas Hutchinson, deren Tun als frevlerische Gewalt. Die Regierung in London sah sich damit endgültig zu einer grundsätzlichen Machtprobe herausgefordert und reagierte mit rigorosen Maßnahmen, die u.a. die Selbstverwaltungsorgane der aufsässigen Kolonie in ihren Rechten und Befugnissen empfindlich einschränkten. Der Versuch, Massachusetts zu isolieren und hiermit ein Exempel zu statuieren, scheiterte allerdings. Da er als erneutes Indiz für Englands Absicht galt, die Amerikaner zu künftig rechtlosen Untertanen zu degradieren, wirkte er statt dessen als Auslöser für eine allgemeine Solidarisierung unter den Kolonien. Wie bereits aus Anlaß der Stamp Act, trat im September abermals eine Delegiertenversammlung zusammen, die mit Vertretern aus zwölf Kolonien als Erster Kontinentalkongreß vom 5. September bis zum 26. Oktober 1774 in Philadelphia tagte und ein allgemeines Handelsembargo gegen England verhängte. Doch da London es diesmal auf eine Kraftprobe ankommen ließ, kam es im April des folgenden Jahres zu einem ersten Scharmützel zwischen englischen Truppen und der Miliz von Massachusetts. Daraufhin ernannte ein zweiter Kontinentalkongreß den militärisch erfahrenen George Washington aus Virginia zum Oberbefehlshaber der vereinigten kolonialen Truppen, und nach weiteren militärischen Zusammenstößen bezeichnete eine Proklamation König Georgs III. am 23. August 1775 die Amerikaner in aller Form als Rebellen. Dennoch sollte es noch ein ganzes Jahr dauern, bis die Kolonien sich mit ihrer Unabhängigkeitserklärung endgültig von England lossagten; bis dahin war für die meisten Kolonisten mental noch ein langer Weg zurückzulegen.
Obwohl die Kolonien schon frühzeitig gegen das britische Projekt einer Reichsreform opponierten und ihr Widerstand sich zunehmend radikalisierte, stellten sie ihre Mitgliedschaft im Empire zunächst nicht in Frage. Noch am 14. Oktober 1774 verabschiedete der erste Kontinentalkongreß eine acht Punkte umfassende Declaration of Right, die letztendlich der Aufforderung gleichkam, man möge auf den status quo ante 1763 zurückkehren, als in der Periode der ‹wohlmeinenden Vernachlässigung› weitgehende Selbständigkeit der Kolonien und deren gesicherte Position im Reichsverband sehr wohl vereinbar waren. Daneben antworteten in der breit geführten Debatte dieser Jahre gemäßigte Wortführer der Kolonien auf die britische Politik der Reichsreform mit eigenen Reformvorschlägen. So schlug z.B. Joseph Galloway, der Delegierte Pennsylvanias, auf dem Kontinentalkongreß vor, eine von allen Kolonien gewählte Körperschaft als neues Organ zwischen den Abgeordnetenkammern der Kolonien und dem britischen Parlament einzurichten, um dadurch die Union mit England zu bewahren. Nur mit einer Stimme Mehrheit konnten die Gegner diesen Kompromißvorschlag zu Fall bringen. Und selbst nach dem für die britischen Truppen verlustreichen Gefecht bei Bunker Hill am 16.6.1775 beteuerte der Zweite Kontinentalkongreß in einer Petition an Georg III., der nahezu alle späteren Unterzeichner der Unabhängigkeitserklärung beigetreten waren, seinen festen Willen zur Aufrechterhaltung der Union mit dem Mutterland. Andere gingen allerdings weiter und forderten die volle Unabhängigkeit für die Kolonien, die nur noch die englische Krone als ihr formales Oberhaupt anerkennen sollten. James Wilson aus Pennsylvania sowie Thomas Jefferson propagierten dieses Modell, das bereits die Konzeption des späteren britischen Commonwealth vorwegnahm, aber zu dieser Zeit für Großbritannien, das gerade sein Empire ausgestalten und festigen wollte, völlig unakzeptabel war. Als daher von britischer Seite keinerlei Kompromißbereitschaft signalisiert wurde, vielmehr das Parlament im Dezember 1775 den Briten jeglichen Handel und Verkehr mit den amerikanischen Kolonien untersagte, gewannen jene an Boden, die schon frühzeitig die völlige Trennung vom Mutterland gefordert hatten. Nicht zuletzt auf Grund der breiten und nachhaltigen Wirkung der von Thomas Paine verfaßten Flugschrift Common Sense, der ‹Bibel der amerikanischen Revolution›, von der angeblich innerhalb von drei Monaten 120.000 Exemplare verkauft wurden, fand die Radikallösung dann doch breite Unterstützung bei der Mehrzahl der Amerikaner. In dieser Schrift hatte der Verfasser in gemeinverständlicher Sprache das Modell einer auf dem Prinzip der Volkssouveränität basierenden Republik entwickelt und für die Amerikaner daraus das Recht abgeleitet, im Sinne ihrer eigenen wirtschaftlichen und politischen Interessen die Verbindung mit England einseitig aufzukündigen.
Angesichts der kompromißlosen Politik Londons vor die Alternative gestellt, sich entweder bedingungslos zu unterwerfen oder aber für eine vollständige Trennung zu kämpfen, setzten sich nun auch im Kongreß die Verfechter einer radikalen Lösung durch. Am 7. Juni 1776 beantragte der Delegierte der Kolonie Virginia, Richard Henry Lee, die Versammlung möge beschließen: «Diese vereinigten Kolonien sind, und sind rechtens, freie und unabhängige Staaten. Sie sind aller Treueide gegenüber der britischen Krone entbunden, und jegliche politische Verbindung zwischen ihnen und dem Staat Großbritannien ist, und ist rechtens, total aufgelöst.»[25] Nach langer und z.T. hitziger Debatte wurde dieser Antrag am 2. Juli angenommen, und zwei Tage später lieferte die von Thomas Jefferson verfaßte Unabhängigkeitserklärung dessen ausführliche Begründung, die ihrerseits nicht nur ein Wendepunkt in der Entwicklung des Britischen Empire, sondern zugleich ein Markstein der Weltgeschichte war. Denn sie ist mehr als nur ein Dokument des Widerstandsrechts. Zwar wird auch hier, ähnlich wie in der englischen Bill of Rights des Jahres 1689, ein ausführlicher Katalog all derjeniger Maßnahmen aufgelistet, die zugleich König Georg III. angelastet werden, «welche alle die Errichtung einer absoluten Tyrannei über diese Staaten zum Endzweck haben», aber dieser Auflistung sind jene programmatischen Sätze vorangestellt, die schon bald wie ein Fanal auf Europa zurückwirken und dort das Jahrhundert der Revolution einleiten sollten:
«Wir erachten diese Wahrheiten als selbstverständlich: daß alle Menschen gleich erschaffen sind, daß sie von ihrem Schöpfer mit gewissen unveräußerlichen Rechten begabt sind und daß zu diesen das Leben, die Freiheit und das Streben nach Glück gehören; daß zur Sicherung dieser Rechte unter den Menschen Regierungen eingesetzt sind, die ihre rechtmäßigen Befugnisse von der Zustimmung der Regierten herleiten; daß, sobald eine Regierungsform verderblich wird, es für das Volk rechtens ist, sie zu ändern oder abzuschaffen und eine neue Regierung zu errichten, die es auf solche Prinzipien gründet und deren Befugnisse es derart organisiert, wie es ihm zu seiner Sicherheit und zu seinem Glück am dienlichsten erscheint.»
War bereits die Lossagung vom Mutterland ein revolutionärer Akt, so gilt dies erst recht für dessen Begründung, die zu einer Zeit, als in Europa allein die Staatsform der Monarchie als gottgewollte Garantie für weltliche Ordnung und Stabilität von hierarchisch gegliederten Gesellschaften erschien, die Prinzipien der Gleichheit und der Volkssouveränität als die Grundlagen der staatlichen Ordnung menschlichen Zusammenlebens verkündete. Gleichzeitig besaß diese Unabhängigkeitserklärung als der erste Rechtsakt eines neu entstehenden Staatswesens eine eminente praktische, politische Bedeutung. Denn erst nachdem sie sich als eigenständiger Staat konstituiert hatten, konnten die Amerikaner andere Mächte um Anerkennung und Unterstützung ersuchen, war doch mit der Unabhängigkeitserklärung der Freiheitskampf zwar in vollem Umfang eröffnet worden, aber längst noch nicht gewonnen.
Im Gegenteil. Nicht nur in England rechneten viele mit einem baldigen Sieg der Kolonialmacht auf der ganzen Linie. Dafür sprach nicht nur, daß trotz der zuletzt überwältigenden Mehrheit der Kongreßdelegierten für die Unabhängigkeit noch ein beträchtlicher Prozentsatz der amerikanischen Bevölkerung als ‹Loyalisten› weiterhin treu zu ihrem englischen König standen – mehr als jene 60.000 bis 100.000, die später aus den neuen Freistaaten nach Kanada oder England flohen. Außerdem erschien nach den großen Siegen der jüngsten Vergangenheit derzeit kein Gegner der geballten britischen Militärmacht zu Lande und zu Wasser gewachsen. Darüber hinaus setzte die britische Führung lange Zeit darauf, daß strukturelle Differenzen wie auch kleinliche Streitigkeiten zwischen den einzelnen Kolonien auf lange Sicht erfolgreiche, gemeinsame politische und militärische Aktionen verhindern würden; Erwartungen, die sich auf die Erfahrungen aus dem gemeinsam geführten Kampf gegen die Franzosen stützten.
Tatsächlich hatte Washington mit seiner unzureichend ausgebildeten, unzulänglich ausgerüsteten und oft undisziplinierten Kontinentalarmee besonders in den ersten Kriegsjahren mit erheblichen Schwierigkeiten zu kämpfen, während die Briten spektakuläre Erfolge wie die Einnahme von New York (1776) und Philadelphia (1777) vorweisen konnten. Doch im Unterschied zum Siebenjährigen Krieg kämpften sie diesmal nicht auf eigenem Territorium; Amerika war nun Feindesland; die Truppen mußten über lange Distanzen hinweg auf dem Seeweg versorgt werden. Hinzu kam strategisches Versagen der britischen Führung. Die Operationen der einzelnen Truppenverbände waren unkoordiniert, und man versäumte es zu Anfang, dem Gegner eine alles entscheidende Schlacht aufzuzwingen. Auch bestand ein großer Teil der eigenen Streitkräfte aus Truppen, die von deutschen Fürsten gemietet und in besonderem Maße für die Verlockung anfällig waren, durch Desertion in Amerika eine neue Heimat zu finden. Und schließlich führte England diesmal einen Krieg ohne Verbündete, während es der Gegenseite gelang, Frankreich (1778) und ein Jahr später auch Spanien, die beide darauf aus waren, ihre Niederlage von 1763 zu rächen, als Bundesgenossen zu gewinnen. Nun mußten die Briten an mehreren Fronten Krieg führen, zumal 1780 auch noch die Niederlande die Zahl ihrer europäischen Gegner vermehrte. Ihnen hatte London den Krieg erklärt, da 1780 Den Haag die Unabhängigkeit der Kolonien diplomatisch anerkannte.
Nachdem im Oktober 1777 die Amerikaner bei Saratoga im Staate New York ein englisches Heer zur Kapitulation gezwungen hatten und sich vier Jahre später die britische Armee unter Cornwallis ergeben mußte, als sie durch eine kombinierte Operation der Kontinentalarmee und der französischen Flotte auf der Halbinsel von Yorktown eingekesselt war, sah sich England zum Frieden gezwungen. Dieser wurde nach längeren Verhandlungen 1783 in Paris besiegelt. Damit erkannte Großbritannien in aller Form die Selbständigkeit und Souveränität der Union seiner ehemaligen Kolonien an, deren Grenzen im Westen durch den Mississippi, im Norden durch die bestehende Grenze gegenüber Kanada und im Süden durch den 31. Breitengrad fixiert wurden. Auf der anderen Seite mußten sich die Amerikaner in der Schuldenfrage bereiterklären, bestehende Forderungen britischer Gläubiger zu erfüllen. Da im gleichzeitig geschlossenen Frieden zwischen England, Frankreich und Spanien im wesentlichen der status quo ante bestätigt wurde – mit der Ausnahme, daß Florida wieder an Spanien fiel –, waren die künftigen Vereinigten Staaten als eindeutiger Sieger aus diesem Krieg hervorgegangen. Für England hingegen waren die Kernlande seiner überseeischen Besitzungen verloren gegangen, die bislang das territoriale Herzstück seines überseeischen Empire gebildet hatten.


 
7. ZWISCHENBILANZ I
1607 war mit Virginia die erste englische Siedlungskolonie in der nordamerikanischen Küstenregion gegründet worden; 176 Jahre später sah sich Großbritannien gezwungen, seine dreizehn amerikanischen Kolonien in die Unabhängigkeit zu entlassen. Damit markierte das Jahr 1783 einen tiefen Einschnitt in der Geschichte des britischen Empire, eine Krise, die vielfach als das Ende des ersten bzw. älteren Empire bezeichnet wird. Denn spätestens nach der Mitte des 18. Jahrhunderts, d.h. in einer Zeit, als sich Großbritannien verstärkt der Bedeutung seines Empires bewußt wurde und seine überseeischen Interessen mehr und mehr ins Zentrum seiner Politik rückten, galten die nordamerikanischen Siedlungskolonien als der Schwerpunkt dieses Empire. Im allgemeinen politischen Vokabular der Zeit bildeten sie «the British Empire in America», während mit Blick auf Afrika und Asien lediglich von «British establishments» oder «settlements» die Rede war.[26]
Dieses Empire war nun unwiederbringlich verloren, denn nach dem Friedensschluß von Paris fanden sich in England keine Stimmen von politischem Gewicht, die ernsthaft die Forderung nach Wiederherstellung der britischen Herrschaft über die abtrünnigen Gebiete erhoben hätten. Und somit endet 1783 die Geschichte der englischen Siedlungskolonien in Amerika, und es beginnt spätestens hier die Geschichte der Vereinigten Staaten von Amerika.
Auf den ersten Blick erscheint es paradox, daß gerade diejenigen Kolonien sich gegen England auflehnten, die durch ihre Tradition, ihre politischen und sozialen Strukturen und ihre Kultur die engsten Verbindungen zum Mutterland besaßen, während hingegen das erst kürzlich unter britische Herrschaft gelangte ehemals französische Kanada keinen Versuch unternahm, um die günstige Gelegenheit zu nutzen, gegen die neue, fremde Kolonialherrschaft zu rebellieren. Und es waren auch noch nicht die ‹Amerikaner›, die sich gegen England erhoben, sondern – ihrem eigenen Verständnis nach – Engländer, denen es verwehrt wurde, ihre Rechte als Engländer wahrzunehmen. Erst durch ihren Widerstand, erst im Kampf gegen England wurden die Kolonisten zu Amerikanern. Dabei bildete die Berufung auf englische Werte und englische Tradition die Basis des neuen, gegen England gerichteten amerikanischen Nationalbewußtseins. Und so war es letztlich keineswegs paradox, daß gerade die englischen Siedlungskolonien gegen das englische Mutterland opponierten und dessen Empire sprengten. Denn während durch die Revolutionen des 17. Jahrhunderts die Freiheit der Bürger in England durch politische Mitbestimmung gefestigt worden war, sollte dieses Recht den Untertanen der britischen Krone jenseits des Atlantik vorenthalten bleiben. Als sich im 18. Jahrhundert für die britische Politik die Frage stellte, ob die Herrschaft im Empire auf der Grundlage prinzipieller Gleichheit oder nach dem Muster einer hierarchischen Ordnung organisiert werden sollte, entschied man sich in London für letzteres. Die amerikanischen Siedlungskolonien als Frucht der Ausbreitung Englands bildeten somit das Zentrum eines Empire, das nun in zwei Teile zerfiel, in zwei Bereiche unterschiedlichen politischen Rechts, von denen der eine den Anspruch erhob, über den anderen zu herrschen. Nicht an den praktischen Auswirkungen des auf das Mutterland hin ausgerichteten merkantilen Systems scheiterte das Empire, sondern an diesem inneren Widerspruch, aus dem heraus sich im Widerstand der Amerikaner die Geschichte und die politische Kultur Englands gegen die gegenwärtige imperiale Realität stellten. Und erst als man ihnen die historischen Rechte der Engländer verweigerte, gründeten die Amerikaner ihren Widerstand schließlich auf die Maximen des revolutionären Naturrechts, wie sie in der Eingangsformel ihrer Unabhängigkeitserklärung formuliert waren.
Darüber hinaus war der Geist des amerikanischen Protestes aus einer Tradition des Widerstands gespeist, die bis in die Anfänge des Empire zurückreicht. Waren doch die Neuengland-Kolonien in Opposition zum Mutterland gegründet worden, in dem Bestreben, dem alten England ein besseres neues England entgegenzusetzen. Vor allem war es Massachusetts, das immer wieder in Gegensatz zur Politik Londons geriet und das deshalb dann auch zur Speerspitze der amerikanischen Revolution wurde.
Nun hatte es sich bereits vor dem Ausbruch der eigentlichen Kampfhandlungen abgezeichnet, daß die britische Regierung mit ihrer kompromißlosen Haltung letztlich scheitern mußte, fehlte es ihr doch an Mitteln, ihre Politik vor Ort konsequent umzusetzen. Als die Kolonien die neuen Steuern boykottierten, realisierte die Londoner Regierung schon bald, daß sich diese Steuern auch nicht mit Waffengewalt gegen einen breiten solidarischen passiven Widerstand würden eintreiben lassen. Bereits jetzt galt, was später generell zur Basis britischer Herrschaft in Übersee werden sollte: Ihre Herrschaft hing von der Bereitschaft der Beherrschten zur Kooperation ab und hatte zur Voraussetzung, daß zumindest Teile der Kolonisten oder der indigenen Population, vorzugsweise deren Eliten, sich im eigenen Interesse in den Dienst des Empire stellten. Wohl stand in den Kolonien eine ansehnliche Zahl von ‹Loyalisten› auf seiten Englands, und es handelte sich dabei auch um Teile der kolonialen Führungsschichten, die sich im Laufe eines Prozesses sozialer Ausdifferenzierung gebildet hatten und am ehesten bereit waren, sich mit London zu arrangieren. Doch sie konnten nicht zu Stützen der englischen Politik werden, als der koloniale Widerstand zur Massenbewegung wurde und damit zu einer demokratischen Revolution mit einer durchaus gewichtigen Komponente sozialen Protests.
Allerdings lassen sich soziale Unzufriedenheit und antienglische Agitation nicht einfach in dem Sinne verknüpfen, daß die kolonialen Eliten sich nun unter den Schutz der britischen Waffen flüchteten und mit dem Sieg der Unabhängigkeitsbewegung gleichzeitig ihre Position verloren. Um diese zu verteidigen, setzten sich in manchen Kolonien, wie z.B. in Massachusetts, gerade auch Vertreter der sozialen Führungsschicht mit Erfolg selbst an die Spitze der nationalen Freiheitsbewegung und vermittelten so ein Gefühl der Solidarität und einer Interessenidentität, die alle Aggression auf die britische Kolonialmacht lenkte. Unabhängig davon, wie Umfang und Bedeutung des Sozialkonflikts im Rahmen des amerikanischen Unabhängigkeitskampfes eingeschätzt werden, trug er in jedem Fall maßgeblich dazu bei, daß die kolonialen Eliten nicht länger als Stützen des britischen Empires zur Verfügung standen.
Das durch solche Konstellationen und Entwicklungen bedingte Ende des älteren britischen Empire bedeutet aber nicht das Ende des Empires schlechthin, und selbst wenn hier ein deutlicher Einschnitt in dessen Geschichte markiert ist, bestehen daneben epochenübergreifende Kontinuitätslinien, die auch das Verhältnis Englands zu den von ihm besiedelten Landstrichen Nordamerikas einschließen. Trennung und Verlust waren keineswegs so total, wie es zu Anfang schien. Die Briten hatten vor allem aus der Befürchtung heraus, eine weitgehende Selbständigkeit der Kolonien werde das merkantile Empire zum Nachteil der britischen Handelsinteressen schwächen, um die Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft in Nordamerika gekämpft. Doch nach der Niederlage blieben die erwarteten katastrophalen Folgen weitgehend aus. Obwohl die politischen Beziehungen zwischen der neuen Union und dem ehemaligen Mutterland weiterhin angespannt und konfliktträchtig blieben und es sogar 1812–1814 zu einem erneuten Krieg kam, erreichte der britisch-amerikanische Handel schon bald wieder das Vorkriegsniveau. So betrug z.B. der Wert britischer Exporte in die Vereinigten Staaten zwischen 1788 und 1791 im jährlichen Durchschnitt ca. 3 Millionen Pfund, d.h. fast soviel wie zwei Jahrzehnte zuvor. Vor allem die mit dem Unabhängigkeitskrieg nahezu gleichzeitig in England einsetzende Industrielle Revolution dämpfte die ökonomischen Folgen des Verlusts der Kolonien. Mit ihr verlor Englands Rolle als Stapelplatz für Kolonialwaren zunehmend an Bedeutung. Statt dessen nahm der Export von einheimischen industriellen Produkten rapide zu, der seine Abnehmer vorwiegend außerhalb des Empire fand, und hier wurden die Vereinigten Staaten bald zum wichtigsten Handelspartner. So ging ein großer Teil der neuen Baumwolltextilien in die USA, die ihrerseits dann die englischen Produzenten mit dem nötigen Rohstoff versorgten. Dies ist nur ein Beispiel dafür, daß der weitgehende Zusammenbruch des merkantilen Empire im atlantischen Westen angesichts des fundamentalen ökonomischen Wandels in England weitgehend folgenlos blieb. Das gleiche gilt für die Emigration als weiteres verbindendes Element zwischen Großbritannien und seinen ehemaligen amerikanischen Besitzungen. So verließen 45 % der insgesamt 9,7 Millionen Auswanderer England, Wales und Schottland in der Zeit zwischen 1853 und 1920 mit dem Ziel der Vereinigten Staaten. Hinzu kam die große Zahl irischer Emigranten, die z.B. 1870 ein Drittel aller Einwanderer in die USA ausmachten.[27]
Wer eine Bilanz in Form einer buchhalterischen Gewinn- und Verlustrechnung aufstellen möchte, mag angesichts solcher Entwicklungstendenzen zu dem Schluß gelangen, daß sich für England die Investitionen in sein Empire nicht gelohnt hätten, bzw. überflüssig gewesen seien. Und tatsächlich haben eine Reihe von Historikern in jüngster Zeit Modelle entwickelt, mit denen sie nachzuweisen versuchen, daß speziell die imperiale Politik der britischen Regierungen des 18. Jahrhunderts letztlich verfehlt gewesen sei und dem Volk nur unnötige Kosten aufgebürdet habe.[28]
In der Tat haben sich die kolonialen Besitzungen und Eroberungen des älteren Empire für den britischen Staat nie unmittelbar rentiert, wie die zum Ende des 18. Jahrhunderts in bislang ungeahnte Höhen gestiegenen Staatsschulden bezeugen. Für Zinsen und Tilgung waren nach dem Ende des Unabhängigkeitskrieges 50 % des Steueraufkommens aufzuwenden, d.h. zehnmal soviel wie in den Jahren vor der Glorreichen Revolution. Dementsprechend wuchs die Belastung für den Steuerzahler, so daß zu Anfang des 19. Jahrhunderts nahezu 20 % des Nationaleinkommens als Steuern abgeschöpft wurden. Da Grundbesitz im Unterhaus überproportional vertreten war, blieb in dieser Situation die klassische direkte Steuer auf Land nahezu unverändert, und Steuererhöhungen wurden dort vorgenommen, wo die geringsten Widerstände zu erwarten und die Abgaben am leichtesten einzutreiben waren: im Bereich der indirekten Steuern auf inländische Produkte für den einheimischen Konsum, die vom Produzenten zu entrichten waren und für die dann die Verbraucher höhere Preise zahlen mußten. So finanzierten die Käufer von Tabak, Gin und Bier, von Kerzen, Seide, Seife und Leder sowie Hausbesitzer und die Eigentümer von Kutschen und Pferden den Löwenanteil der Staatsschuld und damit die Kosten für das Empire. Davon profitierten in erster Linie die Inhaber von staatlichen Schuldverschreibungen, ca. 200.000 wohlhabende englische Familien. Desgleichen bot das so finanzierte merkantile Empire privaten Interessen immer wieder Chancen für raschen Gewinn und unverhältnismäßigen Reichtum, sei es durch eine glückliche Hand bei riskanten Handelsgeschäften, durch die Produktion von konjunkturbegünstigten Waren, wie z.B. Zucker, oder durch den Erwerb einträglicher Posten, etwa bei der East India Company, wie das Beispiel jenes bereits erwähnten Thomas Pitt bezeugt. Allerdings zeigt die Geschichte des Empire auch, daß fast jede solche Unternehmung mit dem Risiko des Scheiterns verknüpft war: angefangen vom frühzeitigen Ende der ersten Virginia Company über den spektakulären Börsenkrach der aus Anlaß des Asiento gegründeten South Sea Company 1720 bis hin zu den britischen Firmen, die infolge der amerikanischen Unabhängigkeit ihren Bankrott erklären mußten.
Doch der Erfolg des älteren Empire lag jenseits aller kleinlichen Gewinn- und Verlust-Rechnungen in dem Großmachtstatus begründet, den England durch den Kampf um sein überseeisches Reich nach dem Siebenjährigen Krieg errungen hatte und der trotz des Verlustes seiner amerikanischen Besitzungen durch seinen Triumph über das napoleonische Frankreich schon bald erneut bestätigt wurde. Durch Handel, Seemacht und Kolonien – d.h. durch sein Empire – war England von einem Inselstaat am Rande Europas zur Weltmacht aufgestiegen. Und im Gegensatz etwa zu Spanien, das ein halbes Jahrhundert später mit dem Verlust seiner südamerikanischen Besitzungen zugleich seine Stellung als Kolonialmacht einbüßte, bildete die Separation der USA lediglich eine Zäsur in der langen Geschichte des Empire, die im 19. Jahrhundert einem neuen Höhepunkt zustrebte. Großbritannien blieb Weltmacht und überdauerte als solche das Ende seines älteren Empire, bis schließlich im 20. Jahrhundert die USA an seine Stelle traten, die ihrerseits das welthistorische Erbe dieses Empire sind. Denn unbeschadet ihrer nun mehr als zweihundertjährigen eigenen Geschichte sind die Vereinigten Staaten bis heute zu einem beträchtlichen Teil in ihren Institutionen, ihrer Ökonomie und ihrer Kultur durch ihre angelsächsischen Ursprünge geprägt, d.h. durch die Tatsache, daß sie einst das Herzstück des ersten Britischen Empire bildeten.
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1. ALLGEMEINE TENDENZEN UND STRUKTUREN: SEEMACHT – HANDEL TERRITORIALE EXPANSION – GLOBALE MISSION
Der Verlust der amerikanischen Kolonien bedeutete nicht das Ende des britischen Überseereiches; im Gegenteil, es folgte nun die Blütezeit des klassischen britischen Empire, das zu Beginn des 20. Jahrhunderts auf dem Höhepunkt seiner Macht stand. Damals, um 1900, hatte es eine Ausdehnung erreicht, mit der es ein Viertel der Erdoberfläche umfaßte und über ein Fünftel der damaligen Weltbevölkerung, d.h. ca. 400 Mio. Menschen, herrschte. Zum Reich gehörten Kanada, Australien, Neuseeland, der gesamte indische Subkontinent, Burma und Malaya, und nach dem Ersten Weltkrieg kontrollierte es eine zusammenhängende Landmasse in Afrika und Vorderasien, die sich vom Kap der Guten Hoffnung über Rhodesien, Kenia und Ägypten bis nach Palästina und den Irak erstreckte; hinzu kam ein weltumspannendes Netz von maritimen Stützpunkten.
Es spielt keine Rolle, ob man dieses nun als das ‹Zweite› oder das Jüngere Empire› bezeichnet – in jedem Falle war es mit dem Handelsund Kolonialreich des 18. Jahrhunderts einerseits durch Kontinuitätslinien verbunden, andererseits durch Neuanfänge und Kurswechsel von diesem unterschieden. Mit dem Ergebnis, daß, ähnlich wie sein Vorläufer, auch dieses klassische Empire als das Resultat einer wechselvollen Geschichte ein höchst komplexes Gebilde darstellte, dessen Vielfalt aus der Gemengelage wechselnder Zielsetzungen hervorgegangen war, von denen sich die einzelnen britischen Regierungen zu verschiedenen Zeiten hatten leiten lassen. Nach wie vor hatten dabei Handel, Seemacht und überseeische Besitzungen im Zentrum des Interesses gestanden; auch im 19. Jahrhundert bildeten sie zusammengenommen das Fundament des Empire, wobei sich allerdings die Relationen zwischen diesen drei Faktoren im Laufe der Zeit verschoben.
Generell gilt, daß im 19. Jahrhundert der merkantile Charakter des Empire hinter dem machtpolitischen Anspruch zurücktrat. So verfolgte Großbritannien nach dem Verlust der amerikanischen Kolonien nun erst recht eine imperiale Politik mit entsprechenden weltumspannenden Zielsetzungen. Davon zeugen Verlauf und Ergebnisse des endgültigen Entscheidungskampfes mit dem napoleonischen Frankreich. Als nach dem triumphalen Sieg Nelsons über die vereinigte französisch-spanische Flotte bei Trafalgar 1805 die britische Vorherrschaft zur See unbestritten war, ging London daran, sie systematisch durch den Ausbau eines globalen Netzes von maritimen Stützpunkten zu festigen. Dementsprechend sicherte es sich auf dem Wiener Friedenskongreß den Besitz von Malta und der Ionischen Inseln im Mittelmeer, Helgolands in der Nordsee sowie des Kaps der Guten Hoffnung, der Seychellen, Mauritius’ und Ceylons als Stationen auf dem Seeweg nach Indien. Hinzu kamen Tobago und Trinidad in der Karibik. Andererseits verzichtete man auf wirtschaftlich profitable Eroberungen, wie die holländischen Kolonien in Indonesien, die Großbritannien in Besitz genommen hatte, nachdem Napoleon die Niederlande in Europa seinem Herrschaftsbereich einverleibt hatte. So wurde u.a. Java 1816 an Holland zurückgegeben, während Singapur und Malacca wegen ihrer seestrategischen Bedeutung in britische Herrschaft übergingen.

Kennzeichnend für die hinfort unbestrittene maritime Vorherrschaft Großbritanniens war, daß sie bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges von keiner Macht mehr ernsthaft herausgefordert wurde. Nur noch einmal, in der letzten großen Schlacht des Zeitalters der Segelschiffe, mußte die britische Marine 1827 in der Bucht von Navarino in dem gemeinsam mit den Franzosen und Russen erfochtenen Seesieg über die türkisch-ägyptische Flotte ihre Überlegenheit unter Beweis stellen. Um die nun errungene maritime Dominanz zu behaupten, sah sich Großbritannien allerdings immer wieder zur Aufrüstung und Modernisierung seiner Flotte gezwungen, die zu Recht als das entscheidende Instrument seiner Weltmachtpolitik galt und auch in Friedenszeiten mit vielfältigen Aufgaben zum Schutz des Empire und zur Sicherung des Handels betraut war. 1830 wurde das erste mit Dampfkraft betriebene Kriegsschiff der königlichen Marine, die HMS Dee, in Dienst genommen, und zehn Jahre später begannen neue Schiffe mit Schraubenantrieb die schwerfälligen Raddampfer abzulösen. Gleichzeitig erforderte die Erfindung der Sprenggranate, die an die Stelle der massiven Artilleriekugel trat, eine aufwendige Panzerung der bis dahin hölzernen Kriegsschiffe. Im Oktober 1861 lief die erste mit einem eisernen Rumpf versehene Fregatte, die HMS Warrior, vom Stapel. 1881 lieferte die HMS Inflexible den Prototyp für das moderne Schlachtschiff, bei dem man völlig auf jegliche Form der Besegelung verzichtet. Damit gewannen die zahlreichen maritimen Stützpunkte in Übersee als Kohlestationen für die in ihrer Reichweite begrenzten Dampfschiffe zusätzlich an Bedeutung. Schließlich garantierten insgesamt 150 Marinebasen die weltweite Einsatzbereitschaft der britischen Kriegsflotte.
Modernisierung und weiterer Ausbau der britischen Kriegsmarine erfolgten dabei keineswegs kontinuierlich, sondern phasenweise, immer wieder von politischen und strategischen Grundsatzdiskussionen begleitet. Zwar war sich die Politik stets darin einig, daß die Flotte die Sicherheit des Empire zu gewährleisten habe, doch dafür boten sich drei Alternativen an. Manche Regierungen legten in erster Linie Wert auf die Sicherung des Seeweges nach Indien, und das bedeutete – besonders nach der Eröffnung des Suez-Kanals 1869 – in der Praxis eine verstärkte Flottenpräsenz im Mittelmeer, als Präventivmaßnahme gegen mögliche französische und vor allem russische Angriffe. Andere betonten die Bedeutung eines erdumspannenden Geflechts maritimer Basen für die globale Einsatzbereitschaft der Marine. Wieder andere legten das Gewicht auf eine starke Flotte von Schlachtschiffen in heimischen Gewässern als Schutzschild gegen mögliche Invasionen. Darüber hinaus verfolgten liberale Regierungen eine Politik der generellen Reduzierung der Staatskosten, die auch das Budget für die Marine nicht ungeschoren ließ, das z.B. zwischen 1816 und 1836 um 50 % gekürzt wurde. Doch immer wenn Gefahr für die Sicherheit Englands oder für dessen Weltmachtstellung drohte oder auch nur zu drohen schien, waren sich die britische Öffentlichkeit und die Regierungen darin einig, notwendige Rüstungen zur See in jedem Fall zu finanzieren. Die unbestrittene Führungsstellung auf den Weltmeeren galt nicht nur für die britische Kriegs-, sondern auch für die Handelsflotte. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts verfügte Großbritannien über ein Drittel des Schiffsraums der Welt und wickelte damit die Hälfte des gesamten Warenverkehrs zur See ab. Das Empire war auch im 19. Jahrhundert ein maritimes Empire, dessen Bestand eine überlegene Kriegsflotte garantierte und dessen Wohlstand weiterhin auf seine überseeischen Handelsverbindungen gegründet war.
Dennoch änderte das Empire im Laufe des 19. Jahrhunderts seinen Charakter. Zuvor hatten Förderung, Schutz und Regulierung des Handels im Zentrum der Reichspolitik gestanden. Handel und Herrschaft waren, wie die Navigation Acts und weitere Zoll- und Handelsgesetze bezeugten, aufs engste verknüpft gewesen. Doch im 19. Jahrhundert wurde diese Gleichung allmählich hinfällig und dies nicht nur als Folge des Verlusts der amerikanischen Kolonien. Vielmehr war bereits zuvor in England Kritik an Lehre und Praxis des merkantilistischen Systems laut geworden, wie besonders in Adam Smiths Hauptwerk The Wealth of Nations, das 1776 zeitgleich mit der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung erschienen war. Smith konzedierte zwar, daß das Empire wesentliche Impulse für Innovationen und Produktivität der heimischen Wirtschaft liefere, wies aber zugleich darauf hin, daß die vielfältige Regulierung des Handels, besonders die dadurch bewirkte Ausrichtung der Wirtschaft der Kolonien auf das Mutterland und umgekehrt, letztendlich gefährliche einseitige Abhängigkeiten für die Zukunft schaffe, die sich auf den weiteren ökonomischen Fortschritt nur hemmend auswirken könnten. Zudem verursache die staatliche Kontrolle des Handels unnötig hohe Kosten, denn Smith erstellte als einer der ersten eine buchhalterische Gewinn- und Verlustrechnung, in der er zu dem Schluß gelangte, daß unter den gegenwärtigen Umständen sich für Großbritannien die Herrschaft über seine Kolonien nicht mehr rentiere, sondern nur noch Verluste zur Folge habe.
Es bedurfte jedoch einiger Zeit, bis sich die Freihandels-Alternative in der Praxis gegen das merkantilistische System durchsetzte. Zunächst einmal beherrschte so etwas wie eine Trotzreaktion die britische Kolonialpolitik: Wenn man aus dem Verlust der amerikanischen Kolonien eine Lehre zog, dann die, unnachgiebig am überlieferten System festzuhalten. Da die Mehrheit der politischen Öffentlichkeit die Ursache der amerikanischen Revolution darin erblickte, daß man den Amerikanern einen zu großen Freiraum für die Ausbildung einer eigenen Politik gewährt habe, richtete sich der Trend nun nicht nur gegen den Ausbau kolonialer Selbstbestimmung, sondern zugleich hielt man an der Aufrechterhaltung der alten Navigationsgesetze fest, obwohl sich die ökonomischen Rahmenbedingungen durch die Auswirkungen der verstärkt einsetzenden Industrialisierung spürbar geändert hatten. So scheiterte z.B. William Pitt 1783 mit dem Versuch, die westindischen Kolonien im Interesse der dortigen Pflanzer weiterhin für den Handel mit den jetzt selbständigen USA offenzuhalten, am Widerstand der Vertreter des klassischen Merkantilismus, die nach wie vor argumentierten, daß nur ein geschlossenes Handelsimperium die notwendigen Voraussetzungen für eine florierende britische Marine und damit eine starke britische Seemacht als Basis einer britischen Weltmachtposition liefere. Und tatsächlich hatte das alte System der Handelsbeschränkungen und Präferenzzölle noch bis in die 40er Jahre des 19. Jahrhunderts Bestand, denn hinter ihm standen nach wie vor einflußreiche Interessengruppen wie die westindischen Zuckerproduzenten und die britische Textil- und Schiffbauindustrie. Und in den im Unterhaus überproportional vertretenen Landbesitzern, die 1804 und 1815 gerade die Einrichtung von Schutzzöllen gegen Getreideimporte (Corn Laws) durchgesetzt hatten, besaßen die Anwälte der alten Navigation Laws mächtige Verbündete.
Aber gleichzeitig gewannen die Vertreter des Freihandels an Boden. 1820 richtete erstmals eine Gruppe Londoner Kaufleute eine mit zahlreichen Unterschriften versehene Petition an das englische Parlament, in der sie entschieden für die Abschaffung aller Handelsbeschränkungen eintraten. Dergleichen Forderungen entsprachen der Tendenz der allgemeinen ökonomischen Entwicklung, die letztlich eine Trendwende in der Geschichte des Empire zur Folge hatte. Abgesehen davon, daß Großbritannien nach dem letzten Sieg über Frankreich nun keine ernsthafte Konkurrenz mehr in Übersee zu fürchten hatte, machte vor allem die nun mit Macht einsetzende Industrielle Revolution die Protektion britischer wirtschaftlicher Interessen weitgehend überflüssig. Zudem ging nach dem Abfall der amerikanischen Kolonien der Anteil der Re-Exporte von Kolonialwaren in die europäischen Länder kontinuierlich zurück. Statt wie zuvor Stapelplatz Europas für den Import von Kolonialwaren zu sein, wurde England nun zur Werkstatt der Welt. Da es im Bereich der industriellen Produktion einen entscheidenden Vorsprung besaß, war es zunächst als einzige namhafte Industriemacht nicht länger auf staatlich regulierte Märkte mit ihren Zöllen und Monopolen angewiesen. Die Attraktivität neuer Produkte sicherte nun alte und erschloß neue Absatzmärkte, wobei England als einzige Seemacht von Rang den Zugang zu diesen Märkten kontrollierte, mit dem Ergebnis, daß schon bald Großbritanniens Überseehandel und sein überseeisches Kolonialreich nicht mehr deckungsgleich waren.
Vor allem der florierende Handel mit seinen ehemaligen amerikanischen Kolonien sowie der rege Warenaustausch mit den ehemals spanischen Besitzungen in Südamerika, die sich ebenfalls kurz zuvor aus der kolonialen Herrschaft befreit hatten, lieferten den Beweis für die Vorzüge eines weltweiten Freihandels. So bezog die rasch expandierende englische Baumwollindustrie ihren Rohstoff zunächst aus Brasilien und später vor allem aus den Südstaaten der USA und setzte ihre Produkte anfangs vor allem außerhalb des Empire, d.h. in den USA und in Südamerika ab.
Die Politik des Zeitalters der liberalen Reformen trug solchen Entwicklungen Rechnung. Bereits zwischen 1820 und 1825 wurde das Zollregister zugunsten der ökonomischen Gleichberechtigung der Kolonien reformiert, und nach der großen Parlamentsreform des Jahres 1832 war es sogar eine konservative Regierung unter dem Premierminister Robert Peel, die gegen immer noch erhebliche Widerstände 1846 die Aufhebung der Kornzölle durchsetzte. Danach war 1849 die Aufhebung der Navigationsakte, die für fast zwei Jahrhunderte das Grundgesetz des Empire gewesen war, nur noch eine Formsache. Damit hatte das Prinzip des Freihandels über die Lehren des Merkantilismus triumphiert und sollte von nun an für fast ein Jahrhundert als richtungsweisende Zielsetzung die britische Außenhandelspolitik bestimmen, die jetzt mit der neuen ökonomischen Führungsposition Großbritanniens in Einklang gebracht worden war. Daß diese Reformpolitik der objektiven ökonomischen Entwicklung lediglich nachträglich Rechnung trug, belegen die einschlägigen Handelsstatistiken. Bereits zwischen 1814 und 1819 hatte der Anteil des Empire am Gesamtvolumen der englischen Exporte nur noch 30 % betragen. Nach der Aufhebung der Navigation Acts waren es zwischen 1854 und 1857 ebenfalls 30 %; in den Jahren kurz vor dem Ersten Weltkrieg stieg dieser Anteil dann auf 35 %. Ähnliches gilt für die britischen Importe, bei denen zwischen 1850 und 1913 der Beitrag des Empires auf 20–24 % beschränkt blieb.
Angesichts des reduzierten ökonomischen Gewichts der Kolonien wurde schließlich in den Kreisen radikaler englischer Freihändler die ketzerische Frage gestellt, inwiefern der Besitz eines überseeischen Kolonialreichs überhaupt von Vorteil sei. So verursachten im Urteil Richard Cobdens, des Mannes, der so erfolgreich gegen die Corn Laws agitiert hatte, die Kolonien lediglich unnütze Kosten, und Lord Henry Grey, der Kolonialminister des Jahres 1849, verdächtigte sogar leitende Politiker wie Robert Peel und William Gladstone, letztlich kein Interesse am Erhalt des Empire zu besitzen. Manch britischer Liberaler war ohnehin davon überzeugt, daß die noch im Reichsverband verbleibenden überseeischen Besitzungen früher oder später ihre Unabhängigkeit erlangen würden, und zitierte in diesem Zusammenhang den Satz des französischen Reformpolitikers Turgot (1727–1781), der Kolonien mit Früchten verglichen hatte, die, sobald sie reif sind, vom Baume fallen.
Doch solche Äußerungen dürfen nicht vergessen lassen, daß auch in der Blütezeit des englischen Liberalismus das britische Kolonialreich weiterhin Bestand hatte und darüber hinaus sogar für diese Epoche von einem über die politischen Grenzen des Empire hinausweisenden ‹Empire des Freihandels› als dem Ergebnis eines freihändlerischen Imperialismus› gesprochen werden kann. Wie zuvor das Empire der Navigation Laws einen konkurrenzfreien Raum für den britischen Handel gebildet hatte, so war im 19. Jahrhundert, dank der Führungsposition der englischen Industrie, auch im Reich des globalen Freihandels britischen Produkten eine monopolähnliche Vorrangstellung garantiert. Dabei war dieses Reich des Freihandels keineswegs ein herrschaftsfreier Raum. Denn wie zuvor die britische Seemacht das merkantile Empire der Handelsgesetze und Zollschranken gesichert hatte, so diente sie nun der Durchsetzung des Freihandelsprinzips. Wenn Staaten in Übersee britischen Händlern den freien Zugang für ihre Produkte verwehrten und selbst diplomatischer Druck erfolglos blieb, wurde gelegentlich auch militärische Gewalt zur Öffnung dieses Marktes eingesetzt. Das klassische Beispiel für diesen Freihandelsimperialismus und das sogenannte ‹informelle Empire› lieferte das britische Vorgehen gegen China. Als die chinesische kaiserliche Regierung 1839 den Opiumhandel mit Indien zu unterbinden suchte, aus dessen Einnahmen von ca. 5 Mio. Pfund jährlich die britische Ostindienkompanie weitgehend ihren Import chinesischen Tees finanzierte, sorgte im sog. ‹Opium Krieg› (1840–1842) sowie in dessen Nachspiel (1856–1860) u.a. der Einsatz von Kanonenbooten nicht nur für den Erwerb von Hongkong, sondern auch für die Öffnung von fünf weiteren Häfen (u.a. Shanghai und Canton) für europäische Händler. Darüber hinaus sicherten entsprechende Verträge hinfort Europäern einen privilegierten rechtlichen Status. Obwohl hier keine politische Herrschaft etabliert wurde, besaß China damit nicht mehr den völkerrechtlichen Status eines uneingeschränkt souveränen Staates. In ähnlicher Weise verschaffe man sich gemeinsam mit den USA Zugang zum japanischen Markt, so u.a. 1863 durch die Beschießung des Hafens von Kagoshima. Und vor den Küsten Afrikas waren Einheiten der britischen Marine ständig präsent, auch um für die Durchsetzung des mittlerweile ergangenen allgemeinen Verbots des Sklavenhandels zu sorgen. Andernorts, wie etwa in Südamerika, traten an Stelle des uneingeschränkten Handels zumindest Verträge, in denen Briten Präferenzzölle gewährt wurden, wie 1810 mit Brasilien, 1825 mit Argentinien und 1834 mit Peru. Schließlich bleibt es gleichgültig, ob man in solchen Zusammenhängen von ‹Freihandelsimperialismus› oder ‹informellem Empire› spricht – in jedem Falle existierte im 19. Jahrhundert neben den unter direkter britischer Herrschaft stehenden Gebieten eine weitreichende und zugleich niemals genau zu markierende Zone britischen Einflusses, die sich zudem nicht immer nur auf den wirtschaftlichen Bereich erstreckte, sondern in unterschiedlichem Maße auch die politischen Verhältnisse erfaßte.
Gelegentlich geäußerte Empire-Skepsis oder Kolonialmüdigkeit sowie der idealistische Überschwang überzeugter Liberaler, die im Freihandel die Basis für ein weltweites friedliches Miteinander aller Staaten und Völker erblickten, dürfen somit nicht darüber hinwegtäuschen, daß auch unter den liberalen Regierungen des 19. Jahrhunderts Großbritanniens überseeisches Engagement keineswegs erlahmte und es weiterhin jederzeit bereit und in der Lage war, seine ökonomischen und strategischen Interessen mit militärischer Gewalt durchzusetzen. Hätte in London, wie im antiken Rom, ebenfalls ein Janustempel gestanden, dessen Tore in Zeiten des Krieges stets geöffnet sein mußten, er wäre im 19. Jahrhundert nur selten geschlossen gewesen. So fanden im Laufe der 64 Jahre währenden Regierungszeit der Königin Viktoria 72 Feldzüge statt, wobei es sich – abgesehen vom Krimkrieg (1854–1856) – allerdings nicht um Auseinandersetzungen zwischen Großmächten handelte, sondern um begrenzte militärische Aktionen in Übersee. Denn das Empire hatte nicht nur weiterhin Bestand, es expandierte sogar weiterhin, wenn auch in verschiedenen Phasen und mit unterschiedlichem Tempo. Vor 1870 wurden vor allem in Asien und hier im indischen Raum bis hin nach Burma und an die Grenzen Afghanistans ausgedehnte Gebiete britischer Herrschaft unterworfen; gegen Ende des 19. Jahrhunderts erfolgte ein spektakulärer Expansionsschub in Afrika.
Bei diesem Prozeß wirkten zu verschiedenen Zeiten durchaus verschiedene Motive und Akteure zusammen. Zu keiner Zeit existierte ein globales Konzept für Umfang und Gestalt des britischen Weltreiches, wie überhaupt nur gelegentlich der Anstoß für weitere Annexionen bzw. Koloniegründungen von der jeweiligen Regierung in London ausging. Häufiger waren es die Aktionen von einzelnen bzw. von Gruppierungen an der Peripherie, die zu weiteren Eroberungen führten: Generäle und Gouverneure in Indien oder Männer wie Cecil Rhodes in Afrika. Dabei nahm man des öfteren Konflikte unter einheimischen Herrschern zum Anlaß, um durch den Einsatz von Marine und Armee den britischen Machtbereich zu erweitern und so schließlich die Londoner Zentrale vor vollendete Tatsachen zu stellen, die in der Regel nachträglich akzeptiert wurden. Das klassische Beispiel für derartig eigenmächtiges Vorgehen lieferte 1843 der britische General Sir Charles James Napier, als er die im nordwestlichen indischen Grenzbereich gelegenen Provinz Sind entgegen den politischen Weisungen des Londoner Kabinetts eroberte und davon lakonisch Meldung machte mit dem Signal «peccavi» (engl. Übersetzung: «I have sinned»); eine läßliche Sünde angesichts des Umstands, daß Napier dabei sein Privatvermögen um 50.000 Pfund aufstocken konnte.
Schließlich war die territoriale Expansion des Empire auch die Folge eines über die gesamte Epoche wirksamen Migrationsdrucks, der sich in einem gelegentlich an- bzw. abschwellenden Strom von englischen Auswanderern niederschlug. Auch wenn die in diesem Zusammenhang gelegentlich genannte Zahl von 22 Millionen, die zwischen 1815 und 1914 von den britischen Inseln (einschließlich Irlands) aufbrachen, um sich in Übersee eine neue Heimat zu suchen, wahrscheinlich zu hoch gegriffen ist, und wenn zudem ein beträchtlicher Prozentsatz dieser Auswanderer (zwischen 30 % und 40 %) im Laufe ihres Lebens wieder zurückkehrte, so waren es den Passagierlisten zufolge immerhin mindestens 10 Millionen, die zwischen 1853 und 1920 in einem englischen, schottischen oder Waliser Hafen ein Auswandererschiff bestiegen. Und auch wenn hiervon 44,5 % dabei die USA zum Ziel hatten, so fuhren die übrigen nach Kanada (24,1 %), Australien und Neuseeland (15,5 %) und nach Südafrika (6,9 %). Dabei nahm der Trend zur Auswanderung in die ‹Randbereiche› des Empire zu Beginn des 20. Jahrhunderts zu, denn zwischen 1900 und 1963 emigrierten 6 Millionen Briten (d.h. 80 % aller Auswanderer) in die Kolonien und Dominions ihres Empire.
Dieser kontinuierliche Strom von Migranten war in erster Linie die Folge der um die Mitte des 18. Jahrhunderts in Großbritannien einsetzenden explosionsartigen Zunahme der Bevölkerung von ca. 5,7 Millionen in England und Wales auf 45 Millionen im gesamten Vereinigten Königreich im Jahre 1913. Die damit verbundenen sozialen Probleme – Massenarbeitslosigkeit und Massenelend – legten eine massenhafte Auswanderung überschüssiger Arbeitskräfte nahe, zumal auf der anderen Seite Kolonien wie Australien und Kanada dringend neue Siedler brauchten. Während man noch im Zeitalter des Merkantilismus die Emigration großer Teile der Bevölkerung als Schwächung des Staates angesehen und deswegen zu verhindern getrachtet hatte, wurde nun vielfach argumentiert, daß eine staatlich geförderte Auswanderung letztendlich rentabler sei, als umfangreiche Armenunterstützung im Lande zu organisieren. Solche Vorstellungen trafen sich in den 1830er Jahren mit Projekten für einen systematischen Ausbau des Empire, wie sie nun selbst in Kreisen des britischen Liberalismus entwickelt wurden. Dabei beschränkten sich die Zielsetzungen der Anwälte einer organisierten Auswanderungs- und Kolonisierungspolitik keineswegs darauf, ‹die Armen aus dem Lande zu schaufeln› (‹shovelling out of paupers›), sondern nach dem Vorbild der Kolonien des klassischen Griechenland sollten ‹neue Englands› in Übersee entstehen, indem man ganze Segmente der Bevölkerung dorthin verpflanzte.
Naturgemäß ließen sich solche Utopien nicht realisieren, und die britische Regierung ließ zwar zwischen 1788 und 1853 ca. 150.000 Sträflinge nach Australien deportieren, war aber ansonsten kaum bereit, Auswanderung in großem Umfang finanziell zu unterstützen. Statt dessen wirkten auch hier private Initiativen. 1830 wurde eine National Colonization Society gegründet, die u.a. die australischen Kolonialverwaltungen ermutigte, aus Landverkäufen erzielte Gewinne in Schiffspassagen für Einwanderer zu investieren. Desgleichen finanzierten philanthropische Gesellschaften, Handelsunternehmen sowie Großgrundbesitzer zahlreiche Auswanderer. Zwischen 1803 und 1815 siedelte der Earl of Selkirk mehr als 1000 Schotten in Kanada an, und zwischen 1832 und 1837 unterstützte der Earl of Egremont ein ähnliches Unternehmen für die Ansiedlung von 500 Armen von seinen Gütern in Sussex. Daneben kam es zur Gründung von Selbsthilfegruppen wie die von 15.000 arbeitslosen schottischen Webern in den 1820er Jahren. Zahlreiche Organisationen, die nach 1880 in der British Womens Emigration Association zusammengefaßt wurden, hatten sich zum Ziel gesetzt, die Bevölkerungsstruktur in den Kolonien durch die Förderung der Auswanderung von Frauen auszubalancieren, die so als ‹missionaries of Empire› für deren gedeihliches Wachstum sorgen sollten. Und schließlich wurden mehr als 50.000 Waisenkinder zwischen 1870 und 1914 als billige Arbeitskräfte in die Kolonien verfrachtet.
In dieser Gemengelage von Motiven und Antriebskräften für eine weitere und gegen Ende des Jahrhunderts sogar spektakulär beschleunigte territoriale Expansion des Empire war allerdings eines von fundamentaler Bedeutung: ein neues, verbreitetes und verstärktes Empire-Bewußtsein in der britischen Öffentlichkeit, verbunden mit der Überzeugung, mit diesem Empire eine nationale Mission zu erfüllen. Mit Stolz blickten Briten auf ein überseeisches Reich, dessen ausgedehnte Fläche seit 1841 in den englischen Atlanten rot eingefärbt war und dessen Besitz ihnen ein Selbstbewußtsein verlieh, aus dem die historische und moralische Berechtigung für einen letztlich unbegrenzten Anspruch auf globale Suprematie abgeleitet wurde. Denn die Erfolge in Übersee, besonders die zahllosen militärischen Siege über jene, die es wagten, sich England zu widersetzen, wertete man als den Beweis einer natürlichen Überlegenheit. Hier konnte man z.B. nicht nur darauf verweisen, daß eine kleine englische Streitmacht im 18. Jahrhundert den Grundstein für ein riesiges indisches Reich gelegt hatte, sondern auch darauf, daß etwa im Sudan 1898 das britische Expeditionsheer bei Omdurman in seinem Abwehrkampf gegen das Heer des Mahdi nur 49 Gefallene zu beklagen hatte, während es auf seiten des Feindes mehr als 11.000 waren. Auch wenn dabei die überlegene Militärtechnik, der Einsatz von Artillerie, Mörsern und sogar Maschinengewehren den Ausschlag gegeben hatte, so wurden dergleichen Siege letztlich als Zeichen einer moralischen Überlegenheit gewertet, die in der Sicht der in England populären modernen Rassenlehre zugleich Ausdruck der naturgegebenen Vorrangstellung nicht nur der weißen, sondern einer spezifisch britischen Rasse war. Und als deren Mission wurde die Verbreitung der moralischen und zivilisatorischen Errungenschaften des modernen England über den Globus begriffen, denn – wie Cecil Rhodes es einmal formulierte – «die Briten sind die Rasse mit den besten Eigenschaften (‹the finest race in the world›), und je mehr wir von der Welt in Besitz nehmen, umso besser ist es um die Zukunft der Menschheit bestellt».[1] Der Besitz des Empire lag – so meinten manche – damit im britischen Nationalcharakter begründet, sein Erwerb war Verpflichtung gegenüber dem Gang der Geschichte; es waren vor allem die Vertreter der ‹britischen Rasse› dazu ausersehen, ‹die Bürde des weißen Mannes› zu tragen und das Licht europäischer Kultur in das ‹Dunkel› der fernen Kontinente zu bringen. Dabei mischten sich in solchen Grundüberzeugungen, wie sie übrigens nicht allein den britischen Kolonialherren vorbehalten waren, rassistische Überheblichkeit und die ideologische Verbrämung kolonialer Ausbeutung mit dem Sendungsbewußtsein eines durchaus wohlwollenden «Erziehungskolonialismus». Dann wurde «Kolonialherrschaft als Geschenk und Gnadenakt der Zivilisation verherrlicht», da durch sie dem fern von Europa vorgefundenen ‹Chaos› eine Ordnung auferlegt werde.[2] Auch ein kritischer Geist wie Charles Darwin vertrat dergleichen Auffassungen. Einerseits hatte er auf seiner fünf Jahre währenden Weltumsegelung mit der Beagle die Beobachtung gemacht, daß «wo sich der Europäer auch hinwendet, … der Tod die Eingeborenen zu verfolgen» scheint, aber dennoch war es ihm «unmöglich», britische Siedlungskolonien wie Australien und Neuseeland «ohne großen Stolz und erhebliche Befriedigung (zu) betrachten. Die britische Fahne zu hissen, scheint als sichere Folge Reichtum, Wohlstand und Zivilisation nach sich zu ziehen».[3]
Ähnlich wie der ‹Freihandelsimperialismus› über die Grenzen des politisch definierten Kolonialreichs hinauswies, besaß auch dieser kulturelle Missionsauftrag sein weltumspannendes ‹informelles Empire›. Es zeichnete sich in den zahlreichen wissenschaftlichen Unternehmungen und missionarischen Aktivitäten ab, die die Grenzen des formalen Empire überschritten, bzw. von vornherein ignorierten.
Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts hatten sich die Briten – auch hier im Wettstreit mit Frankreich – um die systematische Erschließung der noch weitgehend unbekannten Regionen der südlichen Hemisphäre der Erde bemüht. In diesem Zusammenhang unternahm u.a. James Cook seine ausgedehnten Forschungsreisen, die nicht nur der Seefahrt den pazifischen Raum erschlossen, sondern zugleich entscheidende Impulse für die schon bald folgende britische Landnahme in Neuseeland und Australien lieferten. Auch zu Land stießen Engländer in unbekannte Regionen vor. So wurde in Asien George Bogle von Warren Hastings, dem Gouverneur der East India Company ausgesandt, um erste Kontakte mit Tibet zu knüpfen, und in Afrika hatte James Bruce bereits 1770 als erster Europäer die Quellen des blauen Nil erreicht. Nach 1815 wurden solche Aktivitäten verstärkt fortgesetzt. Die führende politische und ökonomische Weltmacht war bei der vollständigen Erkundung der Welt ebenfalls führend. Und obgleich eine staatliche Beteiligung und Unterstützung solcher wissenschaftlicher Unternehmungen nur sporadisch stattfand, blieben deren großer Umfang und hohes Niveau kontinuierlich erhalten und verzeichneten entsprechend eindrucksvolle Ergebnisse. Bei der kartographischen Erschließung der Meere spielte die Royal Navy und hier speziell die 1795 begründete hydrographische Abteilung der Admiralität eine entscheidende Rolle, wobei die enge Verzahnung von praktischen Interessen und allgemein wissenschaftlichen Zielsetzungen besonders deutlich wurde. Allein die Namen zahlloser markanter geographischer Punkte an weltfernen Küsten wie Banks Peninsula oder Baffin Bay legen beredtes Zeugnis von den systematischen Erkundungsfahrten ab, wie sie besonders während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts stattfanden. In der Regel waren bei solchen Reisen namhafte Wissenschaftler mit an Bord, so etwa Joseph Banks, der Präsident der Royal Society auf Cooks erster Fahrt in den Pazifik oder Charles Darwin auf der HMS Beagle, die 1831–1836 die südamerikanischen Gewässer erkundete.
Parallel zu den maritimen Forschungsreisen wurden schon bald entsprechende Expeditionen zu Lande von der 1830 gegründeten Royal Geographical Society initiiert und organisiert, wobei in ihren Zielsetzungen und Aktionen die Verbindung zur Praxis des Empire, insbesondere dessen Organisation und Verwaltung, durchaus gepflegt wurde. Zudem stand die Gesellschaft während der ersten Jahre ihres Bestehens unter dem maßgeblichen Einfluß der Admiralität, die z.B. zwischen 1820 und 1850 abermals die Suche nach einer arktischen Nord/West-Passage forcierte. Und die zahlreichen Forschungsreisen ins Innere Afrikas waren in der Regel mit dem Kolonial- bzw. Außenministerium abgestimmt. Im Zentrum der Aktivitäten stand dabei das Konzept einer geographischen Wissenschaft, die sich ganz auf die Kartographie, die Vermessung der Welt, konzentrierte, und so die notwendige Voraussetzung für deren Erschließung im Interesse des Empire schuf. In diesem Sinne verstand vor allem Sir Roderick Murchison seine Rolle, der 1850 an die Spitze der Royal Geographical Society trat. Geographische Daten dienten nicht nur dem wissenschaftlichen Fortschritt, sondern lieferten gleichzeitig die Voraussetzungen für kommerzielle, militärische oder auch humanitäre Unternehmungen in Übersee, bzw. für mögliche künftige territoriale Annexionen. Darüber hinaus enthielt die karthographische Erschließung einer Region bereits Elemente einer Landnahme, da man gemeinhin, d.h. besonders in Afrika und Australien, indigene Bevölkerungen ignorierte und Landstriche, die noch nicht von Europäern in Besitz genommen waren, als herrschaftsfreie Räume bzw. als ‹terra incognita› präsentierte. War das Ziel einer Expedition erreicht, wurde nicht selten die britische Fahne gehißt, und die Entdecker nahmen durch Namensgebung markante geographische Punkte ungeachtet einheimischer Vorgaben demonstrativ für die europäische Zivilisation in Besitz. So wurde das höchste Bergmassiv des inneren Himalaja, das die Tibetaner Chomolungma nannten, zum Mount Everest, um an den Chefkartographen der East India Company, Sir George Everest (1790–1866), zu erinnern, und so taufte Livingstone die riesigen Wasserfälle im Mittellauf des Sambesi, welche die Einheimischen Mosioatunya (donnernder Rauch) nannten, zu Ehren seiner Königin Victoria Falls. Für die meisten Forschungsreisenden waren ihre Aktivitäten auch eine Demonstration kultureller Überlegenheit gegenüber den Eingeborenen, und der Afrikaforscher Joseph Thomson, dessen Reisebeschreibungen sich in den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts großer Beliebtheit erfreuten, bezeichnete den Ersatz ‹unbeholfener› einheimischer Namen durch englische Bezeichnungen ausdrücklich als eine Wohltat.
Wie das ältere Empire in seinen Anfängen, so besaß auch das Empire des 19. Jahrhunderts seine Helden und Märtyrer. Nun traten an die Stelle der kühnen Seefahrer und räuberischen Seehelden wie Francis Drake, Richard Grenville und Walter Raleigh bürgerliche Forschungsreisende und Missionare. 1847 war es John Franklin, dessen dramatisches Ende im Eis der Arktis an das Schicksal der Seefahrer des 16. Jahrhunderts anknüpfte. Der Geistliche Carl Volkner wurde, als er 1865 in Neuseeland zwischen rivalisierenden Maoriclans Frieden zu stiften suchte, von einem ihrer Häuptlinge erschossen, enthauptet und sein Leichnam, nachdem sein Mörder das Blut des Opfers getrunken und dessen Augen verspeist hatte, in der eigenen Kirche aufgehängt. Und die Unternehmungen britischer Forschungsreisender wurden noch gefährlicher, als die Erkundung Innerafrikas in das Zentrum des Interesses rückte. Das für den Europäer mörderische Klima, in dem Tropenkrankheiten wie Malaria und Dysenterie lauerten, aber auch gelegentliche Feindseligkeiten der Bewohner bislang unbekannter Regionen bildeten für jede Expedition ein ständiges hohes Risiko. In der ersten Hälfte des Jahrhunderts war es vor allem die Erkundung des Laufs des Niger, die zahlreiche Opfer forderte, darunter Mungo Park, Captain Hugh Clapperton und Richard Lander, deren oftmals dramatische Abenteuer durch entsprechende Publikationen einer weiten Leserschaft vertraut waren. Später wurde David Livingstone für seine englischen Zeitgenossen zum Inbegriff des heldenhaften Märtyrers, der sein Leben voll und ganz in den Dienst der großen Aufgabe stellte, Afrika aus dem ‹Dunkel› seiner Existenz ins Licht christlich-britischer Kultur zu führen.
«I go back to Africa to try to make an open path for commerce and Christianity», hatte er 1857 in Cambridge verkündet[4] und damit an den für die viktorianische Epoche charakteristischen Glauben an eine über die Grenzen des Empire hinausgreifende zivilisatorische Weltmission Großbritanniens appelliert, der zu einer der wirkungsmächtigsten Antriebskräfte imperialer Expansion wurde. Dies führte naturgemäß auch gelegentlich zu skurrilen Projekten. So rüstete man 1841 zur großen ‹Philantropischen Expedition› mit dem Ziel, an den Ufern des Niger mit britischer Expertise ein irdisches Paradies zu schaffen. Prinz Albert fungierte als Schirmherr, das Parlament bewilligte die Finanzierung, drei Raddampfer wurden eigens für das Unternehmen konstruiert, Missionare und Naturwissenschaftler waren mit von der Partie, und Hauptziel war die Errichtung einer Modell-Farm, die den Eingeborenen den Weg zu einem friedlichen auskömmlichen Leben weisen sollte. Obwohl der begleitende Arzt Dr. Thomson bereits durch Selbstexperimente mit Chinin dessen Wirksamkeit bewiesen hatte, fielen die meisten Teilnehmer der Malaria zum Opfer. Bereits nach einem Jahr kehrten die Überlebenden nach London zurück. Der offizielle Bericht über die Expedition erschien 1848 und lieferte Charles Dickens den Stoff für eine bissige Satire über seine philanthropischen Zeitgenossen, die in seinen Roman Bleak House einging. Gemeint ist die Gestalt der Mrs. Jelleby, einer Frau «mit schönen Augen, die allerdings die sonderbare Angewohnheit hatten, stets irgendwie in die Ferne zu blicken, als könnten sie nichts wahrnehmen, was näher als Afrika liege», und die wegen ihres leidenschaftlichen Interesses für den dunklen Kontinent im allgemeinen und die Kaffeepflanze im besonderen ihre eigene Familie sträflich zu vernachlässigen pflegte.
Im Mittelpunkt der weltweiten britischen kulturellen Expansion stand im 19. Jahrhundert – in deutlichem Unterschied zum älteren Britischen Empire – neben dem Freihandel ein verstärkt propagierter genereller christlicher Missionsauftrag. Er entsprang der allgemeinen religiösen Erweckungsbewegung der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Nachdem 1776 in einem Leitartikel des Evangelican Magazine Afrika als Ziel für die Verbreitung des Evangeliums propagiert worden war, wurden in den 90er Jahren die ersten Missionsgesellschaften gegründet. Hundert Jahre später verkündeten mehr als 10.000 britische Missionare, von denen mehr als die Hälfte Frauen waren, als Emmissäre von ca. 350 verschiedenen – zumeist protestantischen – Organisationen den christlichen Glauben in aller Welt. Sie handelten dabei keineswegs in staatlichem Auftrag; im Gegenteil: so, wie die Missionare sich immer wieder ausdrücklich von politischen Zielsetzungen und kommerziellen Interessen distanzierten, so betrachteten auf der anderen Seite anfangs Vertreter der Politik die Missionare mit Mißtrauen, nicht zuletzt, weil sie fürchten mußten, daß durch deren Aktivitäten Situationen heraufbeschworen werden konnten, in denen sie gegen ihren ursprünglichen Willen zu politischen oder gar militärischen Maßnahmen gezwungen würden. Doch in der Praxis machten beide Seiten die Erfahrung, daß man sehr wohl voneinander profitieren konnte: die Mission durch die schützende Hand der Kolonialverwaltung und die Politik durch das Ansehen und den Rückhalt, den die Missionstätigkeit in der öffentlichen Meinung des viktorianischen England besaß.
Ebenso wie der Überseehandel blieb die Misionstätigkeit nicht auf das politische Empire beschränkt. Nachdem der Opium-Krieg dem europäischen Handel den Zugang nach China geöffnet hatte, folgten alsbald Missionare den Spuren der Kaufleute. Und in Afrika waren es Männer wie David Livingstone, die in bislang dem Europäer verschlossene Regionen vorstießen und damit einer späteren kommerziellen Durchdringung und territorialen Expansion den Weg wiesen. Vor allem in der Phase des Hochimperialismus lernten dessen engagierte Vertreter die Errungenschaften britischer Missionare schätzen, da sie durch die Einrichtung von Missionsschulen für die Verbreitung der englischen Sprache wertvolle Vorarbeit leisteten, so daß, wie der Kolonialadministrator Harry Johnston 1890 resümierte, «in der Tat jede Missionsstation einen Vorposten der Kolonisation bildet (‹an essay in colonization›)».[5] Und tatsächlich waren die Expansion des Empire wie auch die generelle Bedeutungszunahme britischen Einflusses und insbesondere englisch-christlicher Kultur in der überseeischen Welt untrennbar mit der Vitalität und Dynamik der evangelischen Missionsbewegung britischer Prägung verbunden.
Dem Pragmatismus des Geistes der Epoche entsprechend hatten im 18. Jahrhundert Handel und Herrschaft die Achsen des Koordinatensystems britischer Empire-Politik gebildet. Doch in dem Maße, wie gegen dessen Ende eine neue Religiosität auch in die politische Öffentlichkeit hineinwirkte und in der Form einer evangelisch-humanitären Massenbewegung Gestalt annahm, prägte dies auch die allgemeine Wahrnehmung des Empire und stellte es in den Dienst neuer Zielsetzungen. Gleich zu Beginn des 19. Jahrhunderts setzten die Abschaffung des Sklavenhandels und der Sklaverei ein deutliches Zeichen für den Aufbruch in eine neue Ära. Angesichts der Bedeutung, die der Sklavenhandel für den merkantilen Kreislauf des atlantischen Dreieckshandels und insbesondere für einflußreiche britische Plantagenbesitzer in Westindien und Sklavenhändler in Liverpool gehabt hatte, waren das ebenso überraschende wie auch folgenreiche Maßnahmen; noch im Jahr 1780 hatte man ca. 35.000 Afrikaner als Sklaven nach Amerika transportiert. Der nun vollzogene Kurswechsel war das Resultat eines partiellen Strukturwandels der englischen Politik, in deren Bezugsrahmen von nun an eine gezielt informierte und geschickt organisierte Öffentlichkeit immer wieder entscheidende Impulse für wegweisende Reformen im Bereich von Staat und Gesellschaft liefern sollte.
Die Initiative ging von einer kleinen Gruppe gebildeter, politisch einflußreicher und z.T. wohlhabender Männer aus, an deren Spitze der Parlamentsabgeordnete William Wilberforce und der Schullehrer Thomas Clarkson standen. Sie verstanden ihren Einsatz für die Abschaffung der Sklaverei als unabdingbares christliches Gebot, und vor allem verstanden sie es, religiöse und humanitäre Organisationen für eine landesweite Aufklärungskampagne zu gewinnen, mit der erheblicher öffentlicher moralischer Druck auf das Parlament ausgeübt werden konnte. Bereits zu Beginn der Kampagne legten sie 1787 eine Petition aus Manchester vor, die von zwei Dritteln der männlichen Einwohner unterzeichnet worden war; 1792 erreichten 592 diesbezügliche Petitionen mit insgesamt ca. 400.000 Unterschriften das Parlament, und schließlich konnten die Organisatoren im Jahre 1833 die Unterstützung von anderthalb Millionen Anhängern mobilisieren. Sie alle forderten für die Sklaven persönliche Freiheit als natürliches Menschenrecht, denn – wie der Methodistenprediger John Wesley verkündete: «Jedes menschliche Wesen besitzt das Recht auf Freiheit, sobald es zu atmen beginnt; kein menschliches Recht kann ihn dessen berauben, was er kraft des Naturrechts besitzt.»[6] Zugleich verstanden es Wilberforce und seine Mitstreiter, nicht nur durch Argumente zu überzeugen, sondern auch erfolgreich an Emotionen zu appellieren. Besonders populär wurde eine von dem Porzellanfabrikanten Joshua Wedgwood massenhaft produzierte kleine Medaille, die einen mit geketteten Händen zum Himmel flehenden Afrikaner abbildete und mit der Aufschrift versehen war: «Am I not a Man and a Brother?»
Da der ethisch unstrittigen Forderung nach Aufhebung der Sklaverei der durch englisches Recht ebenso unantastbare Schutz des persönlichen Eigentums entgegenstand, zu dem auch die Sklaven der britischen Plantagenbesitzer zählten, gelang es 1807 zunächst lediglich, ein Verbot des Sklavenhandels durchzusetzen. Und obgleich auf dem Wiener Kongreß 1815 auch die übrigen europäischen Mächte veranlaßt werden konnten, eine feierliche Erklärung gegen den Sklavenhandel zu unterzeichnen, wurden in der Folgezeit noch nahezu 2 Millionen Afrikaner als Sklaven über den Atlantik verschifft, die meisten von ihnen nach Brasilien, viele aber auch in die Südstaaten der USA. Dabei hatte Großbritannien mit erheblichem finanziellen Aufwand und politischem Druck schließlich auch die Regierungen Spaniens, Portugals und Frankreichs dazu gebracht, ihrerseits das Verbot zu übernehmen. Die britische Marine finanzierte mit 750.000 Pfund im Jahr ein Geschwader mit dem Auftrag, in den atlantischen Gewässern vor der afrikanischen Küste zu kreuzen, um Sklavenschiffe aufzubringen. Dennoch bedurfte es noch zusätzlicher Voraussetzungen und weiterer Anstrengungen, um schließlich die generelle Aufhebung der Sklaverei in den britischen Kolonien durchzusetzen. Erst als zu Beginn der 30er Jahre nach fast fünf Jahrzehnten konservativer Herrschaft eine liberale Regierung in England eine Politik allgemeiner Reformen in Gang setzte und nachdem Sklavenaufstände in Westindien die Gefahr zusätzlicher kostenträchtiger militärischer Interventionen heraufbeschworen hatten und in Großbritannien 1823 eine Anti-Slavery-Society gegründet worden war, mit deren Hilfe die Petitionen neue Rekordzahlen erreichten, verabschiedete das Parlament im August 1833 ein Gesetz, das mit Wirkung vom 1. August 1834 die Sklaverei für alle britischen Kolonien aufhob. Ehemalige Sklaven konnten nun allenfalls noch bis 1840 zur Arbeit für ihre einstigen Besitzer zwangsverpflichtet werden. Diesen wurde eine Entschädigungssumme von insgesamt 20 Mio. Pfund zuerkannt, die zwar nur knapp die Hälfte des tatsächlichen ‹Wertes› betrug, aber immerhin auch die Hälfte des jährlichen britischen Regierungsbudgets ausmachte.
Es ist in diesem Zusammenhang nicht endgültig zu klären, ob der ökonomische Niedergang Britisch-Westindiens im 19. Jahrhundert in erster Linie die Folge der Sklavenemanzipation war oder eher der allgemeinen ökonomischen Entwicklung und insbesondere den Auswirkungen des Freihandels zuzuschreiben war. Denn angesichts der neuen Rechtslage entdeckten die westindischen Plantagenbesitzer das alte System der indenture wieder, in dem Auswanderungswillige als Entgelt für die Überfahrt für eine begrenzte Periode – in der Regel waren es nun fünf Jahre – ein Arbeitsverhältnis eingehen mußten, das sich kaum von der alten Form der Sklaverei unterschied. Unter diesen Voraussetzungen wurden zwischen 1830 und 1917 mehr als 400.000 indische ‹coolies› nach Westindien transportiert und ebenso viele nach Mauritius, später gingen sie in großer Zahl zunächst ins südafrikanische Natal und dann als Eisenbahnarbeiter nach Ostafrika.
So war die Aufhebung der Sklaverei letztlich zwar ein publizitätswirksamer, aber ökonomisch keineswegs folgenschwerer Akt. Sie blieb vor allem dadurch bedeutsam, daß das Empire damit im Urteil der britischen Öffentlichkeit in den Dienst übergreifender humanitärer Ziele gestellt worden war. Künftig konnten britische Aktivitäten in aller Welt, speziell aber auch die territoriale Expansion des Kolonialreichs, im Namen und für die Ausbreitung der moralischen Werte der christlich-abendländischen Kultur erfolgen. So gesehen war das Empire mehr als Handel und Herrschaft – es war zugleich Mission.
Dabei war dieses Empire in seiner Realität ein äußerst heterogenes Gebilde, der Vielzahl und Verschiedenheit der Umstände entsprechend, die zu seiner Entstehung geführt hatten. Auch «wenn man vom sogenannten ‹informal Empire› absieht, war das britische überseeische Reich gerade auch auf dem Höhepunkt seiner Weltmachtstellung ein Konglomerat höchst disparater Teile, die sich – einem vereinfachenden Schema folgend – drei Kategorien zuordnen lassen: den Dominions als den weißen Siedlungskolonien, den Kronkolonien und dem Komplex des indischen Herrschaftsbereichs».[7]


 
2. INDIEN
Die amerikanischen und westindischen Kolonien hatten das Gravitationszentrum des älteren Empire gebildet; im 19. Jahrhundert war Indien das Herzstück des britischen Weltreichs. Dessen Schwerpunkt hatte sich nach Osten verlagert. Um 1900 kontrollierte London hier ein Gebiet so groß wie Europa (ohne Rußland), das zudem mit 300 Millionen Einwohnern drei Viertel der Bevölkerung des gesamten Empire stellte. Mit Recht hatte der britische Premier Disraeli Großbritannien als ‹asiatische Macht› bezeichnet, und 1901 resümierte der in Delhi amtierende Vizekönig Lord Curzon: «So lange wir über Indien herrschen, sind wir die größte Weltmacht.»
Zugleich liefert die britische Herrschaft in Indien ein eindrucksvolles Beispiel für die Kontinuität zwischen dem älteren und jüngeren Empire, denn in ihren Anfängen reichte sie bis weit ins 18. Jahrhundert zurück. Damals vollzog sich der Übergang der englischen East India Company von einer reinen Handelsgesellschaft zu einem politisch-militärischen Machtfaktor auf dem indischen Subkontinent. Dieser Wandel war nicht das Ergebnis einer langfristigen zielgerichteten Strategie, sondern die Reaktion auf veränderte äußere Umstände, nämlich den Machtverlust der indischen Mogulherrscher und die zunehmend bedrohliche Konkurrenz durch den Erzrivalen Frankreich.
Im Laufe der frühen Neuzeit hatte eine Reihe ungewöhnlich fähiger Herrscher der islamischen Moguldynastie in Indien ein riesiges Reich errichtet, das gegen Ende des 17. Jahrhunderts unter Aurangzeb (1658–1707) seine größte Ausdehnung besaß. Da dieses Reich als Landmacht sich vorwiegend durch die Besteuerung der Landwirtschaft finanzierte, überließ es den für den Zufluß von Edelmetall unerläßlichen Fernhandel bereitwillig europäischen Gesellschaften wie der englischen und französischen Ostindien-Kompanie, die an den Küsten unter dem Schirm des Mogulherrschers ihre Stationen einrichteten. Nur einmal, als die britische Gesellschaft zwischen 1688 und 1691 versuchte, ihren eigenen militärischen Schutz zu organisieren und dabei sogar Aurangzeb den Krieg erklärte, endete dies in einer schmählichen Niederlage, und in London war man froh, zum Status quo der ursprünglichen Verträge zurückkehren zu können.
Die Situation änderte sich jedoch mit dem zu Beginn des 18. Jahrhunderts einsetzenden Machtverfall des Mogulreiches, das ohnehin zu keiner Zeit eine straff organisierte Zentralgewalt entwickelt hatte. An seine Stelle trat, wie es in der indischen Geschichte ohnehin eher der Regelfall war, ein Geflecht größerer und kleinerer regionaler Gewalten, deren fortgesetzte Rivalitäten untereinander allerdings für die Niederlassungen der europäischen Handelsgesellschaften oftmals zu einer bedrohlichen Situation führten, da der ihnen einst in den Verträgen mit dem Mogulherrscher zugesicherte Schutz nun nicht mehr gewährleistet war. So mußte die East India Company fortan verstärkt eigene Vorkehrungen zur Sicherung des Fortgangs ihrer Geschäfte treffen, wobei ihr zugute kam, daß sie Niederlassungen sowohl an der West- als auch an der Ostküste und zudem im Bereich des Gangesdeltas besaß, so daß sie auf Beeinträchtigungen ihrer Aktivitäten durch kriegerische Ereignisse flexibel reagieren konnte. Gleichzeitig wurde der militärische Schutz der Handelsstationen ausgebaut, was z.B. dazu führte, daß sich jetzt indische Kaufleute mehr und mehr in Madras, Bombay und vor allem in Kalkutta niederließen und spürbar zum ökonomischen Aufschwung dieser Orte beitrugen.
Vor diesem Hintergrund lieferte die asiatische Front im säkularen britisch-französischen Konflikt den entscheidenden Anstoß für den Wandel der East India Company zur indischen Hegemonialmacht. Das Zentrum der Auseinandersetzungen bildete zunächst das Karnatik, d.h. der süd-östliche Küstenbereich des indischen Subkontinents, wo unfern von Madras die staatliche französische Ostindien-Kompanie erfolgreich Fuß gefaßt hatte und in Pondicherry eine florierende Handelsstation besaß, deren Gouverneur Dupleix es geschickt verstand, im unübersichtlichen Geflecht der regionalen Politik mächtige Verbündete zu gewinnen. Dies verschaffte den Franzosen zunächst Vorteile, als 1744 die asiatische Front des Österreichischen Erbfolgekrieges eröffnet wurde und Briten wie auch Franzosen als Alliierte einheimischer rivalisierender Fürsten ihren Krieg führten. 1746 gelang es Dupleix sogar, sich vorübergehend in den Besitz von Madras zu setzen, doch am Ende triumphierte die britische Gesellschaft, die mit der Eroberung von Pondichéry 1761 allen weiteren Aktivitäten der Franzosen ein Ende bereitete. Deren Ostindien-Kompanie wurde 1769 aufgelöst.
Zur gleichen Zeit hatten die Engländer noch weiterreichende Erfolge in Bengalen zu verzeichnen, der damals wirtschaftlich bedeutendsten Region Indiens. Dort hatte die East India Company zu Beginn des Jahrhunderts großzügige Privilegien für ihre Niederlassung Kalkutta erworben, die sich daraufhin zum florierenden Handelszentrum entwickelte. Und obwohl die Franzosen in unmittelbarer Nähe mit Chandernagore ebenfalls eine Handelsstation besaßen, kam es hier, während in Europa der Siebenjährige Krieg ausbrach, vorerst nicht zu Feindseligkeiten unter den europäischen Nachbarn, allerdings zu einer direkten Konfrontation der Briten mit dem einheimischen Herrscher, dem Nabob von Bengalen. Als dieser 1756 Kalkutta gewaltsam in Besitz nahm, entsandte die Kompanie ein kleines Expeditionsheer von 1600 Mann von Madras aus nach Norden. Kalkutta wurde zurückerobert, und nach den Siegen von Plassey (1757) und Buxar (1764) wurde neben dem Karnatik nun auch Bengalen de facto von der britischen Gesellschaft beherrscht.
Dabei ist die Geschichte dieses außerordentlichen Erfolges zugleich eine Kette von spektakulären und dramatischen Ereignissen, von heroischen sowie blutrünstig-düsteren Episoden, die zusammengenommen eine Art Gründungsmythos des britisch-indischen Empire bilden. Am Anfang stand die Eroberung Kalkuttas durch den Nabob Siraj-ud-Daula, der nach fünftägiger Belagerung die Stadt stürmte und der Überlieferung nach 146 Briten in ein winziges Gefängnis von 13 mal 18 Fuß sperrte («the Black Hole»), von denen angeblich nur 23 die Nacht überlebten. Es folgten die entscheidenden Siege winziger Kontingente englischer Soldaten über riesige Heere einheimischer Fürsten samt ihrer furchteinflößenden Kriegselefanten. So nahmen 1751.200 Briten, unterstützt von 600 indischen Söldnern (sepoys), im Handstreich Arcot, die Hauptstadt des Karnatik und verteidigten sie anschließend erfolgreich gegen eine feindliche Übermacht. Und in der Entscheidungsschlacht von Plassey siegte eine Streitmacht von 3200 Mann und acht Kanonen über das Heer des Nabob von 49.000 Mann und 40 Kanonen, wobei allerdings auf dieser Seite Verrat im Spiel war und ein Teil des indischen Heeres sich, einer geheimen Verabredung gemäß, am Kampf nicht beteiligte.
Militärisch ausschlaggebend war in diesen und anderen Schlachten nicht der Umstand, daß die Europäer über Feuerwaffen verfügten. Diese waren in Indien durchaus bekannt und standen den Einheimischen zur Verfügung, seit die Mogule ihre Erfolge durch den Einsatz von Musketen und Feldartillerie errungen hatten. Als neue ‹Wunderwaffe› erwies sich vielmehr eine nach europäischem Muster gedrillte Infanterie, die nicht nur dem undisziplinierten und schlecht gerüsteten Haufen der indischen Infanterie weit überlegen war, sondern angesichts ihrer effektiv eingesetzten Feuerkraft auch den berittenen Kerntruppen der indischen Heere. Die Franzosen hatten als erste indische Söldner nach europäischem Reglement zu Infanteristen ausgebildet, und die sparsamen Direktoren der East India Company folgten diesem Beispiel, als man daran ging, eine eigene Truppe aufzubauen. In den Jahren des Krieges gegen die Franzosen wurde diese allerdings durch angemietete königlich britische Regimenter verstärkt, so daß die Zahl der britischen Truppen auf insgesamt 20.000 Mann anstieg. Doch auch im asiatischen Raum war in der Auseinandersetzung mit dem europäischen Rivalen letztlich die Stärke der britischen Kriegsflotte ausschlaggebend, deren Präsenz in entscheidenden Phasen des Krieges, wie etwa bei der Belagerung von Madras durch die Franzosen 1758, den Ausschlag gab.
Schließlich bleibt die Expansion britischer Macht in Indien unauflöslich mit der Person Robert Clives verbunden, ohne dessen Energie, militärisches Talent und auch Fortune die East India Company wohl kaum Bengalen hätte unterwerfen können. Clive (1725–1774) hatte als einfacher Angestellter (‹clerk›) der Gesellschaft begonnen, wechselte allerdings in Indien in deren militärischen Dienst über, und stellte sowohl bei der Verteidigung der englischen Position im Karnatik als auch vor allem bei der Eroberung Bengalens seine herausragenden Führungsqualitäten unter Beweis. Mit seinen Erfolgen steht er am Anfang einer langen Reihe von Akteuren vor Ort – von ‹men on the spot› –, die wesentlich dazu beitrugen, daß Indien unter britische Herrschaft gelangte. Denn weder die Direktoren der East India Company in London noch die britische Regierung verfolgten entsprechend weitreichende Pläne. Die einen waren als Kaufleute in erster Linie an einem reibungslosen und möglichst profitablen Handel interessiert, die anderen allenfalls daran, den Gegner Frankreich auch in Asien auszuschalten.
Angesichts der vielfältigen Rivalitäten und der zahlreichen kriegerischen Auseinandersetzungen während der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts lassen sich die Übergänge von einer auf Verteidigung der merkantilen Interessen ausgerichteten Strategie hin zu einer aggressiven Eroberungspolitik nicht ohne weiteres markieren. Darüber hinaus führten selbst entscheidende militärische Siege zunächst keineswegs zur Einrichtung eines direkten britischen Regiments, sondern zu verschiedenen Formen indirekter Herrschaft unter weitgehender Bewahrung einheimischer Strukturen und Institutionen. Es war wiederum Clive, der den entscheidenden Schritt auf dem Weg der Kompanie von einer britischen Handelsgesellschaft hin zu einer indischen Territorialmacht vollzog. Als 1764 die Nabobs der nordindischen Provinzen Bengalen und Oudh im Bunde mit dem Großmogul Shah Alam mit ihrem letzten Versuch, die Briten aus Nordostindien zu vertreiben, in der Schlacht von Buxar gescheitert waren, ging Clive daran, die Position der Company endgültig zu sichern. Zu diesem Zweck ließ er ihr vom Großmogul die diwani übertragen, d.h. die zivile Verwaltung und das Recht der Steuereinziehung für die Provinzen Bengalen, Bihar und Orissa. Auch wenn noch formal im Besitz gewisser Hoheitsrechte, war der Mogul damit de facto zum Pensionär der Kompanie geworden, die sich allerdings bei der Ausübung ihrer Herrschaft weiterhin einheimischer Institutionen bediente.
Der so durch Clive eingeleitete Beginn britischer Territorialmacht in Indien hatte nicht nur für die Kompanie und deren Verhältnis zur britischen Regierung, sondern für das gesamte Empire und natürlich für die Zukunft des asiatischen Subkontinents weitreichende Folgen. Im Vordergrund standen zunächst die unmittelbaren Auswirkungen der Eroberung Bengalens auf die Company. Neben dem florierenden Teehandel, der im 18. Jahrhundert das Kerngeschäft ihrer Handelsaktivitäten bildete, versprach die Eroberung Bengalens zusätzliche Einnahmen. So zahlten der nach dem Sieg bei Plassey von Clive eingesetzte Nabob und dessen Nachfolger zwischen 1757 und 1765 mehr als zehn Millionen Pfund an die Kompanie. Daneben machten deren Angestellte auf eigene Faust reiche Beute. In Bengalen erhielten sie von dem besiegten Fürsten ‹Geschenke› im Wert von 660.000 Pfund, davon gingen 234.000 Pfund und das Recht an Steuereinnahmen von jährlich 34.500 Pfund allein an Clive. Und Sir Thomas Rumbold, Gouverneur der Kompanie in Madras, kehrte nach seiner kurzen, nicht einmal zwei Jahre währenden Amtszeit mit einem Privatvermögen von 750.000 Pfund nach England zurück; eine ungeheure Summe angesichts der Tatsache, daß sich in dem guten Geschäftsjahr 1763 der insgesamt erzielte Gewinn der Gesellschaft auf etwas über eine Million Pfund belief. Zwei Jahrhunderte zuvor hatten Engländer, wie Sir Walter Raleigh, vergeblich nach dem Goldland Eldorado gesucht; nun hatte man es offenkundig in Indien in Besitz genommen. Kein Wunder, daß die Übernahme der diwani zu einem kräftigen Anstieg des Aktienkurses der Kompanie und zu einer nachhaltigen Erhöhung der Dividende führte.
Solche Reichtümer weckten die Begehrlichkeit des Staates, der von 1767 an jährlich 400.000 Pfund dafür kassierte, daß er vorerst darauf verzichtete, entscheidend in die inneren Angelegenheiten der Gesellschaft einzugreifen, wozu inzwischen hinreichend Anlaß bestanden hätte. Schon bald wurde offenkundig, daß die Kompanie durch ihren Machtzuwachs in Indien und dessen finanzielle und politische Konsequenzen überfordert war; was zu schönsten Hoffnungen zu berechtigen schien, führte geradewegs in eine Existenzkrise. Denn in Indien kam es zu weiteren besorgniserregenden kriegerischen Verwicklungen. Zudem wurde das nun von der Gesellschaft verwaltete Bengalen 1770 von einer katastrophalen Hungersnot heimgesucht, die ein Drittel der Bevölkerung hinwegraffte, und in London drohte 1772 der finanzielle Bankrott.
Grund für diese Krise war vor allem, daß die neuen Aufgaben in einer veränderten Situation nicht im Rahmen der gegebenen Strukturen bewältigt werden konnten. Angesichts einer Entfernung, die immer noch mehr als ein halbes Jahr für die Nachrichtenübermittlung erforderte, konnte das in London ansässige Direktorium der Gesellschaft zwar allgemeine Richtlinien vorgeben, deren Befolgung aber nicht sicherstellen. Hinzu kam, daß diese Direktoren in der Regel mit den indischen Verhältnissen nicht aus eigener Anschauung vertraut waren. De facto wurden selbst weitreichende Entscheidungen durch die Akteure vor Ort gefällt und umgesetzt. Und wenn diese dabei von ihren eigenen Interessen, d.h. ihrem persönlichen Gewinnstreben, geleitet wurden, so hatte das durchaus Tradition: Die Gesellschaft zahlte ihren Angestellten in Indien so kümmerliche Gehälter, daß sie seit jeher darauf angewiesen waren, auch Geschäfte auf eigene Rechnung zu tätigen, wobei sie, etwa in der Rolle von Kreditgebern und Lieferanten einheimischer Herrscher, leicht in innerindische Machtkämpfe verwickelt werden konnten. Während die Leitung der Gesellschaft in London noch der Illusion anhing, man könne in Indien weiterhin wie bisher in einem friedlichen Umfeld profitablen Handel treiben, gingen dort ihre Zielsetzungen im Sog der wuchernden Interessen privater Händler und militärischer Abenteurer mehr und mehr verloren. So versickerten erhoffte Gewinne nicht nur in den Taschen von Privatleuten, sondern dienten auch der Finanzierung von Feldzügen, die den Vorgaben des Direktoriums diametral entgegenstanden. In Wahrheit hatte der Wandel von der Handelsgesellschaft zum territorialen Machthaber eine «Revolution» in den britischen-indischen Beziehungen bewirkt,[8] die Strukturreformen erforderte, zu denen die Gesellschaft von sich aus nicht im Stande war.
Das drohende Chaos rief den Staat auf den Plan, denn da die Gesellschaft für ihn inzwischen zur unverzichtbaren Einnahmequelle geworden war und zahlreiche einflußreiche Privatleute ihre Gelder in ihren Aktien anzulegen pflegten, war das ökonomische und politische Gewicht der Kompanie so bedeutsam und ihre Verflechtung mit Staat und Gesellschaft so vielfältig und eng, daß keine Regierung die Krise ignorieren durfte. Zudem waren Politiker in London in zunehmendem Maße dadurch irritiert, daß eine Handelsgesellschaft in der Rolle einer indischen Territorialmacht Verträge schloß oder gar Kriege führte, d.h. als privates Unternehmen hoheitsrechtliche staatliche Funktionen wahrnahm. Robert Clive selbst hatte schon frühzeitig darauf hingewiesen, daß die East India Company durch die Konsequenzen, die sich für sie aus der Eroberung Bengalens ergeben würden, überfordert sein werde und 1759 in einem Schreiben an William Pitt d. Ä. der Regierung nahegelegt, hier unmittelbar die Verantwortung zu übernehmen. Doch dem stand als sakrosankter Grundsatz englischen Rechts die Unverletzlichkeit privaten Eigentums entgegen, unter dessen Schutz auch die verbrieften Privilegien einer Handelsgesellschaft fielen. Erst als die Krise offenkundig wurde und 1772 ein Bankrott nur mühsam abgewendet werden konnte, waren die Voraussetzungen für die Neuregelung des Verhältnisses von Staat und Kompanie gegeben.
Zu diesem Zweck verabschiedete das Parlament in London 1773 die Regulating Act und 1784 schließlich die India Act William Pitts d. J., nach der die britischen Besitzungen in Indien bis 1858 regiert wurden. Die hier vollzogene Klärung und gegenseitige Abgrenzung der Kompetenzen von Staat und Kompanie waren ein großer Schritt in Richtung einer verstärkten staatlichen Kontrolle. Eine neue Behörde von sechs Commissioners for the affairs of India, unter ihnen der Schatzkanzler und ein Staatssekretär, war jetzt für die politischen und militärischen Angelegenheiten in den britischen Besitzungen zuständig. In Indien lag die Macht fortan in den Händen eines Generalgouverneurs mit Sitz in Kalkutta, der von der Regierung ernannt und dieser auch verantwortlich war. Die Kompetenz der Kompanie blieb auf den Handel beschränkt, und ihre Aktionärsversammlung war weitgehend entmachtet, abgesehen von der Wahl der Direktoren.

Auffällig ist, daß diese Anfänge britischer Kolonialherrschaft in Indien zeitlich mit dem Scheitern der Bemühungen um eine Konsolidierung der Herrschaft über die 13 britischen Siedlungskolonien in Amerika zusammenfallen.
Bereits das Datum der Übertragung der diwani an die Ostindische Gesellschaft verweist auf eine bemerkenswerte Koinzidenz mit den Ereignissen im Westen des Empire, wo zum selben Zeitpunkt die Amerikaner ihren Widerstand gegen die Stamp Act – und das hieß zugleich: gegen eine straffere britische Kolonialherrschaft organisierten. Die Bostoner Tea-Party, mit der die letzte Phase der Eskalation hin zum bewaffneten Konflikt ausgelöst wurde, fand zu einem Zeitpunkt statt, als mit dem Gesetz von 1773 ein erster Anlauf zur Neuordnung der indischen Verhältnisse unternommen wurde. Sie war zudem die Folge einer Politik, die über den Präferenzzoll für Tee die finanziellen Probleme der East India Company zu lösen versuchte. Denn deren Krise war vor allem dadurch verursacht worden, daß der britische Staat seit kurzem von ihr jährlich den Betrag von 400.000 Pfund kassierte, um damit wenigstens teilweise die steigenden Kosten für die Verwaltung der amerikanischen Kolonien abdecken zu können. Und als man diese 1783 endgültig aufgeben mußte, tat London 1784 mit der India Bill den entscheidenden Schritt zur Errichtung britischer Kolonialherrschaft in Indien. Das Ende des älteren Kolonialreichs im Westen fällt mit den Anfängen eines neuen Empire im Osten zeitlich zusammen. Gleichzeitig entsprach ein verstärktes allgemeines Interesse der politischen Öffentlichkeit an den Geschäften der East India Company und an den britischen Aktivitäten in Indien dieser Verlagerung des Schwerpunkts des Empire von der westlichen in die östliche Hemisphäre. Selbst während der Jahre des ereignisreichen großen Krieges gegen das napoleonische Frankreich verlor man die Vorgänge in Indien nicht aus den Augen. Davon zeugen sowohl die Intensität einschlägiger Debatten im Parlament und in der Presse als auch zahlreiche Publikationen wie etwa James Mills History of British India[9] sowie Kartenwerke, in denen außer den territorialen Besitzungen in Asien auch noch sämtliche britischen Handelsstationen von Bagdad bis hin nach Penang im Fernen Osten sorgfältig verzeichnet waren. Hier wurden nun in rascher Folge Neuauflagen fällig, denn vor allem während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts expandierte der britische Machtbereich in Indien in wiederholten Schüben, bis schließlich 1871, als dort der erste Zensus veranstaltet wurde, ca. 236 Millionen Menschen unter direkter oder indirekter Herrschaft Londons standen und Indien endgültig zum Zentrum des neuen Empire geworden war.
Auch Großbritanniens indisches Kolonialreich war nicht das Ergebnis gezielter staatlicher Expansionspolitik in Übersee, sondern weitgehend das Resultat von Unternehmungen einzelner Gouverneure und militärischer Befehlshaber, die mit ihren Zielen und Aktionen nicht selten gegen den ausdrücklichen Willen der Londoner Zentrale handelten. So hatte der Gesetzgeber in der Charta des Jahres 1784 die East India Company ausdrücklich darauf hingewiesen, daß «Eroberungspläne zur Ausweitung der Herrschaft in Indien unvereinbar mit den Absichten, der Ehre und der Politik dieser Nation» seien, nicht zuletzt gemäß dem Grundsatz, daß nur friedlicher Handel Gewinne garantiere, Kriege hingegen vor allem Kosten verursachten.[10] Dem stand jedoch entgegen, daß seit der Landnahme in Bengalen innerhalb der Kompanie das Militär zunehmend an Einfluß gewann. Dies war das Erbe der Politik Clives, dessen Eroberungen nur durch eine Verstärkung der Streitkräfte gesichert bzw. ausgebaut werden konnten.
Diese Privatarmee der Kompanie, die im wesentlichen aus indischen Söldnern (sepoys) unter dem Kommando britischer Offiziere bestand, war zwischen 1763 und 1805 von 18.000 auf 155.000 Mann angewachsen. Im Unterschied zum Offizierskorps der königlich-britischen Armee rekrutierte sich das der indischen Armee vor allem aus Glücksrittern, die durch ihren Dienst zu schnellem Reichtum zu gelangen hofften. Und als 1798 der Marquis von Wellesley zum Generalgouverneur ernannt wurde, der ebenfalls entschlossen danach trachtete, durch sein Amt vor allem das Vermögen seiner Familie zu mehren und seinen persönlichen Status zu verbessern, setzte eine erneute Phase ausgreifender britischer Expansionspolitik ein, die im Windschatten des europäischen Krieges gegen Napoleon der Londoner Regierung gegenüber als Präventivmaßnahme gegen eine mögliche französische Invasion gerechtfertigt wurde. Unterstützt von seinem jüngeren Bruder Arthur, dem späteren Herzog von Wellington und Sieger von Waterloo, der als General der Gesellschaft in Indien seine ersten militärischen Erfahrungen sammelte, unterwarf Wellesley die zentralindischen Fürstentümer von Mysore und Haidarabad der Oberherrschaft der Kompanie, und mit der Ausweitung des britischen Machtbereichs bis hin nach Delhi wurden die Nachfahren der einstigen Mogulherrscher endgültig zu britischen Marionetten. Damit war die East India Company zur führenden indischen Territorialmacht aufgestiegen, deren unmittelbarer Herrschaftsbereich am Ende der Amtszeit des Gouverneurs Lord Dalhousie 1856 sich über mehr als die Hälfte des Subkontinents erstreckte.
Wie im 18. so wurde auch im 19. Jahrhundert die britische Indienpolitik trotz anders lautender Grundsatzerklärungen de facto von den maßgeblichen Befehlshabern vor Ort bestimmt, wobei Gouverneure und deren Generäle immer wieder die von den kaufmännischen Direktoren in London vorgegebenen Richtlinien ignorierten. Nicht ökonomische, sondern machtpolitische Interessen gaben die Zielsetzungen für eine expansionistische Politik vor, deren Kosten schon bald die durch Handel erzielten Gewinne überstiegen und nur noch durch Tributzahlungen und Zwangsanleihen der einheimischen Herrscher gedeckt werden konnten. Die aggressiven militärischen Unternehmungen wurden in der Regel als defensive Präventivschläge gerechtfertigt, wobei das Argument einer russischen Bedrohung der indischen Nordgrenze über Gebühr strapaziert wurde. Daneben lieferte britische Einmischung in innerindische Angelegenheiten stets willkommene Argumente für weitere Annexionen. So verstand es Gouverneur Dalhousie meisterhaft, in die Rolle des Mogulherrschers zu schlüpfen, wenn es z.B. darum ging, Thronfolgestreitigkeiten in angrenzenden Fürstentümern im Sinne der Expansion britischer Herrschaft zu regeln.
Der Entwicklung der East India Company zum indischen Territorialstaat, dem schon bald eine unbestrittene Vormachtstellung auf dem indischen Subkontinent zufiel, entsprach es, wenn zugleich die ursprünglichen kommerziellen Privilegien ihre Bedeutung einbüßten. 1813 verlor die Gesellschaft ihr Monopol für Einfuhren aus Indien, die ohnehin kontinuierlich zurückgingen, und seit 1833 galt gleiches für den Handel mit China. Die Handelsgesellschaft, die im 17. Jahrhundert für England den Zugang nach Indien geöffnet hatte, war zu Beginn des 19. Jahrhunderts zum Instrument für die Verwaltung eines riesigen neuen britischen Kolonialreiches geworden.
Die Eroberung wie auch die Verwaltung dieses Kolonialreiches beruhten auf zwei wesentlichen Voraussetzungen: der militärischen Überlegenheit der Briten sowie der Bereitschaft indigener Kräfte, darunter Teile der indischen Eliten, sich mit der neuen Macht zu verbünden bzw. in deren Dienst zu treten. Ohne die Mitwirkung von Indern hätte Indien weder erobert noch für nahezu zwei Jahrhunderte effektiv verwaltet und zugleich ausgebeutet werden können. Die allgemeine Vorbedingung dafür hatte der Zerfall des Mogulreiches geliefert, der allerdings kein Machtvakuum, sondern eine Reihe von wohlorganisierten Nachfolgestaaten hinterlassen hatte, deren vielfältige Rivalitäten die Briten geschickt zu nutzen verstanden, um so im Bunde mit dem einen Fürsten sich den anderen zu unterwerfen. Auch konnten sie bei dem Ausbau ihrer Kolonialherrschaft in der Regel auf bestehende Strukturen zurückgreifen. Dies galt in erster Linie für die Praxis der Steuererhebung, die zur Haupteinnahmequelle der Kompanie wurde. Hier knüpfte man an die regional unterschiedlichen Systeme der Steuereintreibung an. Wenn die Briten dabei, wie zuvor die Mogulherrscher, ca. 1/3 der Einkünfte aus Landbesitz als Abgabe forderten, so unterschieden sie sich allerdings von ihren indischen Vorgängern dadurch, daß sie diese Steuern konsequent und in voller Höhe einzutreiben suchten. Nicht nur in der Armee der Kompanie, in der sie das Gros der Soldaten bildeten, sondern auch als Steuereinnehmer, Verwaltungsbeamte, Bankiers und Kaufleute, wirkten von Anfang an Inder an der Errichtung britischer Herrschaft in Indien mit, keineswegs als willenlose Instrumente, sondern aus eigenem Interesse und zum eigenen Profit.
Es wäre unzutreffend, solche Formen der Kooperation als Kollaboration im Sinne von Verrat der nationalen indischen Interessen zu bezeichnen. Denn das Völkergemisch des Subkontinents kannte noch keine indische Nation, hatte aber sehr wohl wiederholt den Einbruch von Fremdherrschaft erfahren, zuletzt in Gestalt des islamischen Mogulreiches. Und als die Briten an dessen Stelle traten und zunächst weitgehend dessen Institutionen übernahmen und ihre neue Herrschaft noch in alte Formen kleideten, «den Regeln Mohammeds und dem Gesetz des Reiches entsprechend», wie es im Dekret des Mogulherrschers Shah Alam des Jahres 1764 hieß,[11] mit dem Clive die diwani übertragen wurde, da ließ sich noch nicht absehen, daß damit der Beginn einer qualitativ neuen Kolonialherrschaft eingesetzt hatte. Lediglich in Kreisen der ehemaligen islamischen Führungsschicht des Mogulreiches wurden vereinzelt entsprechende Befürchtungen geäußert, während andererseits sich Angehörige der Hindu-Elite frühzeitig bereitwillig in den Dienst der neuen Herren stellten.
Dabei traten sie in den Dienst eines politischen Systems, das, im Gegensatz zu den amerikanischen Siedlungskolonien des älteren Empire, keinerlei Formen von Selbstverwaltung oder Mitbestimmung Raum gewährte. In Indien, dem Zentrum des jüngeren Empire, herrschte Großbritannien über fremde Völker nach dem Muster der orientalischen Despotie, an deren Stelle man getreten war. Auch insofern war Großbritannien hier ‹eine asiatische Macht›. Der Staat, der in Europa als Hort der politischen Freiheit galt, regierte in Asien nach dem Muster des monarchischen Absolutismus. Obwohl nominell die oberste Gewalt bei der britischen Krone und dem Parlament in London lag, verfügte der Generalgouverneur in Indien über eine uneingeschränkte Machtfülle. Er stand an der Spitze der Verwaltung und stützte sich dabei auf eine schlagkräftige Armee, die das eigentliche Rückgrat der britischen Herrschaft bildete. Von 1784 bis hin in die Zeit des Ersten Weltkriegs war die britische Herrschaft in Indien «letztlich ein despotisches Militärregime durch eine auswärtige Macht».[12]
Neben der Armee bildete eine seit dem Ende des 18. Jahrhunderts im Aufbau begriffene moderne Bürokratie, der Covenanted Indian Service (CIS), die zweite Stütze britischer Herrschaft in Indien. In der Vergangenheit waren die Bediensteten der Kompanie durch ihr Amt entlohnt worden, mit den entsprechenden Auswirkungen auf die Effizienz ihrer Tätigkeit, die vor allem auf die Mehrung der persönlichen Einkünfte ausgerichtet war. Es war der Marquis Cornwallis, dessen Kapitulation als Befehlshaber der britischen Truppen in Carolina 1781 die Niederlage Englands im amerikanischen Unabhängigkeitskrieg besiegelt hatte, der als Generalgouverneur von Indien (1786–1793) die wegweisenden Reformen mit dem Ziel einer effizienten staatlichen Verwaltung in Gang setzte. In Umkehrung der herrschenden Prinzipien wurde der Dienst fortan durch angemessene Gehälter und entsprechende Pensionen vergolten. Allmählich gaben bei Einstellungen und Beförderungen nicht mehr Beziehungen und Protektion, sondern Verdienst bzw. das Senioritätsprinzip den Ausschlag. 1806 gründete die Kompanie in England mit Haileybury College eine eigene Ausbildungsstätte für ihren Verwaltungsdienst. Hier regelte seit 1853 eine auf das Curriculum der Universitäten Oxford und Cambridge zugeschnittene Aufnahmeprüfung den Zugang und Mathematik, Latein und Griechisch waren die zentralen Prüfungsfächer. Nach der Einstellung folgte in Indien die Unterweisung in indischen Sprachen, und auch Jura stand auf dem Stundenplan. Auf dieser Basis entstand im Rahmen des indischen Kolonialreichs das erste Berufsbeamtentum Großbritanniens, eine moderne professionelle Kolonialbürokratie, deren Personal sich zugleich als Elite verstand und von einem entsprechenden Korpsgeist bestimmt war. Besonders Angehörige des englischen Bürgertums, die in einer noch immer aristokratisch geprägten Gesellschaft keine Aufstiegschancen für sich sahen, drängten in diesen Prestigeservice des Empire; zwischen 1860 und 1874 kamen drei Viertel der Bewerber aus dem Milieu des gehobenen Mittelstandes. Nach bestandenen Examina gehörten sie zu jenen knapp 1000 Mitgliedern des CIS, die für anderthalb Jahrhunderte Britisch-Indien regierten. Einige von ihnen hatten Distrikte zu verwalten, in denen auf mehr als 17.000 Quadratmeilen bis zu drei Millionen Inder lebten. Wie in der Armee standen auch ihnen zahlreiche einheimische Hilfskräfte zur Verfügung, als Schreiber, Steuereinnehmer, Telegraphisten usw. Im Jahr 1887 z.B. waren insgesamt 21.466 Personen in untergeordneten Positionen in der Verwaltung Britisch-Indiens beschäftigt, von denen nahezu die Hälfte Hindus waren.
Im Laufe der Zeit änderten sich die Zielsetzungen und mit ihnen die Praxis dieser britischen Kolonialherrschaft. Zu Beginn hatte man sich damit begnügt, Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten und die Steuern einzutreiben ohne zugleich nachhaltig in die innerindischen Verhältnisse einzugreifen. Da sie anfangs möglichst nahtlos an die überlieferten Formen der Mogulherrschaft anknüpfte, erschien die englische Herrschaft den indischen Untertanen durchaus erträglich. Hinzu kam, daß Männer wie Warren Hastings, der als Generalgouverneur (1774–1785) bei der Ausdehnung und Festigung britischer Herrschaft auf Clives Spuren wandelte, asiatische Religionen und Kulturen – und hier speziell die indischen Institutionen und Lebensformen – nicht nur tolerierten, sondern respektierten und mit Eifer studierten. So veranlaßte Hastings englische Übersetzungen von muslimischen und Hindu-Gesetzessammlungen zum Gebrauch für britische Richter in Indien und förderte zudem das Studium indischer Kunst und Literatur durch britische Gelehrte wie den Orientalisten Sir William Jones, der Texte des alten Sanskrit mit dem Griechischen und Lateinischen verglich und so wesentlich zur Entwicklung des Konzepts von einer indogermanischen Sprachfamilie beitrug. Manche Briten nahmen einheimische Lebensformen an, wie etwa Colonel Kirkpatrick, der als Gesandter am Hof von Haidarabad seinen Bart mit Henna färbte, eine Muslimin heiratete und in seinem Auftreten den Regeln der Etikette muslimischer Edelleute folgte.
Solcher ‹Orientalismus› – d.h. die grundsätzliche Offenheit für die indigene Kultur und die Akzeptanz ihrer Normen im Umgang mit den Beherrschten – geriet nach der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert zunehmend in die Kritik der englischen evangelischen Erneuerungsbewegung. In einer Zeit, in der die englischen Christen den heidnischen Bruder entdeckten, den es zu schützen und zu erretten galt, in den Jahrzehnten des Feldzuges gegen die Sklaverei und der Gründung zahlreicher Missionsgesellschaften, wurden in der britischen Öffentlichkeit zunehmend Stimmen laut, die auch die Kolonialherrschaft in Indien in den Dienst des generellen Missionsauftrages zu stellen forderten. Für einige Zeit gelang es den Direktoren der East India Company, derartige Ansinnen zu ignorieren und weiterhin in der Verwaltung den erprobten Pragmatismus zu pflegen. Doch mit dem Verlust des Handelsmonopols im Jahre 1813 erlahmte allmählich der Widerstand gegen eine immer heftigere öffentliche Kritik. In dieser verband sich anglikanischer Missionseifer mit der vorherrschenden philosophischen Lehre der Utilitaristen, die die universale Gültigkeit der von ihnen entdeckten Regeln für die Realisierung des größtmöglichen Glücks für die größtmögliche Zahl verkündeten. Der Wortführer dieser Schule, James Mill, bekleidete für mehrere Jahre ein hohes Amt im India Office, sein Sohn, John Stuart Mill, stand 35 Jahre in Diensten der East India Company und der liberale Politiker, Publizist und Historiker Thomas Macaulay, einer der einflußreichsten Anwälte liberaler Reformpolitik und überzeugter Vertreter der Doktrin von den singulären Vorzügen angelsächsischer politischer Kultur, wirkte von 1834 bis 1838 als Mitglied des Rates des britischen Generalgouverneurs in Kalkutta. Und während entschiedene Liberale zumindest in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts dem britischen Kolonialreich und insbesondere dessen weiterer Expansion durchaus kritisch gegenüberstanden, rechtfertigten zur gleichen Zeit Autoren wie Macaulay und Mill die britische Herrschaft in Indien als klassische treuhänderische Aufgabe im Sinne eines allgemeinen globalen Erziehungsauftrags für die christlich-angelsächsische Zivilisation.
Was ‹Orientalisten› wie Hastings noch als Erscheinungsformen einer eigenständigen fremden Kultur akzeptiert und studiert hatten, waren für die Verfechter anglisierender Reformen bestenfalls Relikte eines finsteren indischen Mittelalters. So konstatierte Macaulay lapidar, daß ein einziger Regalmeter einer guten europäischen Bibliothek die gesamte Literatur Indiens und Arabiens aufwiege. Und die Notwendigkeit des allgemeinen Missionsauftrages leuchtete vielen ein, wenn etwa, wie 1829 in England, ausführlich die Praxis der Witwenverbrennung (sati), von der die britischen Behörden jährlich ca. 500 Fälle registriert hatten, als besonders abstoßendes Beispiel einer barbarischen Kultur diskutiert wurde und man mit Genugtuung zur Kenntnis nahm, General Charles Napier habe, als man ihm gegenüber dies als traditionelle Sitte zu rechtfertigen suchte, geantwortet: «In meinem Land befolgen wir auch eine Sitte: Wenn Männer Frauen bei lebendigem Leibe verbrennen, hängen wir sie. Laßt uns also alle gemäß unseren nationalen Gebräuchen handeln.»
Als einer der ersten hatte William Bentick als Gouverneur von Madras (1803–1807) und später als Generalgouverneur (1828–1835) eine Politik der ‹Zivilisierung› und Christianisierung in die Praxis umzusetzen gesucht, u.a. durch sein Verbot des sati sowie durch sein Vorgehen gegen die oftmals praktizierte Tötung unerwünschter weiblicher Nachkommenschaft. Außerdem hatte er verfügt, das Persische als Amtssprache fortan durch das Englische abzulösen. Doch erst mit dem Jahrzehnt der Amtszeit Lord Dalhousies (1846–1856) setzte eine kontinuierliche Anglisierung Britisch-Indiens ein. Besonders nachhaltige Auswirkungen besaß die zunehmende Praxis der kolonialen Justiz, sich in ihren Urteilen von den Prinzipien des englischen Rechts leiten zu lassen. Im Gegensatz zum Common Law kannten z.B. die überlieferten Gesetze der Hindus keine eindeutige, die Rechte anderer ausschließende Definition des persönlichen Eigentums, und das englische Recht stärkte grundsätzlich die Position des Gläubigers, während einheimische Rechtspraxis dem Schuldner stärkeren Schutz gewährte. Diese Unterschiede waren besonders in dem für die Briten essentiellen Bereich der Steuerfestsetzung und Steuereintreibung relevant. Hier führte die Anwendung englischer Rechtsprinzipien schließlich dazu, daß zu Beginn des 20. Jahrhunderts mehr als die Hälfte aller indischen Kleinbauern z.T. hoch verschuldet waren.
Nahm man das von Macaulay u.a. vertretene Konzept einer treuhänderischen Verwaltung Indiens ernst, mit deren Hilfe das Land schließlich auf das Niveau englisch-christlicher Zivilisation gehoben werden sollte, bedeutete dies ein umfängliches Erziehungsprogramm mit dem Fernziel der Entlassung Indiens in die Selbständigkeit und damit des Endes britischer Herrschaft. Dementsprechend verstand auch Macaulay das von ihm konzipierte indische Erziehungssystem als «our highroad back to Europe». Allerdings werde es lange Zeit in Anspruch nehmen, bis genügend Inder durch das Studium der englischen Sprache und der antiken Klassiker, das Macaulay in seinem Curriculum vorsah, zu englischen Gentlemen mutiert wären. Vorerst gelte es vor allem, genügend fähige einheimische Hilfskräfte heranzuziehen, um die große Aufgabe der Treuhandschaft zu bewältigen: «Zunächst müssen wir alle Anstrengungen unternehmen, um eine neue Klasse zu schaffen, die zwischen uns und den Millionen, die wir regieren, die Rolle des Vermittlers übernehmen kann; eine Gruppe von Personen, dem Blut und der Farbe nach indisch, aber englisch in ihrer Lebensführung, ihrer Bildung und ihren Wertvorstellungen.»[13] Zu diesem Zweck existierten 1838 bereits 40 englische Schulen, und dieser Maxime folgend gründete Dalhousie 1857 Universitäten in Kalkutta, Madras und Bombay.
Die Reaktion der Inder auf die veränderten Zielsetzungen und die neuen Formen der britischen Politik und Verwaltung war zwiespältig. Eine Minderheit nahm das Angebot auf Erziehung und Kooperation bereitwillig an. Im Gegensatz zu der alten muslimischen Führungsschicht waren es besonders Hindus der oberen Kasten, die hier ihre Chance erblickten, nun als neue Elite an der Macht teilzuhaben oder zumindest von ihr zu profitieren. Doch die Mehrheit – und das heißt nicht nur die alte muslimische Führungsschicht des Mogulreiches – reagierte zunächst auf die seit den 40er Jahren einsetzende Politik einer forcierten Modernisierung mit einem demonstrativen Rückzug auf die Positionen eines rigiden Konservatismus. Dies werteten die britischen Reformer wiederum als Zeichen einer erstarrten Kultur, deren Traditionen es nun erst recht aufzubrechen galt. Wenn jetzt alte Tempelanlagen zerstört wurden, um neuen Straßen oder Eisenbahnen Platz zu machen, dann sollte damit zugleich eindrucksvoll demonstriert werden, daß sich zivilisatorischer Fortschritt nur im Verbund mit der Überwindung der Relikte finsteren Heidentums realisieren ließ. Hier bahnte sich ein Grundsatzkonflikt an, der sich schließlich in dem großen indischen Aufstand des Jahres 1857 entlud.
Wenn Zeitgenossen wie auch später britische Historiker von der ‹Indian Mutiny› sprachen, so verkürzt dieses Etikett die tatsächliche Dimension des Ereignisses, das zugleich die Krise und den Wendepunkt englischer Herrschaft in Indien markierte. Allerdings bildete eine Meuterei indischer Soldaten den Ausgangspunkt. Den Anlaß hatte die Einführung neuer Gewehrpatronen geliefert, deren mit tierischem Fett geschmierte Papierhülsen der Soldat vor dem Laden abzubeißen hatte. Sowohl für Hindus, die das Rind als heiliges Tier verehren, wie auch für Moslems, denen das unreine Schweinefleisch verboten ist, bedeutete dies eine Verletzung ihres religiösen Reinheitsgebots, und es kursierten unter den Soldaten Gerüchte, die Briten beabsichtigten mit dieser Maßnahme bewußt die Einleitung einer zwangsweisen Bekehrung ihrer sepoys zum Christentum. Hinzu kam, daß im Jahr zuvor wieder einmal Pläne für einen Seetransport von Teilen der Indischen Armee nach Burma bekannt geworden waren. Auch dies mußte bedrohlich erscheinen, da Hindus automatisch ihren Kastenstatus einbüßen, sobald sie eine Seereise antreten. Als am 9. Mai 1857 in der Garnison von Meerut unweit Delhis einige Soldaten, die bei Schießübungen den Befehl verweigert hatten, degradiert und zu Gefängnis verurteilt wurden, meuterten tags darauf drei Regimenter, töteten ihre britischen Vorgesetzten, marschierten nach Delhi, brachten sämtliche Europäer, derer sie habhaft werden konnten, um und riefen den dort ansässigen greisen Badahur Shah als den letzten Nachkommen der entmachteten alten Mogul-Dynastie gegen dessen Willen zu ihrem Kaiser aus. Rasch dehnte sich der Aufstand aus und erfaßte bald ein Gebiet von West-Bengalen bis hin zum Pandschab unter Einschluß des Nordwestens Zentral-Indiens. Neben einzelnen durch die Briten zuvor entmachteten Fürsten schlossen sich ihm auch Teile der ländlichen Bevölkerung und darunter sogar einige Großgrundbesitzer an. Erst nach mehr als einem Jahr erbitterter Kämpfe konnte der Aufstand niedergeschlagen und die Regierungsgewalt der Briten in vollem Umfang wiederhergestellt werden.
Wenn später indische Historiker[14] das Ereignis als den ersten vergeblichen Kampf um die nationale Unabhängigkeit Indiens werteten, weil sich die Rebellen dabei ausdrücklich auf das alte Mogul-Reich bezogen hatten, so halten dem andere, vorwiegend britische Autoren entgegen, daß die große Mehrheit der Inder nicht die Erhebung unterstützte und selbst große Teile der Armee wie die bei Bombay und Madras stationierten Truppen bei ihrem Einsatz gegen die Aufständischen loyal zu den Briten standen. Doch obwohl der Aufstand nicht von einer bestimmten sozialen Gruppe getragen wurde und es ihm an einem gemeinsamen Programm und einer einheitlichen Führung fehlte, hatte es sich andererseits dabei nicht um eine eher zufällig ausgebrochene Meuterei gehandelt. Vielmehr lassen sich die Ereignisse als Facetten einer Revolte des traditionellen Indien gegen die nun verstärkt einsetzende Politik einer forcierten Europäisierung bestimmen. Nicht zufällig war der Aufstand in der erst kürzlich annektierten Provinz Oudh ausgebrochen, und wenn die meuternden Rekruten zum Teil notleidenden Landgemeinden entstammten und darüber hinaus Angriffe auf Bankiers und Geldverleiher sowie Behördenarchive typische Momente einer sozialen Revolte waren, so handelte es sich hierbei in erster Linie um die Reaktion auf die Auswirkungen einer durch die britische Verwaltung verursachten sozialen Umbruchsituation.
Eindeutiger als die Ursachen lassen sich die Folgen des indischen Aufstands bestimmen, der vor allem das künftige Verhältnis zwischen britischen Kolonialherren und beherrschten Indern nachhaltig beeinflußte. Dabei spielte nicht so sehr die hohe Zahl der Opfer auf beiden Seiten die entscheidende Rolle, als vielmehr die exzessiven Grausamkeiten, die im Verlauf der Kämpfe begangen wurden. Zunächst waren es die Aufständischen, die im Verein mit dem städtischen Mob unterschiedslos alle Europäer, derer sie habhaft werden konnten, niedermetzelten. Besonders das schreckliche Ende zahlreicher britischer Frauen erregte die englische Öffentlichkeit. Presseberichten zufolge wurden in Delhi 48 britische Frauen durch die Straßen getrieben und vor aller Augen vergewaltigt, bevor man sie umbrachte. Und als die Garnison von Cawnpore nach wochenlanger Belagerung und Beschießung kapitulieren mußte, wurden, obwohl man ihnen freies Geleit zugesichert hatte, in der Nacht vom 15. zum 16. Juli die letzten 65 überlebenden von ursprünglich mehr als 200 Frauen und Kindern systematisch niedergemetzelt. Gerade auch vor dem Hintergrund des viktorianischen Frauenbildes, das das schwache Weib als den engelsgleichen Hüter des häuslichen Herdes und Garanten christlicher Moral propagierte, besaß nun das Empire in den Frauen von Cawnpore seine Märtyrerinnen. Fortan herrschte bis weit ins 20. Jahrhundert das stereotype Vorurteil von der stets lauernden Gefahr für die weiße Frau durch die ungezügelte Begierde des wilden Eingeborenen, die selbst bei Indern der Oberschicht bestenfalls unter einem dünnen Firnis angenommener europäischer Bildung und Sitten schlummere. E. M. Forsters großer Indienroman A Passage to India aus dem Jahre 1924 liefert hierfür das wohl eindrucksvollste Beispiel.
Die unmittelbare britische Reaktion auf die Exzesse der Aufständischen war, Gleiches mit Gleichem zu vergelten. Nach der Einnahme von Peshawar band man Gefangene vor die Mündung der Geschütze und gab Feuer; die Wiedereroberung von Delhi gipfelte in einem allgemeinen Blutbad, als jeder erwachsene Inder unterschiedslos niedergemacht wurde. Und es waren jetzt die entschiedenen und missionseifrigsten Christen, die am lautesten nach Rache riefen und mit begeisterter Zustimmung in den Londoner Zeitungen lesen konnten, daß die Leichen von 150 Hindus am höchsten Baum von Cawnpore hingen.
Längerfristig trug der Aufstand dazu bei, daß vor allem in Indien ansässige Briten ihre Herrschaft nun erst recht auf die natürliche Überlegenheit ihrer angelsächsischen ‹Rasse› gründeten, eine unsichtbare Schranke zwischen Indern und Briten errichtet wurde und das Konzept der Treuhandschaft mit dem Fernziel einer graduellen Assimilation in den Hintergrund trat. Vielmehr war gegen Ende des 19. Jahrhunderts die Mehrzahl der Briten entschlossen und bereit, die ‹Bürde des weißen Mannes› noch auf unabsehbare Zeit hin zu tragen. Gleichzeitig wurden Konsequenzen für die politische Praxis gezogen. Mit der endgültigen Auflösung der East India Company übernahm jetzt mit der India Act des Jahres 1858 der britische Staat endgültig die unmittelbare Verantwortung für seine Herrschaft über 250 Millionen Inder. Die ehemaligen Besitzungen der Gesellschaft gingen an die Krone, in deren Auftrag fortan ein Minister mit seinem India Office und ein aus 15 Mitgliedern bestehender Rat (Council of India) die Geschäfte führten. In Indien erhielt der Generalgouverneur den Rang eines Vizekönigs, und das britische Parlament verlieh 1877 dem Antrag Disraelis folgend Königin Viktoria den Titel einer ‹Empress of India›. Gleichzeitig verstärkte man die Bemühungen um die Konsolidierung der Herrschaft. Da erst kürzlich unterworfene indische Fürsten wesentlich zu dem Aufstand beigetragen hatten, wurde künftig auf weitere Annexionen indischen Territoriums verzichtet. Statt dessen beließ man insgesamt 562 noch bestehenden indischen Fürstentümern formal ihre Unabhängigkeit. Und während sie, wie einst den Mogulkaiser, nun die britische Monarchin als ihr Oberhaupt anerkannten, übten an ihren Höfen britische Gesandte als ‹Berater› de facto die Macht aus.
Das Rückgrat der britischen Kolonialmacht blieb auch nach 1858 und nun erst recht die Armee. Hier zog man die Konsequenzen aus den Erfahrungen des Aufstands und verstärkte den Anteil des britischen Personals, so daß das Verhältnis von Engländern zu Indern nun 1: 2 betrug (74.000 zu 150.000 im Jahr 1910) und das 2700 Mann starke Offizierskorps nur aus Briten bestand. Hinzu kamen noch Reserveeinheiten in einer Gesamtstärke von knapp 90.000. Damit bildete die indische Armee in Friedenszeiten die größte militärische britische Einheit im Empire und wurde mit der Zeit zunehmend auch außerhalb des indischen Territoriums eingesetzt: u.a. 1860 in China, 1868 in Abyssinien, 1878 in Afghanistan, 1882 in Ägypten und seit 1893 in verstärktem Maße auf den verschiedenen Kriegsschauplätzen in Afrika, zuletzt besonders im Burenkrieg. Am Ende des Ersten Weltkrieges waren es schließlich 1,3 Mio. Soldaten, die in britischen Diensten ihre Heimat Indien verlassen hatten.

In deutlichem Unterschied zum amerikanischen Kolonialreich des 18. Jahrhunderts, dessen Ausbau schließlich an dem Problem einer angemessenen Finanzierung gescheitert war, kostete diese Armee ebenso wie die gesamte Verwaltung Britisch-Indiens den britischen Steuerzahler keinen Penny. Diese Kosten wurden vielmehr aus dem indischen Steueraufkommen bestritten, und wenn dieses nicht ausreichte, war man zunächst zu neuen Eroberungen geschritten oder erhob von besiegten Fürsten zusätzliche Tributzahlungen. Später nahm man Kredite in England auf, wobei deren Zinsen sowie die Zahlungen für Gehälter, Pensionen und die dem Staat garantierte Dividende der Kompanie einen kontinuierlichen, ständig wachsenden Kapitalabfluß von Indien nach England verursachten. Entsprechend wuchs die Verschuldung Britisch-Indiens von 7 Mio. Pfund im Jahr 1792 auf den zehnfachen Betrag im Jahr 1857 und erreichte 1902 den Stand von über 226 Mio. Pfund. Zu dieser Zeit waren jährlich ca. 20 Mio. Pfund nach England zu überweisen, die nahezu 25 % des jährlichen Budgets der Indien-Regierung ausmachten. Wann immer Engländer selbstbewußt darauf verwiesen, welche Vorzüge Indien durch die britische Kolonialherrschaft und hier speziell durch deren effektive und unbestechliche Verwaltung erfuhr, so blieb unerwähnt, daß die Inder für dieses Privileg teuer bezahlen mußten.
Neben seiner Funktion als machtpolitisches Zentrum des jüngeren Empire fiel die Kosten-Nutzen-Bilanz der Herrschaft über Indien auch unter ökonomischem Aspekt zugunsten Großbritanniens aus. Der liberale Imperialist Charles Dilke schätzte 1890, daß die Briten jährlich «sechzig bis siebzig Millionen Pfund Einkommen aus Indien» bezögen,[15] und selbst wenn sich genauere Berechnungen der Höhe des Kapitalabflusses von Indien nach England kaum erstellen lassen und deswegen in ihren Ergebnissen umstritten sind, bleibt die Frage relevant, ob bzw. inwieweit die britische Kolonialherrschaft sich für die Entwicklung Indiens vorteilhaft oder nachteilig ausgewirkt habe. Dabei verdient die bereits im 19. Jahrhundert intensiv diskutierte These, wonach die britische Kolonialherrschaft nachhaltig die indische Modernisierung aufgehalten habe, besondere Beachtung. Ihr zufolge habe Indien im 18. Jahrhundert als wirtschaftlich fortgeschrittene Gesellschaft, deren Produkte nicht nur in Asien, sondern auch in Europa gefragt waren, an der Schwelle einer eigenständigen Industrialisierung gestanden, deren ‹take-off› dann aber durch den Einbruch der europäischen Kolonialmacht verhindert und das Land so in seiner historischen Entwicklung entscheidend zurückgeworfen worden sei. Nun lassen sich dergleichen Hypothesen nur durch Spekulationen bekräftigen, d.h. durch den Vergleich mit einer Geschichte, wie sie nicht stattgefunden hat, sondern lediglich stattgefunden haben könnte. Doch immerhin läßt sich nicht bestreiten, daß Indien zu Beginn des 19. Jahrhunderts vom Exporteur hochwertiger Baumwollfertigwaren nach England zum Importeur britischer Textilien wurde – 1896 gingen knapp 40 % des britischen Baumwollexports nach Indien. Vielmehr förderte die Kolonialmacht dort nun systematisch den Anbau von Baumwolle, so daß hier eine Umkehrung der Handelsbeziehungen zugunsten des klassischen Musters stattfand, demzufolge die Kolonie Rohstoffe exportiert und Fertigwaren der Kolonialmacht importiert. Hierzu hatte Großbritannien vor allem dadurch beigetragen, daß indische Baumwollwaren in England bis 1832 mit hohen Einfuhrzöllen (ca. 50 %) belegt waren, englische Produkte hingegen in Indien nur mit 5 % verzollt werden mußten, so daß, als der Freihandel schließlich eingeführt wurde, die britische ökonomische Dominanz bereits etabliert war.
Dagegen lassen sich andere Rechnungen aufstellen, nach denen die britischen Textilimporte den indischen Bedarf nur zu einem Teil decken konnten und die heimische Industrie keineswegs ruiniert hätten. Und wenn auch Indien gegenüber Großbritannien eine passive Handelsbilanz aufwies, so fiel diese nicht nur gegenüber Drittländern, sondern insgesamt positiv aus. 1913/1914 z.B. betrug das Handelsdefizit gegenüber Großbritannien zwar 59 Mio. Rupien, aber insgesamt hatte Indien in diesem Jahr ein positives Saldo von 66 Mio. erwirtschaftet. Dergleichen Erfolge waren nicht zuletzt auch auf den beträchtlichen Umfang britischer Investitionen in die Landwirtschaft – etwa durch den Ausbau von Bewässerungssystemen – in den Aufbau einer indischen Industrie – neben Baumwolle und Jute besonders Kohleförderung – sowie in die Infrastruktur des Landes zurückzuführen. In diesem Zusammenhang wird immer wieder auf den durch Gouverneur Dalhousie 1853 initiierten Eisenbahnbau verwiesen, der bis 1914 Indien mit einer Gesamtlänge von 56.300 km das größte Streckennetz Asiens bescherte. Doch dieses war den englischen Interessen folgend auf die Häfen hin ausgerichtet bzw. an strategischen Gesichtspunkten orientiert und konnte so weniger als anderswo zum Motor einer umfassenden indischen Industrialisierung werden. Außerdem profitierten die britische Stahlindustrie und insbesondere die britischen Aktionäre von dem Unternehmen, in das der Löwenanteil der britischen Investitionen geflossen war.
Derartige buchhalterische Berechnungen, über deren Stimmigkeit und Reichweite sich trefflich streiten läßt, werden aus der Rückschau aufgestellt – für die Stabilität der britischen Herrschaft in Indien sind sie jedoch wenig aussagekräftig. Hier war nach wie vor entscheidend, wie sich das Verhältnis von Herrschern und Beherrschten in der Praxis gestaltete und wie das britische Kolonialregiment von den Einheimischen wahrgenommen wurde. Dieses war nach dem Aufstand nun erst recht am Konzept einer paternalistischen Autokratie ausgerichtet. Gleichzeitig stieg mit den parallel zur Modernisierung Indiens stetig wachsenden Aufgaben der Bedarf an Kollaborateuren, an qualifizierten einheimischen Kräften. Und dabei sollte sich in Zukunft die Frage stellen, ob diese Kollaborateure bereit sein würden, in den Dienst der britischen Kolonialherren zu treten und dies zugleich als Dienst an Indien und Indiens Zukunft zu verstehen, ohne auf Selbst- oder zumindest Mitbestimmung zu bestehen.


 
3. DIE ERSTEN DOMINIONS
Kanada
Nicht allein in Indien herrschte Kontinuität zwischen dem älteren und dem jüngeren Empire – das Gleiche gilt für Britisch-Nordamerika, das spätere Kanada. Doch während Indien im Koordinatensystem der Machtstrukturen nun ins Zentrum des britischen Uberseereiches rückte, lagen die noch verbliebenen nordamerikanischen Besitzungen nicht nur unter geographischem Blickwinkel eher an der äußeren Peripherie. Unter ökonomischen, demographischen und strategischen Gesichtspunkten war Britisch-Nordamerika von geringerer Bedeutung; es war nicht der Ort, wo man, wie etwa in Indien, Reichtümer oder Ruhm oder gar beides zusammen erwerben konnte. Dennoch blieb es angesichts des Verlustes der dreizehn Kolonien ein Prestigeobjekt – der handfeste Beweis dafür, daß mit der Unabhängigkeit der USA das Britische Empire weiterhin in Nordamerika präsent war. Und überdies wurde es zumindest mittelfristig zum Demonstrationsobjekt dafür, daß wegweisende Lehren aus der Vergangenheit gezogen wurden, insbesondere aus den Fehlern der britischen Kolonialpolitik, die zuvor die Revolte der amerikanischen Kolonien mitverursacht hatten. Vor allem hier in Kanada fand man zuerst Wege und Formen, wie sich koloniales Selbstregiment und übergeordnetes Interesse eines immer noch weiter expandierenden Empire miteinander vereinbaren ließen.
Die britische Kolonialpolitik und damit auch die Geschichte Kanadas war zunächst vor allem durch zwei besondere Umstände geprägt: zum einen durch die Tatsache, daß hier die Briten seit dem Ende des Siebenjährigen Krieges nicht über eigene Siedler oder eine indigene Bevölkerung, sondern über Untertanen französischer Nationalität herrschten; zum andern dadurch, daß über lange Zeit die USA durch ihre bloße Existenz für British North America eine permanente Herausforderung und zeitweilig durchaus eine unmittelbare Bedrohung an seiner Südgrenze darstellten. Die erste Verfassung der USA, die Konföderation vom 1. März 1781, hatte sogar in ihrem Artikel 11 bereits die nötigen Vorkehrungen für einen Beitritt Kanadas formuliert, und vieles spricht dafür, daß angesichts des rapide wachsenden Machtpotentials der USA die Kolonialmacht Großbritannien eine konsequent angestrebte Annexion Kanadas auf die Dauer nicht hätte verhindern können. Doch nachdem ein halbherziger amerikanischer Invasionsversuch während des kurzen Krieges mit Großbritannien (1812–1814) erfolgreich abgewehrt worden war, konnten weitere Differenzen über den Grenzverlauf künftig auf dem Verhandlungsweg beigelegt werden. Die wichtigste Voraussetzung für ein friedliches Nebeneinander war letztlich, daß der amerikanische Expansionsdrang naturgemäß eher nach Westen hin ausgerichtet war. Auf der anderen Seite wurden in Britisch-Nordamerika zwar gelegentlich Forderungen nach einem Anschluß an die prosperierende Republik erhoben, die jedoch angesichts der Gemengelage der politischen Strömungen innerhalb der Kolonie auf die Dauer keine politische Sogwirkung entfalten konnten. Vor allem aber trug die auf lange Sicht flexible Londoner Kolonialpolitik dazu bei, daß die Kanadier stets ihrem Status im Empire einer Verschmelzung mit den USA den Vorzug gaben.
Als im Frieden von Paris 1763 Großbritannien endgültig die französischen Siedlungen im Tal des St. Lorenz-Stroms erworben hatte und die Kolonie Québec ihrem Empire eingliederte, sollte diese wie seine übrigen amerikanischen Besitzungen nach englischem Recht und unter Beteiligung einer gewählten Volksvertretung verwaltet werden. Doch das Ziel einer raschen Assimilierung der französischen Bevölkerung ließ sich damit nicht verwirklichen; es kam vielmehr zu Konflikten mit neu zugewanderten Engländern, die die ihnen vertrauten Organe der Selbstverwaltung in ihrem Interesse zu nutzen suchten. Als 1770 der Gouverneur Carleton in seinem Bericht an die Regierung in London resümierte, daß die neu erworbene Kolonie in keiner Weise reif für die übliche Form der Kolonialverwaltung sei, wurde in der Québec Act des Jahres 1774 eine partielle Rückkehr zu den Formen und der Praxis des französischen Kolonialregiments vorgenommen. Ein Gouverneur und ein nominierter Rat von ca. 20 Mitgliedern regierten jetzt die Kolonie; die Volksvertretung war abgeschafft. Neben dem englischen Strafrecht galt weiterhin das französische Zivilrecht, das die ländlichen Besitzverhältnisse nach dem Muster der französischen Grundherrschaft regelte. Vor allem wurden die Rechte der katholischen Kirche, u.a. auf den Zehnten sowie die Ernennung von Bischöfen, ausdrücklich anerkannt – und dies zu einer Zeit, in der in England Katholiken noch keineswegs gleichberechtigte Staatsbürger waren. Es mag z.T. an diesen Konzessionen gelegen haben, daß während des Unabhängigkeitskrieges nicht nur die maritimen Kolonien Neuschottland und Neufundland, sondern auch Québec nicht den Verlockungen der amerikanischen Revolutionäre erlagen und treu zum Empire standen.
Paradoxerweise war es dann die Niederlage des Empire, die für dessen verbliebenen Teil in Nordamerika eine Phase beträchtlichen Aufschwungs einleitete. Der Großteil der sog. ‹Loyalisten›, die während der Kämpfe für England Partei ergriffen hatten, sowie jene, die sich vom Sieg der Revolution nichts erhofften, d.h. schwarze Sklaven, in britischen Diensten stehende entlassene Söldner oder auch Indianer, zogen nun nach Norden. Insgesamt waren es zwischen 60.000 und 100.000, von denen der Großteil in Neuschottland eine neue Heimat suchte, so daß aus diesem Anlaß 1784 hier die Kolonie Neubraunschweig gegründet wurde. Und als zur gleichen Zeit in der Provinz Québec der Anteil der Engländer sprunghaft anstieg, wurde die Kolonie 1791 geteilt. Lower Canada hieß fortan das alte französische Siedlungsgebiet am Unterlauf des St. Lorenz-Stroms, in Upper Canada siedelten die amerikanischen Loyalisten. Beide Provinzen erhielten nun eine Verfassung nach britischem Muster mit einer aus zwei Kammern bestehenden Volksvertretung, wobei das Wahlrecht zum Unterhaus bereits recht weit gefaßt war. Dies bedeutete, daß erstmals nichtbritischen Untertanen das Recht auf Selbstverwaltung zugestanden wurde. Angesichts der Tatsache, daß gegen Ende des 18. Jahrhunderts in Britisch-Nordamerika immer noch die Franzosen die zahlenmäßig stärkste ethnische Gruppierung bildeten, war dies ein bedeutsamer Schritt, der allerdings zunächst nicht zum Abbau der Spannungen zwischen den Volksgruppen beitrug. Und noch 1822 stellten die vorwiegend auf Lower Canada konzentrierten französischen Kanadier dank ihrer hohen Geburtenrate mit ca. 350.000 die Mehrheit einer Gesamtbevölkerung der vier Provinzen von ca. 6 – 700.000.
Trotz ihrer bis in die Jahrhundertmitte reichenden zahlenmäßigen Überlegenheit empfanden sich viele der Franko-Kanadier als britische Untertanen zweiter Klasse, denn die britischen Siedler saßen an den Schaltzentren der Kolonialverwaltung. Nicht nur, daß die Gouverneure aus London entsandt wurden, auch die von ihnen ernannten Ratsversammlungen waren mit Vertretern der britischen Oligarchie besetzt, und selbst in der Provinz Lower Canada mit ihrer überwältigenden französischen Mehrheit stellten die Briten zu Anfang des Jahrhunderts 16 von 51 Abgeordneten. Die aus solchen Mißverhältnissen resultierenden Spannungen führten dazu, daß nun auch die Franzosen entgegen ihrer Tradition aber zur Wahrung ihrer nationalen Interessen und Identität die Forderung nach demokratisch fundierter politischer Selbstbestimmung erhoben. Aber auch im englisch dominierten Upper Canada kam es zu ähnlichen Konflikten. Hier opponierten Neuzuwanderer gegen die Cliquenwirtschaft der alteingesessenen Oligarchie und verlangten ebenfalls eine von parlamentarischer Kontrolle abhängige Regierung. So kam es 1837 schließlich in beiden Provinzen zu bewaffneten Aufständen. In Lower Canada riefen unter der Führung des Anwalts Papineau französische ‹Söhne der Freiheit› die Republik aus und in Upper Canada marschierte der schottische Journalist William Mackenzie an der Spitze aufgebrachter Siedler auf die Hauptstadt Toronto, um dort die Regierung zu übernehmen.
Beide Revolten scheiterten kläglich, die Anführer flohen über die Grenze in die Vereinigten Staaten. Doch zugleich war deutlich geworden, daß hier der gleiche Konflikt drohte, der schließlich zum Abfall der amerikanischen Kolonien geführt hatte, als sich die Forderungen nach Selbstverwaltung und Reichseinheit unversöhnlich gegenüberstanden. Hinzu kam, daß in der zentralen Provinz Lower Canada die Spannungen zwischen Engländern und Franzosen die Situation noch zusätzlich verschärften. In London war man sich dieser Probleme bewußt, entsandte diesmal jedoch kein Heer nach Amerika, sondern ernannte den Earl of Durham zum Generalgouverneur von Britisch-Nordamerika und erteilte ihm zugleich den speziellen Auftrag, die gegenwärtige Krise der Kolonie zu analysieren und entsprechende Lösungsvorschläge zu entwickeln.
Gemeinhin wahrte der englische Liberalismus des frühen 19. Jahrhunderts Distanz zum Empire. Sein Credo war der Freihandel als Quelle allgemeinen Wohlstands, Kolonien hingegen erachtete man lediglich als Kostenfaktor, der zudem ein überflüssiges politisches Konfliktpotential darstelle. Doch daneben existierte eine kleine aber einflußreiche Gruppe radikaler Liberaler, die dem Kolonialreich weder ablehnend noch gleichgültig gegenüberstanden. Ihr vornehmliches Interesse galt den Siedlungskolonien als möglicher Heimstatt für alle, denen ein übervölkertes Mutterland offenkundig keine Zukunft bieten konnte. So plädierte der Publizist und spätere Kolonialminister William Molesworth 1838 angesichts der kanadischen Krise im Unterhaus dafür, statt Kolonien abzuschaffen, deren Zahl zu vermehren und zugleich das System der Kolonialverwaltung zu reformieren. Zu dieser Gruppe gehörte auch John George Lambton, Earl of Durham, der zunächst maßgeblich an der großen englischen Parlamentsreform des Jahres 1832 mitgewirkt hatte und nun mit der kanadischen Mission betraut wurde. Dabei wurde er von seinen Gesinnungsgenossen Edward Gibbon Wakefield – der später mit Projekten zur Kolonisation Australiens und Neuseelands hervortrat – und Charles Buller begleitet.
Obwohl Durham bereits nach fünf Monaten wieder abberufen wurde, bildet seine Mission einen Meilenstein in der Geschichte des Empire: nicht auf Grund dessen was er tat, sondern wegen des Report on the Affairs in British North America, den er als Abschlußbericht vorlegte. Man könnte ihn als Magna Charta des jüngeren Empire bezeichnen, vor allem deswegen, weil er, wie die große Freiheitsurkunde des englischen Mittelalters, weniger durch seine unmittelbaren Auswirkungen als vielmehr durch seine Rezeption wirkte, die ihn zur wegweisenden Projektstudie für die Evolution des Commonwealth stilisierte. Denn neben einer umfangreichen historischen Analyse der kanadischen Zustände liefert der Bericht eine Antwort auf die zentrale Kernfrage der Kolonialpolitik: wie sich politische Selbständigkeit einer Siedlungskolonie mit der Einbindung in ein von London regiertes Kolonialreich in der Praxis vereinbaren läßt. Durhams Problemlösung lautet: volle parlamentarische Verantwortlichkeit der Kolonialregierungen bei gleichzeitiger Trennung der politischen Aufgabenfelder in innere und Reichsangelegenheiten. London soll in Zukunft darauf verzichten, sich in die inneren Angelegenheiten der Kolonie einzumischen: Hier soll der Gouverneur allein dem Parlament der Kolonie verantwortlich sein. Demgegenüber sollen die von Durham als Reichsangelegenheiten definierten Bereiche, nämlich die Außenpolitik, die Handelsbeziehungen mit dem Mutterland und den anderen britischen Kolonien, die Kompetenz zur Verfassungsänderung sowie die Verfügung über Staatsland in der Verantwortung der britischen Regierung verbleiben. Durham verband mit seinen Vorschlägen die Absicht, die Reichspolitik künftig nicht länger durch innerkoloniale Konflikte unnötigen Belastungen auszusetzen und bei den Kolonien gleichzeitig durch die Gewährung von Freiheit und Gleichberechtigung die Bereitschaft zum Verbleib im Empire zu stärken. Bereits Edmund Burke hatte angesichts der Spannungen mit den amerikanischen Kolonien seinerzeit verkündet, daß nur Freiheit die Einheit stärken könne. Und ähnlich hieß es später in Durhams Report: «Ich bin der Ansicht, daß die Verbindung nur durch ein größeres Maß an Freiheit und Gleichberechtigung und lokale Unabhängigkeit vorteilhaft gestaltet und gefestigt werden kann.»
Eine derartige Lösung für Kanada wurde jedoch durch die Existenz der starken französischen Ethnie erschwert. Hier empfahl Durham als radikale Lösung den Zusammenschluß von Upper und Lower Canada, um dadurch langfristig eine vollständige Anglisierung der Kolonie zu erreichen. Aus diesem Grund lehnte er Sonderrechte für die Franzosen ab, da sie lediglich als Ausgangspunkt für die Formierung einer nationalen Oppositionsbewegung dienen würden. Ungeachtet seines Radikalismus in Sachen politischer Reform verkörperte Durham in diesem Punkt ohne Abstriche das imperiale Programm der insularen konservativen Kultur seiner Zeit. Wohl forderte er, die Einheit des Reiches auf Freiheit zu gründen, aber die Voraussetzungen dafür bestanden in Institutionen und in einer homogenen Kultur, die das Produkt der Superiorität der englischen Rasse waren.
Bezeichnenderweise griff die britische Regierung zunächst diesen Vorschlag auf und erließ 1840 ein Gesetz für die Union der beiden Provinzen, die fortan als Canada East und Canada West innerhalb der vereinigten kanadischen Provinz firmierten. Um fortan den Engländern ein politisches Übergewicht zu verschaffen, gewährte man jeder Teilprovinz die gleiche Anzahl von Delegierten in der Volksvertretung, obwohl die französischsprachige Bevölkerung von East Canada noch beträchtlich überwog. Die Frankokanadier sahen sich dadurch allerdings veranlaßt, umso mehr auf die Bewahrung ihrer nationalen Identität durch Pflege ihrer Sprache und ihrer Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Kirche zu dringen. Diese Blockbildung führte dazu, daß die große Mehrheit der französischen Abgeordneten im Parlament stets zusammenstand und nicht ohne weiteres majorisiert werden konnte, da die englische Seite in einzelne Gruppen aufgespalten war; Durhams Konzept einer Homogenisierung durch totale Absorption des französischen Bevölkerungsteils war so schon frühzeitig gescheitert.

Im Gegensatz zur Realisierung des Unionskonzeptes wurde die Umsetzung des Vorschlages zur Einführung der eigenverantwortlichen kolonialen Selbstverwaltung von der britischen Regierung zunächst auf die lange Bank geschoben und dann auch erst schrittweise verwirklicht. Dies erfolgte erst als Reaktion auf die immer lauter erhobenen Forderungen sowohl der englisch- wie auch der französischsprachigen Reformparteien. Als mit Lord Henry George Grey ein entschiedener Reformer an die Spitze des Londoner Kolonialamts trat, wurden 1848 zunächst in der Provinz Neuschottland und zwei Monate später in Canada, wo Lord Elgin, ein Schwiegersohn Durhams, den Posten des Gouverneurs bekleidete, Regierungen ernannt, die in vollem Umfang den parlamentarischen Mehrheiten verantwortlich waren.
Noch länger und schwieriger als der Weg zur kolonialen Selbstverwaltung sollte sich die Überwindung der politischen Zersplitterung Britisch-Nordamerikas erweisen. Zur Mitte des Jahrhunderts existierte hier immer noch ein Konglomerat von Einzelkolonien: neben Kanada die beiden Atlantikprovinzen Neuschottland und Neubraunschweig; vor deren Küsten lag das kleine Prince Edward Island (seit 1769 eine eigenständige Kolonie) sowie die alte Fischereistation Neufundland; im Norden erstreckte sich Ruperts Land, das weitläufige Territorium der Hudson Bay Company, und an der Pazifikküste besaß seit 1849 die Vancouverinsel den Status einer Kronkolonie, die 1866 dem 1858 gegründeten Britisch-Kolumbia zugeschlagen wurde. Für einen Zusammenschluß dieser Gebiete sprachen neben wirtschaftlichen vor allem innen- sowie außenpolitische Gründe. Als in den 50er Jahren die Industrialisierung Kanadas in verstärktem Maße einsetzte, in diesem Zusammenhang Pläne für eine beide Küsten verbindende Eisenbahnlinie erstmals diskutiert und im Bau einzelner Teilstrecken bereits verwirklicht wurden, sprach man von einer Eisenbahn, die sich auf der Suche nach einem Staat befinde. Und als es im Zusammenhang mit dem amerikanischen Bürgerkrieg im Gebiet der Niagarafälle zu Grenzkonflikten kam, wurden sich die Kanadier abermals ihrer militärischen Schwäche bewußt, und in der britischen Regierung setzte sich die Einsicht durch, daß nur eine Föderation der britischen Besitzungen in Nordamerika in der Lage sein werde, die Kosten ihrer Verteidigung weitestgehend selbst zu tragen. Als dann in der vereinigten Provinz Kanada die innenpolitische Lage immer unübersichtlicher wurde und die fortwährenden Konflikte nicht nur zwischen Frankokanadiern und Englischsprachigen, sondern auch zwischen Reformern und Konservativen schließlich in eine politische Pattsituation mündeten, wuchs die Zahl der Stimmen, die in einer größeren Föderation den Ausweg aus der Krise sahen. Auch die Frankokanadier setzten auf eine föderative Lösung, unter der Voraussetzung, daß sie auch in ihr ihre nationale Eigenart bewahren konnten.
Nachdem zunächst die Atlantikprovinzen 1864 zur Bildung einer maritimen Union aufgerufen hatten, gelang es einer geschickt agierenden kanadischen Delegation, im Oktober dieses Jahres eine Konferenz nach Québec einzuberufen, in der Repräsentanten aller Kolonien die Organisation einer ‹föderativen Vereinigung unter der Krone Großbritanniens› diskutierten. Nach zähen Verhandlungen über die Abgrenzung der Rechte der einzelnen Provinzen gegenüber der Gewalt einer neu zu schaffenden föderativen Regierung verabschiedete die Konferenz schließlich einen aus 72 Resolutionen (Québec-Resolutions) bestehenden Unionsplan, den der Generalgouverneur nach London weiterleitete.
Aus London waren keine Einsprüche zu erwarten, aber Schwierigkeiten drohten seitens der atlantischen Provinzen. Die beiden Inseln Neufundland und Prince Edward Island fühlten sich der Seemacht Großbritanniens näher als Kanada und verweigerten zunächst den Beitritt. Und in Neuschottland und Neubraunschweig befürchteten viele eine Majorisierung durch Kanada und damit finanzielle Nachteile sowie den Verlust der eigenen Identität. Erst nachhaltiger Druck seitens der Londoner Regierung sowie weitere finanzielle Zugeständnisse bewirkten hier einen Stimmungsumschwung, so daß 1867 schließlich das britische Parlament mit seiner British North America Act die Union der vier Provinzen Ontario (ehemals Upper bzw. West-Canada) Québec (Lower bzw. East Canada), Nova Scotia und New Brunswick samt einer neuen Verfassung sanktionierte.
Diese Verfassung beruhte auf einer Mischung britischer und amerikanischer Verfassungsprinzipien. Dem englischen Vorbild entsprach die Übernahme des Systems der parlamentarischen Monarchie mit einem von England entsandten Generalgouverneur an der Spitze, der seinerseits für jede Provinz einen Lieutenant-Governor ernannte. Die eigentliche politische Gewalt lag beim Parlament der Föderation, dessen Unterhaus aus direkten, auf dem Mehrheitsprinzip basierenden Wahlen hervorging, wobei das Wahlrecht breit gestreut war. Dem an amerikanischen Verhältnissen orientierten föderativen Prinzip entsprach die Organisation des Oberhauses als Regionalvertretung. In dieses ebenfalls als Senat bezeichnete Gremium entsandten Ontario, Québec und die beiden atlantischen Provinzen zusammen jeweils vierundzwanzig Vertreter, deren Zahl später durch den Beitritt der westlichen Territorien auf insgesamt 96 stieg. Britischem Vorbild entsprach hierbei, daß die Senatoren wie die Lords des Londoner Oberhauses auf Lebenszeit durch den Generalgouverneur ernannt wurden. Im Unterschied zum Föderalismus der USA galten die Glieder der kanadischen Föderation nicht als Einzelstaaten, sondern als Provinzen, deren Parlamente und Regierungen in ihren Kompetenzen mehr oder weniger auf lokale Angelegenheiten beschränkt blieben. Allerdings waren den Provinzen bestimmte Sonderrechte garantiert, besonders auf dem kulturellen Sektor und hier im Hinblick auf die Frankokanadier als unerläßliche Vorbedingung für deren Bereitschaft, sich in die neue Union zu integrieren.
Darüber hinaus befand sich auch diese Union nicht im Besitz der vollen staatlichen Souveränität, sondern es war, ganz den Empfehlungen des Durham-Reports entsprechend, zwischen inneren und Reichs-Angelegenheiten unterschieden worden. Dies betraf vor allem die Außenpolitik, die weiterhin in die Kompetenz der Londoner Reichszentrale fiel. Das fortbestehende Abhängigkeitsverhältnis gegenüber dem Mutterland zeigte sich vor allem darin, daß die kanadische Verfassung als Gesetz des britischen Parlaments verabschiedet wurde, bei dem auch weiterhin die Verfassungshoheit verblieb. Schließlich galt es, den besonderen Charakter eines halbsouveränen politischen Gebildes auch in der offiziellen Bezeichnung des neuen Staates zum Ausdruck zu bringen: Ursprünglich hatte man den Titel Kingdom of Canada favorisiert, doch man fürchtete, damit den mächtigen republikanischen Nachbarn zu provozieren, und außerdem implizierte der Begriff der Monarchie doch auch ein Höchstmaß an staatlicher Souveränität und konnte daher eine weitere Einbindung in das Empire in Frage stellen. So beließ man es schließlich bei der Bezeichnung Dominion (Herrschaftsgebiet) of Canada, als Entlehnung aus dem 72. Psalm, wo es heißt: «He shall have Dominion from sea to sea.»
Bereits 1869 setzte die Ausdehnung des neuen Dominions nach Westen ein. Nachdem 1867 die Vereinigten Staaten Alaska von Rußland erworben hatten, verabschiedete das britische Parlament auf kanadisches Drängen hin 1869 ein Gesetz, nach dem Kanada gegen die Zahlung von 300.000 Pfund die riesigen Gebiete übernahm, die bislang die Hudson Bay Company für sich beansprucht hatte und die sich westlich der Großen Seen bis zu den Rocky Mountains und nach Norden hin bis zum Polarmeer erstreckten und als Ruperts Land und North West Territory 1870 unter Bundesverwaltung genommen wurden. Ein Jahr später wurde mit dem Beitritt British Columbias die Pazifikküste erreicht. Schwieriger gestaltete sich der territoriale Abschluß an der westlichen Atlantikküste. Bereits 1867 hatte die überwältigende Mehrheit eines neugewählten Provinzialparlaments in Neuschottland für den Austritt aus der Union gestimmt, den allerdings das Londoner Kolonialministerium verweigerte. Erst als der Sprecher der Separatisten in das Bundeskabinett aufgenommen wurde, entschärfte dies die Lage. 1873 konnte dann auch die Prinz-Edward-Insel durch erhebliche finanzielle Zuwendungen im Eisenbahnbau für den Beitritt gewonnen werden. Neufundland hingegen blieb weiterhin britische Kolonie, wurde 1918 Dominion, und es dauerte bis 1949, daß endlich in einer Volksabstimmung eine knappe Mehrheit für den Anschluß an Kanada votierte.
Mit dem Erwerb der ausgedehnten Landmasse im Westen war Kanada bereits 1871 der zweitgrößte Flächenstaat nach Rußland geworden. Dem entsprach jedoch vorerst nicht seine Bedeutung für das Empire als Wirtschaftsverbund, zumal weite Strecken unwirtlicher halbarktischer Regionen keine Siedlungen zuließen. Die unverhältnismäßig reichen Bodenschätze, wie Kohle im Westen und Nickel und Kupfer nördlich der Großen Seen, wurden erst relativ spät erschlossen, und die Industrialisierung kam nur mühsam in Gang. Waren anfangs der Pelzhandel und die Fischerei die wichtigsten Erwerbsquellen, so wurden es im 19. Jahrhundert die Holz- und Landwirtschaft. Als 1807 Napoleon durch seine Kontinentalsperre den englischen Import von Holz für den Schiffbau aus dem Ostseeraum zum Erliegen brachte, füllten, begünstigt durch entsprechende Präferenzzölle, Importe aus der amerikanischen Kolonie die Lücke, obwohl die Stämme oft mehr als 500 Kilometer flußabwärts geflößt werden mußten, ehe sie nach England verschifft werden konnten. Später, als nach 1870 mit dem fortschreitenden Eisenbahnbau die ausgedehnten Prärien im Westen für die Landwirtschaft erschlossen wurden, gewann der Export von Weizen und Schlachtvieh zunehmend an Bedeutung, wobei der englische Markt den Hauptabnehmer stellte.
Unter gesamtwirtschaftlichem Aspekt blieb dabei die ökonomische Rolle Kanadas im Empire über das ganze Jahrhundert hin nahezu unverändert: Nachdem zwischen 1814 und 1819 noch 19,9 % der britischen Exporte in das Empire nach Kanada gingen, betrug diese Quote um die Jahrhundertmitte sowie in den Jahren vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges 13,2 %. Ähnliches gilt für die britischen Importe aus dem Raum des Empire, von denen Kanada 1854–1857 jeweils 16 % und 1909–1913 15,8 % bestritt.
Zur Zeit des politischen Zusammenschlusses betrug die Einwohnerzahl gut dreieinhalb Millionen, d.h. die Bevölkerung hatte seit 1815 um mehr als das Fünffache zugenommen, übertraf aber noch nicht die des zeitgenössischen London, sollte dann allerdings bis 1914 auf über acht Millionen anwachsen. Ähnlich wie in den USA war der Anteil der indigenen indianischen Einwohner, der sich 1815 noch auf 20 % belaufen hatte, 1911 mit nur noch 100.000 auf knapp 2 % reduziert worden. Wenn auch nicht systematisch ausgerottet, so waren sie doch immer mehr in Randzonen abgedrängt worden, nachdem man sie ihrer ursprünglichen Lebensgebiete beraubt hatte; so wartete z.B. der Stamm der Missisauga, den man 1805 gezwungen hatte, sein Land nördlich des Ontariosees zu veräußern, noch hundert Jahre später vergeblich auf Zahlung des Kaufbetrages.[16] Demgegenüber hatten sich die Nachkommen der ersten französischen Siedler und Waldläufer durchweg behauptet. Durch ihre Geburtenhäufigkeit war ihre Zahl schon vor 1814 von 100.000 zur Zeit der amerikanischen Revolution auf 330.000 angewachsen, und sie betrug 1911 über zwei Millionen, wobei sie nach wie vor auf die Provinz Québec konzentriert waren.
Nachdem die Frankokanadier anfangs noch die Mehrheit der Gesamtbevölkerung Britisch-Nordamerikas gebildet hatten, waren sie durch den ständigen Strom britischer Einwanderer um die Mitte des Jahrhunderts in die Position einer stets einflußreichen Minderheit gedrängt worden. Knapp 2,5 Mio. hatten Großbritannien in der Zeit zwischen 1815 und 1914 in Richtung Kanada verlassen, wobei allerdings nicht eindeutig auszumachen ist, wie viele dieser Immigranten später über die Grenze in die USA gingen, deren umfangreiche intensive Industrialisierung eine stete Nachfrage nach immer neuen Arbeitskräften zur Folge hatte. Schließlich zählte man bei dem Zensus des Jahres 1911 im Westen Kanadas auch noch 27.000 Chinesen, die zunächst im Gefolge des Goldrausches von 1860 in British Columbia und dann vor allem beim Eisenbahnbau als billige Arbeitskräfte eingesetzt worden waren. Sie wurden, nachdem sie ihre Arbeit getan hatten und im Lande blieben, über Jahrzehnte hinweg als Vorhut einer vermeintlichen ‹Gelben Gefahr› diffamiert und dementsprechend als Bürger zweiter Klasse behandelt.
Zu keiner Zeit hatte Kanada für das Empire und damit für die britische Politik auch nur annähernd die Bedeutung, die Indien besaß bzw. im Jahrhundert zuvor die amerikanischen Kolonien besessen hatten. Noch im Jahre 1865 bezeichnete der damalige Schatzkanzler William Gladstone in einem Memorandum Kanada als «einen langen und verhältnismäßig schmalen Landstrich besiedelten Landes … zwischen den Vereinigten Staaten auf der einen Seite und der Unwirtlichkeit bitterkalten Winters auf der anderen».[17] Dies mag eine Voraussetzung dafür gewesen sein, daß Kanada für das Empire und hier speziell für die britischen Siedlungskolonien eine wichtige Vorreiterrolle spielen konnte, indem es als erste Kolonie den halbsouveränen Status eines Dominions erlangte. Allzuviel schien man dabei in London nicht aufs Spiel zu setzen, zumal die britische Politik immer wieder damit rechnete, daß ihre kanadischen Besitzungen ohnehin eines Tages in den USA aufgehen würden. Und außerdem hatte man in der Verfassung des Dominions offenkundig eine Formel gefunden, in der politische Selbstbestimmung und Einbindung in das Empire scheinbar frei von Widersprüchen miteinander vereinbart waren.
Zu diesem Zweck hatte man sich in dem Statut von 1869 der von Durham eingeführten Unterscheidung von inneren Angelegenheiten der Kolonie und Reichsangelegenheiten auf der anderen Seite bedient. In der Praxis ließ sich allerdings eine solche Differenzierung nur so lange aufrechterhalten, wie durch sie die vitalen Interessen eines ansonsten selbstbestimmten Gemeinwesens nicht unmittelbar betroffen waren. Auf lange Sicht sollte sich der Dominion-Status als Ubergangsstadium auf dem Weg zur vollen Souveränität erweisen. Auch auf ihm ging Kanada voran. Obwohl Durham die Regulierung der Außenhandelsbeziehungen noch ganz im Sinne des älteren merkantilen Empire ausdrücklich in der Kompetenz des Mutterlandes belassen wollte, hatte die Provinz Kanada schon vor der Bildung des Bundesstaates 1854 einen eigenen Handelsvertrag mit den USA abgeschlossen. Und fünf Jahre später, in der Blütezeit britischer Freihandelspolitik, belegte die kanadische Regierung zum Schutz der eigenen jungen Industrie sogar eine ganze Reihe britischer Erzeugnisse mit Einfuhrzöllen. Auch der Grundsatz, daß allein London weiterhin über öffentlichen Grund und Boden zu verfügen berechtigt sei, wurde alsbald ignoriert.
Andererseits sollte sich dann aber doch die Freiheit, in die das Dominion entlassen worden war, als starkes Glied im Verbund des Empire und in der Bindung an das Mutterland erweisen. Als Großbritannien 1914 für sein gesamtes Empire den Krieg erklärte, ohne zuvor seine Dominions zu konsultieren, regte sich in Kanada keinerlei Widerspruch. Im Gegenteil, das Mutterland wurde mit insgesamt 600.000 Soldaten militärisch unterstützt, von denen jeder zehnte auf den Schlachtfeldern Frankreichs blieb.
Australien und Neuseeland
Während Kanada in seinen Anfängen ein Erbe des älteren Empire war, waren die großen pazifischen Kolonien des jüngeren Empire, Australien und Neuseeland, die alsbald dem kanadischen Vorbild folgend ebenfalls in Dominions umgewandelt wurden, Schöpfungen einer zielgerichteten Kolonial- und Siedlungspolitik des 19. Jahrhunderts. Allerdings reichen auch hier die Anfänge ins 18. Jahrhundert zurück. James Cook hatte auf seiner ersten großen Entdeckungsreise in den Pazifik (1768–1771) zunächst Neuseeland umrundet und danach die australische Ostküste kartographisch erschlossen und, wie es seinem Auftrag entsprach, dabei formal von dem Land für Großbritannien Besitz ergriffen. Von der Voraussetzung ausgehend, es handle sich hierbei juristisch betrachtet um «terra nullius» (Niemandsland), wurde die britische Fahne gehißt, «um jedem Schiff, das hier landen sollte, deutlich zu machen, daß wir hier zuerst vor Ort waren».[18] Nach England zurückgekehrt, wurde in dem offiziellen Reisebericht der Küstenstrich in der Gegend des heutigen Sidney als besonders geeignet für die Ansiedlung von Europäern geschildert; Cook hatte die Gegend an die Südküste von Wales erinnert, weshalb die erste australische Kolonie später den Namen New South Wales erhielt. Und Sir Joseph Banks, der langjährige Präsident der Royal Geographical Society, der Cook auf seiner Reise begleitet hatte, fügte dem später noch hinzu, daß die wenigen Eingeborenen, die man dort angetroffen hatte, zweifelsohne «das Land rasch an die Neuankömmlinge abtreten würden».[19]
Dergleichen Einschätzungen wurden von der britischen Regierung bereitwillig aufgenommen, als sie sich nach dem Verlust der amerikanischen Kolonien auf der dringlichen Suche nach geeigneten Gebieten für die Deportation einheimischer Sträflinge befand. Seit 1718, als nach dem Ende des Spanischen Erbfolgekrieges und der damit einhergehenden wirtschaftlichen Depression die Zahl der Eigentumsdelikte sprunghaft anstieg, ging die englische Justiz dazu über, statt der eigentlich fälligen Todesstrafe, die bereits für den Diebstahl von Objekten im Wert von einem Schilling verhängt werden konnte, die Delinquenten in den meisten Fällen zur Zwangsarbeit in den amerikanischen Kolonien zu verurteilen. Bis zum Ausbruch des Unabhängigkeitskrieges hatten so ca. 45.000 englische und irische Sträflinge den Atlantik überquert. Als diese Möglichkeit entfiel, befand sich die englische Justiz vorübergehend in einer Zwangssituation. Mit dem wachsenden Bevölkerungsdruck und der sich verschärfenden sozialen Krisensituation im Lande stieg die Kriminalitätsrate. Die Zahl der Hinrichtungen ließ sich nicht ohne weiteres beliebig erhöhen, und auch der vorübergehende Einsatz von ausgedienten Schiffen als schwimmende Gefängnisse bewährte sich nicht. Um so bereitwilliger ergriff man die Gelegenheit, die sich nun mit einer australischen Alternative anbot. Am 13. Mai 1787 verließ eine Flotte von elf Schiffen den Hafen von Portsmouth mit insgesamt 756 Sträflingen an Bord, darunter 188 Frauen sowie ein neunjähriger Schornsteinfegerbub, der ein paar Kleider sowie eine Pistole gestohlen hatte, und eine 82jährige, des Meineids überführte Lumpensammlerin. Trotz der beengten Verhältnisse an Bord starben nur 33 von ihnen auf der acht Monate währenden Überfahrt. Die anderen landeten mitten im heißen australischen Sommer in Botany Bay, wo man keineswegs die von Banks geschilderten paradiesischen Verhältnisse antraf, denn Cook war seinerzeit dort im Mai gelandet. Und wie einst in Nordamerika, so waren auch hier die Anfänge schwierig, und erst die Ankunft einer zweiten Flotte im Jahr 1790 rettete die Siedlung vor dem allgemeinen Hungertod. Allmählich realisierte man in England, daß ein Straflager sich nicht ohne weiteres in eine sich selbst versorgende Siedlung umwandeln ließ. Bis 1800 kostete die Unternehmung den britischen Staat ungefähr eine Million Pfund, die zum großen Teil dafür aufgewendet wurden, die ersten Hafenanlagen und die Anfänge des Straßennetzes des heutigen Sidney von mittlerweile insgesamt 5000 Strafgefangenen bauen zu lassen.
Insgesamt wurden ca. 160.000 Personen nach Australien verfrachtet, bis um die Jahrhundertmitte die Deportationen eingestellt wurden. Bereits 1804 hatte man in Van Diemen’s Land – der heutigen Insel Tasmania – eine weitere Strafkolonie eingerichtet, und als England, vorwiegend aus strategischen Überlegungen, auch an der Südspitze Westaustraliens seine territorialen Ansprüche durch erste Ansiedlungen zu untermauern begann, verlangten die dort seit 1826 siedelnden Kolonisten schon bald Sträflinge als Arbeitskräfte.
Die Bedingungen für die Häftlinge waren von Ort zu Ort durchaus unterschiedlich, in New South Wales etwa in der Regel erträglich, härter hingegen auf Van Diemen’s Land. Und wer erneut straffällig wurde, dem drohte die Verlegung in eines der berüchtigten Straflager wie etwa Norfolk Island, wo sadistische Kommandanten den Insassen das Leben zur Hölle machten. Normalerweise erhielten die Deportierten die Gelegenheit, sich bereits vor dem Ende ihrer Strafzeit gegen Lohn zu verdingen, um danach gegebenenfalls ein Stück Land zu erwerben. Nicht nur wegen der langen Reise zurück in die Heimat kehrten weniger als 10 % nach Verbüßung ihrer Strafe nach England zurück. Die meisten blieben im Lande, denn im Vergleich zum Mutterland bot sich ihnen hier eher die Chance, ein neues Leben zu beginnen. Vereinzelte brachten es sogar zu Reichtum und Ansehen, darunter eine gewisse Mary Reibey, die als Dreizehnjährige wegen Pferdediebstahls verurteilt worden war, in Australien später als Geschäftsfrau ein ansehnliches Vermögen anhäufte und deren Porträt heute die Rückseite der australischen 20-Dollar-Note ziert.[20] Auf lange Sicht hin bildete das, was als Verlegenheitslösung im Zusammenhang eines überharten Systems des Strafvollzugs begonnen hatte, den Anfang einer Erfolgsgeschichte – sowohl im Hinblick auf die Resozialisierung vieler von denen, die im sozialen Umfeld des England der Industriellen Revolution straffällig geworden waren, als auch unter dem Aspekt der Expansion des überseeischen Reiches, denn die Nachkommen derer, die einst aus England verbannt worden waren, sollten sich in Zukunft als treue Anhänger des Empire erweisen.
Allerdings: Um schon frühzeitig als Kolonie zu florieren, brauchte Australien auch freiwillige Auswanderer. Noch um 1820 lebten dort mehr Sträflinge als freie Siedler, und deshalb entwickelte die britische Regierung gemeinsam mit den Behörden in New South Wales Maßnahmen zur Förderung der Einwanderung. Zwischen 1832 und 1842 kamen 80 % von insgesamt 70.000 Einwanderern mit finanzieller Unterstützung der Londoner Regierung nach Australien. So wurden 1832 und 1836 Frauen, Handwerkern und Landarbeitern aus den Erlösen von Landverkäufen in der neuen Kolonie die Kosten für die lange Schiffspassage ersetzt, wobei die Auswahlkriterien deutlich zeigen, daß es auch in der Blütezeit des klassischen freihändlerischen Liberalismus zeitweise Ansätze zu einer Politik der staatlichen Lenkung gesellschaftlicher Prozesse gab.
In diesem Zusammenhang fanden besonders die Vorschläge Edward Gibbon Wakefields weithin Beachtung, die dieser in seiner Schrift A Letter from Sydney. A View of the Art of Colonization für eine systematische Kolonisation Australiens entwickelt hatte. Wakefield gehörte zu dem Kreis der liberalen Empire-Reformer um Lord Durham. Sein Buch basierte allerdings nicht auf eigener Anschauung, sondern war während einer dreijährigen Gefängnishaft verfaßt worden, zu der er wegen Entführung einer Erbin verurteilt worden war. Damals hatte Wakefield Kontakte zu Mitgefangenen gepflegt, die ihm von ihren eigenen Erfahrungen berichten konnten, die sie als Sträflinge in Australien gemacht hatten. Doch letztlich orientierte sich sein Projekt an dem Vorbild der Kolonien des klassischen Griechenland. Dort waren nicht nur die Vertreter einer bestimmten sozialen Schicht oder Gruppe ausgewandert, wie etwa vornehmlich die Armen und Arbeitslosen im zeitgenössischen England, sondern die Kolonien der Antike waren spiegelbildliche Ableger des Mutterlandes gewesen. Und dementsprechend propagierte Wakefield die Verpflanzung kompletter Sektoren der englischen Gesellschaft in die überseeischen Kolonien – allerdings ohne deren Extreme, d.h. die aristokratische Spitze und den asozialen Bodensatz. Vielmehr solle in erster Linie der Mittelstand Berücksichtigung finden, denn nur so könnten in Übersee, und zwar speziell im pazifischen Raum, neue Englands entstehen, in denen die Institutionen, Gesetze, Sitten und Gebräuche des Mutterlandes lebendig seien. Für Australien sah er in diesem Zusammenhang durch die freigebige Vergabe von Land eine verhängnisvolle Fehlentwicklung eingeleitet, denn wo jeder ohne weiteres Eigentum an Grund und Boden erwerben könne, fehle es an jenen, die notgedrungen ihre Arbeitskraft verkaufen müssen. Wakefield empfahl daher eine wirksame Anhebung der Bodenpreise in der Kolonie, damit die armen Einwanderer sich zunächst den Landbesitzern als Arbeiter verdingen müßten. Dadurch werde nicht allein der chronische Mangel an Arbeitskräften behoben, sondern zugleich einer vorschnellen Zersiedelung des Landes vorgebeugt und dessen adäquate Nutzung durch konzentrierte Erschließung gewährleistet. Darüber hinaus könne der Staat die durch den Landkauf erzielten Gewinne für die finanzielle Förderung weiterer Immigrationsprogramme einsetzen.
Obwohl diese Vorschläge in England bei den zuständigen Behörden starke Beachtung fanden, ließen sie sich in Australien nur in Ansätzen verwirklichen, denn die hier frühzeitig mit weitgehenden Selbstbestimmungsrechten ausgestatteten Siedler sorgten schon bald dafür, daß in ihrem Interesse die Bodenpreise niedrig gehalten wurden. Wenn dadurch einerseits die Entstehung weitläufiger Farmen ermöglicht wurde, so zeichneten sich andererseits die australischen Kolonien in den für Europäer klimatisch günstigen Küstengebieten von Anfang an durch ein hohes Maß von Urbanisierung aus. Wie Sidney ging auch Brisbane aus einer Strafkolonie hervor (1824), im Westen wurde Perth (1829) gegründet, im Südwesten Melbourne (1836) und Adelaide (1837).
Schließlich waren es zwei Faktoren, die nicht nur die Existenz der neuen Kolonie sicherten, sondern auch deren wirtschaftlichen Aufschwung begründeten: Wolle und Gold. Bereits 1790 hatte man die ersten Merinoschafe aus Südafrika importiert, von denen in den 20er Jahren des 19. Jahrhunderts ca. 17 Millionen auf neu gegründeten riesigen Farmen weideten und mit ihrer Wolle ein Produkt lieferten, das den Vorzug besaß, nahezu unbegrenzt lagerfähig zu sein und dessen Transportkosten im Vergleich zum Warenwert kostengünstig waren, so daß es trotz des langen Weges nach England dort reißenden Absatz fand. Denn als Leitsektor der Industrialisierung konnte die rapide expandierende englische Textilindustrie ihren Bedarf an Wolle schon längst nicht mehr aus heimischen Rohstoffen decken. So lieferte Australien um die Mitte des Jahrhunderts Wolle im Wert von ca. 100 Mio. Pfund jährlich, was im Durchschnitt fast 50 % des Gesamtexports der australischen Wirtschaft ausmachte. Und dann entdeckte ein gewisser Edward Hargraves, der zuvor auf den Goldfeldern Kaliforniens erste Erfahrungen gesammelt hatte, 1851 in New South Wales das begehrte Edelmetall. Bald darauf stießen andere in der kürzlich begründeten Kolonie Victoria in der Nähe von Melbourne auf reiche Vorkommen, die zudem so günstig lagen, daß sie ohne großen Kapitaleinsatz leicht auszubeuten waren. Und so wurde Gold während der nächsten fünfzehn Jahre zum Hauptexportartikel Australiens, denn man schürfte hier während dieser Zeit insgesamt ca. 75.000 Tonnen Gold, d.h. ein Drittel der Weltproduktion.
Als durch den Goldrausch die Zahl der Einwanderer sprunghaft in die Höhe schnellte und in den 50er Jahren mehr als 300.000 neu ins Land strömten, stieg die Gesamtzahl der weißen Einwohner 1861 auf über eine Million, von denen allerdings noch über 50 % in Großbritannien geboren waren. Fünfzig Jahre später, als man mehr als 4 Millionen zählte, waren von denen bereits über 80 % gebürtige Australier. Die Opfer dieser Entwicklung waren wie in Nordamerika auch hier die Ureinwohner. Als die ersten Europäer auf dem fünften Kontinent landeten, betrug deren Zahl ca. eine dreiviertel Million. 1815 war diese Zahl um ein Drittel zurückgegangen, und 1861 waren es wahrscheinlich nur noch 250.000 Aborigines. Ihre Jagdgebiete waren in erster Linie der expandierenden Schafzucht zum Opfer gefallen. Wann immer die Eingeborenen sich mit unzulänglichen Mitteln gegen die Eindringlinge zu wehren versuchten, wurden sie gewaltsam vertrieben, bzw. ermordet. Auch wenn in London das Parlament 1838/1839 offiziell Schutzbeauftragte für die Ureinwohner in New South Wales und West Australien ernannte (Aboriginal Protectors), so führten die Farmer und Viehzüchter vor Ort dennoch einen fortwährenden Kleinkrieg gegen die Einheimischen, der gelegentlich Ausmaße eines Genozids annahm. Dabei fühlte man sich durchaus im Recht, denn die Aborigines wiesen offenkundig alle Angebote der europäischen Zivilisatoren zurück. So weigerten sie sich, mit englischen Missionaren auch nur Kontakt aufzunehmen, und als z.B. 1815 Gouverneur MacQuarie versuchte, die Mitglieder eines kleinen Stammes nach europäischem Muster auf einer Farm anzusiedeln, verschwanden diese schon bald wieder im Busch. Am härtesten traf es die Ureinwohner von Tasmanien. Die ursprünglich 4–6000 wurden zunächst durch einen regelrechten Feldzug dezimiert, der Rest auf kleinen Inseln interniert, wo sie dann den eingeschleppten Infektionskrankheiten zum Opfer fielen und damit für britische Zeitgenossen den Beweis für die Lehre Darwins antraten, derzufolge nur das Lebensfähige überlebt. Der letzte ihres Stammes starb 1876. Auf dem australischen Festland existierten zu Anfang des 20. Jahrhunderts zwar immerhin noch ca. 75.000, doch sie waren zumeist in unwirtliche Reservate zurückgedrängt, das australische Bürgerrecht wurde ihnen verweigert und ihre Zahl erschien nicht einmal im offiziellen Zensus des Landes. So betrachtet galt Australien im Verständnis der Zeitgenossen als ‹weiße britische Siedlungskolonie›.

Ähnlich wie in Kanada erhielten die Siedler auch in den australischen Besitzungen relativ früh das Recht auf weitgehende Selbstverwaltung. Als 1823 dem Gouverneur von New South Wales ein vorerst noch aus nominierten Mitgliedern bestehender Rat zur Seite gestellt wurde, markierte dies zunächst den Statuswandel vom Gefängnis zur Kolonie. Nachdem diese Ratsversammlung 1842 durch gewählte Mitglieder erweitert worden war, forderte man schon bald Ministerverantwortlichkeit nach kanadischem Vorbild, die dann durch die Australian Colonies Government Act von 1850 gewährt wurde. Gleichzeitig wurde die endgültige Aufteilung in die einzelnen Kolonien eingeleitet. 1856 besaßen dann neben New South Wales auch Tasmania, South Australia, Victoria, seit 1859 Queensland und 1890 schließlich Western Australia Verfassungen, in denen den Siedlern demokratische Rechte verbrieft waren, die teilweise weit über die englische Verfassungswirklichkeit hinausgingen. So hatten z.B. liberale Kräfte in Victoria bereits 1856 und zwei Jahre später in New South Wales das allgemeine, geheime Männerwahlrecht durchgesetzt; in South Australia war die Legislaturperiode der Parlamente auf drei Jahre begrenzt, und hier hatte man sogar nach amerikanischem Vorbild die strenge Trennung von Staat und Kirche verfügt.
Es dauerte in Australien allerdings länger, bis sich, dem kanadischen Vorbild folgend, die einzelnen Kolonien zu einer politischen Union zusammenschlossen, fehlten doch dazu als wesentliche Voraussetzungen die nötigen Anreize. Denn die australischen Kolonien hatten ihre Schwerpunkte an den Küsten, ihre Zentren waren Hafenstädte, die vornehmlich nach London hin orientiert waren. Demgegenüber existierten kaum nennenswerte inneraustralische Verkehrsverbindungen; der 1854 einsetzende Eisenbahnbau blieb auf regionale Linien beschränkt. Erst unter dem Eindruck einer veränderten politischen Weltlage im Zeitalter des Imperialismus, in der mit Frankreich und dem Deutschen Reich europäische Rivalen in den pazifischen Raum vordrangen, kam es verstärkt zu Initiativen für einen föderativen Zusammenschluß. 1897 einigten sich die Premierminister der einzelnen australischen Kolonien auf einen vom Volk zu wählenden Ausschuß, der im folgenden Jahr die Arbeit an einer Bundesverfassung aufnahm. Dabei orientierte sich die Kommission eher an dem Vorbild der USA als an Kanada, denn die Einzelstaaten strebten ein höheres Maß an Eigenständigkeit an und waren lediglich dazu bereit, gewisse einzelne Rechte an den Bund abzutreten. Zugleich betonte der Verfassungsentwurf ein im Vergleich zu Kanada höheres Maß an Unabhängigkeit des neuen Mitgliedstaates gegenüber der Londoner Reichszentrale. Dennoch stimmte das Londoner Parlament dem allen zu und verabschiedete 1900 die Commonwealth of Australia Act. Wenn hier im Vergleich zum kanadischen Dominion von einem Commonwealth die Rede ist, dann besitzt dieser Begriff durchaus eine republikanische Note, weckt er doch Erinnerungen an das Commonwealth der englischen Revolution des 17. Jahrhunderts.
Obwohl die Insel Neuseeland – einst von ihren niederländischen Entdeckern nach ihrer heimatlichen Provinz Seeland so benannt – von Sidney nicht weiter entfernt ist als die australische Westküste, und obgleich sie zeitgleich mit Australien britische Kolonie wurde, trat sie 1901 nicht dem Commonwealth of Australia bei. Dies lag an den Besonderheiten einer historischen Entwicklung, die sich in vielem von der der australischen Besitzungen unterschied.
Hier standen nicht Sträflingskolonien am Anfang, sondern wie auf den meisten Inseln des Pazifik bildeten die Aktivitäten von Seehund- und Walfängern sowie Händlern und Missionaren die Vorhut europäischer Landnahme. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts nahmen erste britische Schiffe in den Häfen der Nordinsel Ladungen von Flachs und Holz an Bord, und 1792 erlegte die Mannschaft des Seglers Britannia in den Buchten des äußersten Südwestens im Laufe von neun Monaten viereinhalbtausend Seehunde. Den Händlern folgten Missionare auf dem Fuß, die 1814 und 1819 die beiden ersten Missionsstationen errichteten. Erste Siedler setzten von Australien über; zu Beginn der 30er Jahre waren es ein- bis zweitausend, zumeist hartgesottene Exsträflinge, so daß Charles Darwin, als er auf seiner Weltumseglung hier Station machte, feststellte: «… die Engländer dort sind überwiegend der Ausschuß der Gesellschaft»;[21] und in der Tat führte deren rücksichtslose Landnahme schon bald zu zahlreichen Konflikten mit den Eingeborenen.
Denn im Gegensatz zu Australien und auch zu den ersten Koloniegründungen in Nordamerika trafen die Europäer auf den beiden Inseln Neuseelands auf eine seit über tausend Jahren seßhafte indigene Bevölkerung mit einer ausgeprägten eigenen Kultur und differenzierten sozialen Organisation: die Maori. Sie begegneten den Neuankömmlingen selbstbewußt und verstanden es zugleich, europäische Errungenschaften zu übernehmen bzw. den eigenen Bedürfnissen anzupassen, wobei sich ihre kriegerischen Stämme nicht allein auf den Erwerb von Schußwaffen beschränkten, sondern sich auch als gelehrige Schüler der Missionsschulen bestimmte Kulturtechniken, wie z.B. Lesen und Schreiben, sowie die Regeln des Warenaustausches aneigneten.
Die britische Regierung verzichtete zunächst wie üblich auf eine direkte Intervention. Doch als Frankreich Interesse an kolonialen Unternehmungen im pazifischen Raum zeigte, begann sie erste Bemühungen um eine geordnete Landnahme zu unterstützen. Die Initiative ging vor allem von dem Kolonisationstheoretiker Edward Gibbon Wakefield aus, der 1836 vor einem Parlamentsausschuß Neuseeland als das «für eine Besiedlung (durch Engländer) geeignetste Land der Welt» bezeichnet hatte.[22] Ein Jahr später gründete er im Bunde mit einflußreichen Förderern aus Politik und Wirtschaft die New Zealand Company. Als diese ein Schiff mit Siedlungswilligen ausschickte, entschloß sich London zum Handeln und entsandte Kapitän William Hobson als designierten Konsul nach Neuseeland mit dem Auftrag, für die britische Krone von den Eingeborenen in aller Form Land zum Weiterverkauf an britische Siedler zu erwerben. Als Ergebnis dieser Mission kam im Februar 1840 der von mehr als 500 Maori-Häuptlingen unterzeichnete Vertrag von Waitangi (an der Nordspitze der nördlichen Insel) zustande, der als die historische Gründungsurkunde der britischen Kolonie Neuseeland gilt. Mit diesem Text erkannten die Maori die Souveränität der britischen Krone an, die ihnen ihrerseits als Gegenleistung ihren Besitzstand an Grund und Boden garantierte. Und während der britischen Krone das ausschließliche Recht zugebilligt wurde, von den Maori Land zur Weiterveräußerung an Siedler käuflich zu erwerben, wurden den Maori alle Rechte und Freiheiten britischer Untertanen gewährt. Auf der Grundlage dieses Abkommens proklamierte Hobson im Mai die britische Hoheit über die nördliche Insel; für die südliche Insel berief man sich in diesem Zusammenhang auf das alte Entdeckerrecht.
Mit diesem Vorgehen versuchte die britische Regierung offenkundig eine humane Alternative zu den bislang praktizierten Formen der überseeischen Landnahme zu entwickeln, in der Absicht, ein Nebeneinander von weißer Siedlungskolonie und christianisierter Maori-Gesellschaft zu erreichen. «Wir sind nun ein Volk», rief Hobson begeistert aus, als die Häuptlinge das Vertragspapier unterzeichneten. Doch solch hehre Ziele scheiterten, wie so oft, an den Interessen der vor Ort Handelnden. Die Neuseeland-Kompanie betrachtete das Landkaufmonopol der Krone als lästiges Hindernis, und auf der anderen Seite waren viele Maori durchaus willens, direkt mit den Siedlern ins Geschäft zu kommen. Zudem enthielt der von Missionaren erstellte Maori-Text des Vertrages eine Reihe mißverständlicher Formulierungen, die Anlaß oder auch nur Vorwand zu zahlreichen Konflikten zwischen den Einheimischen und landhungrigen Briten lieferten. Als Maori 1843 22 Weiße töteten, die die Ermordung eines Landvermessers zu rächen suchten, war dies der Beginn einer Reihe von regelrechten Kriegen, die sich bis 1872 hinzogen und in deren Verlauf die Maori begannen, ein übergreifendes Nationalgefühl zu entwickeln, so daß verschiedene Häuptlinge 1858 den Zusammenschluß mehrerer Stämme proklamierten und sogar einen der Ihren zum König wählten.
An die tausend weiße Siedler und Soldaten und wahrscheinlich doppelt soviele Maori fanden im Verlauf dieser Auseinandersetzungen den Tod. Vor allem aber sahen sich die Einheimischen am Ende des größten Teils ihres Landes beraubt, so daß sich 1892 nur noch ein Sechstel Neuseelands, und zwar besonders die unwirtlichen Gebiete der Nordinsel, in ihrem Besitz befanden. Bis heute haben diese Ereignisse die Beziehungen zwischen den Volksgruppen belastet, so daß sich im Jahre 1994 die neuseeländische Regierung bei ihren Maori-Untertanen in aller Form für den Bruch des Vertrages von Waitangi entschuldigt und sogar bestimmte Formen der Wiedergutmachung zugesichert hat.
Der Ausgang der Kämpfe war in erster Linie durch die inzwischen erreichte zahlenmäßige Übermacht der Briten entschieden worden. Beim Eintreffen der Europäer bewohnten schätzungsweise zwischen 100.000 und 250.000 Maori die Inseln. Zur Zeit des Vertragsschlusses von Waitangi 1840 war deren Zahl auf 70.000 bis 90.000 gesunken – nicht allein in Folge sinkender Fertilitäts- und steigender Sterblichkeitsrate durch eingeschleppte Infektionskrankheiten, sondern auch auf Grund zahlreicher Kriege zwischen den einzelnen Stämmen. Zur selben Zeit gab es lediglich 2000 Weiße in Neuseeland, doch bereits 20 Jahre später bildeten sie mit ca. 59.000 die Mehrheit gegenüber nunmehr 56.000 Einheimischen, und der erste offizielle Zensus des Jahres 1896 zählte 701.000 Europäer – zum überwiegenden Teil britischer Herkunft – und 42.000 Maori, deren Zahl im Laufe des folgenden Jahrhunderts allerdings wieder anstieg und im Jahr 1971 227.414 betrug (7,9 % der Gesamtbevölkerung).
Neuseeland wurde im Laufe des 19. Jahrhunderts Großbritanniens Musterkolonie, in der Wakefields Vision von der Schaffung möglichst getreuer Kopien der englischen Gesellschaft in Übersee weitgehend verwirklicht worden war, wobei der größte Einwanderungsschub in der Blütezeit der viktorianischen Epoche stattfand, deren Lebensformen hier länger als in der fernen Heimat bewahrt wurden. Ähnlich wie in Australien, bildeten auch in Neuseeland Küstenstädte wie Auckland, Wellington und Christchurch die Siedlungsschwerpunkte, obwohl die Wirtschaft überwiegend agrarisch bestimmt war, da das Land arm an Bodenschätzen ist. Ebenfalls wie in Australien bildete die ca. 4000 Hektar große Schaffarm zunächst die ökonomische Grundeinheit und Wolle den Hauptexportartikel. Als später die ersten modernen Kältetechniken entwickelt wurden, transportierten gegen Ende des Jahrhunderts Kühlschiffe in zunehmendem Maße auch Fleisch und Milchprodukte nach England, das der Haupthandelspartner seiner Musterkolonie war.
Die politische Entwicklung Neuseelands entsprach dem gängigen Muster für die weißen Siedlungskolonien des Empire. Nachdem die Londoner Regierung zunächst angesichts des anfangs noch bestehenden demographischen Übergewichts der Maori mit der Einführung der Selbstverwaltung gezögert hatte, wurden 1852 sowohl für die gesamte Kolonie wie auch für deren sechs Provinzen repräsentative Versammlungen eingerichtet, mit der Befugnis weitgehender Selbstbestimmung für die inneren Angelegenheiten der Kolonie. Das Wahlrecht wurde allen Bewohnern zugestanden, die Grundbesitz nach englischem Recht besaßen, wodurch die große Mehrheit der Maori ausgeschlossen blieb. Erst als die kriegerischen Auseinandersetzungen dem Ende zugingen, gewährte man den Maori 1867 in dem 74 Sitze umfassenden Parlament (heute sind es 87) deren vier – eine bis heute gültige Regelung, die angesichts des Mehrheitswahlrechts dieser ethnischen Gruppe eine Mindestvertretung garantiert. Ansonsten wurden auch in Neuseeland demokratische Grundsätze früher als im britischen Mutterland verwirklicht: 1874 das allgemeine Männerwahlrecht bei einer Reduzierung der Legislaturperiode auf drei Jahre und 1893 sogar das aktive allgemeine Frauenstimmrecht unter Einschluß der Maori-Bevölkerung. Hinzu kamen bereits gegen Ende des Jahrhunderts u.a. ein modernes Scheidungsrecht sowie die Anfänge einer weitreichenden Sozialgesetzgebung, so daß Neuseeland zu Recht den Anspruch erheben konnte, als Musterland des politischen Fortschritts zu gelten. 1907 bestätigte schließlich die Londoner Regierung der Kolonie offiziell den Dominionstatus.


 
4. AFRIKA – VOM KAP BIS KAIRO
Anders als im pazifischen Raum, wo die Gründungen der britischen Kolonien um die Mitte des 19. Jahrhunderts weitgehend abgeschlossen und Australien und Neuseeland mit der Einrichtung politischer Selbstverwaltung auf dem Wege zum Dominion-Status waren, gelangten große Teile Afrikas relativ spät unter britische Herrschaft. Hier war die territoriale Expansion des Empire erst gegen Ende des Jahrhunderts abgeschlossen, mit dem Ergebnis, daß nun London eine nahezu lückenlose, vom Kap der Guten Hoffnung bis zum Nildelta reichende Landmasse im Osten Afrikas politisch kontrollierte. Die Ausgangspunkte für die einzelnen Etappen der Landnahme hatten – unter jeweils völlig verschiedenen Voraussetzungen – Südafrika und Kairo gebildet.
Zuerst hatten die Briten im Verlauf der Kriege gegen das revolutionäre Frankreich am Kap der Guten Hoffnung Fuß gefaßt, wo sie die um die Mitte des 17. Jahrhunderts gegründete holländische Kolonie 1795 besetzten, denn die Niederlande waren von diesem Zeitpunkt an bis zum Ende der napoleonischen Herrschaft Teil des französischen Machtbereichs. Mit den allgemeinen europäischen Friedensverhandlungen des Jahres 1814 wurde Großbritannien, das nun eine ganze Reihe wichtiger maritimer Stützpunkte, wie u.a. Malta und die Seychellen, erwarb, schließlich auch der Besitz der Kapkolonie als der wichtigsten Zwischenstation auf dem Seeweg nach Indien endgültig bestätigt. Im Unterschied zu dem dünn besiedelten Australien trafen die Briten in der Kapkolonie auf eine zahlenmäßig starke afrikanische Bevölkerung von mehr als 40.000 vom Stamme der Khoi-Khoi (von den ansässigen Buren als Hottentotten bezeichnet). Und ähnlich wie in Kanada erwarben sie auch hier die Herrschaft über Siedler europäischer Herkunft, nämlich ca. 20.000 holländisch, bzw. afrikaans-sprechende Buren. Allerdings sollten – anders als in Kanada – die Briten in Südafrika den Buren gegenüber stets in der Minderheit bleiben, denn britische Auswanderer zogen es im allgemeinen vor, nach Kanada oder in den pazifischen Raum zu gehen, sofern sie sich nicht überhaupt die USA als Ziel auserkoren hatten. Lediglich um 1900, in den Jahrzehnten des Diamantenfiebers und des Goldrausches, stieg die Zahl der britischen Einwanderer vorübergehend spürbar an. Aber selbst dann noch majorisierten die Buren die Einwohner britischer Abstammung im Verhältnis von drei zu zwei.
Doch nicht allein auf Grund solcher Mehrheitsverhältnisse gestaltete sich das Verhältnis der beiden europäischen Volksgruppen zunehmend schwierig. Die Buren waren in erster Linie Viehzüchter, die – stets auf der Suche nach neuen fruchtbaren Weiden – immer weiter ins Innere des Landes vordrangen und sich so in ständigen kriegerischen Auseinandersetzungen mit Stämmen der einheimischen Afrikaner befanden, die ihrerseits in einer großen nach Süden und Westen zielenden Wanderung begriffen waren. So hatte Großbritannien mit der Kapkolonie nicht nur einen wichtigen maritimen Stützpunkt erworben, sondern zugleich eine unruhige Grenze, die immer wieder militärisches Eingreifen erforderlich machte.
Hinzu kam, daß die Buren den calvinistischen Grundüberzeugungen ihrer im 17. Jahrhundert in dieses Land gezogenen Vorväter treu geblieben und so – besonders was ihr Verhältnis zur schwarzafrikanischen Bevölkerung betraf – von den Wertvorstellungen und dem Menschenbild der europäischen Aufklärung nahezu unberührt geblieben waren. Ähnlich wie sich einst die englischen puritanischen Siedler in Nordamerika den eingeborenen Indianern gegenüber verhalten hatten, akzeptierten auch die holländischen Siedler die Afrikaner keineswegs als gleichrangige Geschöpfe Gottes. Aus solch gottgewollter Ungleichheit leiteten sie daher das Recht ab, ‹Kaffern und Hottentotten› zu versklaven, mit dem Ergebnis, daß, als Großbritannien die Kolonie erwarb, sich dort der Großteil der schwarzen Bevölkerung (ca. 25.000) im Zustand der Sklaverei befand. Zu einer Zeit, als in England die Öffentlichkeit gegen Sklavenhandel und Sklaverei mobil machte, war für die Buren das Verhältnis zu den Afrikanern durch eine Mischung von traditionellem puritanischem Heidenbild und modernen rassistischen Vorurteilen bestimmt, die für das ganze folgende Jahrhundert die Grundlage der südafrikanischen Apartheidspolitik bildeten. Vor dem Hintergrund solcher Gegensätze wuchsen die Spannungen zwischen Buren und den neuen Kolonialherren, die nicht nur darauf drängten, den Sklaven den Status von Lohnarbeitern zuzuerkennen, sondern die mit der offiziellen Aufhebung der Sklaverei in den britischen Kolonien zugleich die rechtliche Gleichstellung von schwarzen und weißen Untertanen verfügten.

Die Buren antworteten auf dieses Gesetz von 1833 mit dem 1834 einsetzenden ‹Großen Treck›. Während des folgenden Jahrzehnts zogen insgesamt ca. 14.000 Buren mit ihren Familien auf ihren Planwagen und ihrem Vieh im Gefolge über den bislang als nördliche Grenze geltenden Orange River, nicht nur auf der Suche nach neuem Farmland, sondern auch, um sich dadurch der britischen Herrschaft zu entziehen, indem sie die Burenrepubliken Orange Free State und Transvaal gründeten. Die britische Regierung sah sich damit vor die schwierige Frage gestellt, ob sie auf die Flucht ihrer Untertanen mit einer Ausdehnung ihrer Herrschaftssphäre reagieren sollte, zumal die Invasion der Trecker in langanhaltende Kämpfe mit den dort ansässigen Stämmen mündete, die sich auf das Gebiet der Kapkolonie auszudehnen drohten. Andererseits entsprach es der Grundüberzeugung liberaler Kolonialpolitik, wegen der damit verbundenen Kosten und Verpflichtungen nach Möglichkeit auf weitere territoriale Expansion zu verzichten. Schließlich entschied man sich nach einigem Hin und Her in der Sand River Convention des Jahres 1852 dafür, sich künftig jeglicher Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Burenrepublik Transvaal zu enthalten, und zwei Jahre später erhielt der Orange Freistaat die gleiche Zusicherung. England verzichtete damit auf seine koloniale Oberherrschaft über die Buren um den Preis, künftig nicht mehr für deren militärische Verteidigung aufkommen zu müssen. Lediglich im Küstengebiet hatten die Briten 1843 mit Natal ein Territorium annektiert, das die Nordostflanke der Kapkolonie sichern sollte.
Um die Jahrhundertmitte existierten somit statt einer britischen Kolonie in Südafrika vier Siedlungseinheiten. Zudem hatten sich die beiden Burenrepubliken geschriebene Verfassungen gegeben, die einerseits die Demokratie auf das Prinzip der Volkssouveränität gründeten, andererseits jedoch diese nur dem weißen Bevölkerungsteil zuerkannten und die schwarze Majorität durch die Errichtung einer unüberwindbaren Rassenschranke von jeglicher politischer Partizipation ausschlossen. «Das Volk wünscht keine Gleichstellung zwischen farbigen und weißen Einwohnern, weder in der Kirche noch im Staat», hieß es in der Verfassung von Transvaal. Auch in der erst kurz zuvor eingerichteten Kolonie Natal, wo nach dem Exodus der meisten Buren die britischen Einwanderer überwogen, herrschten ähnliche Verhältnisse. Denn die schwarzen Einheimischen bildeten zusammen mit den asiatischen Einwanderern die Mehrheit der Bevölkerung, und beide Gruppen blieben von der Beteiligung an der 1856 hier eingeführten Selbstverwaltung ausgeschlossen. Anders hingegen in der Kapkolonie, wo die 1852 eingeführte Repräsentativverfassung zwar das Wahlrecht durch einen Zensus, aber bis zum Jahre 1951 nicht durch eine Rassenschranke eingrenzte.
Angesichts dieser Gemengelage von Siedlungseinheiten, die in ihrer demographischen Zusammensetzung und ihrer politisch-gesellschaftlichen Struktur so gravierende Unterschiede aufwiesen, konnten auf Dauer keine stabilen Verhältnisse bestehen. Diese besondere Situation trug vielmehr dazu bei, daß gerade in Südafrika die britische Empire-Politik durch häufige und gelegentlich abrupte Kurswechsel gekennzeichnet war. Wenn sie dabei zwischen kolonialpolitischer Abstinenz und imperialer Expansion, zwischen militanter Aggression und einer Politik des friedfertigen Ausgleichs oszillierte, war dies allerdings nur in seltenen Fällen das Ergebnis in London gefaßter Kabinettsbeschlüsse oder gar einsamer Entscheidungen einzelner leitender Minister. Vielmehr waren auch hier die Wechselfälle der Politik das Ergebnis des Zusammenspiels einer ganzen Reihe von Faktoren. Dazu zählten – wie zumeist und fast überall im Empire – in erster Linie die Entscheidungen und Aktionen der ‹men on the spot›, der Gouverneure und Militärs der Kapkolonie, wenn sie kurzfristig auf situationstypische Entwicklungen reagierten. Das waren vor allem die nahezu ständigen Konflikte mit den kriegerischen schwarzafrikanischen Stämmen der Region und die fortwährenden Spannungen zwischen Buren und Engländern. Und später galt es, sich mit den Folgen der plötzlichen Entdeckung reicher Bodenschätze auseinanderzusetzen und auf die Bedrohung durch konkurrierende europäische Kolonialmächte zu reagieren, die in den südafrikanischen Raum einzudringen begannen.
Als 1874 die Konservativen unter der Führung Disraelis in London das liberale Kabinett Gladstones ablösten, übernahm Lord Carnarvon das Kolonialministerium. Er hatte seinerzeit wesentlich zur Gründung der kanadischen Föderation beigetragen und hegte daher die Überzeugung, daß allein eine vergleichbare Union der südafrikanischen Kolonien und Republiken in Zukunft als unverzichtbarer Eckpfeiler für die Sicherheit und den Bestand des Britischen Empire dienen könne. Doch die politische Entwicklung vor Ort folgte ihren eigenen Gesetzen. Hier nahm der britische Regierungsagent den fortwährend schwelenden Konflikt zwischen den Buren und den kriegerischen Zulus, denen die bankrotte Republik Transvaal militärisch zu unterliegen drohte, zum Anlaß, entgegen der Sand River Konvention Transvaal 1877 zu dessen Schutz zu annektieren. Doch kaum war nach mühsam errungenem Sieg der britischen Truppen über die Zulus (1879) die Bedrohung für die Buren entfallen, erhoben sie sich gegen ihre Schutzmacht und errangen gegen die Briten am 27.2.1881 den bedeutsamen militärischen Sieg von Majuba Hill. Die inzwischen in London ans Ruder gelangte liberale Regierung unter Gladstone, der sich zuvor bereits gegen die Annektion ausgesprochen hatte, verzichtete auf einen nachhaltigen militärischen Gegenschlag. Statt dessen wurde in der Konvention von Pretoria und 1884 dann in der Convention of London den Buren erneut ihr Recht auf politische Selbstbestimmung bestätigt, und Transvaal war fortan unter der neuen Bezeichnung South African Republic wie seine burische Zwillingsrepublik Orange Free State als halbsouveräner Staat dem britischen Empire eingegliedert. Dies geschah nämlich unter dem gleichzeitigen Vorbehalt der Suzeränität der britischen Krone, d.h. mit der Einschränkung, daß sich Großbritannien die Kontrolle über die Außenpolitik vorbehielt. Ein solchermaßen unklarer internationaler Status erwies sich schon bald als zusätzliche Hypothek für die Beziehungen zwischen London und Pretoria, die zudem angesichts der jüngsten ökonomischen Entwicklung vermehrten Spannungen ausgesetzt waren.
Im Vergleich zu Kanada und Australien und vor allem natürlich zu Indien war die wirtschaftliche Bedeutung der südafrikanischen Kolonien zunächst eher gering zu veranschlagen. Lediglich Wolle, Wein und später, als die Mode es verlangte, auch Straußenfedern bildeten lohnende Exportartikel für den britischen Markt. Das änderte sich jedoch schlagartig, als 1867 in der Nähe der Mündung des Vaal-Flusses in den Orange-River bei Kimberley reiche Diamantenlager und zwei Jahrzehnte später in Transvaal schier unerschöpfliche Goldminen entdeckt wurden, aus denen um 1900 ein Viertel des gesamten Weltbedarfs gedeckt werden konnte. Bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren 50 % des Gesamtwertes der südafrikanischen Exporte auf Gold und 25 % auf Diamanten gegründet. Nun stieg die Zahl der Einwanderer aus Großbritannien; waren es zwischen 1853 und 1870 lediglich knapp 25.000 gewesen, so verließen zwischen 1871 und 1890 insgesamt nahezu 125.000 die Insel mit dem Ziel Südafrika, und während der beiden folgenden Jahrzehnte waren es dann 430.000. Die politischen Folgen dieses demographischen und ökonomischen Booms waren beträchtlich und gipfelten schließlich 1899 im Ausbruch des Burenkrieges als der ersten großen Krise des jüngeren Empire.
Bei dem sich anbahnenden Konflikt ging es für Großbritannien nicht, wie es auf den ersten Blick erscheinen mag, vor allem um Gold und Diamanten. Zwar lagen diese reichen Bodenschätze außerhalb der Grenzen der Kapkolonie, aber im Falle der Diamanten gelang es London bereits kurz nach deren Entdeckung, das entsprechende Gebiet (West Griqualand) in Besitz zu nehmen. Und obgleich sich die Goldminen von Witwatersrand in Transvaal befanden, wurde deren Erschließung und Ausbeutung erst durch den Einsatz von britischem Kapital und die Aktivitäten britischer Unternehmer ermöglicht, die dann selbstverständlich auch die entsprechenden Profite einstrichen. Bis 1899 hatten sie dort ca. 60 Mio. Pfund investiert, und von den 50.000 Einwohnern, die Johannesburg zu dieser Zeit zählte, waren lediglich 6200 echte transvaaler Buren, denen 30.000 kürzlich aus England oder der Kapkolonie zugewanderte Briten gegenüberstanden. Doch selbst wenn die Mehrzahl der burischen Farmer, anders als viele zugewanderte Ausländer (Uitlanders), nicht direkt vom Goldboom profitierte, so wuchs doch auf Grund dieser Entwicklung das politische Gewicht der Republik, deren Prosperität sie mehr und mehr zum Zentrum Südafrikas werden ließ – und dies auf Kosten der britischen Kapkolonie.
Vor allem jene Briten, die nach wie vor das Ziel verfolgten, durch eine engere südafrikanische Union die afrikanische Position des Empire zu festigen, betrachteten fortan jeden Versuch der Regierung der Burenrepublik, politische Unabhängigkeit zu demonstrieren, mit zunehmendem Mißtrauen. Außerdem waren Portugal und das Deutsche Reich dabei, mit Mozambique im Nordosten und mit Deutsch-Südwestafrika an der gegenüberliegenden Küste, in unmittelbarer Nachbarschaft der britischen Besitzungen eigene Kolonien zu errichten. Daher wuchs auf seiten Großbritanniens die Bereitschaft, im drohenden Kampf um die Vorherrschaft in Südafrika die Burenrepubliken notfalls mit Waffengewalt in das Empire zu zwingen. Eine zentrale Rolle spielte dabei der von 1890 bis 1896 als Ministerpräsident Südafrikas amtierende Cecil Rhodes, dessen Karriere und Visionen geradezu exemplarisch die Antriebskräfte und Zielsetzungen britischer imperialistischer Afrikapolitik im ausgehenden 19. Jahrhundert illustrieren.
Der 1853 in England geborene Sohn eines Geistlichen wanderte wegen seiner schwächlichen Gesundheit mit siebzehn Jahren nach Afrika aus. Dort zog es ihn auf die Diamantenfelder von Kimberley, wo er innerhalb kürzester Zeit ein riesiges Vermögen erwarb. Sein Finanzimperium kontrollierte seit 1887 zudem einen großen Teil der neuen Goldminen von Witwatersrand. Doch Rhodes wollte mehr sein als nur der größte Unternehmer und Finanzier Südafrikas; sein Ehrgeiz war es, mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln die Machtposition des Britischen Empire weiter auszubauen, gemäß seiner Maxime: «Wir (die Briten, P. W.) sind die allen anderen überlegene Rasse, und je mehr wir von deren Welt in Besitz nehmen – um so besser für diese Welt.»[23] Dabei zog Rhodes auf seiner Karte Afrikas mit Bleistift eine Linie, die Kapstadt mit Kairo verband und eine geplante Eisenbahnlinie bezeichnete, die das Rückgrat britischer Vorherrschaft in Afrika bilden sollte. Letztlich gingen seine Visionen sogar über Afrika hinaus, wenn er etwa zu seinen Vertrauten davon sprach, daß dereinst selbst die USA in den Schoß des Empire zurückkehren würden.
Auch wenn solche Pläne das Produkt einer die Realität übersteigenden politischen Romantik waren, so entwickelte und verfolgte Rhodes gleichzeitig handfeste strategische Konzepte für die Stärkung der britischen Machtposition im Süden Afrikas. Bereits bevor er die offizielle Position des Ministerpräsidenten bekleidete, war er in dieser Beziehung aktiv geworden; auch sein Handeln war ein Beleg dafür, daß die Expansion des Empire weniger das Ergebnis regierungsamtlicher Politik als vielmehr das Resultat der Aktionen der ‹men on the spot› war – von Akteuren, die zudem öfters als Privatpersonen und nicht als Amtsträger handelten. Schon frühzeitig ging Rhodes daran, seinen Plan von der Einkreisung der Burenrepubliken in die Tat umzusetzen. 1884 betrieb er als Abgeordneter des südafrikanischen Parlaments die Besetzung von Bechuanaland nordöstlich Transvaals (das heutige Botswana), das ein Jahr später unter britisches Protektorat gestellt wurde wie 1887 dann auch Zululand und Pondoland an der südwestlichen Grenze der Republik. Alsdann richtete Rhodes den Blick auf das Land der Matabele, mit dem der Ring im Norden geschlossen werden konnte und wo man zudem reiche Goldvorhaben vermutete. Eigens zu diesem Zweck gründete er 1889 die South Africa Company, deren Söldner in einem privaten Feldzug 1893 die Krieger Lobengulas, des Häuptlings der Matabele, mit einem der ersten Einsätze des neuen Maxim-Maschinengewehrs reihenweise niedermähten. Das mit der stillschweigenden Billigung der Londoner Regierung eroberte Land nördlich des Limpopo-Flusses, in dem die Prospektoren zwar kein Gold aufspürten, aber in das schon bald landhungrige Siedler aus der Kapkolonie strömten, blieb zwar im Besitz der Gesellschaft, bildete de facto jedoch einen Teil des Britischen Empire; in aller Bescheidenheit taufte Rhodes es Rhodesia. Es hatte ihm statt erhoffter Gewinne lediglich erhebliche finanzielle Verluste eingebracht, aber immerhin hatte er hier das eingelöst, was er gegen Ende seines Lebens als seine Berufung erkannte, «nämlich Ihrer Majestät Empire vergrößern helfen».[24]
Sein ursprüngliches Ziel – die Einbindung der Burenrepubliken in eine britisch dominierte Südafrikanische Union – hatte Rhodes damit jedoch nicht erreicht. Im Gegenteil: Unter ihrem eigenwilligen, halsstarrigen Präsidenten Kruger begannen die Buren verstärkt politische Eigenständigkeit zu demonstrieren. Besonders bedrohlich erschien den Briten der Bau einer Eisenbahnlinie von Pretoria an die Küste der portugiesischen Kolonie Mozambique, mit der sich die Buren aus der bisher einseitigen ökonomischen Abhängigkeit von den britisch kontrollierten Häfen befreien konnten. Angesichts dieser veränderten Situation entschloß sich Rhodes, abermals auf eigene Faust zu handeln – diesmal allerdings mit dem geheimen Einverständnis des britischen Kolonialministers Joseph Chamberlain. Er setzte dabei auf die große Zahl der britischen Uitlanders in Transvaal, die längst die Wirtschaft der Republik weitgehend kontrollierten, aber, obwohl zur Zahlung von Steuern verpflichtet, von der politischen Mitbestimmung ausgeschlossen blieben. Der Einmarsch einer kleinen Schar bewaffneter Freischärler unter der Führung von Rhodes’ Agenten Dr. Jameson am 29. Dezember 1895 sollte sie zum Aufstand provozieren.
Das Unternehmen scheiterte kläglich, allerdings mit beträchtlicher politischer Resonanz. Das wilhelminische Deutschland bekundete in der berüchtigten Krüger-Depesche seines Kaisers dem Buren-Präsidenten demonstrativ seine Solidarität. Rhodes mußte als Ministerpräsident zurücktreten; in London geriet Chamberlain in beträchtliche Schwierigkeiten. Einer Union auf friedlicher Basis war nun erst recht der Weg verstellt. Statt dessen verstärkte Kruger die militärische Aufrüstung der Republik. Für Großbritannien stellte sich nun die Machtfrage, denn es sah sich in der Gefahr, als imperiale Weltmacht sein Gesicht zu verlieren. In Südafrika übernahm der zum Gouverneur der Kapkolonie und Hochkommissar von Südafrika ernannte Alfred Milner die Führung der Politik. Als ebenso entschlossener Imperialist wie Rhodes knüpfte er nahtlos an dessen strategische Ziele an. Gemeinsam mit Chamberlain suchte er bewußt den militärischen Konflikt mit den Buren. Auch ihm diente die Situation der Uitlanders in Transvaal, die im Gegensatz zu den in der Kapkolonie lebenden Buren keine politische Gleichberechtigung genossen, als Argument für eine ständige Eskalation letztlich unannehmbarer Forderungen. Wie so oft provozierte auch hier der wahre Aggressor sein Opfer zu einem verzweifelten Präventivschlag: Am 9. Oktober 1899 kam Präsident Kruger den Briten mit seinem Ultimatum zuvor – der Kampf um die Vorherrschaft in Südafrika hatte begonnen.
Angesichts der Kräfteverhältnisse konnte dieser Krieg nur mit einer Niederlage der Buren enden. Doch wer auf britischer Seite mit einem raschen, leichten Sieg nach dem üblichen Muster der Kolonialkriege des 19. Jahrhunderts rechnete, sah sich alsbald getäuscht. Die Kämpfe dauerten fast drei Jahre, und statt der ursprünglich veranschlagten 75.000 Mann kamen auf britischer Seite 450.000 Soldaten aus dem gesamten Empire zum Einsatz, denen lediglich ca. 60.000 Buren gegenüberstanden. Am Schluß beliefen sich die Kosten für die Briten auf 230 Mio. Pfund, ihre Verluste auf 22.000 Soldaten, von denen die Mehrzahl, wie schon im Krimkrieg, grassierenden Krankheiten zum Opfer fielen. Auf seiten der Buren zählte man ca. 34.000 Tote, von denen knapp 28.000, vorwiegend Frauen und vor allem Kinder, als Zivilgefangene in sogenannten ‹concentration camps› umkamen. Denn als die Buren angesichts ständig zunehmender militärischer Überlegenheit des Gegners zu einem erfolgreichen Guerilla-Krieg übergingen, begegnete die britische militärische Führung dem mit einer Politik der verbrannten Erde, in deren Vollzug ca. 30.000 burische Farmen niedergebrannt und deren Bewohner in großen Lagern interniert wurden, wo angesichts der unzureichenden Ernährung und der katastrophalen sanitären Verhältnisse 1901 die Sterberate auf über 30 % anstieg. Dies war nicht einer Politik des gezielten Genozids zuzuschreiben, aber die Folge einer rigorosen Kriegsführung, die Repressalien gegenüber der Zivilbevölkerung in ihre Strategie mit einbezog, ohne deren Folgen planerisch und verwaltungstechnisch bewältigen zu können. Erst als britische humanitäre und pazifistische Organisationen, mit der Pfarrerstochter Emily Hobhouse an der Spitze der Bewegung, sich für die armen Opfer einsetzten und in England eine Kampagne der moralischen Empörung entfachten, besserte sich die Situation in den Lagern – für viele allerdings viel zu spät.
Der Friede von Vereeniging besiegelte schließlich das Schicksal der selbständigen Burenrepubliken, die nun als Kolonien der britischen Krone dem Empire eingegliedert wurden, ohne wie ihre Nachbarn, die Kapkolonie und Natal, das Recht auf politische Selbstbestimmung zu besitzen. Die Einrichtung einer politischen Union wurde vertagt, zumal Milner darauf setzte, daß in absehbarer Zukunft die britischen Siedler die Buren majorisieren würden. Allerdings ließ sich dieses Ziel nicht verwirklichen, denn Südafrika bildete nach wie vor kein attraktives Ziel für britische Auswanderer. Wenn es dennoch schon 1910 zur Gründung einer südafrikanischen Union kam, so war dies das Ergebnis einer von beiden Seiten betriebenen Versöhnungspolitik. Bereits 1906/1907 gewährte die britische liberale Regierung Campbell-Bannermans Transvaal und der Orange River Colony (wie der ehemalige Freistaat nun offiziell hieß) politische Selbstbestimmung als Voraussetzung für die Verhandlungen über eine Unionsverfassung unter gleichberechtigten Partnern. Vor allem aufgrund des ökonomischen Gewichts Transvaals setzten sich nun die Buren mit ihren wesentlichen Forderungen durch. Statt einer losen Föderation erreichten sie die Gründung einer eher zentralistisch ausgerichteten Union als Rahmen für die Ausbildung einer neuen weißen südafrikanischen Nation. Gleichzeitig blieb die unterschiedliche rechtliche Stellung der schwarzen Bevölkerung in den einzelnen Provinzen der Union erhalten. In Transvaal, Orange und auch Natal waren die schwarzen Afrikaner weiterhin von der politischen Mitbestimmung ausgeschlossen, die in der Kapprovinz wenigstens den Eigentümern von persönlichem Grundbesitz gewährt worden war. Als weiteres ‹weißes› Dominion sicherte die neue Union fortan die Präsenz des Empire in Südafrika, wobei allerdings der immer wieder beschworene Grundsatz von der Fürsorgepflicht gegenüber den eingeborenen Afrikanern aufgegeben worden war. Alfred Milner hatte dieses Dilemma bereits 1897 dem britischen Premier Asquith dargelegt und ihn darauf hingewiesen, daß eine Politik, die auf Gleichberechtigung für den schwarzen Bevölkerungsteil setze, sowohl die Buren als auch die britischen Siedler gegen sich aufbringen würde. Die Gewährung umfassender politischer Selbstbestimmung hingegen «würde Südafrika so loyal wie Kanada werden lassen – doch welcher Preis wäre dafür zu zahlen? Man würde die schwarzen Rassen, denen man Schutz und Fürsorge zugesichert hat, ihrem Schicksal überlassen».[25] Dennoch entschied man sich, den Forderungen der weißen Minorität stattzugeben und damit einen Sprengsatz für die politische Zukunft der Region zu deponieren, wie in der zweiten Häfte des 20. Jahrhunderts offenkundig werden sollte.
Die Ausgangslage für die britische Expansion von Kairo aus in Richtung Süden war völlig verschieden von der Situation in Südafrika zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Ägypten war seit 1517 Provinz des Osmanischen Reiches. Als Napoleon 1798 mit dem Fernziel einer Bedrohung der britischen Position in Indien zu seiner militärischen Expedition nach Ägypten aufbrach, rückte diese Region für das gesamte 19. Jahrhundert ins Zentrum britisch-französischer Rivalität. Und obwohl das Unternehmen nach der vernichtenden Niederlage der französischen Flotte bei Abukir frühzeitig gründlich scheiterte, gelang es Frankreich, zu dem seit 1805 in der Praxis selbständigen Staat Ägypten, der nur noch nominell die türkische Oberhoheit anerkannte, enge Beziehungen zu pflegen. So fiel 1854 die Konzession für den Bau des seit langem geplanten Suez-Kanals an den ehemaligen französischen Konsul Ferdinand de Lesseps. Vergeblich hatte Großbritannien versucht, den Bau zu verhindern, zumal die Anteilseigner der Kanalgesellschaft in erster Linie Franzosen waren. Als schließlich mit dem 1869 fertiggestellten Kanal ein neuer Seeweg nach Indien existierte, mußte es naturgemäß in Großbritanniens politischem Interesse liegen, daß diese Route, über die z.B. 1882 13 % des britischen Überseehandels abgewickelt wurden, nicht unter die ausschließliche Kontrolle konkurrierender Mächte geriet. Als daher – ausgelöst durch verstärkte Modernisierungsbemühungen des ägyptischen Herrschers und damit verbundene wachsende Abhängigkeiten von europäischem Kapital – die ägyptischen Staatsfinanzen vor dem Zusammenbruch standen und die ägyptischen Anteile an der Kanalgesellschaft von insgesamt 40 % 1875 zum Kauf angeboten wurden, nutzte der britische Premier Disraeli diese Gelegenheit und erwarb das Aktienpaket für 3 ¼ Mio. Pfund für den englischen Staat.
Dennoch ließ sich der Staatsbankrott nicht abwenden, und die ägyptische Regierung wurde nun zum Gefangenen ihrer europäischen Gläubiger. Eine britisch-französische Kommission mit dem Auftrag, die Interessen der Investoren wahrzunehmen, ersetzte den Khediven Ismail durch dessen Sohn Tawfik. Dagegen rebellierte schließlich ein Teil der ägyptischen Armee unter Führung des Obersten Arabi Pascha, dessen nationale antieuropäische Parolen schließlich zu Unruhen führten, die in Alexandria in gewalttätigen Ausschreitungen gegen Europäer gipfelten. Da die Franzosen aus innenpolitischen Gründen nicht zu einer gemeinsamen Aktion bereit waren, entschloß sich die britische Regierung, allein militärisch einzugreifen, um die ägyptischen Verhältnisse zu stabilisieren und vor allem um den Kanal zu sichern. Ein starkes britisches Expeditionskorps schlug die aufständischen ägyptischen Truppen. Noch im Jahr zuvor hatte der liberale britische Premier Gladstone im Süden des Kontinents mit der Konvention von Pretoria den Rückzug aus den Burenrepubliken verfügt. Nun sah er sich hier im Norden mit dem Dilemma konfrontiert, daß er zwar einen raschen Rückzug Englands aus Ägypten anstrebte, dieser jedoch stabile Verhältnisse voraussetzte, die sich nicht ohne weiteres herstellen ließen. Vor allem hätte eine Räumung entweder den Sieg antibritischer nationaler Kräfte oder aber eine erneute dominierende Position des französischen Konkurrenten bedeutet, der ohnehin durch die Invasion der Briten aufs äußerste irritiert war. Schon um den Konflikt mit Frankreich nicht weiter eskalieren zu lassen, kam daher auch eine förmliche Eingliederung Ägyptens in den Verband des Empire nicht in Frage. Statt dessen wurde, ähnlich wie bereits im Bereich der indischen Fürstentümer, ein System der indirekten Herrschaft errichtet. Formal blieben die alten Strukturen erhalten, doch der Khedive und seine Minister hatten de facto die Anweisungen des britischen Generalkonsuls zu befolgen; in sämtlichen Ministerien und leitenden Behörden fungierten um 1900 ca. 500 Briten als ‹Berater› – der Form nach waren sie ägyptische Beamte und trugen den landesüblichen Fez als Kopfbedeckung, de facto jedoch setzten sie die Richtlinien der britischen Kolonialpolitik um. So wurden die Finanzen von Briten verwaltet; die ägyptische Armee wurde neu formiert und unter das Kommando britischer Offiziere gestellt; gleichzeitig waren britische Einheiten auf Kosten der einheimischen Regierung im Lande stationiert; britische Juristen initiierten eine umfassende Reform des Justizwesens; britische Inspektoren kontrollierten ägyptische Schulen; britische Ingenieure leiteten das für das Land lebensnotwendige Bewässerungssystem. Während in den südafrikanischen Kolonien schon längst Institutionen der politischen Selbstverwaltung bestanden, wurde in Ägypten, ähnlich wie in Indien, das System einer autokratischen Kolonialherrschaft errichtet. An dessen Spitze stand Evelyn Baring, der spätere Lord Cromer, ein ebenso energischer und fähiger Beamter wie entschiedener Vertreter einer Politik, die allein in einem Ausbau des Empire die Garantie für die Zukunft britischer Weltgeltung sah. Dreißig Jahre lang bestimmte er maßgeblich die Geschicke Ägyptens, zunächst als Mitglied der Kontrollkommission, dann von 1883 bis 1907 als Generalkonsul.
Unter seiner Herrschaft wurde Ägypten nachhaltig in das ökonomische System des Empire eingebunden, d.h. seine Wirtschaft ganz auf die Bedürfnisse Englands ausgerichtet, mit dem Ergebnis, daß in den späten neunziger Jahren der Handel mit Großbritannien sich auf 63 % der ägyptischen Exporte und 38 % der Importe erstreckte. Bei den Ausfuhren handelte es sich in erster Linie um Baumwolle als Rohstoff für die immer noch weltweit führende englische Textilindustrie; ihr Anteil an den Exporten betrug 1880 bereits 76 % (im Wert von ca. 8. Mio Pfund) und stieg bis 1912 auf 93 % (ca. 30 Mio.). Dies bedeutete, daß die ägyptische Wirtschaft weiterhin vorwiegend agrarisch ausgerichtet blieb und lediglich industrielle Unternehmungen im Umfeld der Baumwollverarbeitung der britischen Verwaltung als förderungswürdig galten. Gleichzeitig fand im Bereich der Landwirtschaft ein Konzentrationsprozeß statt, durch den große Latifundien auf Kosten von Pächtern und kleinen Betrieben expandierten. Dabei wuchs innerhalb der überschaubaren Oberschicht der einflußreichen Landbesitzer und Geschäftsleute, deren Wohlstand sich zum Großteil auf die ökonomische Verflechtung mit England gründete, die Zahl der Europäer, speziell der Engländer. Gleichzeitig vertiefte sich die Kluft zwischen dieser Elite, die kulturell auf Europa ausgerichtet war, und der großen Masse der kleinen Bauern und Pächter, der landlosen Tagelöhner und Bettler, die dem traditionellen islamischen Glauben anhing – hier bauten schroffe soziale und kulturelle Gegensätze ein Spannungspotential für künftige Konflikte auf.
Die Besetzung Ägyptens, mit der sich Großbritannien ein wichtiges Verbindungsglied im globalen Netzwerk seines Empire sicherte, löste darüber hinaus beträchtliche Rückwirkungen im Beziehungsgeflecht des europäischen Mächtesystems aus, wobei sich hier aufgestaute Rivalitäten zwischen 1880 und 1900 in der sogenannten ‹Aufteilung Afrikas› entluden. Nicht nur, daß Frankreich den Verlust seines Einflusses in Ägypten durch eine groß angelegte Kolonialoffensive in Westafrika auszugleichen suchte; im zentralafrikanischen Kongo-Becken erwarb die belgische Krone ein ausgedehntes Kolonialreich. Auch das Deutsche Reich beteiligte sich an diesem Wettlauf, und als es 1885 die Schutzherrschaft über die Kolonie Deutsch-Ostafrika errichtete und damit einen Keil in die Kap-Kairo-Linie trieb, trug dies dazu bei, daß Großbritannien seinen Einflußbereich von Ägypten aus nilaufwärts erweiterte. Auch diese Expansion hatte ihre spezifische Vorgeschichte.
Zwischen 1820 und 1842 hatte der ägyptische Khedive schrittweise den Sudan seinem Herrschaftsbereich einverleibt und für dessen Verwaltung vorwiegend Europäer als Gouverneure eingesetzt. Gegen deren Modernisierungspolitik wandten sich die Anhänger eines entschiedenen islamischen Fundamentalismus. Sie erhoben sich 1882 unter der Führung eines gewissen Muhammad Ahmad in der Rolle des Mahdi, d.h. des persönlich von Gott Berufenen, gegen die ägyptische Herrschaft – genau zu dem Zeitpunkt, als in Ägypten durch den Aufstand des Arabi Pascha die Zentralgewalt lahmgelegt war. Nachdem von 1883 an die Briten de facto die Politik Ägyptens bestimmten, weigerte sich die liberale Regierung in London, um der Rückeroberung des Sudans willen das militärische Engagement Großbritanniens zu verstärken. Statt dessen ordneten sie die Evakuierung der in Khartum stationierten ägyptischen Truppen an. Mit diesem Auftrag betraute der britische Premier Gladstone 1884 den General Charles Gordon, der sich bereits im Krimkrieg und bei militärischen Unternehmungen in China (1860–1865) ausgezeichnet hatte und danach in Diensten der ägyptischen Regierung als Gouverneur des Sudan amtiert hatte. Doch der ebenso eigenwillige wie starrsinnige Gordon beschloß, entgegen seinem Auftrag, die Stadt zu halten, um dadurch eine Entlastungsoffensive und damit eine Entscheidungsschlacht gegen die Truppen des Mahdi zu provozieren. Gladstone zögerte lange, bis endlich auf den verstärkten Druck der britischen Öffentlichkeit hin eine Entsatzexpedition nilaufwärts gesandt wurde, die allerdings erst im Januar 1885 Khartum erreichte – drei Tage nachdem es von den Truppen des Mahdi erstürmt worden und Gordon gefallen war. Fortan besaß das Empire einen weiteren Märtyrer, und die imperialistisch gestimmte Öffentlichkeit wurde nicht müde, fortan Rache für Gordon zu fordern. Doch dies war nicht das Hauptmotiv für die konservative Regierung Lord Salisburys, 1898 eine britische Armee in den Sudan zu schicken, sondern es ging um die Sicherung des Niloberlaufs sowie darum, die Verbindung zu den inzwischen in Ostafrika eingerichteten britischen Protektoraten Uganda sowie dem späteren Kenia herzustellen.

Nachdem am 2. September 1898 die zahlenmäßig weit überlegenen Streitkräfte des Mahdi von den fünfundfünfzig modernen Maxim-Maschinengewehren der Armee Lord Kitcheners bei Omdurman regelrecht niedergemäht worden waren, rückten die Briten weiter nach Süden vor, um ihre Ansprüche auf den Oberlauf des Nils zu sichern. Dies erschien umso dringlicher, als die Franzosen ihrerseits von Westafrika nach Osten vorstoßend, dasselbe Ziel ins Auge gefaßt hatten. Als die Briten am 19. September den kleinen Ort Faschoda erreichten, hatte dort bereits ein französisches Expeditionskorps die französische Fahne gehißt, sah sich jedoch angesichts der zahlenmäßigen Überlegenheit der Form eines ägyptisch-britischen Kondominiums de facto dem britischen Empire auf Kosten Ägyptens einzuverleiben.
Als schließlich nach der Niederlage des Deutschen Reiches im Ersten Weltkrieg der Siegermacht Großbritannien die Mandatsherrschaft über die nun in Tanganyika umbenannte ehemalige Kolonie Deutsch-Ostafrika zugesprochen wurde, war tatsächlich eine vom Kap der Guten Hoffnung bis Kairo reichende Zone direkter bzw. indirekter britischer Kolonialherrschaft hergestellt. Cecil Rhodes’ politische Vision, die gesamte Ostküste Afrikas bis hin zum Mittelmeer auf den Atlanten rot einzufärben, war Wirklichkeit geworden. Allerdings hat diese riesige Landbrücke niemals die von Rhodes in sie gesetzten Erwartungen erfüllen können, denn sie hat weder in strategischer noch ökonomischer Hinsicht die erhoffte herausragende Bedeutung erreicht – und eine Kairo mit Kapstadt direkt verbindende Bahnlinie ist nie gebaut worden.



5. ENGLAND UND SEIN EMPIRE IM ZEITALTER DES IMPERIALISMUS
«Die Weltgeschichte kennt nichts Großartigeres als das Britische Empire»,[26] resümierte um die Jahrhundertwende mit selbstbewußtem Stolz Lord Curzon – Vizekönig von Indien von 1898 bis 1905. In der Tat befand sich Großbritannien in der Epoche zwischen dem Wiener Kongreß und dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs auf dem Höhepunkt seiner Weltmachtstellung. Das überseeische Reich hatte zwar noch nicht seine größte Ausdehnung erreicht, aber England herrschte über ungefähr ein Viertel des Erdballs bzw., wie es die St. James Gazette 1901 im Stil der Zeit formulierte, über «einen Kontinent, hundert Halbinseln, fünfhundert Vorgebirge, tausend Seen, zweitausend Flüsse, zehntausend Inseln».[27]
Nach wie vor bildete die kleine Insel am Rande Europas mit ihren 41,5 Mio. Einwohnern das unumstrittene Zentrum dieses weltumspannenden Reiches mit seinen insgesamt 400 Mio. Untertanen. Entsprechend seiner Entstehungsgeschichte war dieses Empire ein riesiger Fleckenteppich unterschiedlicher über den gesamten Globus verteilter Herrschaftsgebiete, die von der Zentrale z.T. durch riesige Entfernungen getrennt waren. Im Jahr 1822 dauerte eine Schiffsreise von Leith in Schottland nach Hobart auf der kurz zuvor erworbenen Insel Tasmanien noch sechseinhalb Monate, und British Columbia an der Westküste des nordamerikanischen Kontinents war 1850 nur nach einer fünfmonatigen Fahrt um Kap Horn herum zu erreichen. Doch mit dem Siegeszug der Eisenbahn und der Dampfschiffahrt begannen die Entfernungen zu schrumpfen, so daß gegen Ende des Jahrhunderts die Reise von London nach Kapstadt, die fünfzig Jahre zuvor noch sechs Wochen in Anspruch genommen hatte, nun um mehr als die Hälfte verkürzt war. Hinzu kam, daß mit der Eröffnung des Suez-Kanals der Seeweg zwischen Plymouth in Südengland und Bombay von 10.450 Seemeilen auf 6000 reduziert war. Seit der Jahrhundertmitte eröffneten einzelne Schiffahrtsgesellschaften mit staatlicher Unterstützung einen regelmäßigen Linienverkehr von englischen Häfen nach Ost und West – bis hin nach Argentinien und China. In Übersee trug der Bau von Eisenbahnlinien in Kanada wie auch in Australien wesentlich zum Zusammenschluß der einzelnen Kolonien zu neuen Bundesstaaten bei. Seit 1885 verband die Canadian-Pacific Railway British Columbia mit der kanadischen Ostküste. In Australien hatte zuvor der Bau einer Eisenbahnlinie von Sidney aus neue Siedlungsgebiete jenseits der Blue Mountains erschlossen. Und in Indien wurde mit erheblichem technischem Aufwand ein ganzes Eisenbahnnetz errichtet, das Bombay, Delhi, Madras und Kalkutta miteinander verknüpfte. Noch stärker als die Dampfkraft ließ die Elektrizität die Entfernungen schrumpfen. 1866 stellte ein erstes Überseekabel die Verbindung zwischen Kanada und Irland her, und nach der Jahrhundertwende bildete London das Zentrum eines weltweiten, 121.000 Meilen umfassenden Nachrichtennetzes, mit dem, aus der Sicht enthusiastischer Zeitgenossen, das Empire neben den Verkehrsverbindungen, die seine Adern waren, nun auch ein neues hochempfindliches Nervensystem besaß.
Wenn so das Empire unter kommunikationstechnischen Gesichtspunkten kompakter wurde, bedeutete dies nicht, daß es auch auf dem Wege war, eine homogene politische Struktur anzunehmen. Nach wie vor blieb das Reich ein Konglomerat höchst unterschiedlicher Teile, die auf höchst unterschiedliche Art und Weise mit der Metropole verbunden waren. Allen Teilgebieten des Empire war lediglich gemeinsam, daß sie als Besitzungen der britischen Krone galten, die sie als ihr Oberhaupt anerkannten. «Im ganzen gesehen fehlte dem Empire der einheitliche Charakter und die einheitliche Funktion»,[28] wodurch es sich von den Kolonialreichen der übrigen europäischen Mächte unterschied. Nicht zuletzt diese heterogene Struktur mag dazu beigetragen haben, daß in Teilen der politischen Öffentlichkeit der Stolz auf das Empire durch des Gedankens Blässe angekränkelt und mit Zweifeln und Sorge um dessen Zukunft durchsetzt war.
Überhaupt wuchs im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts – im Vergleich zu vorangegangenen Epochen – der Stellenwert des Empire im öffentlichen politischen Bewußtsein Großbritanniens. Man erblickte in ihm nicht nur die Basis für die gegenwärtige Weltmachtposition, sondern diskutierte Möglichkeiten und Formen, wie das Machtpotential dieses Überseereichs bei künftigen Auseinandersetzungen mit rivalisierenden Mächten eingesetzt werden könne. Denn nachdem die europäischen Kolonialreiche um 1830 zusammengenommen kleiner gewesen waren als im frühen 17. Jahrhundert, setzte nun ein letzter spektakulärer Schub in der Expansion Europas ein, in dessen Verlauf nahezu der gesamte Globus der direkten Herrschaft oder zumindest dem indirekten Einfluß europäischer Mächte (bzw. der USA) unterworfen wurde.
Vor diesem Hintergrund sahen aufmerksame britische Zeitgenossen die bis dahin ungefährdete Vormachtstellung ihres Empire bedroht oder zumindest in Frage gestellt. So erregte 1870 der renommierte Historiker James A. Froude mit einem Artikel in der Zeitschrift Frazer’s Magazine Aufsehen, in dem er auf die Notwendigkeit einer allgemeinen Konsolidierung des Empire hingewiesen hatte; nur dadurch werde sich England im drohenden Wettstreit mit aufstrebenden Mächten wie Rußland, den USA und Deutschland behaupten können. Und ein Jahrzehnt später erreichte der innerenglische Diskurs um die Zukunft des Empire mit den Vorlesungen des Historikers John Robert Seeley über Die Ausbreitung Englands[29] einen neuen Höhepunkt, in denen er eine historische Analyse der überseeischen Expansion mit Vorschlägen für die künftige Organisation des Empire verknüpfte. Von Seeley stammt der berühmte Satz, England habe sein überseeisches Reich in einem Anfall von Geistesabwesenheit («in a fit of absentmindedness») erworben, d.h. ohne politische Strategie und Konzeption. Nun allerdings, vor allem angesichts der bedrohlich wachsenden Macht Rußlands und der USA, sei es für England dringend geboten, den Verbund mit seinen überseeischen Reichsteilen zu intensivieren. Dabei standen für Seeley die englischen Siedlungskolonien im Vordergrund, durch die eine «Ausbreitung Englands» stattgefunden habe: Nicht in der Herrschaft über fremde Völker, sondern im engeren Zusammenschluß mit denjenigen, die ohnehin eine gemeinsame Nationalität verbinde, müsse England als Empire in der Zukunft bestehen. Zu diesem Zweck empfahl er, eine Organisation zu schaffen, mit deren Hilfe im Falle eines Krieges das gesamte Potential des Empire möglichst effektiv eingesetzt werden könne. Andere, wie der Politiker Alfred Milner oder der Dichter Rudyard Kipling, fügten dem hinzu, daß die Kraft Großbritanniens gerade durch die ‹Younger Nations› (die Dominions) aufgefrischt werden könne, durch «Männer die schießen und reiten können».[30]
Dergleichen Visionen blieben nicht auf den theoretischen Diskurs beschränkt, sondern fanden gegen Ende des 19. Jahrhunderts auch Eingang in die praktische Politik. So lieferte am 24. Januar 1872 der Parteiführer der Konservativen, Benjamin Disraeli, in einer programmatischen Rede auf einer Parteiversammlung im Crystal Palace in London den Anstoß für eine britische Empire-Politik, die mehr sein sollte als das bloße Reagieren auf Ereignisse an der Peripherie, auf Initiativen der Handlungsträger vor Ort. In scharfer Polemik gegen die buchhalterische, Gewinn und Verlust gegeneinander aufrechnende Empirekonzeption der Liberalen entwickelte er seine imperiale Vision und plädierte für «eine großangelegte Politik zur Konsolidierung des Empire». Denn die jetzige Generation sehe sich vor die Frage gestellt, ob sich England damit begnügen solle, ein Staat unter anderen zu sein, «oder ob Ihr ein großes Land sein wollt – ein Imperium – ein Land, wo Eure Söhne, wenn sie aufsteigen, in Führungspositionen aufsteigen, mit denen sie nicht nur die Wertschätzung ihrer Landsleute erwerben, sondern herausragendes Ansehen in der ganzen Welt».[31]
Disraeli ging es bei dieser Rede weniger um eine neue Empire-Politik, als vielmehr darum, seine Partei als den Anwalt eines umfassenden nationalen Interesses zu präsentieren, das sich nicht auf den Inselstaat beschränkte, sondern das gesamte Empire mit einschloß. Dies gelang weitgehend. Selbst wenn in Zukunft ein Flügel der liberalen Partei – die sogenannten liberal imperialists – ebenfalls für die Ausdehnung und den Ausbau des Empire eintrat, waren es in erster Linie konservative Regierungen wie die des Lord Salisbury, die eine imperialistische Empirepolitik verfolgten, die schließlich im Burenkrieg gipfelte.
Für die Praxis hieß das, neben weiterer imperialer Expansion vor allem die Konsolidierung des bestehenden Reiches anzustreben. Zu diesem Zweck, nämlich mit dem Ziel einer effektiven föderalen Organisation des Reiches, wurde 1884 die Imperial Federation League gegründet. Sie machte sich die Forderung eines ihrer prominentesten Mitglieder, Sir Robert Seeleys, zu eigen, der eine engere Gemeinschaft mit den überseeischen Besitzungen auf die ‹weißen› Siedlungskolonien beschränken wollte. Denn so könne sich der Verbund auf bestehende nationale Gemeinsamkeiten gründen. Das Fernziel war es, eine symbiotische Verbindung mit den britischen Siedlungskolonien in Form eines ‹Greater Britain› zu schaffen, wie der Titel eines von dem liberalen Politiker und Publizisten Charles Dilke 1868 veröffentlichten Buches lautete.
Doch solchen utopischen Plänen stand die Erfahrung des amerikanischen Unabhängigkeitskrieges entgegen, die in England zu der überwiegenden Meinung geführt hatte, daß die großen Auswandererkolonien der ‹weißen›, speziell der britischen Siedler letztlich dazu berufen seien, ihre Geschicke selbst zu bestimmen. Dementsprechend waren vor 1914 Kanada, Australien, Neuseeland und schließlich auch die Südafrikanische Union mit der Einrichtung parlamentarischer Verfassungen als ‹Dominions› auf den Weg der politischen Selbständigkeit gebracht worden. Doch selbst wenn im Zuge dieser Entwicklung diese weißen Siedlungskolonien jetzt im Begriffe waren, ihre jeweils eigene Nationalität auszubilden, so hinderte dies die Verfechter einer imperialistischen Reichsreform nicht daran, danach zu streben, im Rahmen einer föderativen Struktur die Beziehungen zwischen London und seinen Dominions enger und effektiver zu gestalten.
Dies war das erklärte Ziel Joseph Chamberlains (1836–1914), der um die Jahrhundertwende mit seinen Reformvorschlägen den politischen Diskurs in England maßgeblich bestimmte und dessen politischer Weggefährte Charles Dilke war. Chamberlain entstammte dem bürgerlichen Milieu und fand als erfolgreicher Unternehmer über das Amt des Bürgermeisters von Birmingham den Weg in die große Politik. Als Angehöriger der Liberalen Partei hatte er zunächst radikale Reformen im Bereich der Kommunalpolitik durchgesetzt und war unter Gladstone zum Handelsminister aufgestiegen. Als er durch dessen Irland-Politik den Zusammenhalt des Empire gefährdet sah, ging er als Führer der sogenannten Liberal Unionists mit den Konservativen ein Bündnis ein und übernahm 1895 unter dem Premier Lord Salisbury demonstrativ das bislang wenig angesehene Amt des Kolonialministers. Bis zu seinem Rücktritt 1903 übte er in dieser Funktion maßgeblichen Einfluß auf die Politik der Regierung aus und trat vor allem als entschiedener Befürworter des Krieges gegen die Burenrepubliken hervor. Stets verfolgte er als oberstes Ziel die Wahrung und Festigung der Einheit des Empire, dessen zivilisatorische Mission für ihn außer Frage stand und dessen Weltgeltung er wie der von ihm bewunderte Seeley durch den Aufstieg der neuen Großmächte gefährdet sah. Um dem entgegenzuwirken, strebte er als ersten Schritt eine engere Verbindung der Dominions und des Mutterlandes durch eine Zollunion und eine gemeinsam organisierte Verteidigung an. Als Vorbild diente ihm der Deutsche Zollverein, den er als Etappe auf dem Weg zum späteren politischen Zusammenschluß der deutschen Staaten im Deutschen Reich sah. Mit beiden Projekten stieß Chamberlain jedoch sowohl in den Dominions als auch in England auf letztlich unüberwindbare Widerstände.
Mit seinen Vorschlägen für eine gemeinsame Verteidigung des Empire durch die Koordination und enge Kooperation der Seestreitkräfte Großbritanniens und der Dominions wollten Chamberlain und seine Mitstreiter vor allem dem Umstand Rechnung tragen, daß die bislang unangefochtene Vorrangstellung der britischen Seemacht durch die Rüstungspolitik der übrigen Großmächte ernsthaft in Frage gestellt war. 1897 war schließlich eine Situation entstanden, in der Großbritannien erstmals seit langem über weniger Schlachtschiffe verfügte (62) als die übrigen Großmächte zusammengenommen (97). Um dem zu begegnen, entwickelte die britische Admiralität ein neues strategisches Konzept. Bislang hatte sie die Praxis verfolgt, durch weltweit stationierte Flotteneinheiten das globale britische Handelsnetz zu schützen, wobei die im Aufbau begriffenen Kriegsflotten der jungen Dominions in ihren jeweiligen Heimatgewässern eine regional begrenzte Rolle hätten übernehmen können. Nun aber orientierte man sich in London an der vor kurzem von dem amerikanischen Seeoffizier und Historiker Alfred Thayer Mahan in seinem Buch The Influence of Sea Power upon History (1890) entwickelten Theorie. Fortan galt es, durch Massierung der eigenen Seestreitkräfte in heimischen Gewässern stets in der Lage zu sein, die Flotte des möglichen (europäischen) Rivalen entscheidend zu schlagen und so die Vorherrschaft zur See zu sichern. Dementsprechend verabschiedete das Parlament unter der konservativen Regierung Lord Salisburys die Naval Defence Act von 1889, deren deklariertes Ziel es war, daß die Zahl der britischen Kriegsschiffe mindestens der der beiden nächst stärksten Seemächte zu entsprechen habe (‹two-power standard›) – eine Vorgabe, die einzulösen angesichts des forcierten Flottenbaus des deutschen Rivalen beträchtliche Anstrengungen erforderte. Zu diesem Zweck wurde für die kommenden fünf Jahre der für die damalige Zeit außerordentliche Betrag von 21,5 Mio. Pfund zusätzlich zum laufenden Flottenetat von ca. 15 Mio. bewilligt und ausschließlich für den Bau von Schlachtschiffen bereitgestellt.
Im Rahmen eines solchen gemeinsamen Verteidigungskonzepts für das Empire konnten die neu gesetzten Schwerpunkte für die Dominions nur bedeuten, daß sie, statt auf dem Ausbau einer eigenen Flotte zu bestehen, künftig finanzielle Beiträge zur Aufrüstung der britischen Königlichen Marine leisteten. Trotz eindringlicher Appelle stieß Chamberlain mit seinen Vorschlägen auf generelle Ablehnung bei den Premiers Australiens, Neuseelands und Kanadas, die nicht bereit waren, auch nur ein Iota der errungenen politischen Unabhängigkeit auf dem Altar einer gemeinsamen Strategie zu opfern.
Desgleichen war Chamberlains Vision, das Empire als eine durch gemeinsame Zölle gegenüber dem Rest der Welt abgeschirmte Freihandelszone zu organisieren, von vornherein zum Scheitern verurteilt. Vielmehr gingen die Dominions gerade daran, ihre eigenen, im Aufbau begriffenen Industrien auch durch Zollschranken gegenüber Großbritannien abzuschirmen. Allenfalls konnten sie sich zu einer engeren wirtschaftlichen Bindung an das Mutterland in einem Verbundsystem gegenseitiger Präferenzzölle bereit finden. Dagegen formierte sich allerdings in England massiver Widerstand, und als Chamberlain 1903 mit seinem Programm für Schutzzölle (‹Tariff Reform›) an die Öffentlichkeit trat, spaltete er damit die Konservative Partei und schuf die Voraussetzung für deren katastrophale Niederlage bei den nächsten Parlamentswahlen. Denn für die Mehrzahl der britischen Wähler und vor allem auch für die Vertreter der Wirtschaft sowohl in England als auch in den Kolonien hatte das Prinzip des Freihandels mittlerweile den Rang einer sakrosankten Doktrin angenommen. Freihandel galt als die unumstrittene Voraussetzung für eine florierende Wirtschaft und wachsenden Wohlstand; erst unter dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise von 1929 sollte hier ein Sinneswandel eintreten.
Obwohl gegen Ende des Jahrhunderts alle Versuche britischer Imperialisten scheiterten, die Organisationsstrukur des Empire zu straffen und stärker auf die Zentrale hin auszurichten, beeinträchtigten sie damit nicht die bestehenden Bindungen der Siedlungskolonien an das Mutterland. Auf der Ebene der pragmatischen Zusammenarbeit waren sogar Fortschritte zu verzeichnen. 1887 lud London erstmals Vertreter der ‹weißen› Siedlungskolonien zu einer gemeinsamen Konferenz ein (Colonial Conference), ebenso 1894 sowie drei Jahre später aus Anlaß des Diamond Jubilee Königin Viktorias. Seit 1907 hießen diese Zusammenkünfte ‹Reichskonferenzen› (Imperial Conferences), und sie sollten fortan alle vier Jahre stattfinden. Obwohl auf diesen Zusammenkünften die großen Pläne Chamberlains scheiterten, bildeten sie dennoch als Foren regelmäßiger gemeinsamer Konsultation – etwa das Netz für transatlantische Telegrafenkabel oder einen gemeinsamen Posttarif betreffend – ein wichtiges Bindeglied zwischen der Zentrale des Reiches und dessen Dominions.
Das Scheitern aller Bemühungen um eine Stärkung und Straffung der Organisation des Empire verhinderte zudem nicht, daß das Überseereich zur selben Zeit nochmals einen spektakulären Expansionsschub erfuhr. Zwischen den Jahren 1875 und 1900 fügte es seinem Herrschafts bereich insgesamt 90 Mio. neue Untertanen hinzu; vor allem dadurch, daß es aus dem jetzt veranstalteten ‹Rennen um Afrika› (Scramble for Africa) als eindeutiger Sieger hervorgegangen war.
In diesem Zusammenhang hatte, angesichts wachsender internationaler Rivalitäten, in erster Linie die Sorge um die Sicherheit des Empire und damit um den Erhalt der Großmachtposition als Hauptantriebskraft für weitere territoriale Expansion gewirkt. Ähnlich wie während der Auseinandersetzung mit Frankreich im 18. Jahrhundert neue Territorien zum Schutz bestehender Kolonien annektiert worden waren, verfolgte Großbritannien in vielen Fällen auch im 19. Jahrhundert mit der Einrichtung neuer überseeischer Herrschaftsgebiete eine übergeordnete geopolitische Strategie. Wenn etwa das liberale Kabinett Gladstone nachgerade widerwillig Ägypten unter Kontrolle brachte, dann sollte dies in erster Linie dem Schutz des Suez-Kanals als der für das Empire lebensnotwendigen Verbindungslinie nach Indien dienen.
Selbstverständlich waren dabei immer auch wirtschaftliche Motive mit im Spiel; Ökonomie und Politik ließen sich hier nicht trennen, vor allem angesichts der Tatsache, daß seit der Mitte des Jahrhunderts der Vorsprung der Industriemacht England gegenüber ihren Hauptkonkurrenten, den USA, Deutschland und Frankreich, zusehends schmolz. Um so wichtiger war es, sich durch das Empire Absatzmärkte und Rohstofflieferungen zu sichern. 1914 mußte Großbritannien die Hälfte der von ihm benötigten Nahrungsmittel importieren, wobei das Empire der Hauptlieferant war, das z.B. 1913 nahezu 50 % des britischen Weizenbedarfs deckte. Gleichzeitig war das ökonomische Interesse an überseeischer Expansion längst nicht mehr auf Handel und Industrie beschränkt. Statt dessen gewann die Suche nach Chancen für profitable Investitionen mehr und mehr an Bedeutung. 1914 war fast die Hälfte von insgesamt 3,7 Mrd. Pfund britischer Kapitalanlagen im Ausland in Ländern des Empire investiert, wo sie den Anlegern eine höhere Rendite als im eigenen Land versprachen.

Angesichts der vielfältigen ökonomischen Interessen an einer weiteren Expansion des Empire überrascht es nicht, daß auch entschiedene Imperialisten wie Chamberlain oder der Liberale W. E. Forster, denen es um ihre machtpolitischen Fernziele ging, vorwiegend ökonomische Argumente ins Feld führten. So wies Salisbury 1895 darauf hin, daß mit der Annektierung Ostafrikas britischem Handel und britischem Kapital wichtige Zugangswege eröffnet würden, und 1884 hatte der liberale Imperialist W. E. Forster auf einer Konferenz der Imperial Federation League die griffige Formel geprägt, «daß der Handel der Flagge folgt» (‹that trade does follow the flag›); letztlich lassen sich in der Gemengelage der Interessen nur in den seltensten Fällen die ökonomischen und politischen Motive der Expansionspolitik säuberlich voneinander unterscheiden.
Betrachtet man das Empire auf dem Höhepunkt seiner Ausdehnung, so lassen sich innerhalb des Reichsverbandes drei große Gruppen unterscheiden: 1. das indische Reich als das machtpolitische Zentrum; 2. die ‹weißen› Siedlungskolonien (Kanada, Australien, Neuseeland und die Südafrikanische Union), die sich auf dem Wege zum Dominionstatuts befanden, um die Jahrhundertwende im Zentrum der Pläne für eine Reichsreform standen und die im 20. Jahrhundert das Fundament des Commonwealth bilden sollten sowie 3. das abhängige Kolonialreich, das sich, nach den letzten großen Expansionsschüben, unter geographischen Gesichtspunkten in acht Zonen einteilen ließ:
(1) Die alten, noch aus der Epoche des frühen atlantischen Empire stammenden westindischen Besitzungen: Jamaika, die Bahamas, Bermuda, einige Inseln der kleinen Antillen wie Antigua und Barbados, sowie Britisch Honduras; schließlich seit 1814 Trinidad und seit 1831 Britisch Guyana. – Einst hatten die westindischen Inseln als ‹das strahlende Juwel› des britischen Empire gegolten, aber die Öffnung des Weltmarktes durch den Sieg des Freihandels sowie die Abschaffung der Sklaverei hatten den Verfall des Zuckerrohranbaus und damit den wirtschaftlichen Niedergang der gesamten Region zur Folge, die fortan als der ärmliche ‹Hinterhof des Empire› galt.
(2) Die strategischen Stützpunkte im Mittelmeer: Malta, Gibraltar und seit 1878 auch die Insel Zypern sowie schließlich Ägypten mit seinem Suez-Kanal. Nach dem Ersten Weltkrieg kamen noch Palästina, der Irak und Transjordanien als Mandatsgebiete hinzu, die unter geopolitischen Gesichtspunkten ebenfalls die Verbindung nach Indien sichern sollten.
(3) In Westafrika: Sierra Leone, Gambia, Goldküste, British Nigeria, zu dem 1919 der Ostteil der ehemaligen deutschen Kolonie Kamerun geschlagen wurde. Die wirtschaftliche Bedeutung dieser Kolonien gründete auf dem Export typisch tropischer Produkte wie Palmöl, Hölzer, Kakao, Baumwolle und Erdnüsse. Wegen der klimatischen Bedingungen fanden sich hier kaum europäische Siedler.
(4) In Zentralafrika: Süd- und Nordrhodesien sowie Njassaland. Von Bedeutung war hier vor allem, daß sich in Südrhodesien eine dünne Oberschicht weißer Siedler mehr als 50 % des besten Ackerlandes der Region aneignete und eine profitable Plantagenwirtschaft betrieb.
(5) Ostafrika: Uganda, Kenia, Britisch-Somaliland, der ägyptische Sudan sowie nach 1918 Tanganyika (ehemals Deutsch-Ostafrika) waren ebenfalls kaum ökonomisch, wohl aber strategisch bedeutsam.
(6) Gleiches galt für eine Reihe maritimer Stationen zwischen Ostafrika und dem indischen Subkontinent: Aden, Mauritius, die Inselgruppen der Malediven, der Seychellen sowie Ceylon. Die Einrichtung von Protektoraten im Bereich des Persischen Golfs (Kuweit, Qatar, Bahrain) stand im Zusammenhang mit der Entdeckung riesiger Erdöllager in dieser Region.
(7) In Ostasien: Burma, Malaya, Singapur, Nordborneo und Hongkong dienten ursprünglich der Sicherung der indischen Ostgrenze sowie des Handelsweges nach China. Darüber hinaus konnten Burma und Malaya reiche Vorkommen an Erdöl, Zinn und Kautschuk sowie Tropenhölzern vorweisen.
(8) Inselgruppen im Pazifik wie die Salomon Inseln, Tonga, die Cook- und die Fidschi-Inseln dienten z.T. der seestrategischen Absicherung des australischen Kontinents, waren aber auch dem Empire eingegliedert worden, um anderen europäischen Konkurrenten in dieser Region zuvorzukommen, wie z.B. Neuguinea im Wettlauf mit dem Deutschen Reich.
Der territorialen Vielfalt dieses britischen Kolonialreichs entsprach die Vielgestaltigkeit der Organisationsformen kolonialer Herrschaft, wobei sich die Gruppen der Kronkolonien, der Protektorate und später, nach dem Ersten Weltkrieg, auch die der Mandatsgebiete unterscheiden lassen. Wie das Empire als Ganzes keine einheitliche politische Struktur besaß, so galt gleiches für den Bereich der abhängigen Kolonien: Auch hier existierte kein homogenes administratives System, denn im Gegensatz zu den Kolonialreichen der Spanier und Franzosen hatten die Briten darauf verzichtet, ihre überseeischen Besitzungen einer direkten, zentralistisch ausgerichteten Verwaltung zu unterstellen.
Bereits in der Ära des älteren Empire waren die Zuständigkeiten für die Kolonien innerhalb der Londoner Regierung nicht eindeutig zugeordnet, und dabei blieb es auch im 19. Jahrhundert. Während die entsprechenden Gesetze von 1784 und 1853 die Organisation der Herrschaft in Indien geregelt hatten, war nach dem Verlust der amerikanischen Besitzungen für die restlichen Kolonien zunächst das Innenministerium und später das Kriegsministerium zuständig. Erst 1854 richtete man ein eigenes Kolonialministerium ein, dessen Bedeutung gegen Ende des Jahrhunderts dadurch aufgewertet wurde, daß einflußreiche Politiker wie Joseph Chamberlain sich demonstrativ dafür entschieden, dieses Amt zu übernehmen. Dennoch blieb es eine kleine Behörde, die um 1900 lediglich zwanzig Beamte und neunzig weitere Angestellte beschäftigte, die den jährlichen Eingang von über 40.000 Depeschen aus den Kolonien zu bewältigen hatten. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg, d.h. am Vorabend der Auflösung des Kolonialreiches, war der Personalbestand des Ministeriums auf den Höchststand von 1661 Mitarbeitern angestiegen. Zudem war, als man sich nach dem Ersten Weltkrieg darum bemühte, die Beziehungen zu den weißen Siedlungskolonien im Verband des Commonwealth neu und dauerhaft zu organisieren, 1925 aus dem Kolonialministerium ein eigenes Dominions Office ausgegliedert worden.
Das Rechtsverhältnis zwischen Metropole und Kolonien wurde zusätzlich dadurch kompliziert, daß im späten 19. Jahrhundert in der Phase der forcierten imperialistischen Expansion die alte Praxis der Chartered Companies wiederbelebt wurde. Ähnlich wie in der Frühphase des Empire, lagen damit die Initiativen und die Verantwortung für die Einrichtung neuer britischer Kolonien in den Händen staatlich lizenzierter privater Gesellschaften, die von Unternehmer-Imperialisten geführt wurden und deren Aktionäre an Stelle der Steuerzahler das Risiko trugen. Neben Cecil Rhodes’ British South Africa Company zählten hierzu die von George Goldie 1886 begründete Royal Niger Company, die Imperial British East Africa Company und die British North Borneo Company. Allesamt besaßen sie in vollem Umfang die Regierungsbefugnisse für die ihnen zugestandenen Gebiete, bis diese schließlich in den Status von Kronkolonien überführt wurden – die einen früher (Uganda 1894, Kenia 1895, Nigeria 1900), die anderen später (Nord Borneo 1906, Rhodesien 1923/1924).
Diese Verstaatlichungen waren zugleich wichtige Schritte auf dem Weg, die ursprüngliche administrative Vielfalt durch ein einheitliches System der Kolonialverwaltung zu ersetzen, in dem die Kronkolonie und das Protektorat als die musterbildenden Grundtypen dienten. Im Laufe der Zeit wurden Ausnahmeregelungen abgebaut und Sonderentwicklungen ausgeglichen. So mußten die altehrwürdigen westindischen Besitzungen auf ihre noch aus Zeiten des älteren Empire stammenden Repräsentativkörperschaften verzichten, und ursprünglich holländische oder französische Kolonien verloren aus der Zeit ihrer Gründung stammende Privilegien oder Institutionen. Am Ende der Entwicklung stand ein homogener Typ der Kronkolonie, in der ein von London eingesetzter Gouverneur die volle Regierungsgewalt ausübte, wobei ihm in der Regel nominierte Ratsversammlungen zur Seite standen. Die allgemeine Voraussetzung für diese autokratische Herrschaftsform war die Überzeugung der Kolonialherren, daß der ursprünglichen Bevölkerung dieser Gebiete sämtliche Voraussetzungen für die Einrichtung demokratischer Institutionen fehlten.
Neben den Kronkolonien wurden im ausgehenden 19. Jahrhundert vor allem in Afrika zahlreiche britische Protektorate als Kompromisslösung zwischen förmlicher Annektierung und bloßer auf das Völkerrecht gegründeter Allianz eingerichtet. In diesen Schutzgebieten ging die staatliche Souveränität nicht auf die britische Krone über, sondern verblieb bei den indigenen Herrschern, die sich allerdings dem Schutz der britischen Krone unterstellten und damit de facto auf ihre politische Handlungsfreiheit verzichteten. Auch wenn die überkommene politische Ordnung erhalten blieb, besetzten fortan, wie z.B. in Ägypten, Briten administrative Schlüsselpositionen, und britische Residenten an den Höfen bestimmten die Richtlinien der Politik. Von da aus war es nur ein kleiner Schritt, bis die meisten Protektorate entweder wie Kronkolonien verwaltet oder in solche in aller Form umgewandelt und damit offiziell zu Teilgebieten des Empire und die Einwohner zu britischen Untertanen wurden. In Ägypten, dem Sultanat von Brunei, den malayischen Fürstentümern sowie der Insel Tonga blieb der Protektoratsstatus jedoch bis zum jeweiligen Datum der Unabhängigkeit gewahrt.
Schließlich erhielt Großbritannien noch nach dem Ersten Weltkrieg unter der Ägide des Völkerbunds ehemalige Kolonien der Mittelmächte als sogenannte ‹Mandatsgebiete›, z.T. mit dem ausdrücklichen Auftrag, diese in die politische Selbständigkeit zu überführen. Dazu zählten im Nahen Osten der Irak, Palästina und Transjordanien sowie in Afrika Tanganyika und Teile von Kamerun und Togo. Andere ehemalige deutsche Kolonialgebiete fielen an die Dominions Südafrika (Deutsch Süd-West), Australien (Neuguinea) und Neuseeland (West-Samoa). Ein Teil dieser Mandatsgebiete besaß den Status von Protektoraten (Irak, Palästina, Transjordanien), während die übrigen wie Kronkolonien verwaltet wurden.
Als der Prozeß der allmählichen Vereinheitlichung der britischen Kolonialverwaltung schließlich in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts abgeschlossen war, bedeutete dies allerdings nicht das Ende der Tradition imperialer Vielfalt. In der Praxis war die britische Herrschaft in Übersee zu keiner Zeit Ausdruck eines uniformen administrativen Zentralismus; so, wie in London die Zuständigkeiten nicht eindeutig verteilt waren, so führten in der Peripherie die Anlehnung an landesübliche Traditionen oder andere pragmatische Überlegungen zu unterschiedlichen Formen der Machtausübung. Statt allgemein gültige Vorgaben konform umzusetzen, erfolgte die Verwaltung einer britischen Kronkolonie jeweils in Abstimmung mit den maßgeblichen Kräften vor Ort, d.h. im Dialog zwischen Metropole und Peripherie. So herrschte auch im abhängigen Kolonialreich des Empire ein hohes Maß an zwar nicht staatsrechtlich definierbarer, wohl aber de facto wirksamer Autonomie. Denn die Kolonien regelten ihre inneren Angelegenheiten einschließlich der Finanzen weitgehend selbständig unter der allgemeinen Maßgabe der Zustimmung Londons, die lediglich dann verweigert wurde, wenn man grundsätzliche britische Interessen in Gefahr sah. Kolonialverwaltung fand statt, indem die britische Regierung bestimmte Vollmachten der Kolonie übertrug. Dies implizierte zwar keine demokratische Mitbestimmung der Beherrschten, wohl aber weitgehende Entscheidungsfreiheit des jeweiligen Gouverneurs unter Einbeziehung der von ihm ernannten beratenden Gremien. Doch auch die Interessen der indigenen Bevölkerung fanden in gewisser Weise Berücksichtigung, denn selbst wo britische Beamte vor Ort die Verwaltung leiteten bzw. beaufsichtigten, waren sie auf ein Mindestmaß an Zustimmung seitens der Beherrschten und vor allem auf die Kooperation lokaler Honoratioren angewiesen.
Dieser Konstellation entsprach das System der ‹indirekten Herrschaft› wie es wegweisend durch den Hochkommissar (1900–1906) und späteren Gouverneur (1912–1919) von Nigeria, Frederick Lugard, entwickelt und praktiziert und in seinem 1922 veröffentlichten Buch The Dual Mandate dann ausführlich erläutert wurde. Danach sollte die eigentliche Verwaltungstätigkeit überlieferten einheimischen Institutionen übertragen werden, d.h. vor allem den Stammeshäuptlingen, die einerseits weitgehend selbständig zu handeln befugt waren – etwa im Bereich der Finanzen und der Rechtsprechung –, die andererseits aber der Kontrolle einer starken kolonialen Zentralbehörde unterstanden. Damit wollte Lugard ein gewisses Gleichgewicht zwischen lokaler Autonomie und kolonialer britischer Autorität herstellen. Gleichzeitig sollte dieses System einer neuen Sichtweise des Verhältnisses von Europäern und außereuropäischen Völkern und Kulturen Rechnung tragen, die mit der Vorstellung aufgeräumt hatte, alle Nicht-Europäer müßten als kulturlose Barbaren voll und ganz der Zivilisation der Kolonialherren assimiliert werden. Statt dessen sollten, wo notwendig, die traditionellen Gewalten unter Anleitung und Aufsicht der kolonialen Zentralbehörde behutsame Reformen vornehmen, ohne damit die indigene Kultur verderblichen europäischen Einflüssen auszusetzen.
Die Bedeutung der Lugardschen Theorie ist für die Praxis der kolonialen Herrschaft in Afrika in der Vergangenheit oft überschätzt worden; sie besteht in erster Linie darin, daß sie den britischen Zeitgenossen eine überzeugende Rechtfertigung ihres kolonialen Herrschaftsauftrags lieferte. Vor allem besaß das System der indirekten Herrschaft den unbestreitbaren Vorzug, daß die eingeborenen Behörden sich selbst finanzierten, so daß man auf den Aufbau eines britischen ‹African Civil Service› verzichten und sich mit der Funktion britischer ‹Berater› der Stammeshäuptlinge begnügen konnte. Da es für die britischen Regierungen stets das oberste Ziel der Politik war, die Steuerlast für ihre Wähler möglichst gering zu halten, galt für das Empire der Grundsatz, daß nach Möglichkeit nicht der britische Steuerzahler, sondern die unterworfenen Völker selbst die finanziellen Lasten der britischen Herrschaft zu tragen hätten. Wo Kolonien, wie etwa in Ostafrika, direkt verwaltet wurden, begnügte man sich, dem Beispiel Britisch-Indiens folgend, mit einem Minimum an personellem Aufwand; so kontrollierten gegen Ende des 19. Jahrhunderts im südlichen Uganda z.B. 25 Briten eine indigene Bevölkerung von drei Millionen. Und zur Zeit der größten Ausdehnung britischer Herrschaft in Afrika waren es am Vorabend des Zweiten Weltkrieges etwas mehr als 1200 Kolonialbeamte, die mehr als ein Dutzend Kolonien mit einer Gesamtfläche von fast zwei Mio. Quadratmeilen und einer geschätzten Bevölkerung von 43 Mio. verwalteten. Dabei fielen in Kenia, wo keine Voraussetzungen für den Aufbau einer indirekten Herrschaft existierten, ca. 19.000 Einwohner in die Zuständigkeit eines einzigen Distriktoffiziers, während es in Lugards Nigeria 54.000 waren.
Durchweg präsent war Großbritannien allerdings in seinem Kolonialreich als Militärmacht, d.h. wenn und wo es galt, das Empire zu verteidigen bzw. im Empire die britische Vorherrschaft zu sichern. Davon zeugen die zahlreichen militärischen Einsätze im Laufe des 19. Jahrhunderts. Dennoch verstand man es auch hier, die Kosten erstaunlich niedrig zu halten. Im Jahr 1898 belief sich die Gesamtstärke der britischen Armee auf lediglich 215.000 Mann, von denen 99.000 in England, 75.000 in Indien sowie 41.000 in weiteren Garnisonen in Übersee stationiert waren; zur gleichen Zeit betrug die Stärke des deutschen Heeres 557.000 Mann und die des französischen sogar 927.000. Hinzu kamen allerdings noch ca. 150.000 indische Soldaten. Die Flotte benötigte weitere 100.000 Mann. Damit belief sich das jährliche Gesamtbudget für Heer und Marine auf 40 Mio. Pfund, was 2,5 % des Nationalprodukts entsprach.[32]
Diese Zahlen machen deutlich, daß trotz der zentralen Rolle von Marine und Heer für das Empire die britische Herrschaft in Übersee nicht vorwiegend auf militärische Macht gegründet war. Deren wesentliche Stützen waren vielmehr ein beträchtliches Maß an Selbstbeschränkung in den politischen Zielsetzungen, die stillschweigende Akzeptanz der Kolonialmacht bei der Mehrheit der Beherrschten sowie die Kollaboration von Teilen der indigenen Bevölkerung. Mit der zunehmenden territorialen Ausdehnung des Kolonialreiches begnügten sich die Briten mit der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung, der Sicherung der Grenzen und der Eintreibung von Steuern. Weitergehende Eingriffe in die jeweiligen Verhältnisse vor Ort wurden tunlichst vermieden; hier wirkten sicherlich die Erfahrungen des indischen Aufstands von 1857 noch nach.
Letztlich aber bedurfte es für den Zusammenhalt und den Bestand des Empire mehr als einer effizienten Verwaltung und des gelegentlichen Einsatzes militärischer Macht. Auch die Symbolkraft von Institutionen und Demonstrationen bildete ein wichtiges Herrschaftsinstrument, das dazu beitrug, die Akzeptanz kolonialer Herrschaft bei den Briten zu Hause wie vor allem bei den Unterworfenen und den Bundesgenossen in Übersee zu fördern. Dabei kam der britischen Monarchie eine ganz besondere Aufgabe zu, nachdem Disraeli deren Rolle an der Spitze eines hierarchisch geordneten Imperiums durch die Verleihung der Kaiserkrone an Königin Viktoria neu definiert hatte. Das eindrucksvollste Beispiel hierfür lieferte in Indien der sogenannte Durbar – ursprünglich die feierliche Audienz, in der der Großmogul seine Herrschaft demonstrierte und in der die Briten ein nachahmenswertes Vorbild erblickten. Als 1876 Königin Viktoria zur Kaiserin von Indien proklamiert wurde, inszenierte ein Jahr später der englische Vizekönig in Anknüpfung an diese indische Tradition ein entsprechendes Spektakel, bei dem die indischen Prinzen der englischen Herrscherin, deren Macht eine eindrucksvolle Parade zur Schau stellte, öffentlich ihre Gefolgschaft bekundeten. Noch prächtiger war das 1903 aus Anlaß der Thronbesteigung Eduards VII. von Vizekönig Lord Curzon organisierte Schauspiel, und alles übertraf 1911 der Coronation Durbar für Georg V., der mit einer eigens für diese Gelegenheit angefertigten neuen kaiserlichen Krone persönlich in Delhi anwesend war.
Macht demonstrierte auch die britische Kolonialarchitektur, indem sie öffentliche Gebäude als Metaphern britischer Herrschaft errichtete. Auch hier lieferte Indien das imposanteste Beispiel. Nachdem 1911 die Entscheidung gefallen war, den Amtssitz des britischen Vizekönigs von der modernen Handelsmetropole Kalkutta nach Delhi – die altehrwürdige Zentrale der Mogulherrschaft – zu verlegen, signalisierte schon bald die von britischen Architekten gestaltete neue Hauptstadt New Delhi mit ihren imposanten Bauten, weitläufigen Plätzen, Parks und Boulevards unübersehbar den britischen Herrschaftswillen. Allein der Palast des Vizekönigs erstreckte sich über mehr als 1,5 Hektar, und in ihm waren 6000 Diener und 400 Gärtner beschäftigt, von denen allein 50 die Aufgabe hatten, die Vögel aus den Anlagen zu verscheuchen – und dies alles auf Kosten der indischen Steuerzahler.[33] Aber auch dort, wo wie in den Dominions freiwillige Bindung an die Stelle autokratischer Herrschaft getreten war, verkündeten öffentliche Bauten ähnliche Botschaften; wie etwa in Kanada, wo in der neuen Hauptstadt Ottawa 1868 das neue Parlamentsgebäude dem britischen Zeitgeschmack entsprechend im neugotischen Stil gehalten war und damit zugleich Distanz zu den USA demonstrierte, deren öffentliche Gebäude im Stil der antiken Klassik errichtet waren.
Bindung an England und Verbindung unter den einzelnen Reichsteilen beruhten schließlich auch auf der Teilhabe an einem weltweiten ökonomischen und kulturellen Netzwerk. Für die überseeischen Gebiete führten die wichtigsten Verkehrs- und Handelswege zunächst alle nach England. Mit der Expansion britischer Herrschaft ging naturgemäß die weltweite Ausbreitung des Englischen als Verkehrssprache des Empire und als Amtssprache in den Dominions und Kolonien einher. Im Bildungsbereich, in der Rechtspflege sowie bei der politischen Organisation lieferte England die einschlägigen Modelle. Und im späten 19. Jahrhundert wurde Cricket nahezu überall in den Dominions und Kolonien gespielt, wobei häufige Niederlagen des englischen Teams gegen Mannschaften aus Übersee mit dazu beigetragen haben mögen, den Zusammenhalt im Empire zu festigen. 1882 besiegte erstmals eine australische Mannschaft die Engländer in einem sogenannten ‹test-match›, und seit daraufhin die Times eine Todesanzeige für das englische Cricket veröffentlichte und mitteilte, die Australier hätten dessen sterbliche Überreste in einer Urne nach Australien entführt, wird bis heute zwischen den beiden Nationalmannschaften um die symbolträchtige Trophäe der «ashes» gespielt, wobei meistens die Australier als Sieger vom Platz gehen.
Wie alle Kolonialmächte, so veränderte auch England in seinen überseeischen Gebieten nachhaltig die Rahmenbedingungen für die Lebensverhältnisse der indigenen Bevölkerung, und zwar auch dort, wo es sich zum Prinzip der indirekten Herrschaft bekannte. Überall wurden bestehende ökonomische Verhältnisse durch Anpassung an die Interessen der Kolonialmacht verändert und soziale Strukturen mit der Durchsetzung europäischer bzw. britischer politischer Ordnungsprinzipien aufgebrochen. Vor allem wurden jetzt willkürlich politische Grenzen gezogen, Besitzverhältnisse bürokratisch registriert und neue Steuern festgesetzt und effektiv eingetrieben, d.h. die Grundelemente des modernen europäischen Staatswesens wurden nach Übersee transferiert.
Doch auch in umgekehrter Richtung fanden Transfers statt, wenn auch keineswegs in gleichem Ausmaß und mit der gleichen Intensität. Zwar verbot es die stolze Überzeugung von der naturgegebenen Überlegenheit der eigenen Rasse den Briten, bewußt von anderen Völkern und Kulturen bestimmte Errungenschaften zu übernehmen, doch unabsichtlich fand manches Element überseeischer Exotik Eingang in die insulare Welt der Engländer. Dies beschränkte sich nicht nur auf die nationale Leidenschaft für das Teetrinken – wobei Ende des 19. Jahrhunderts der jährliche Teekonsum von insgesamt 40 Mio. Engländern sich auf immerhin 6 Pfund pro Kopf belief. Im Austausch gegen Cricket und Rugby importierten sportive englische Gentlemen das aus Zentralasien stammende Polospiel, und der im Gebiet des Himalaya heimische Rhododendron bedroht heutzutage mit seinem wild wuchernden Wachstum vielerorts die Idylle der britischen Parklandschaft. Die Jagdleidenschaft der Oberschicht war nun nicht mehr nur auf das Erlegen von Füchsen, Hirschen und Birkhühnern beschränkt, sondern ihr eröffneten sich im Empire neue Jagdgründe. Fortan ließen sich die Empfangshallen heimischer Schlösser mit Elefantenzähnen, Tigerfellen und Büffelhörnern schmücken. Das einzig profitable Geschäft, das sich mit der ansonsten unrentablen Mombasa-Uganda Eisenbahn machen ließ, war der Transport von ebenso wohlhabenden wie blutrünstigen Jagdtouristen. Und wer es sich nicht leisten konnte, in Afrika Tiere zu jagen, der konnte sie zumindest im Londoner Zoo bestaunen. Desgleichen waren Exemplare überseeischer Flora im Königlich-Botanischen Garten in Kew im Südwesten Londons zu bewundern. Und schließlich präsentierten die Museen, allen voran das Britische in London, als Resultate nationaler Sammelleidenschaft zuhauf Kunstschätze wie auch ethnographische Exempel und Raritäten aus der weiten Welt des Empire.
Wie bereits im Jahrhundert zuvor, lieferte auch nach 1800 das Empire Anregungen und Vorlagen für Literatur und Malerei. Die Dichter der englischen Romantik – Shelley, Byron und Coleridge – waren besonders von der exotischen Welt Indiens fasziniert, und Gedichte wie Kublai Khan dienten als Vorlagen für zahlreiche populäre Melodramen, die auf Londoner Bühnen wie auch in der Provinz zur Aufführung gelangten. Später lieferten der Indische Aufstand, der Krieg gegen die Zulus 1879, Gordons Heldentod in Khartum sowie Episoden aus dem Burenkrieg den Stoff für manch erfolgreiches Theaterstück. Gleiches galt für die angesehene Historienmalerei, deren Werke heroische Momente der Geschichte des Empire wie den Tod General Wolfes vor Québec oder Kapitän Cooks Ende auf Hawaii verewigten. Und englische Landschaftsmaler schufen mit ihren Aquarellen und Drucken die Vorlagen für die zeitgenössischen Vorstellungen vom Zauber eines malerischen Indiens. So veröffentlichten z.B. ein gewisser Thomas Darnell und sein Neffe nach siebenjährigem Aufenthalt in Indien zwischen 1795 und 1808 in sechs voluminösen Bänden 1400 Stiche, von denen Turner schwärmte: «Hier spiegelt sich der Osten so klar wie der Mond in einem See.»[34]
Trotz solcher offenbar unbestreitbarer Omnipräsenz des Empire in der englischen Öffentlichkeit des 19. Jahrhunderts kann dennoch von einem allgemeinen durchgängigen politischen Interesse an diesem Empire nicht die Rede sein. Obwohl für die große Mehrheit der Briten der Stolz auf das Empire ein wesentliches Element ihres Nationalbewußtseins war – bezeugte es doch die naturgegebene Überlegenheit der britischen Rasse –, handelte es sich hierbei um eine pauschale Begeisterung, die sich weder auf genauere Kenntnisse gründete, noch das Interesse an spezifischen Fragen einschloß. Gerade in der Hochzeit des Imperialismus um die Jahrhundertwende standen für die große Masse der Briten eher persönliche Alltagsprobleme in einer sich verschärfenden wirtschaftlichen Krisensituation im Vordergrund; zudem beanspruchten die wachsenden Spannungen unter den europäischen Mächten zunehmend die Aufmerksamkeit der britischen Öffentlichkeit. Und selbst als zur Zeit des Burenkriegs die große Masse der Besucher Londoner Music Halls begeistert in die Refrains chauvinistischer Gassenhauer mit einstimmte, hieß das nicht, daß diese Leute die Probleme imperialer Politik als die ihren begriffen, wenn sie sangen: «We don’t want to fight: But by Jingo, if we do/We’ve got the men, we’ve got the ships, we’ve got the money, too.»
Angesichts dieser Situation sahen sich einflußreiche Politiker und Intellektuelle, die im Empire die Basis der britischen Weltmachtstellung erblickten, die es in einer sich wandelnden Welt auszubauen und zu sichern galt, vor die Aufgabe gestellt, über das Empire zu informieren. Die offenkundig vielfältige Präsenz des Empire in der britischen Öffentlichkeit war zum Teil auch das Ergebnis gezielter Werbekampagnen bestimmter Gruppen und Institutionen. War die große Weltausstellung im Londoner Crystal-Palace des Jahres 1851 noch eine allgemeine Leistungsschau der Errungenschaften der Moderne gewesen, rückte in künftigen ähnlichen Veranstaltungen das Empire immer mehr ins Zentrum. So galt 1866 eine Londoner Ausstellung ausdrücklich Indien und den Kolonien, zahlreiche ähnliche Veranstaltungen in der Provinz folgten, und in London wurden sie so populär, daß der Privatmann Imre Kiralfy mit beträchtlichem finanziellem Erfolg Ausstellungen zu den Themen ‹The Empire of India› (1895) und ‹Greater Britain› (1899) veranstaltete. Hier befriedigte das Empire das Interesse am Exotischen, etwa durch die Präsentation ‹lebender Zulukrieger›. Auf seriöser Ebene gipfelte diese Entwicklung schließlich in der großen nationalen Empire-Ausstellung der Jahre 1924/1925 in Wembley.
Auch das Diamond Jubilee (das 60jährige Regierungsjubiläum) Königin Viktorias feierte England als Leistungsschau des Empire. Den Höhepunkt bildete eine prunkvolle Parade, welche die Macht und Vielfalt des weltweiten Reichs zur Schau stellte: Da zogen australische Kavallerie, Kamelreiter aus dem Nordosten Indiens, Truppen aus Kanada und Natal, Kopfjäger aus Nord-Borneo sowie chinesische Polizisten aus Hongkong am Oberhaupt des Empire vorbei. Bald regte man an, daß britische Schulen fortan den Geburtstag der Königin am 24. Mai als ‹Empire Day› begehen sollten. Überhaupt war die heranwachsende Jugend die bevorzugte Zielgruppe der Empire-Propaganda. Neu begründete Jugendorganisationen wie die Boys Brigade (1883) und die Girls Guides (1912) sollten dazu beitragen, die künftigen Bürger des größten Reiches, das die Welt je gesehen hatte, auf ihre Aufgaben vorzubereiten. Der nachhaltigste Erfolg war auf diesem Gebiet den 1908 durch den Kriegshelden des Burenkrieges Robert Baden-Powell gegründeten Boy Scouts beschieden, deren kurze Hosen und breitrandige Hüte wie auch ihre Aktivitäten in der freien Natur Assoziationen mit dem Dienst an den fernen Gestaden des Empire hervorriefen. Um die Jugend für das Empire zu begeistern, existierten massenhaft entsprechende Druckerzeugnisse: für Mädchen The Girls’ Own Paper und für Jungen das 1879 begründete Boys’ Own Paper, das mit seinen spannenden Erzählungen von den Fronten des Kolonialreiches über eine halbe Million Leser gewann. Weit mehr noch lasen mit Begeisterung die Bücher G. A. Hentys, der an Sternstunden in der Geschichte der Expansion des Empire erinnerte, indem er etwa seine jugendlichen Helden an den Feldzügen Clives in Indien, Wolfes in Kanada oder den Kaperfahrten Drakes teilnehmen ließ. 1950 schätzte man die Höhe der Gesamtauflage seiner Abenteuerromane auf 25 Mio. Exemplare. Und später war es der vor allem als Kriminalschriftsteller hervorgetretene Edgar Wallace, der mit seinem Zyklus über den Distriktoffizier Sanders und Leutnant Bones seinen Lesern die Gefahren, Mühen und Erfolge britischer Kolonialverwaltung in Afrika nahebrachte. Viele dieser Bücher lieferten bald dem neuen Medium Film die Vorlagen für seine Produktionen. Als das Kino nach dem Ersten Weltkrieg seinen Siegeszug antrat und man erkannte, wie wirkungsvoll sich hier Unterhaltung und Propaganda verbinden ließen, stieg vor allem in den 30er Jahren die Zahl der Filme, die Stoffe aus der Geschichte und Gegenwart des Empire präsentierten. Wenn sich ein Film wie Die vier Federn (1939), den ein Kritiker als «imperialistische Symphonie» bezeichnete,[35] ungemein großen Zuspruchs beim Publikum erfreute, so war dies auch ein Zeichen für ein ungebrochenes positives Verhältnis der großen Mehrheit der Briten zu ihrem Empire – selbst in einer Zeit, als dessen Existenz bereits auf tönernen Füßen ruhte.
Aber auch in seiner letzten großen Blütezeit gab es Pessimisten und Kritiker, die warnend oder tadelnd ihre Stimme erhoben. Während imperialistische Reformer wie Seeley oder Chamberlain zwar potentielle Gefahren beschworen, diese jedoch als Ansporn für eine neue Politik und somit für ein erneuertes Reich verstanden, stellte H. B. Cox, ein hoher Beamter im Kolonialamt, bereits 1906 lakonisch fest: «Das Britische Empire wird, wenn überhaupt, allenfalls noch hundert Jahre bestehen»,[36] wofür er sich einen strengen Verweis seines Vorgesetzten, des parlamentarischen Staatssekretärs Winston Churchill, einhandelte. Und Charles Brooke, der weiße Herrscher von Sarawak in Nord Borneo, prophezeite ein Jahr später, daß Indien schon um die Jahrhundertmitte nicht mehr zum Empire gehören werde.
In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts hatten manche, besonders die Advokaten der radikalen liberalen Freihandelslehre, den Erwerb und Besitz von Kolonien grundsätzlich verworfen; um 1900 stellte kaum jemand die Existenz des Empire grundsätzlich in Frage; doch dann löste der Burenkrieg den Beginn einer neuen und zum Teil folgenreichen Imperialismuskritik aus. Sie begann mit einem Paukenschlag, als der linksliberale Wirtschaftstheoretiker J. A. Hobson, der persönlich als Korrespondent an den Kämpfen in Südafrika teilgenommen hatte, 1903 seine Schrift Imperialism veröffentlichte. Hobson setzte mit seiner Kritik bei der heimischen Situation an, die er durch extreme soziale Ungleichheit geprägt sah, durch eine plutokratische Gesellschaftsstruktur, in der den Unterschichten ein angemessener Anteil am Sozialprodukt verweigert werde. Daraus resultiere eine allgemeine gesellschaftliche und wirtschaftliche Krisensituation, denn da den Massen die Kaufkraft für möglichen Konsum vorenthalten werde, mangele es für das auf der anderen Seite angehäufte Kapital an Investitionsmöglichkeiten. Diese würden nun konsequenterweise in Übersee gesucht, speziell in den afrikanischen Kolonien. Und tatsächlich waren es etwa die Rothschilds, deren Anleihen das britische Engagement in Ägypten finanzierten, die Cecil Rhodes’ erfolgreiche Bestrebungen zur Bildung eines marktbeherrschenden Diamantenkonzerns förderten, und die darüber hinaus in England für die Finanzierung der Produktion von modernen Maxim-Maschinengewehren sorgten, die bei den afrikanischen Feldzügen eine so entscheidende Rolle spielten. So manches sprach für Hobsons Argument, daß eine kleine Clique von Finanziers, Waffenproduzenten, Reedern und englischen Aristokraten (die für ihre mißratenen Söhne einträgliche Posten im Empire suchten) zur Förderung ihrer speziellen finanziellen Interessen auf die britische Politik einen unverhältnismäßigen Druck ausübe, weitere koloniale Expansion provoziere und letztlich für die Auslösung des Burenkrieges verantwortlich sei. Dabei sei der durch diesen Krieg entfesselte patriotische Überschwang vor allem das Produkt einer gezielten Propaganda der kapitalistisch gesteuerten Presse gewesen. Auch profitierten lediglich kleine Interessengruppen von den Erfolgen und Erwerbungen der imperialistischen Reichspolitik, die für die gesamte britische Volkswirtschaft in Wahrheit nur ein Verlustgeschäft sei. Und dies nicht allein in finanzieller Hinsicht, sondern gerade auch mit Blick auf die generelle politische Entwicklung Großbritanniens. Denn der übermächtige Einfluß der Imperialisten hemme entscheidend den demokratischen und sozialen Fortschritt zugunsten antiquierter gesellschaftlicher Hierarchien und entsprechender Wertvorstellungen.
Hobson war kein Sozialist. Als überzeugter Freihändler machte er keineswegs das kapitalistische Wirtschaftssystem pauschal für die Exzesse imperialistischer Politik verantwortlich, sondern lediglich die plutokratische Gesellschaftsstruktur Englands. Dennoch bildete seine langfristig durchaus einflußreiche Schrift den Ausgangspunkt für die künftige sozialistische Imperialismuskritik, mit der besonders Lenin und Rosa Luxemburg schon bald den Imperialismus als «die letzte Etappe des Kapitalismus» (Lenin) bezeichneten. Im britischen Umfeld seiner Zeit blieb Hobson allerdings ebenso wie einigen weiteren pessimistischen Warnern und Mahnern jede unmittelbare Wirkung versagt. Selbst bei der in diesen Jahren sich formierenden sozialistischen Labour Party überwog taktische Rücksichtnahme auf die unter den Wählern vorherrschende Begeisterung für das Empire, denn Imperialismuskritik konnte jederzeit als unpatriotische Haltung ausgelegt und dargestellt werden.
Aus der Rückschau des Historikers mag man darüber streiten, wann die Blütezeit des Empire durch dessen beginnenden Niedergang abgelöst wurde. Für manche verlieh es noch der Krönung Elisabeths II. 1953 einen letzten Glanz, für andere warf das Ende bereits zur Zeit des Burenkrieges seine Schatten voraus. Doch für die große Masse der Zeitgenossen war die Existenz und die Bedeutung des Britischen Empire bis zum Beginn des Zweiten Weltkrieges eine unbezweifelbare Realität. Wie zuvor 1897 die große Parade aus Anlaß des Diamond Jubilee Königin Viktorias die Größe des Empire zur Schau gestellt hatte, so demonstrierte die Siegesparade am 19. Juli 1919 dessen Vielfalt mit Truppenkontingenten aus aller Herren Länder zwischen Neuseeland und Neufundland. Darüber hinaus erreichte dieses Empire erst in den 20er Jahren des 20. Jahrhunderts seine größte territoriale Ausdehnung, und die große Empire-Ausstellung im Londoner Vorort Wembley konnte 1924 mehr als 27 Mio. Besucher verzeichnen, von denen sicherlich nur wenige unbeeindruckt blieben von der dort zur Schau gestellten und offenkundig unbezweifelbaren Macht des Britischen Empire.



 
6. ZWISCHENBILANZ II
Das ältere Empire war an dem Widerspruch von freiheitlicher Verfassung der Metropole und autokratischer Herrschaft an der Peripherie zerbrochen, an dem Gegensatz von politischer Selbstbestimmung in England und einer Politik der Londoner Regierung, die englischen Siedler in den amerikanischen Kolonien dem Willen der Zentrale zu unterwerfen, ohne ihnen das Recht auf politische Mitbestimmung zu gewähren. Um dieses Konzept durchzusetzen, fehlte es Großbritannien letztlich an militärischer Macht bzw. angesichts der außenpolitischen Konstellation an der Möglichkeit, diese konsequent und konzentriert einzusetzen. Obwohl nach wie vor die führende See- und Handelsmacht, bewies das Ende des ersten Empire, daß England seine Herrschaft über ein überseeisches Reich nicht allein auf seine letztlich begrenzte Macht gründen konnte, sondern daß es auf den Konsens und auch auf die Kollaboration zumindest von relevanten Gruppen der Beherrschten angewiesen war.
Langfristig hatte London aus dieser Erfahrung für die politische Organisation seines zweiten, nun wahrhaft weltumspannenden Empire die entsprechenden Lehren gezogen. Dies galt zumindest für die ‹weißen› Siedlungskolonien, in denen vorwiegend britische Auswanderer eine neue Heimat gefunden hatten, und denen im Laufe des 19. Jahrhunderts schrittweise politische Mit- und Selbstbestimmung im Rahmen des Empire gewährt wurde. Nachdem Kanada den Weg vorgezeichnet hatte, folgten ihm Australien, Neuseeland und schließlich auch Südafrika in den Dominion-Status, durch den eine einseitige politische Führung der Metropole zunehmend durch freiwillige Gefolgschaft auf der Basis gemeinsamer Interessen und vor allem einer gemeinsamen Kultur ersetzt wurde. Was Edmund Burke in einer großen Rede vor dem Unterhaus am 22. März 1775 bereits angesichts der rebellierenden amerikanischen Kolonien gefordert hatte, nämlich die Einheit des Reiches durch Freiheit zu sichern, war nun weitgehend Wirklichkeit geworden. «Mein Mittel, die Kolonien festzuhalten, ist die enge Bindung, die aus gemeinsamem Namen, aus verwandtem Blut, aus ähnlichen Freiheitsrechten und aus gleichem Schutz hervorwächst», und es folgte die berühmte, oft zitierte Formel: «Dies sind Bande, die, obwohl sie so leicht wie die Luft sind, dennoch die Stärke von eisernen Fesseln besitzen. (These are ties which, though light as air, are strong as links of iron.)»[37] Diesem Grundsatz folgend war im 19. Jahrhundert bei der Neugestaltung der Beziehungen zwischen den Dominions und Großbritannien der Weg zur Formierung des Commonwealth beschritten, das in seinen Anfangsjahren den Fortbestand des Empire in veränderter Form zu gewährleisten schien.
Doch mehr noch als sein Vorläufer, das merkantile Imperium des 18. Jahrhunderts, war das Empire des 19. Jahrhunderts ein vielfältiges Gebilde, innerhalb dessen die Dominions zwar eine wesentliche Rolle spielten, dessen Machtzentrum jedoch das direkt verwaltete Indien bildete und in dem Kolonien, Protektorate und später auch Mandatsgebiete über den gesamten Globus verteilt waren. Damit war auch dieses ‹jüngere Empire› nicht frei von Spannungen und Gegensätzen. Während man den Bund mit den weißen, vorwiegend britischen Siedlungskolonien auf die gemeinsame Herkunft und Kultur, vor allem aber auf das Band der gemeinsamen britischen ‹Rasse› gegründet sah, glaubte sich Großbritannien darüber hinaus auf Grund der spezifischen Eigenschaften dieser Rasse dazu berufen, Völker in Übersee durch seine Herrschaft auf eine höhere Stufe der Zivilisation zu führen. So sahen es zumindest die einflußreichen Repräsentanten des englischen Imperialismus. Wo Briten als Eroberer oder als ‹Schutzmacht› über fremde, vorwiegend außereuropäische Völker herrschten und daraus vielfältigen Nutzen zu ziehen verstanden, rechtfertigten sie dies damit, daß sie in der Pflicht stünden, den ‹Eingeborenen› die Segnungen britisch geprägter Zivilisation, und d.h. besonders britischer Verwaltung, zuteil werden zu lassen. Dementsprechend richteten sie in diesen Gebieten eine autokratische Kolonialherrschaft ein, statt die Grundlagen für ein System freiheitlicher Selbstbestimmung zu schaffen. Bereits Seeley hatte in seinen Reflexionen über Die Ausbreitung Englands darauf verwiesen, daß Großbritannien zwar in Australien die Demokratie eingerichtet habe, in Teilen Asiens aber eine despotische Herrschaft ausübe, daß es im Westen zu Recht als der Vorkämpfer der Freiheit gelte, im Osten jedoch als imperialistische Militärmacht herrsche.
Auch das klassische Empire des 19. Jahrhunderts stand somit unter der Spannung von Freiheit und Autokratie, doch diese Konstellation ähnelte nur bedingt der Lage, in der sich das ältere Empire am Vorabend der amerikanischen Revolution befunden hatte. Der Unterschied bestand nicht nur in der Existenz der Dominions als Nukleus der Commonwealth-Alternative, sondern auch in dem strukturellen Unterschied zwischen dem Widerstandspotential der amerikanischen Kolonisten des späten 18. Jahrhunderts und der Situation der unterworfenen oder zumindest abhängigen indigenen Völker, die durch ein eindeutiges Machtgefälle zwischen Kolonialmacht und Beherrschten gekennzeichnet war. Außerdem wurde, besonders während der liberalen Periode zu Beginn des Jahrhunderts, koloniale Herrschaft wie etwa in Indien als notwendiges Instrument einer allgemeinen zivilisatorischen Aufgabe angesehen. Autokratie in Übersee diente so betrachtet keineswegs den Eigeninteressen der Metropole, sondern stand im Dienst von Englands welthistorischer Mission. Dies implizierte, daß die Kolonialherrschaft zeitlich begrenzt sein müsse und daß sie notwendig ende, sobald die Erziehung abgeschlossen sei, mit deren Hilfe der koloniale Zögling auf das Niveau britischer Kultur geführt werden solle. Doch selbst wenn dieses Rechtfertigungsargument niemals ganz aufgegeben wurde, wurde der Zeitpunkt für eine Entlassung in die Freiheit politischer Selbstbestimmung von Fall zu Fall immer wieder neu fixiert bzw. ins Unbestimmte verschoben. Noch 1943 hegten maßgebliche Repräsentanten der Labour Party die Ansicht, die meisten Kolonialvölker seien auf absehbare Zeit hin noch keineswegs reif für die Unabhängigkeit.
Schließlich wurde die Praxis der autokratischen Herrschaft durch das Instrument der Kollaboration gemildert und teilweise sogar dem Ideal der politischen Selbstbestimmung angenähert. Das Muster hierfür lieferte die Einbindung der zahlreichen Fürstentümer in das System der Machtausübung in Indien, das später in Afrika unter dem Begriff der indirect rule wieder aufgenommen wurde. Sowohl in den meisten afrikanischen Kolonien als auch in den zahlreichen Protektoraten und Mandatsgebieten bediente man sich des Mittels, einheimische Eliten in die Praxis der Kolonialherrschaft einzubinden, um die britische Oberhoheit zu sichern.
Doch es täuscht, wenn auf den ersten Blick die verschiedenen Formen von Kollaboration zwischen der Kolonialmacht und deren Untertanen den Gegensatz von Autokratie und Selbstbestimmung scheinbar mildern. In Wahrheit wurden durch die Praxis der indirekten Herrschaft neue Spannungen heraufbeschworen, da Großbritannien dabei eine Allianz mit den herrschenden Eliten einging, d.h. mit den traditionalen Elementen von Gesellschaften, die gleichzeitig durch den Zugriff der Kolonialmacht verstärkt und z.T. unvermittelt den Einflüssen der von Europa ausgehenden Moderne ausgesetzt wurden. Der Widerspruch war offenkundig: Einerseits war das Empire der Vorreiter westlicher zivilisatorischer Errungenschaften und bediente sich modernster Techniken, um den Zusammenhalt des Reiches zu gewährleisten und insbesondere die Entwicklung der Wirtschaft zu fördern. Andererseits beruhte die Organisation der politischen Herrschaft vielerorts auf einem Bündnis mit den Kräften eines rückständigen Konservatismus. Während in England zur gleichen Zeit der Übergang zur Demokratie mit den letzten Wahlrechtsreformen abgeschlossen wurde, pflegte man im Empire nicht nur die Allianz mit autokratischen Herrschern, sondern London gründete nach dem Ersten Weltkrieg in seinen Mandatsgebieten im Nahen und Mittleren Osten auch neue Monarchien wie den Irak und Jordanien mit neuen Herrschern von Londons Gnaden.
Eine solche Politik entsprang zum einen dem Bemühen, durch die Allianz mit bestehenden Eliten die Herrschaft über ausgedehnte überseeische Territorien möglichst kostengünstig und konfliktfrei aufrechtzuerhalten, zum andern dem Wunsch und dem Bestreben, im britischen Empire bestimmte konservative soziale Ordnungsprinzipien realisiert zu sehen. Denn auch die englische politische Kultur des ausgehenden 19. und beginnenden 20. Jahrhunderts war nicht frei von Widersprüchen. Im Gegensatz zur fortschreitenden Demokratisierung der britischen Verfassungswirklichkeit hingen große Teile der politischen Klasse weiterhin einem vormodernen Gesellschaftsideal an. Für viele maßgebliche Vertreter nicht nur der alten aristokratischen Führungsschicht, sondern auch der nachrückenden Aufsteiger blieben im England des industriellen Zeitalters die Ordnungsprinzipien einer hierarchisch gestuften Agrargesellschaft maßgebend, wie sie vor allem die Konservativen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts propagiert hatten. Angesichts der bestehenden Spannungen und der vorherrschenden Dynamik der ökonomischen und sozialen Verhältnisse schauten viele rückwärts und ersetzten die Realität einer Klassengesellschaft durch ihr Idealbild einer Statusgesellschaft mit einer übersichtlichen hierarchischen Ordnung, die jedem seinen Platz zuweist.
In dem Maße, in dem die Unvereinbarkeit von derartigen Wunschvorstellungen mit der gesellschaftlichen und politischen Wirklichkeit Großbritanniens offenkundig wurde, wandte man sich dem Empire zu. Hier, in Übersee, hoffte man, die verlorene Welt wiederfinden bzw. neu errichten zu können, und es war nicht zuletzt dieses Ideal, das der Einrichtung des Systems der indirekten Herrschaft durch Kooperation mit indigenen Fürsten und Stammeshäuptlingen einen zusätzlichen Impuls verlieh. So entdeckten maßgebliche Handlungsträger der europäischen Kolonialmacht in ihrem Bestreben, der Gegenwart des europäischen Industriestaates zu entkommen, mit Blick auf die eigene Vergangenheit ihre Affinität zu traditionalen Stämmen und Herrschern in Übersee.[38] Und mehr noch, vor allem in den 20er und 30er Jahren des 20. Jahrhunderts gingen einzelne Vertreter der englischen Oberschicht so weit, ihre Nostalgie Realität werden zu lassen, indem sie auf dem klimatisch günstigen Hochland von Kenia ausgedehnte Ländereien erwarben, um dort Landsitze nach heimatlichem Muster zu errichten und einen abgehoben dekadenten Lebensstil zu pflegen.
Naturgemäß führte diese spezielle Sicht des Empires zu einem oft verzerrten Bild der indigenen Gesellschaftsordnungen und Lebensverhältnisse und dementsprechend zu nachteiligen Folgen für die Praxis der kolonialen Herrschaft. Dies galt in besonderem Maße für Indien. Hier war nach den Erfahrungen des großen Aufstandes von 1857 das Urteil über ein rückständiges Indien, dem der zivilisatorische Missionseifer der liberalen Epoche gegolten hatte, zugunsten eines idealisierten Bildes von einem zeitlosen, traditionsgesättigten Indien aufgegeben worden, das es zu bewahren gelte. So glaubten selbst Wissenschaftler wie der angesehene Staatsrechtler Sir Henry Maine, in der typischen indischen Dorfgemeinschaft sei der Urtyp einer ursprünglichen arischen Gesellschaftsordnung nicht nur erhalten geblieben, sondern immer noch funktionstüchtig. Und im indischen Kastenwesen erblickte man eine überlieferte organische Gesellschaftsordnung mit den einheimischen Fürsten an der Spitze einer Hierarchie, über der nun der britische Monarch als Kaiser von Indien throne. Die Politik statusbewußter britischer Vizekönige galt somit dem Ziel, in den großen politischen Demonstrationen der Krönungsparaden, den Durbars, ihr Bild einer exotisch bunten indischen Zauberwelt Wirklichkeit werden zu lassen. Während nach Meinung von Männern wie Lord Curzon England demokratischer Vulgarität zum Opfer zu fallen drohe, strebten sie danach, in der Form des ‹Alten Indien› die Stabilität aristokratischer Herrschaftsformen zu sichern, wie die pompöse Eröffnung einer indischen Fürstenkammer 1921 bezeugte.
In Gebieten direkter Kolonialherrschaft, wie z.B. in Britisch-Indien, waren die Briten allerdings darauf angewiesen, diejenigen Einheimischen, die in der Verwaltung eingesetzt wurden, europäischen Maßstäben entsprechend auszubilden, d.h. eine neue koloniale Elite zu schaffen. Deren Vertretern gegenüber hegten sie allerdings ein gehöriges Maß an Mißtrauen, in der Meinung, daß diese ihren ursprünglichen Wurzeln entfremdete neue Schicht langfristig einen Sprengsatz im Gefüge der traditionalen indigenen Gesellschaften bilden würde. Einerseits brauchte man sie, andererseits achtete man sie gering; letztlich war die Verwaltung des Empire von einem «romantischen, antikapitalistischen Ethos»[39] geprägt; ein Widerspruch, der sich schon bald nachteilig auswirken sollte, weil diese neue Elite damit schließlich in die Opposition zur Kolonialmacht gedrängt wurde.
So wirken hinter der glanzvollen Fassade des Britischen Empire bei genauerer Betrachtung Spannungen, die zu feinen Haarrissen in seinem Mauerwerk führten, ohne jedoch vorerst die Standfestigkeit des Gebäudes zu gefährden. Dieses beeindruckte vielmehr nach wie vor, insbesondere angesichts des offenkundigen Mißverhältnisses von schmaler Machtbasis und riesigem Überbau. Diese Diskrepanz zwischen dem realen Potential der Insel England und den Anforderungen eines weltweiten Herrschaftsanspruchs konnte lediglich dadurch überbrückt werden, daß sich das Reich nicht auf einseitige Beherrschung durch die Metropole gründete, sondern auch auf freiwillige Kooperation (durch die Dominien) und Kollaboration (in den abhängigen Kolonien). Hinzu kam, daß die Belastbarkeit dieser vielfältigen Beziehungen vor 1914 keinen ernsthaften oder gar langandauerden Prüfungen ausgesetzt war; hier bildeten der indische Aufstand und der Burenkrieg die einzigen nennenswerten Ausnahmen. Selbst in der phasenweise krisenträchtigen Epoche des Hochimperialismus, als die europäischen Großmächte sich vielerorts auf dem Globus als wetteifernde Konkurrenten gegenüberstanden, konnte Großbritannien den bewaffneten Konflikt mit einer rivalisierenden Kolonialmacht vermeiden und dennoch aus dem ‹Wettlauf um Afrika› als Sieger hervorgehen. Im Unterschied dazu war das erste Empire in einer Situation gescheitert, in der es sich gleichzeitig Angriffen von innen – durch den Widerstand der amerikanischen Siedler – und außen – durch die zuvor unterlegenen Kolonialmächte Frankreich und Spanien – ausgesetzt sah. Für das Zweite Empire standen zu Beginn des 20. Jahrhunderts dergleichen Prüfungen noch bevor.



– IV –
ENDE UND ERBE – VOM EMPIRE ZUM COMMONWEALTH



 
1. KRISENMANAGEMENT 1914–1945
Während die Zeitgenossen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts durchaus noch zu Recht von der Größe des britischen Empire beeindruckt und von seinem Glanz geblendet waren, nimmt der Historiker, mit dem Ausgang der Geschichte vertraut, bereits in eben jener Epoche Anzeichen und Anfänge vom Ende wahr. Denn auch hier gilt die Gleichzeitigkeit der Gegensätze: von größter je erreichter territorialer Ausdehnung des Reiches und Überdehnung des realen Machtpotentials, von zukunftsträchtigen Initiativen zur Gestaltung des Commonwealth und steriler Stagnation auf dem Felde der Kolonialverwaltung, von zivilisatorischem Missionsauftrag und demonstrativer Machtausübung, von programmatischen Zielsetzungen und pragmatischer Realpolitik, vor allem aber von kurzfristigen Erfolgen mit negativen Fernwirkungen. Bei allen Anzeichen für einen bevorstehenden Niedergang, vor dem auch manche Zeitgenossen zu warnen begannen, handelte es sich zunächst nur um potentielle Schwächen, die sich lediglich in bestimmten Konstellationen zur akuten Gefahr für den Bestand des Empire auswachsen konnten, keineswegs aber um eindeutige Symptome eines unabweislichen Verhängnisses. Rückblickend lassen sich die folgenden potentiellen Krisenfaktoren benennen: In der Metropole ließ der Wille zum Erhalt des Empire spürbar nach, in der Überzeugung, daß ein ausgedehntes überseeisches Reich für das Mutterland nicht länger rentabel sei, nicht zuletzt, weil es an den materiellen Ressourcen für dessen Schutz mangele; in den Dominions wuchsen die Bestrebungen nach vollständiger nationaler Eigenständigkeit, in den Kolonien die Widerstände gegen Fremdbestimmung. Vor allem aber nahm der Druck von außen durch entsprechende Veränderungen der weltpolitischen Mächtekonstellation zu.
In erster Linie wirkten sich die beiden Weltkriege für das Empire als existentielle Belastungsproben aus, die es zwar bestand, aber nur um den Preis folgenschwerer Veränderungen. Auf den ersten Blick erwies sich das Empire in beiden Fällen nicht nur als krisenfest, sondern sein Zusammenhalt und seine Macht nahmen einen spürbaren Aufschwung. Hatte der liberale Premier Campbell-Bannerman 1903 noch die Befürchtung geäußert, Großbritannien könne allenfalls in Friedenszeiten über sein Weltreich ungeschmälert herrschen, so traten sowohl Dominions als auch Kolonien 1914 den Gegenbeweis an. Und dies war umso bemerkenswerter, als sich die Ausgangslage im Vergleich zu früheren Zeiten grundlegend verändert hatte. Einst hatte das Mutterland den militärischen Schutz seiner Kolonien garantiert; nun verschoben sich allmählich die Gewichte, und die Metropole sah sich zur Verteidigung nicht nur des Empire, sondern – wie im Zweiten Weltkrieg – sogar der Insel England auf die Unterstützung durch sein überseeisches Empire angewiesen. Dabei waren es in erster Linie die ehemaligen britischen Siedlungskolonien, die aktive militärische Beiträge leisteten.
Im Ersten Weltkrieg entsandte Kanada ca. eine halbe Million Soldaten auf die Schlachtfelder nach Europa, von denen 57.000 nicht zurückkehrten. Aus Australien waren es 332.000 und aus Neuseeland 112.000, wobei deren ungewöhnlich hohe Verluste (59.000 bzw. 17.000) auf ihren Einsatz in den Dardanellen im Jahr 1915 zurückzuführen waren. Es waren vorwiegend Freiwillige, zumeist britischer Herkunft, denn auch in den Dominions wurde, wie in Großbritannien, die allgemeine Wehrpflicht erst 1916 eingeführt. Demgegenüber vermißte man bei den Angehörigen anderer Volksgruppen – Frankokanadiern oder Buren – ähnliche Zeugnisse imperialer Solidarität, d.h. in der Krisensituation erwies sich das Band gemeinsamer nationaler Herkunft als die solide Basis der Verbundenheit der Dominions mit dem Mutterland – hier existierte, was gelegentlich als ‹Greater Britain› apostrophiert wurde. Im Unterschied dazu wurde das abhängige Kolonialreich zum Kriegsdienst mehr oder weniger zwangsverpflichtet. 1,3 Mio. indische Soldaten wurden an den verschiedenen Fronten in Europa, Afrika und dem Mittleren Osten eingesetzt, wohl 100.000 Afrikaner – ihre Zahl kann lediglich geschätzt werden – starben als Träger im Verlauf der Feldzüge zur Eroberung Deutsch-Ostafrikas und 90.000 Chinesen, die in der britischen Station Weiheiwei rekrutiert worden waren, hoben in Frankreich für die Alliierten Schützengräben aus. Doch das Empire stellte nicht allein Truppen und Hilfskräfte zur Verfügung, es diente darüber hinaus als Vorratskammer und Waffenarsenal. Ein großer Teil der Artilleriemunition für die Materialschlachten in Frankreich kam aus kanadischer Produktion; Australien und Neuseeland sorgten dafür, daß die Briten weiterhin ihren Speck zum Frühstück und ihren Hammelbraten zum Dinner auf den Tisch bekamen.
Beim Ausbruch des Zweiten Weltkriegs stellte das Empire abermals seine Geschlossenheit in einem Maße unter Beweis, daß es, angesichts mancher Belastungen und Krisen der Zwischenkriegsära, nachgerade mit neuem Leben erfüllt schien. Die Dominions, inzwischen im Besitz der uneingeschränkten staatlichen Souveränität, zeigten sich mit Großbritannien solidarisch und erklärten Deutschland ihrerseits den Krieg, die junge Republik Irland blieb neutral. Zusammen mit den immer noch abhängigen Kolonien leisteten sie abermals ihren Beitrag durch das Aufgebot beträchtlicher Truppenkontingente: Indien 2,5 Mio., Kanada 725.000, Australien und Neuseeland zus. über 1 Mio., nahezu 500.000 aus den ost- und westafrikanischen Kolonien sowie 200.000 Südafrikaner. Im Unterschied zum Ersten Weltkrieg sah sich das Empire diesmal allerdings nicht nur auf dem europäischen Kriegsschauplatz in die Defensive gedrängt, es war besonders nach dem Kriegseintritt Japans 1941 zu einem weltweiten Verteidigungskrieg gezwungen. Dabei standen als die Eckpfeiler des strategischen imperialen Verbundnetzes der Suezkanal sowie Singapur als maritime Schlüsselposition für den ostasiatischen Raum im Brennpunkt der Kampfhandlungen in Nordafrika und Asien. Doch während mit Mühe und unter dem Einsatz starker Truppenkontingente aus allen Teilen des Empire die Bedrohung der ägyptischen Schlüsselregion durch die Italiener und durch Rommels Afrikakorps abgewendet werden konnte, hatten kurz zuvor, im Februar 1942, im Fernen Osten die Japaner Singapur erobert. Hier hatte eine Armee von 130.000 Mann vor einem zahlenmäßig um die Hälfte schwächeren Gegner kapituliert. Der Prestigeverlust war ungeheuer, zumal Singapur erst kurz vor Kriegsbeginn als Militärstützpunkt für 60 Mio. Pfund ausgebaut worden war, nicht zuletzt auch als Symbol für die Kampfkraft und die Entschlossenheit des Empire, seine Rolle als Schutzmacht zu bewahren. Doch nun war das Ansehen schlagartig dahin; wie früher die Engländer in Asien ein Netz von Eisenbahnlinien mit Hilfe einheimischer Kulis erstellt hatten, so setzten nun die Japaner britische und australische Kriegsgefangene als Arbeitssklaven beim Bau einer 250 Meilen langen Eisenbahn durch den thailändisch-burmesischen Dschungel ein; eine demonstrative Demütigung des Kolonialherrn, dessen Position und Ansehen bislang unanfechtbar erschienen waren. Auch wenn später der japanische Vormarsch noch vor der indischen Grenze zum Stehen gebracht werden konnte, war der Mythos des unbesiegbaren Britannien dahin. Indische Nationalisten sahen sich von nun an in ihren Hoffnungen auf ein Ende der britischen Herrschaft bestärkt, und die Dominions Australien und Neuseeland suchten fortan ihre Sicherheit hinter dem Schutzschild der USA als künftiger Hegemonialmacht im pazifischen Raum. Ausgerechnet der britischen Monarchin Elisabeth II. – dem Oberhaupt des Commonwealth – fiel auf ihrer Reise nach Australien die Aufgabe zu, 1954 in Canberra eine Gedenktafel zu enthüllen mit der Inschrift: «In dankbarer Erinnerung an die lebenswichtige Unterstützung durch die Vereinigten Staaten während des Krieges im Pazifik 1941–1945.»[1]
Dennoch stand am Ende nicht nur Großbritannien selbst auf der Seite der Sieger – auch sein Empire war auf den ersten Blick ungeschmälert aus den weltweiten Kämpfen hervorgegangen. Doch bei genauerem Zusehen war dieses Empire um den Preis des Empire gerettet worden. Zwar hatte man die konkurrierenden feindlichen Weltmächte Deutschland und Japan besiegt, aber die verbündete Weltmacht, die USA, von deren Hilfe Großbritannien letztlich mehr profitiert hatte als von der Unterstützung durch sein Empire, hatte bereits während des Krieges deutliche Zeichen dafür gesetzt, daß ein Ende uneingeschränkter britischer Kolonialherrschaft absehbar sein werde. Denn die Vereinigten Staaten waren in den Krieg eingetreten, um einen Feldzug für Demokratie und Freiheit zu führen. Die Atlantik-Charta, die auch die Unterschrift des britischen Premiers Winston Churchill trug, sicherte in Artikel 3 allen Völkern das Recht auf politische Selbstbestimmung zu, und in einem Beitrag in der Zeitschrift ‹Life› hieß es im Oktober 1942: «Eines ist gewiß: wir kämpfen nicht für den unversehrten Erhalt des britischen Empire.»[2] Auch die britische Regierung hatte daher mit Blick auf Indien und die afrikanischen Kolonien wiederholt entsprechende vage Absichtserklärungen bezüglich der Gewährung künftiger politischer Selbständigkeit abgegeben. Und so schienen nach den Erfahrungen und Folgen des Krieges und angesichts einer gewandelten weltpolitischen Situation, in der nun auch die UdSSR prononciert als antiimperialistische Macht in Übersee um Gefolgschaft warben, tiefgreifende Reformen der inneren Struktur des Empire unabdingbar. Großbritannien sah sich vor die Frage gestellt, ob das Empire vor der Auflösung stehe oder ob in neuer Form ein ‹Drittes› Empire an dessen Stelle treten werde. Die Aussichten dafür waren günstig, denn mit einer in der Zwischenkriegsära vollzogenen Neuordnung der Beziehungen zwischen der Metropole und den Dominions schien mit dem ‹Commonwealth› eine sichere Auffangstellung für künftige Rückzugsbewegungen geschaffen worden zu sein.
Diese Reformen waren durch den Ersten Weltkrieg ausgelöst worden. Zu dessen Beginn hatte die Londoner Regierung ihre Kriegserklärung an Deutschland noch im Namen des gesamten Empire abgegeben, und lediglich in Südafrika waren dagegen aus dem Lager der Buren einzelne Stimmen der Kritik laut geworden, eingedenk der verbalen Unterstützung des Deutschen Reiches während des Burenkrieges. Und obgleich die Dominions ihren beträchtlichen militärischen Beitrag leisteten, besaßen sie zunächst in außenpolitischen und militärstategischen Fragen keinerlei Mitspracherecht. Erst nachdem die Premierminister von Kanada und Australien wiederholt dieses Mißverhältnis kritisiert hatten, berief der britische Ministerpräsident Lloyd George im März 1917 eine Reichskriegskonferenz ein (Imperial War Conference), die zur Bildung eines Reichskriegskabinetts führte (Imperial War Cabinet), wobei das fünfköpfige britische Kriegskabinett um die Premiers der Dominions, drei Vertreter Indiens, einen Repräsentanten Neufundlands, den britischen Kolonialminister sowie den Staatssekretär für Indien erweitert wurde. Im wesentlichen wurden hier die Kriegsziele und Fragen der Nachkriegsordnung diskutiert, aber darüber hinaus hatte bereits die allgemeine Reichskonferenz vom April 1917 eine Resolution mit der Ankündigung einer Neuordnung der Verfassungsbeziehungen der einzelnen Reichsteile verabschiedet, deren Grundlage die Anerkennung der Dominions als autonome Nationen im Rahmen eines Imperial Commonwealth sein sollte. Der altehrwürdige Begriff commonwealth, der zuvor u.a. als Bezeichnung der englischen Republik des 17. Jahrhunderts gedient hatte, sollte nun mit neuem Inhalt gefüllt werden. Dabei lieferte der südafrikanische Premier Jan C. Smuts in einer Rede, die er auf einem ihm zu Ehren von beiden Häusern des britischen Parlaments am 15. Mai 1917 veranstalteten Bakett hielt, die wegweisende Definition. «Das Britische Empire – so führte er aus – ist um vieles mehr als ein Staat. Meiner Ansicht nach ist bereits der Ausdruck ‹Empire› irreführend, denn er veranlaßt die Leute dazu, zu denken, wir seien eine homogene, festgefügte Einheit – eben ein Reich, auf das der Begriff ‹Empire› angewandt werden kann. Wir sind kein Reich. Deutschland ist ein Reich, so, wie Rom eines war und Indien eines ist, aber wir bilden einen Verbund von Nationen, eine Gemeinschaft von Staaten und Nationen, die an Größe jedes bisherige Reich übertrifft … – und er fuhr fort –, und wir kommen nun zu den sogenannten Dominions, eine Anzahl von Nationen und Staaten, die, fast souverän, fast unanbhängig, sich selbst regieren … und die alle zu dieser Vereinigung gehören, zu dieser Gemeinschaft von Nationen, die ich als das ‹British Commonwealth of Nations› bezeichnet wissen möchte.»[3] Der Begriff Commonwealth begann so allmählich, die besonderen Beziehungen Großbritanniens zu seinen Dominions und damit eine Alternative zum Empire zu nennen, die als eigenständige Organisationsform im Empire neben dem Kolonialreich existierte. In der Praxis dauerte es einige Zeit, bis dieses Ziel erreicht war, denn obwohl die Dominions 1919 sowohl auf der Friedenskonferenz von Versailles als auch beim Völkerbund mit eigenen Vertretern präsent waren, blieb ihr internationaler Status völkerrechtlich ungeklärt. Sie hatten zwar den Vertrag von Versailles mitunterzeichnet, aber als Mitglieder des Britischen Empire. Dieser rechtliche Schwebezustand bezüglich der außenpolitischen Souveränität der Dominions führte in der Zukunft wiederholt zu Spannungen. Als 1922 der britische Premier aus Anlaß der Vertreibung der Griechen aus Kleinasien (Chanak-Krise) ohne vorangegangene Beratung die Dominions aufforderte, gemeinsam mit Großbritannien entschiedenen Druck auf die türkische Regierung auszuüben, erklärte der kanadische Premier Mackenzie King demonstrativ vor dem kanadischen Parlament, es sei allein Sache Kanadas, darüber zu entscheiden, ob das Land sich in einem Krieg engagieren würde. Und im folgenden Jahr schloß Kanada ohne britische Mitwirkung und ausdrücklich auch ohne britische Unterzeichnung mit den USA ein Fischereiabkommen ab. 1924 kam in Südafrika der nationalistische General J. B. M. Hertzog an die Macht, der entschlossen war, seinem Land die volle Souveränität zu sichern und der Irische Freistaat, der sich 1921 den Dominionstatus erkämpft hatte, drängte ebenfalls auf eine verbindliche rechtliche Klärung seines internationalen Status. Angesichts zunehmenden Drucks der Dominions waren diese Fragen bereits auf der Reichskonferenz des Jahres 1923 diskutiert worden, ohne daß ein schlüssiges Ergebnis erreicht werden konnte. Statt dessen beschloß die Folgekonferenz des Jahres 1926 die Einsetzung eines Inter-Imperial-Relations-Committee unter dem Vorsitz des ehemaligen konservativen Premiers Lord Balfour, dessen Bericht, als Balfour Report in die Geschichte des Empire eingegangen, den Endpunkt der seinerzeit vom Durham-Report eingeleiteten Entwicklung vom Empire zum Commonwealth markiert.
Eingangs wendet sich der Bericht gegen jeden Versuch, eine Verfassung für das gesamte Empire zu erarbeiten. Dagegen spreche dessen heterogene Struktur als Resultat der unterschiedlichen Entwicklungsstufen der einzelnen Reichsteile. Ausgenommen davon werden allerdings Großbritannien und die Dominions, deren Status und wechselseitige Beziehungen ihrem nun erreichten Entwicklungsstand gemäß wie folgt definiert werden: «Sie sind autonome Gemeinschaften innerhalb des Britischen Empire, gleichberechtigt in ihrem Status und bezüglich ihrer inneren und äußeren Angelegenheiten in keiner Weise voneinander abhängig, hingegen vereint durch die gemeinsame Treuepflicht der Krone gegenüber und freiwillig zusammengeschlossen als Mitglieder des British Commonwealth of Nations.»[4]
Diese schon bald klassische, da oft zitierte Formel hatte die Zustimmung aller Beteiligten gefunden. Gerade weil in ihr gegen alle Logik Gegensätzliches wie vollständige Unabhängigkeit der Dominions und übergeordneter Reichsverband gleichberechtigt nebeneinander gestellt sind, konnten damit bestehende Differenzen ausgeglichen werden. Sowohl die vorwiegend britischen Dominions wie Neuseeland und Australien, die eher für den Erhalt des historisch gewachsenen Empire eintraten, sahen sich in ihren Zielsetzungen bestärkt, wie auch Kanada, Südafrika und Irland, denen es in erster Linie um die Bestätigung ihrer uneingeschränkten völkerrechtlichen Souveränität in dem auf freiwillige Mitgliedschaft gegründeten Verband des Commonwealth ging. Schließlich verabschiedete das Londoner Parlament am 11. Dezember 1931 auf der Grundlage dieses Ausschußberichts ein Gesetz, das den umständlichen Titel: «An Act to give Effect to certain Resolutions passed by Imperial Conferences held in the Years 1926 and 1930» trug und fortan unter der gängigen Bezeichnung Statute of Westminster als das Grundgesetz des Commonwealth galt. In der Präambel wird in Anlehnung an den Balfour-Report festgestellt, daß die britische Krone «das Symbol der freien Vereinigung der Mitglieder des Britischen Commonwealth ist und daß sie alle durch gemeinsame Treuepflicht gegenüber der Krone verbunden sind». Dem folgt als Kernsatz, daß sich fortan kein vom britischen Parlament verabschiedetes Gesetz ohne deren ausdrückliche Zustimmung auf die Dominions erstrecken darf und daß die 1865 im Colonial Laws Validity Act formulierten Einschränkungen der Gesetzeshoheit der Dominions hiermit aufgehoben seien. Von nun an dürfen Gesetze der Dominions auch zu den Gesetzen des Vereinigten Königreichs in Widerspruch stehen. Schließlich ist den Dominions das Recht auf eine eigene Außenpolitik ausdrücklich bestätigt. Obwohl der Begriff der Unabhängigkeit an keiner Stelle erwähnt wird, ist mit der Statute of Westminster die für das Empire geltende uneingeschränkte Suprematie des englischen Parlaments für die Dominions endgültig aufgehoben. Indem diesen die volle parlamentarische Souveränität zuerkannt wird, widerruft England seine bislang praktizierte politische Vormundschaft zumindest für einen Teil seines überseeischen Reiches.
Es entsprach dem Geist der Statute of Westminster, daß es den Dominions überlassen blieb, dieses Gesetz ihrerseits zu ratifizieren, und tatsächlich vollzogen Australien und Neuseeland, die beide stets für den unverbrüchlichen Zusammenhalt des Empire eingetreten waren, erst 1942 bzw. 1947 diesen Schritt. Auf der anderen Seite war es Irland, das 1939 von der hier gewonnenen Souveränität demonstrativ Gebrauch machte, als es sich weigerte, Seite an Seite mit dem Empire und den übrigen Mitgliedern des Commonwealth in den Krieg gegen Deutschland einzutreten. Abgesehen von Irland, dessen bis ins Mittelalter zurückreichende Geschichte seiner Beziehungen zu England einen Sonderfall im Bereich des Empire darstellte, implizierte die Neuordnung des Verhältnisses zwischen Dominions und Metropole zunächst keine Schwächung des Britischen Empire. Tatsächlich erwiesen sich die bereits einst von Edmund Burke beschworenen unsichtbaren Bande zwischen London und seinen ehemaligen Siedlungskolonien ‹stärker als Eisen›; das Commonwealth als weltweiter Verbund, getragen von einer gemeinsamen Kultur, gegründet auf gemeinsame Traditionen und manifest in gemeinsamen Institutionen, wies damit offenkundig dem übrigen Empire den Weg in eine nicht allzu ferne Zukunft, in der sich die oft propagierte Mission Großbritanniens erfüllen sollte. Dies war die feste Überzeugung nicht nur vieler Engländer, sondern auch vieler Bürger der Dominions in Übersee, und dieser gemeinsame Glaube sollte sich wiederum als zusätzliches verbindendes Element bewähren.
Während so ohne unmittelbares Risiko die letzten Reste kolonialer Abhängigkeit für einen Teil des Empire in ein völkerrechtliches Verhältnis umgewandelt wurden, begann die britische Politik gleichzeitig, im ökonomischen Bereich die Bande wieder enger zu knüpfen. Dies erwies sich als besonders dringlich angesichts eines stetigen Rückgangs des wirtschaftlichen Potentials Großbritanniens, dessen Anteil am Welthandel kontinuierlich geschrumpft war. Hatte dieser 1860 noch 25 % betragen, so war er 1913 auf 17 % und 1938 auf 14 % gesunken. Unter dem Eindruck einer solchen Entwicklung mehrten sich in England Stimmen, die dazu aufforderten, diesen Trend durch einen engeren wirtschaftlichen Verbund im Rahmen des Empire aufzuhalten. Zwar war Chamberlain seinerzeit mit dergleichen Plänen noch daran gescheitert, daß die Mehrheit der Engländer die Doktrin des Freihandels in den Rang einer Staatsreligion erhoben hatte, aber nicht zuletzt im Zeichen der weltweiten Wirtschaftskrise begann sich hier eine Wende abzuzeichnen. Besonders der konservative Publizist und Politiker Leo Amery, der u.a. von 1924 bis 1929 das Amt des Kolonialministers bekleidete, wurde nicht müde, für eine ökonomische Integration des Empire zu werben. Dabei sollten die eng miteinander kooperierenden Dominions das Herzstück bilden, gestützt auf die Kolonien als Rohstofflieferanten und künftige Märkte für Fertigprodukte, was voraussetzte, daß hier zunächst die Infrastruktur und bestimmte Produktionszweige durch eine zielgerichtete Entwicklungspolitik Londons gefördert würden. In diesem Sinne wurde 1929 das erste einschlägige Gesetz (Colonial Development Act) verabschiedet, dem zwischen 1940 und 1945 weitere folgten. Zwar wurden zu keiner Zeit Joseph Chamberlains hochfliegende Zielsetzungen im nachhinein erreicht, das Empire als geschlossener Zollverein blieb Utopie, aber seit den frühen 30er Jahren – besonders auf der Imperial Conference von Ottawa 1932 – wurde in einer ganzen Reihe von Abkommen ein elastisches System von Vergünstigungen ausgehandelt, wodurch vor allem britische Importe aus den Dominions profitierten. Darüber hinaus wurden die Wirtschaftsbeziehungen innerhalb des Empire durch die Einrichtung der Sterling Area gefördert, innerhalb derer das britische Pfund die Leitwährung für den Zahlungsverkehr sowie für den Aufbau von Währungsreserven bildete. All diese Maßnahmen trugen schließlich erheblich dazu bei, daß im Vergleich zu den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg der Anteil der britischen Exporte in die Staaten und Kolonien des Empire von 35 % zwischen 1934 und 1938 auf 41,3 % anstieg und die Importe aus dem Empire von 29,6 % auf 41,2 %.
Gerade auch die Wirtschaftspolitik der Zwischenkriegsära ist ein deutliches Indiz dafür, daß Großbritannien weiterhin ein unvermindertes Interesse am Erhalt seines überseeischen Imperiums besaß. Auch wenn angesichts einer zunehmenden Bedrohung in Europa durch Hitlerdeutschland, im Fernen Osten durch japanische Expansions- und Hegemonialbestrebungen und gegebenenfalls sogar in Indien durch die Sowjetunion britische Politiker zu der Einsicht gelangten, daß die Metropole für einen globalen Krisenfall nur unzureichend gerüstet sei, erlahmte damit keineswegs die Entschlossenheit, das Empire zu bewahren.
Zwar äußerte Neville Chamberlain 1934 die Befürchtung: «Wir können nicht dafür gerüstet sein, gleichzeitig gegen Japan und Deutschland Krieg zu führen»,[5] doch nachdem das Reich auch den Zweiten Weltkrieg äußerlich nahezu unbeschadet überstanden hatte, sollte dessen Zukunft davon abhängen, ob sich die in das Commonwealth gesetzten Hoffnungen erfüllen würden, d.h. die Form für ein neues, anderes, ein drittes Empire zu liefern.


 
2. DAS ENDE DES INDISCHEN REICHES
Auch im 20. Jahrhundert bildete Indien nach wie vor das Herzstück des Empire; die beiden Weltkriege hatten seine Schlüsselposition abermals unter Beweis gestellt. Daher sollte hier auch über die Zukunft des Empire entschieden, d.h. die Probe aufs Exempel gemacht werden, inwiefern sich direkte Kolonialherrschaft in Partnerschaft nach dem Muster des Commonwealth umformen ließ. Dabei sah sich die britische Politik einer äußerst schwierigen Aufgabe gegenüber, denn wenn auch mit dem 1931 in der Statute of Westminster auf eine Formel gebrachten Commonwealth das Ziel vorgegeben war, so mußte der Weg dorthin zunächst abgesteckt und trotz mannigfacher Hindernisse zurückgelegt werden, zumal die Geschichte der Dominions für Indien keine Pilotfunktion besitzen konnte. Dazu war seine Ausgangslage zu verschieden von den weißen, vornehmlich britischen Siedlungskolonien. Und selbst dort, wo die Briten auf Grund gemeinsamer Kultur und Traditionen ihre Landsleute in Übersee geradezu zur Selbstverwaltung prädestiniert sahen, hatte es fast ein Jahrhundert gedauert, bis auf den Durham-Report der Balfour-Report gefolgt war.
Auch mit Blick auf Indien war vereinzelt frühzeitig der Übergangscharakter der britischen Herrschaft betont worden. Bereits 1818 hatte Warren Hastings einen Rückzug der Engländer in nicht allzu ferner Zukunft prophezeit, und nach ihm rechtfertigten besonders Liberale wie Macaulay die britische Herrschaft in erster Linie als treuhänderischen Erziehungsauftrag, dessen Endziel die Entlassung des indischen Zöglings in die politische Mündigkeit war. Doch unter dem Eindruck des großen Aufstands des Jahres 1857, in dem viele das Scheitern des Projekts eines idealistischen Erziehungskolonialismus erblickten, trat ein grundlegender Wandel ein. Hatte man bis dahin wiederholt verkündet, die britische Herrschaft diene vornehmlich der Zielsetzung, Indien auf die Höhe britischer Kultur zu führen, so tat sich durch die Erfahrung des Aufstands für die Mehrzahl der Briten eine schier unüberbrückbare Kluft zwischen diesem hehren Fernziel und der Realität indischer ‹Barbarei› auf. Und wenn angesichts einer nunmehr offenkundig unversöhnlichen Andersartigkeit von Kolonialherren und Eingeborenen noch weiterhin von einer historischen Pflicht der Briten gegenüber Indien die Rede war, so galt diese nicht mehr in erster Linie einer erzieherischen Mission, sondern lediglich dem Auftrag, dieses Land vor dem Chaos zu bewahren, in das es unweigerlich zurückfallen werde, würde es aus der Obhut des Empire entlassen. Dies blieb fortan die gängige Rechtfertigungsdoktrin britischer Imperialisten – bis über das Ende des 19. Jahrhunderts hinaus. Gegründet auf die Überzeugung von der biologisch determinierten Überlegenheit der eigenen ‹Rasse›, sahen sie sich in Indien zur Herrschaft über ein Volk berufen, dem letztlich sämtliche Voraussetzungen fehlten, um einmal, dem Vorbild der ‹weißen› Dominions folgend, in die politische Selbständigkeit entlassen zu werden. Für die Praxis bedeutete dies die Notwendigkeit einer permanenten Kolonialherrschaft, deren unbegrenzte Fortdauer sich aufs Beste mit der wohlbegründeten Überzeugung vereinbaren ließ, daß die britische Herrschaft über Indien zugleich der Eckpfeiler der britischen Weltmachtstellung war. Folglich war der Vizekönig Lord Curzon, einer der entschiedensten Verfechter der konservativen Empirekonzeption, nur konsequent, wenn er das Absingen der populären Hymne ‹Onward Christian Soldiers› deswegen verbot, weil dort die Zeile «Crowns and Thrones may perish, Kingdoms rise and wane» unter Umständen als Hinweis auf ein mögliches Ende der britischen Herrschaft verstanden werden könnte.
Curzon und andere sahen sich in ihrer Auffassung auch durch ihre Sicht der Realität der indischen Szene bestätigt, deren buntscheckige Vielfalt sie als Indiz für ein nur mühsam zu bändigendes Chaos verstanden. Bildete doch der Subkontinent ein Mosaik aus verschiedenen Regionen von z.T. ausgeprägter Eigenart, die auch die britische Verwaltung nicht verwischt hatte, sondern die die unterschiedliche Identität der einzelnen Provinzen Britisch-Indiens bestimmte. Daneben bestanden die mehr als 560 formal halbsouveränen indischen Fürstentümer, die zusammengenommen ungefähr ein Drittel des Territoriums umfaßten, darunter Herrscher über ganze Landstriche wie der Nizam von Haidarabad, aber auch Maharadschahs, die lediglich kleine Dörfer ihr eigen nannten. In der bunt gemischten Bevölkerung des Subkontinents wurden vierzehn verschiedene Sprachen mit mehr als 200 Dialekten gesprochen. Hinzu kamen die unterschiedlichen Religionen der Hindus, Sikhs und Moslems, die ihrerseits wieder in einzelne Sekten zerfielen; und schließlich offenkundig unüberbrückbare soziale Barrieren wie sie im Kastensystem der Hindus fixiert waren. So sprach schließlich beides gegen jede Form einer Alternative zu der bestehenden Kolonialherrschaft: einerseits die komplexe Realität der indischen Welt, andererseits die noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts vorherrschende Entschlossenheit der Briten, ihre Machtposition in Indien um jeden Preis zu behaupten.
Paradoxerweise aber war es gerade diese über Jahrzehnte effektive und erfolgreiche britische Herrschaft, die ihrerseits die Voraussetzungen dafür schuf, daß sich nach dem gescheiterten Aufstand von 1857 Widerstand gegen diese Herrschaft zu formieren begann, der auf deren Ende drängte. Wie vielerorts auf der Welt, so galt auch für Indien, daß der Kolonialstaat die wesentlichen Rahmenbedingungen für die Formierung des späteren postkolonialen Nationalstaats lieferte – auch dadurch, daß die Kolonialherrschaft zum Geburtshelfer eines antibritischen indischen Nationalismus wurde. Der liberale Brite Macaulay hatte einst mit seinem Erziehungskonzept für Indien davon geträumt, daß sich in Indien eine neue Klasse ausbilden werde, die, obschon indischen Ursprungs, englische intellektuelle und moralische Errungenschaften übernehmen und so in eigener Verantwortung in Zukunft Indien nach britischem Muster gestalten werde. Tatsächlich bildeten sich unter dem Eindruck europäischer geistiger Einflüsse neue intellektuelle Gruppen, vor allem im Rahmen einer neuen bürgerlichen Klasse. Es waren Lehrer, Journalisten, Ärzte und Amtsträger der Kolonialverwaltung, die die kleine aber einflußreiche Schicht einer neuen Intelligenz bildeten.
Doch die Vertreter dieser neuen Bildungsschicht beschränkten sich nicht auf die bloße Übernahme europäischen Gedankenguts, sondern strebten danach, dies mit dem Rückgriff auf indigene Traditionen zu verbinden. Dies kam besonders in den indischen Reaktionen auf die eifrige Missionstätigkeit christlicher Organisationen zum Ausdruck, wobei man sich keineswegs auf die bedingungslose Defensive einer erstarrten Orthodoxie überlieferter Glaubensrichtungen beschränkte. Beispielhaft und wegweisend hierfür war das Lebenswerk des gelehrten Brahmanen Raja Rammohan Roy (1772–1833). Anfangs im Dienst der East India Company, war er zu Beginn des 19. Jahrhunderts maßgeblich an der Gründung des Hindu-Colleges in Kalkutta beteiligt, das zur Wiege der neuen indischen Bildungsschicht wurde. Beim Studium der wichtigsten Weltreligionen glaubte Roy einen Urmonotheismus entdeckt zu haben, der die Verschmelzung eines gereinigten Hinduismus, der z.B. Bilderkult und Witwenverbrennung ablehnt, mit der christlichen Lehre ermögliche. Zu diesem Zweck hatte Roy in Bengalen die Vereinigung der Brahmo Samaj ins Leben gerufen, als eines der Hauptzentren einer religiösen Reformbewegung, die den Weg zur Verbindung nicht nur ethischer, sondern auch ökonomischer und politischer Konzepte europäischer Provenienz mit Loyalität zu eigenen einheimischen Traditionen weisen sollte. Dabei war diesen kompromißbereiten Reformern mit den ebenfalls anzutreffenden Vertretern einer rigorosen religiösen Reaktion eines gemeinsam: Beide beschworen den Hinduismus als die historische Basis für einen neuen indischen Nationalismus. Macaulays Traum vom indischen ‹gentleman›, «Indian in blood, but English in taste, opinion, in morals and intellect», war hier zur Illusion geworden.
Ins Politische gewendet brachte es diese Entwicklung mit sich, daß an englischem Gedankengut geschulte Inder schon bald vom englischen Vorbild abgeleitete Forderungen übernahmen und, etwa die Entwicklung der Dominions vor Augen, für Indien schließlich die gleichen Rechte forderten. Dabei setzte man auf Einsehen bei den Briten und hoffte bei der Forderung nach Gleichberechtigung für Indien im Rahmen des Empire auf Unterstützung durch die Kolonialmacht. So hieß es etwa im Leitartikel eines angesehenen indischen Blattes im Jahre 1874: «Kanada regiert sich selbst. Australien regiert sich selbst … und so ist es ein Widerspruch, daß die größte Kolonie Englands weiterhin nach völlig anderen Prinzipien regiert wird.» ‹Über Mitbestimmung zur Selbstbestimmung›: Auf diese Formel ließ sich die Hoffnung derjenigen bringen, die ein Ende der autokratischen Kolonialherrschaft anstrebten. Und tatsächlich hatte es im Gefolge der Übernahme Britisch-Indiens durch die Krone geheißen, daß bezüglich der Rekrutierung des Indians Civil Service (ICS) keine Rassenschranke bestehen, hier vielmehr allein das Leistungsprinzip gelten dürfe. «Und fernerhin ist es unser Wille – so hatte Königin Viktoria 1858 verkünden lassen –, daß unsere Untertanen, gleich welcher Rasse oder welchen Glaubens, so weit wie möglich freien Zugang zu Ämtern in unserem Dienst haben sollen, um Aufgaben wahrzunehmen, die ihrer Erziehung, ihren Fähigkeiten und ihrer Integrität angemessen sind.»[6] In der Praxis jedoch türmten sich für indische Kandidaten auf diesem Weg zu einer bescheidenen Mitwirkung an der Verwaltung Indiens schier unüberwindliche Hindernisse auf, denn die Examina wurden ausschließlich in England abgenommen, was für gläubige Hindus bedeutete, daß sie durch eine Seereise ihren Kastenstatus verlieren würden. Geprüft wurde zudem der Stoff eines englischen Curriculums mit den Schwerpunkten der klassischen Sprachen und der Mathematik. Zudem war das Höchstalter für die Aufnahmeprüfung mit zunächst 21 und nach 1878 sogar 19 Jahren extrem niedrig angesetzt. Dementsprechend gelang zunächst nur einer Handvoll Einheimischer der Eintritt in den höheren indischen Verwaltungsdienst; 1864 war es ein einziger, 1869 waren es drei, darunter Surendranath Banerjea, später einer der führenden Köpfe der nationalen Bewegung. Seine ‹Karriere› im ICS war geradezu beispielhaft. Zunächst verlor er seinen Kastenstatus, und als er dann das Examen bestand, sollte es ihm wegen einer angeblichen Fälschung seines Alters, das er indischer Zählweise entsprechend angegeben hatte, aberkannt werden. Durch Gerichtsbeschluß wieder eingesetzt, nahm man schließlich einen geringfügigen Fehler in einem Bericht zum Anlaß, ihn aus dem Dienst zu entlassen. Nun wurde er erst recht politisch aktiv und bereiste ganz Indien im Rahmen einer Kampagne für eine stärkere Repräsentation seiner Landsleute im Verwaltungsdienst.
Bei ihren Bemühungen um politische Einflußnahme suchten andere den direkten Weg in die Metropole. Der Publizist Dadabhai Naoroji ging 1855 im Dienst einer indischen Handelsfirma nach London und bemühte sich dort, durch die Gründung einer London Indian Society die britische Öffentlichkeit über die Probleme seines Landes zu informieren. Durch Kontakte zu britischen Radikalen gelang es ihm sogar, 1892 einen Sitz für die Liberalen im britischen Unterhaus zu erringen, obwohl der konservative Premier Lord Salisbury zuvor die Überzeugung geäußert hatte, britische Wähler würden doch keinem ‹nigger› ihre Stimme geben. Ebenso wie Banerjea sollte auch er später eine prominente Rolle bei der Formierung der indischen nationalen Bewegung spielen.
Daß es gegen Ende des 19. Jahrhunderts dann schließlich zur Bildung einer überregionalen indischen nationalen Organisation kam, war vor allem auf den Gang und die Besonderheiten der britischen Indienpolitik zurückzuführen. Deren Oszillieren zwischen Repression und zögerlicher Reformbereitschaft, in dem sich das Wechselspiel von liberaler und konservativer Empirepolitik niederschlug, hatte schließlich zur Folge, daß auch bei denjenigen Mitgliedern der neuen indischen Elite, die ursprünglich auf Kooperation mit den Briten gesetzt hatten, das Mißtrauen zu überwiegen begann. Beispielhaft hierfür waren die Entwicklungen der 70er und 80er Jahre. Nachdem die konservative Regierung Salisbury 1876 bereits das Eintrittsalter für den ICS auf 19 Jahreherabgesetzt hatte, schlug der Vizekönig Lord Lytton, seinerseits ebenfalls ein entschiedener Imperialist, sogar vor, indischen Aufsteigern generell den Zugang zum höheren Verwaltungsdienst zu versperren und sich statt dessen der Kollaboration von Vertretern etablierter indischer Eliten zu bedienen. Mit dieser Variante der für die britische Kolonialpolitik vielerorts typischen indirect rule scheiterte er allerdings, als 1880 Gladstone in England die Regierung übernahm und den entschiedenen Liberalen Lord Ripon als Vizekönig nach Indien entsandte, der nun seinerseits vergeblich versuchte, zumindest auf der Ebene der Lokalverwaltung, das Mitspracherecht gewählter Körperschaften einzuführen.
Symptomatisch für die Gegensätze im Bereich der britischen Indienpolitik und weitreichend in ihren Folgen waren die Auseinandersetzungen um die sogenannte Ilbert Bill. Diese Verordnung aus dem Jahr 1883 ging auf eine Initiative von Sir Courtenay Ilbert als Mitglied des Legislativrates des Vizekönigs zurück und stieß nicht nur bei entschiedenen Imperialisten in England, sondern vor allem bei den in Indien ansässigen Briten auf strikte Ablehnung. Mit ihr sollte in ländlichen Distrikten indischen Richtern die Befugnis zugestanden werden, in Strafsachen gegebenenfalls auch über Engländer zu Gericht zu sitzen. Angesichts der geringen Zahl entsprechend ausgebildeter indischer Juristen war dieses Gesetz in erster Linie eine Absichtserklärung, aber unter dem Eindruck wütender Proteste mußte es dahingehend modifiziert werden, daß in solchen Fällen die Geschworenenbank mindestens zur Hälfte mit Briten zu besetzen sei. Damit war offenkundig geworden, daß eine liberale Indienpolitik, die wenigstens auf eine partielle Beteiligung einer modernen indigenen Elite an der Verwaltung zielte, sehr rasch auf den Widerstand derer stieß, die das aus der Eroberung abgeleitete Herrschaftsrecht der Briten nicht durch irgendwelche Formen der Mitbestimmung eingeschränkt sehen wollten und zu diesem Zweck eine unsichtbare, aber in der Praxis nur schwer zu überwindende Rassenschranke errichtet hatten.
In dieser Situation, in der es Anwälten einer liberalen Indienpolitik wie Lord Ripon zudem an Ansprechpartnern unter den Vertretern der modernen indischen Elite fehlte, kam es zur Gründung des Indian National Congress, aus dem die gleichnamige nationale indische Massenpartei hervorging. 1885 traten in Bombay die Vertreter zahlreicher religiöser, politischer und sozialer Reformbewegungen aus den einzelnen Provinzen zusammen, um eine Gesellschaft mit dem Ziel zu gründen, durch die Diskussion aktueller politischer und sozialer Fragen gegenüber der britischen Kolonialverwaltung wirkungsvoll eine indische öffentliche Meinung zu artikulieren. Dies geschah durchaus im Einvernehmen mit der Regierung des Vizekönigs Lord Dufferin, wobei ein hochrangiges Mitglied des ICS, der Brite Alan Hume, aktiv an der Gründung der neuen Organisation beteiligt war und dann sogar 20 Jahre als deren Generalsekretär fungierte. Desgleichen amtierten auch viermal Engländer als Präsidenten. Entsprechend maßvoll waren zunächst die Resolutionen solcher an jeweils wechselnden Orten abgehaltener Versammlungen. Hier diskutierten in überschaubarer Zahl – der erste Kongreß zählte 70 Teilnehmer – die Vertreter einer schmalen, neuen Führungsschicht auf Englisch über mögliche Formen der Partizipation an der englischen Verwaltung, über Baumwollzölle und die hohen Kosten für eine in englischen Diensten stehende indische Armee. Gleichzeitig konnte man sich durch weitere – allerdings winzige – Schritte in Richtung politischer Repräsentation und Mitbestimmung ermutigt fühlen.
Den Ansatz hierfür lieferte der Aufbau der Verwaltung, der wie in allen britischen Kolonien auch in den Provinzen Britisch-Indiens und in der Zentralregierung dem Gouverneur beratende Gremien für die Gesetzgebung und für die Exekutive zur Seite stellte. Die Mitglieder dieser councils wurden nicht gewählt, sondern ernannt, die Plätze wurden zum einen Teil mit Amtsinhabern (wie z.B. dem obersten militärischen Befehlshaber), zum anderen mit Privatpersonen von Rang besetzt, darunter neben in Indien ansässigen Briten auch mit Indern. Nun sah ein 1892 vom britischen Parlament verabschiedetes Gesetz (Indian Council Act) vor, daß künftig ein Teil der nichtbeamteten Mitglieder der Legislativräte der Provinzen und der Zentrale, statt wie bisher nominiert zu werden, aus indirekten Wahlen hervorgehen solle. Als danach tatsächlich die bedeutendsten Führer des Kongresses in den erweiterten Legislativrat einzogen, in der Hoffnung, sie könnten dort Mitbestimmung ausüben, schien die Rechnung derjenigen aufgegangen zu sein, die sich vom Kongreß die Funktion eines politischen Sicherheitsventils für eine eventuell überschießende nationale indische Opposition erhofft hatten.
Doch dergleichen Erwartungen erfüllten sich nicht. Ihnen standen die de facto minimalen Möglichkeiten für eine Einflußnahme indischer Interessen entgegen sowie ein abermaliger Wechsel in der britischen Indienpolitik, als mit Lord Curzon ein entschieden konservativer Imperialist das Amt des Vizekönigs antrat (1898–1905). Als glänzender Verwaltungsfachmann, der von der Vision der führenden Rolle eines starken Indiens im Rahmen des Britischen Empire angetrieben war, erwarb er sich zahlreiche Verdienste um den materiellen Fortschritt des Landes. Doch gleichzeitig trug er durch seine rigorose Politik maßgeblich zur Stärkung und Radikalisierung der indischen Nationalbewegung bei, so daß für die Zukunft die Fortsetzung einer gemäßigten Reformpolitik ernsthaft in Frage gestellt war. Als besonders folgenreich erwies sich 1905 Curzons Entscheidung, um einer effizienteren Verwaltung willen die Provinz Bengalen zu teilen. In den Augen bengalischer Nationalisten, wie Banerjea, erschien dies als reine Willkürmaßnahme und rief daher ungewohnt heftige Reaktionen hervor, die mancherorts in gewalttätige Ausschreitungen mündeten, so daß 1911 die Teilung der Provinz wieder rückgängig gemacht werden mußte. Doch in der Zwischenzeit hatte der Kongreß unter dem Eindruck der Entwicklung begonnen, einen politischen Kurswechsel vorzunehmen. Ursprünglich eine eher auf Kooperation mit einer liberalen britischen Empirepolitik bedachte Honoratiorenvereinigung, öffnete er sich nun auch radikalen Tendenzen. Dabei gewannen jene nationalistischen Strömungen an Einfluß, die durch ihr religiöses Fundament in einem Land, wo nach wie vor die Religion das bestimmende Element im Leben der Majorität des Volkes bildete, die besten Voraussetzungen für den Aufbau einer Massenbewegung besaßen. Denn nicht mit der Parole für politische Mitbestimmung, wohl aber mit einer Kampagne für den Schutz der heiligen Kühe ließen sich etwa im 19. Jahrhundert in Nordindien weite Kreise der Bevölkerung für solidarische Aktionen mobilisieren. Zu dieser Zeit schwang sich der Journalist Bal Gangadhar Tilak zum einflußreichen Sprecher des radikalen Hindunationalismus auf. Unter anderem nahm er die Age of Consent Bill des Jahres 1891, mit der die Briten die Kinderehe verbieten wollten, zum Anlaß, zur Verteidigung angestammter Hindutraditionen den nationalen Freiheitskampf gegen die Briten auszurufen. Ging es bisher den Kongresspolitikern um Mitbestimmung, so forderten Tilak und sein extremistischer Anhang «swaraj», d.h. die uneingeschränkte Selbstbestimmung für ein freies Indien. Und fortan war auch die Politik der wachsenden indischen Nationalbewegung, ähnlich wie die der britischen Kolonialherrscher, durch Kursschwankungen zwischen radikalen und gemäßigten Positionen bestimmt.
Auf der einen Seite trug der zunehmende Einfluß des Hinduradikalismus auf die Kongreßbewegung nachhaltig zur Verbreiterung und Festigung ihrer Massenbasis bei; auf der anderen schwächte er zugleich ihren Anspruch, die Interessen Gesamtindiens zu repräsentieren. Denn in dem Maße, wie die Religion der Hindus zum Fundament eines indischen Nationalismus erklärt wurde, sahen sich die Moslems ausgegrenzt. Bezeichnenderweise waren bereits bei der Gründung der Kongreßbewegung nur 70 Teilnehmer Mohammedaner. Und je nachdrücklicher die indischen Nationalisten im Laufe der Zeit die Einrichtung einer indischen Demokratie forderten, umso mehr sah sich die islamische Minderheit künftig majorisiert und folglich in ihren Rechten bedroht. Dabei handelte es sich durchaus um eine substantielle Minderheit: Der Zensus von 1931 zählte neben ca. 240 Mio. Hindus immerhin 78 Mio. Moslems, die sich zudem gegenüber den Hindus durch ein stärkeres demographisches Wachstum auszeichneten. Daher lag es für die Kongreßleitung nahe, wiederholt Versuche zu unternehmen, ihren Anhang auch bei den Moslems zu stärken, und die Partei hielt deswegen gelegentlich in Moslemhochburgen, wie z.B. Lahore, ihre Jahresversammlungen ab. Doch die Kluft zwischen den beiden Religionsgemeinschaften, deren Ursprünge weit in die Vergangenheit zurückreichten, wurde eher tiefer. Die Moslems waren einst als Eroberer ins Land gekommen und hatten unter den Mogulkaisern die herrschende Schicht gestellt. Von den Briten verdrängt, hatten sie sich, im Gegensatz zu den Hindus, gegen westlich-europäische Einflüsse weitgehend abgeschottet und waren dadurch wirtschaftlich und sozial ins Hintertreffen geraten. Die von ihnen mehrheitlich bevölkerten Provinzen – Ostbengalen, Pandschab, Sind und Kaschmir – galten als die Armenhäuser Indiens, so daß die historischen und religiösen Gegensätze durch soziale Spannungen noch zusätzlich verschärft wurden. Die Folge war schließlich 1906 die Gründung einer eigenständigen politischen Organisation: der All India Muslim League, an deren Spitze Muhammed Ali Djinnah stand und die fortan mit dem Anspruch auftrat, für die Rechte eines Viertels des indischen Volkes einzutreten.
Den Interessen der Briten kam diese Entwicklung entgegen, denn statt sich einer geschlossenen nationalen Front gegenüberzusehen, bot sie die Gelegenheit für eine Politik des ‹divide et impera›, zumal neben der Liga und dem Kongreß noch die Fürsten als Vertreter indischer Interessen auftraten. Zudem sahen sich die britischen Kolonialherren weiterhin darin bestätigt, daß die Komplexität der indischen Verhältnisse keine zuverlässige Basis für demokratische Selbstbestimmung liefere und Mitbestimmung lediglich insoweit eingeräumt werden könne, als sie den Informationsfluß zwischen Herrschern und Beherrschten fördere, ohne die Effizienz des Kolonialregimes zu beeinträchtigen.
Diese Auffassung lag auch der von den Liberalen nach ihrem Wahlsieg des Jahres 1906 in Gang gebrachten Reform der indischen Verwaltung zugrunde. Dabei hatten die gemäßigten Politiker der Kongreßpartei große Hoffnungen auf John Morley gesetzt, dem der Ruf eines entschiedenen Reformers vorausging und der jetzt das Amt des Staatssekretärs für Indien bekleidete. Doch auch Morley äußerte 1909 im britischen Oberhaus die Überzeugung, daß allein die britische Herrschaft die Existenz Indiens garantieren könne, und dementsprechend beinhalteten die von ihm und dem Vizekönig Lord Minto 1907–1909 ins Werk gesetzten Verfassungsänderungen, die sog. Morley-Minto Reform, lediglich einen kleinen weiteren Schritt in Richtung indischer Beteiligung an britischer Kolonialverwaltung:
In Zukunft sollten auch zwei Inder zu Mitgliedern des Council of India in London berufen werden und in Indien selbst ein Inder in die Machtzentrale der Verwaltung – den Exekutivrat des Vizekönigs – aufgenommen werden. Daneben wurde der Anteil der gewählten Mitglieder im zentralen Legislativrat sowie in den entsprechenden Gremien in den Provinzen vergrößert. Anschließend machte man die Teilung Bengalens, die bei den indischen Nationalisten so heftigen Widerstand ausgelöst hatte, rückgängig und verlegte den Sitz der britisch-indischen Hauptstadt aus dem unruhigen Kalkutta nach Delhi, in die alte Residenzstadt der Mogulherrscher, was zugleich als Konzession an die Moslembewegung verstanden werden konnte. Die Enttäuschung der indischen Nationalisten über diese Reformen, die weit hinter ihrer Forderung nach politischer Selbstbestimmung für Indien zurückblieben, wurde noch durch die Art und Weise verstärkt, wie britische Bürokraten diese halbherzigen Neuerungen in die Praxis umsetzten: Das Wahlrecht ließ Ausführungsbestimmungen zu, die garantierten, daß vorwiegend den Briten genehme konservative Grundherren in die Gremien gewählt wurden. Außerdem hatte man unter dem Etikett des Minderheitenschutzes der Moslem-Minorität im zentralen Legislativrat eine gesonderte Vertretung von 6 Sitzen garantiert, was als Manöver einer Politik des divide et impera ausgelegt wurde.
Trotz allem schien die britische Herrschaft in Indien am Vorabend des Ersten Weltkrieges fester gegründet als je zuvor; die Kongreßbewegung war immer noch eher das Konglomerat unterschiedlicher provinzieller Interessengruppen als eine einheitliche, schlagkräftige Nationalpartei, und Tilak, der einflußreiche Sprecher der Radikalen, saß im Zuchthaus. Doch dann wurde durch den Krieg eine neue Phase in der Geschichte der britisch-indischen Beziehungen eingeleitet. Diesen Krieg hatten die westlichen Alliierten auch als Feldzug für Freiheit, Demokratie und nationale Selbstbestimmung geführt und angesichts des bedeutenden militärischen und finanziellen Beitrags, den Indien dabei leistete, konnten Inder mit Recht die Frage stellen, wieso Präsident Wilsons berühmte Vierzehn Punkte nicht auch auf ihr Land Anwendung finden sollten. In dieser Auffassung sahen sie sich auch durch eine deutliche Aufwertung des internationalen Status Indiens bestärkt. Denn während des Krieges war es im Londoner Reichskriegskabinett durch eigene Repräsentanten vertreten, und nach dessen Ende wurde es sogar eigenständiges Mitglied des Völkerbundes, obwohl sein Vizekönig den Weisungen der britischen Regierung unterstand und den Indern bislang nicht einmal effektive politische Mitbestimmung zugestanden worden war. Angesichts dieser Entwicklung und unter dem Eindruck nun wieder wachsender Geschlossenheit und verstärkter Aktivitäten der indischen Nationalbewegung war es nur konsequent, wenn mit der Government of India Act des Jahres 1919 eine neue Verfassung für Britisch-Indien erlassen wurde.
Diesen Schritt hatte Edwin Montague, Staatssekretär für Indien und prominenter Kritiker des Indian Civil Service, bereits 1917 mit der Erklärung angekündigt, «die schrittweise Einführung politischer Selbstbestimmung in Indien als einem integralen Bestandteil des Britischen Empire»[7] sei das dezidierte Ziel der Regierung. Anschließend hatte Montague eine mehrmonatige Reise nach Indien unternommen und danach gemeinsam mit dem dortigen Vizekönig Lord Chelmsford 1918 den Montague-Chelmsford Report vorgelegt, der im Stil des Durham Reports eine Analyse der bestehenden Zustände mit entsprechenden Reformvorschlägen kombinierte und zusammen mit den Studien weiterer Expertengruppen die theoretische Basis für das neue Indien-Gesetz lieferte.
Der Bericht unterschied drei Ebenen der Verwaltung; neben der Zentrale die lokale und provinziale Administration, wobei nur für den Bereich der Lokalverwaltung weitgehende Selbstbestimmung vorgeschlagen wurde, während auf höchster Ebene – im Rat des Vizekönigs – trotz der Verstärkung des repräsentativen Elements die politische Verantwortung weiterhin beim britischen Parlament verbleiben solle. Dem lag die für die gesamte Indienpolitik der Zwischenkriegsära leitende Idee zugrunde, bestimmte Verwaltungsaufgaben an gewählte indische Gremien zu übertragen, um so die Grundlagen für eine britisch-indische Kooperation zu liefern, ohne damit etwa den Weg für ein unabhängiges Indien zu beschreiten. Nicht das Ende britischer Herrschaft sollte eingeleitet, sondern diese durch neue Organisationsformen auf ein weiterhin tragfähiges Fundament gegründet werden.
Zu diesem Ziel sah das Gesetz von 1919 die Vereinheitlichung Britisch-Indiens vor, das fortan in acht Provinzen gleicher Struktur gegliedert war, mit jeweils einem dem Vizekönig unterstellten Gouverneur an der Spitze. Zugleich wurde das repräsentative Element der gesetzgebenden Versammlungen dieser Provinzen verstärkt, so daß fortan mindestens 70 Prozent der Mitglieder aus Wahlen hervorgingen und die übrigen wie bislang nominiert wurden, wobei die Zahl derer, die von Amts wegen einen Sitz innehatten, auf 20 % begrenzt wurde. Dabei blieb allerdings der Zuständigkeitsbereich dieser Gremien auf die Kontrolle der Lokalverwaltung, das Gesundheits- und Unterrichtswesen, die Wirtschaft sowie das Feld der öffentlichen Arbeiten beschränkt. Diese sog. ‹übertragenen Bereiche› («transferred subjects») verwaltete jeweils ein vom Provinzialparlament ernannter Minister. Die übrigen, d.h. die zentralen politischen Aufgabenfelder wie Justiz und Polizei, Steuerwesen, das für die indische Landwirtschaft so bedeutsame Bewässerungswesen sowie Notstandsmaßnahmen bei eventuellen Hungersnöten, blieben als «reserved subjects» den Gouverneuren und ihren Exekutivräten und damit den britischen Kolonialherren vorbehalten. Als «Dyarchie» bezeichnete man dieses eigentümliche Zwittergebilde, in dem britische Beamte und gewählte indische Minister gemeinsam die Provinzialregierungen stellten.
Im Bereich der Zentralregierung des Vizekönigs und seines Kabinetts fanden keine weitreichenden Veränderungen statt. Zwar war ihm ein aus zwei Kammern bestehendes Parlament zur Seite gestellt, dessen Mitglieder mehrheitlich aus Wahlen hervorgingen und dessen Sitzbänke nach dem Vorbild des Londoner Unterhauses mit grünem Leder gepolstert waren, doch dessen Kompetenzen blieben äußerst begrenzt; es besaß nicht einmal ein echtes Budgetrecht, und die Regierung war weiterhin allein London gegenüber verantwortlich. Auch blieb das Zensuswahlrecht selbst nach seiner Erweiterung im Jahre 1932 auf 6,8 Mio. Männer und 300.000 Frauen beschränkt, und schließlich war das demokratische Prinzip dadurch durchbrochen, daß den Muslims in den Provinzen, in denen sie in der Minderheit waren, mehr Sitze zukommen sollten, als ihnen anteilmäßig zugestanden hätten. Vor allem aber bestand die Schwäche dieses halbherzigen Reformpakets darin, daß man den Indern einen unvollkommenen Parlamentarismus verordnete, der notwendig dazu führen mußte, daß die Betroffenen fortan die vollständige Demokratie in einem unabhängigen Nationalstaat als ihr oberstes politisches Ziel deklarierten.
Vor allem angesichts der Tatsache, daß die indische Nationalbewegung in den Jahren des Ersten Weltkrieges wieder an Kraft gewonnen hatte, mußten sich die Reformen als Fehlschlag erweisen. Eine besondere Signalwirkung ging von dem 1916 in Lucknow geschlossenen Pakt zwischen dem Kongreß und der Moslem-Liga aus. Um den Preis eines festen Proporzes der Mandate für die moslemischen Minderheiten in den Provinziallandtagen konnte der Kongreß nun zumindest eine Zeitlang als Sprachrohr einer geschlossenen nationalen Allianz agieren. Hinzu kam, daß Großbritanniens Krieg gegen die Türkei für die Moslems auch ein Krieg gegen den Sultan als ihr religiöses Oberhaupt war und sie, die bislang die Briten als Schutzwall gegen eine drohende Majorisierung durch die Hindus betrachtet hatten, sich nun auch mit Überzeugung in die Front der indischen Nationalbewegung einreihen konnten.
In deren Reihen war inzwischen die alte Führungsgarde, wie sie Banerjea und Naoroji, der dem Liberalismus zuneigende Gopal Krishna Gokhale oder auch der radikale Tilak verkörperten, durch die Repräsentanten einer neuen Generation abgelöst worden, unter denen schon bald Mohandas Gandhi eine führende Rolle spielte. Gandhi war 1869 im Gujarat im Nordwesten des Subkontinents zur Welt gekommen, sein Vater war leitender Minister des Zwergfürstentums Porbandar. Da er sich als Mitglied der Kaste der Kaufleute ohne Statusverlust frei in der Welt bewegen durfte, ging der Neunzehnjährige nach London. Dort studierte er Jura und beschäftigte sich, angeregt durch die Lektüre Tolstois, außerdem intensiv mit der christlichen Lehre. 1893 ging er als Jurist im Dienst einer indischen Handelsgesellschaft nach Südafrika, wo er sich beim Kampf der indischen Minderheit gegen gesetzliche Diskriminierungen schon bald als Organisator politischer Protestbewegungen, bei denen er Techniken eines gewaltlosen Widerstands entwickelte, einen Namen machte. Gleichzeitigt unterstützte er, der so zur Führungsfigur der Inder in Natal aufgestiegen war, die Briten aktiv im Burenkrieg, und später setzte er auf einen Sieg Großbritanniens im Ersten Weltkrieg. 1915 kehrte er nach Indien zurück, das er zunächst ein Jahr bereiste, um sich umfassend über das Land zu informieren, bevor er sich aktiv politisch engagierte. Zunächst organisierte er regionale Kampagnen und Streiks der Landbevölkerung und der Textilarbeiter. Ansonsten blieb er Loyalist und erwartete von Großbritannien, daß es nach dem Kriege Indien für seine Solidarität und seine Opfer angemessen entlohnen werde. Doch das Jahr 1919 brachte auch für Gandhi eine entscheidende Wende.
In diesem Jahr mehrten sich nicht nur die Proteste gegen die halbherzige Reformpolitik der Briten, sondern die Szene war durch zunehmende Unruhen infolge einer durch das Kriegsende hervorgerufenen allgemeinen ökonomischen und sozialen Krise bestimmt. Darüber hinaus war die Lage durch die verheerenden Auswirkungen der weltweiten Grippeepidemie, der Millionen von Indern zum Opfer fielen, zusätzlich verschärft. Die britische Politik reagierte darauf mit zunehmender Nervosität: einerseits mit dem halbherzigen Reformangebot des Verfassungsgesetzes, gleichzeitig aber auch mit dem am 18. März 1919 verkündeten Rowlatt-Gesetz, das den britischen Provinzialgouverneuren Notstandsmaßnahmen wie z.B. die Verhaftung von ‹Aufwieglern› ohne Gerichtsbeschluß ermöglichte. In der dadurch erst recht verschärften Situation kam es besonders im Pandschab zu zahlreichen Demonstrationen und vereinzelten Gewalttaten. Am 11. April wurde in Amritsar die englische Missionsärztin Dr. Sherwood auf offener Straße vom Fahrrad gerissen und vom Mob bis zur Bewußtlosigkeit malträtiert. Daraufhin verhängte der britische Brigadegeneral Dyer den Ausnahmezustand. Als sich dennoch, einem Aufruf des Kongresses folgend, zwei Tage später ca. 20.000 Demonstranten zum Protest auf einem engen, von Mauern umsäumten Platz versammelten, ließ Dyer den Ort umstellen und ohne Warnung in die eingekesselte Menge feuern. 379 Tote und mehr als 1200 Verwundete wurden Opfer des Massakers. Anschließend wurden hochrangige Verdächtige öffentlich ausgepeitscht, und Inder durften die Stelle, an der Mrs. Sherwood überfallen wurde, nur noch auf allen Vieren kriechend passieren.
In England war die Reaktion auf diese Politik der Gewalt, die Dyer nachträglich als eine bewußte Politik der Abschreckung rechtfertigte, zwiespältig. Einerseits verurteilten selbst entschiedene Imperialisten wie Winston Churchill sie mit Nachdruck im Londoner Parlament, und Dyers Karriere war zu Ende, obwohl er nie verurteilt wurde. Andererseits fand er in der englischen Öffentlichkeit durchaus Unterstützung, und ein Spendenaufruf der Morning Post erbrachte 26.000 Pfund für einen Fonds zugunsten Dyers. In Indien wiederum verstärkten dergleichen Sympathiebekundungen die Reaktion, und fortan sahen sich all jene Kritiker bestätigt, die alle Ansätze für eine britische Reformpolitik als heuchlerische Halbherzigkeiten anprangerten. Als ein Jahr später ein ebenso ausführlicher wie gründlicher Bericht einer indischen Untersuchungskommission vorlag, besaßen von nun an die Inder mit Amritsar einen ähnlich symbolträchtigen Ort der politischen Erinnerung, wie ihn einst die Engländer mit der ‹dark hole of Calcutta› für sich in Anspruch genommen hatten. Von jetzt an schlug der Kongreß einen scharfen antibritischen Kurs ein, und Gandhi organisierte seine erste große Protestkampagne.
Als Satyagraha – wörtlich übersetzt: ‹Festhalten an der Wahrheit› – bezeichnete er seine Feldzüge des gewaltfreien Widerstands gegen offenkundiges Unrecht, wobei es sich hierbei um mehr handelte als bloßen Ungehorsam oder passiven Widerstand. Gandhi ging es bei diesen Aktionen um die Darstellung und Rechtfertigung der Wahrheit durch demonstratives Selbstmartyrium. Ungerechte Gesetze müssen gebrochen werden, und die Gesetzesbrecher müssen damit verbundene Strafen akzeptieren bzw. dadurch provozierte Gewalt ohne Widerstand über sich ergehen lassen. So soll staatliche Gewalt ins Unrecht gesetzt und letztlich verunsichert, gleichzeitig die Massen dadurch zur Solidarität motiviert werden. Erfolg verspricht eine derartige Strategie, wenn sie sich nicht einem totalitären monolithischen Regime gegenübersieht, sondern gegen einen demokratischen Staat wie Großbritannien gerichtet ist, der sich zudem den Prinzipien christlicher Moral verpflichtet sieht. Anders gesagt: Gandhi setzte auf das Gewissen der Machthaber, auf deren Skrupel. Und in der Tat bestätigen bis heute all jene diese Strategie, die meinen, die wahre Ursache für den Untergang des Empire darin gefunden zu haben, daß England im Laufe des 20. Jahrhunderts die Bereitschaft abhanden gekommen sei, mit der rücksichtslosen Entschlossenheit eines Oberst Dyer sein Empire um jeden Preis zu verteidigen.[8]
Allerdings ließ sich das Prinzip des gewaltlosen Widerstands in der Praxis nur unvollkommen realisieren. Wiederholt sah sich Gandhi gezwungen, die von ihm ausgerufenen ‹Feldzüge› abzubrechen, weil passiver Widerstand in aktive Gewalt umschlug und er sich dadurch von seinen Anhängern desavouiert und seine Botschaft in Mißkredit gebracht sah. Gleichzeitig rückten radikale Extremisten ihn nicht selten wegen seiner Strategie der Gewaltlosigkeit in die Nähe einer geheimen Komplizen schaft mit den Engländern. Doch unbestreitbar war Gandhis Wirkung auf die indischen Massen, die ihm den für Weise und Heilige reservierten Ehrentitel Mahatma’ («der groß ist») verliehen. Nicht als Politiker, sondern als Prophet erreichte er das einfache indische Volk – nicht mit dem Text einer politischen Botschaft, sondern mit einer Politik der Geste, der symbolträchtigen Handlung; so, wenn er sich durch freiwillige Verunreinigung wie das Säubern von Latrinen für die ‹Unberührbaren› einsetzte, durch den Gebrauch des alten indischen Spinnrades und das Tragen handgewebten Tuches gegen britische Textilimporte protestierte oder durch öffentlichen Hungerstreik bestimmten Forderungen Nachdruck zu verleihen suchte. Besonders wirkungsvoll war etwa sein Angriff auf das Salzmonopol der Regierung, unter dem die breite Masse der Bevölkerung zu leiden hatte: Nach einem feierlichen, wohlorganisierten langen Marsch zur Küste unter der Begleitung ausgewählter Anhänger verstieß Ghandi demonstrativ gegen das Gesetz, als er feierlich ein Salzkorn auflas. Und als Tausende ihm nacheiferten, reagierten die durch solch eine Resonanz überraschten Behörden hilflos, denn die Gefängnisse waren alsbald überfüllt.
Gandhi kämpfte als Prophet und Moralist in erster Linie für eine religiöse und moralische Erneuerung eines freien Indien. Dieses Indien sollte seiner Vorstellung nach kein moderner Industriestaat europäischen Maßstabs sein, sondern er verkündete seine Vision einer traditionsgesättigten agrarischen Gesellschaft auf der Basis des freiwilligen Zusammenschlusses von dörflichen Gemeinschaften. Und auch als er 1919 mit Entschiedenheit den Kampf gegen die britische Kolonialherrschaft aufnahm, galt für ihn immer noch der bereits 1909 in einem Traktat formulierte Satz: «Ich hege keine Feindschaft gegen die Engländer, wohl aber gegen deren Zivilisation.»[9]
Es waren weniger die Inhalte seiner Botschaft als vielmehr sein Charisma und Organisationstalent, die ihn auf indischer Seite zur zentralen Figur im Wechselspiel der Auseinandersetzungen der Zwischenkriegsära werden ließen, wobei es das Hauptmerkmal der Epoche war, daß der große, von indischer Seite als Befreiungskampf geführte Kolonialkrieg nicht stattfand. Statt dessen alternierten Phasen der politischen Verhandlungsbereitschaft und Kooperation mit Phasen entschlossenen, gelegentlich sogar die Grenze der Gewaltlosigkeit überschreitenden Widerstands. Um diesen politischen Kampf erfolgreich zu bestehen, als dessen Ziel nach 1920 nun offen swaraj, d.h. die uneingeschränkte politische Selbstbestimmung, verkündet wurde, reformierte Gandhi die innere Struktur der Partei: An die Stelle eines politischen Debattierclubs trat eine politische Kampforganisation. Die Landesverbände wurden durch 21 nach sprachlichen Kriterien bestimmte Provinzen ersetzt, die ihrerseits in ländliche und städtische Distrikte gegliedert waren, um so eine bessere Vertretung der ländlichen Bevölkerung zu erreichen. Der Aufbau war durchweg demokratisch, von lokalen Ausschüssen über Provinzialkomitees bis hin zur Wahl eines aus dreihundert Abgeordneten bestehenden All India Congress Committee, aus dem ein Exekutivausschuß hervorging, der de facto die Politik der Organisation leitete. Dennoch stand der Kongreß während all dieser Jahre vor der Schwierigkeit, den von ihm erhobenen Alleinvertretungsanspruch der nationalen indischen Interessen glaubhaft durchzusetzen. Den einen – z.B. liberalen Honoratioren, die weiterhin auf enge Kooperation mit den Briten setzten, wie auch mächtige Grundbesitzer, die sich mit dem herrschenden System der Kolonialverwaltung arrangiert hatten – gingen die Boykottmaßnahmen des passiven Widerstands zu weit; anderen, vor allem Vertretern einer jüngeren Generation wie z.B. Jawaharlal Nehru und Chandra Bose, die einen ideologisch fundierten Anti-Imperialismus vertraten und sozialistische Programme verkündeten, forderten ungeduldig einen radikaleren Kurs und konnten oft nur mühsam in die Politik der Mehrheit eingebunden werden. Dementsprechend kam es gelegentlich zu Abspaltungen und Parteineugründungen. 1923 beteiligte sich eine Gruppe gemäßigter Kongreßmitglieder mit Motilal Nehru, dem Vater des radikalen Jawaharlal an der Spitze, trotz Gandhis Boykottaufruf an den allgemeinen Wahlen zur Legislative der britischen Zentralregierung, und zehn Jahre später gründete der linke Flügel die Congress Socialist Party.
Mehr noch als durch politische und soziale Differenzen wurde der nationale Alleinvertretungsanspruch des Kongresses durch religiöse Antagonismen und zwar speziell durch den Hindu-Moslem Gegensatz in Frage gestellt, der während des Ersten Weltkrieges nur vorübergehend beigelegt worden war. Als der Kongreß seine Forderung nach swaraj erhob, formulierte die Moslem-Liga 1924 ihre Bedingungen für die künftige Verfassung eines selbständigen Indiens. Um ihre Rechte als Minderheit gewahrt zu sehen, forderten die Moslems im Rahmen einer politischen Föderation weitgehende Autonomie für diejenigen Provinzen, in denen sie die Bevölkerungsmehrheit stellten und darüber hinaus eine garantierte Zahl von Mindestsitzen in allen demokratischen Gremien des Landes. Manche gingen noch weiter und erhoben bereits 1930 die Forderung nach einem separaten autonomen Muslim-Staat im Nordwesten Indiens. Schon wurde der Name Pakistan ins Spiel gebracht als ein Wort, das sich aus den Anfangsbuchstaben der Provinzen Pandschab, Afghanistan, Kaschmir, Sind und dem Ende des Namens der Provinz Balutschistan zusammensetzt. Noch war es allerdings nicht soweit, daß der Islam als Basis einer eigenen Nationalität begriffen und verkündet wurde.
Außerdem sahen sich die Herrscher der zahlreichen indischen Fürstentümer durch den Anspruch des Kongresses auf ein allgemeines nationales Mandat wie auch durch dessen demokratisches Programm in ihrer Existenz bedroht. Sie waren daher zu natürlichen Verbündeten der britischen Kolonialherren geworden und allenfalls bereit, sich als eigenständige Glieder einer indischen Föderation anzuschließen. Entsprechend hoch türmten sich die Hindernisse für Gandhi und seine Gefolgsleute, die nicht nur ein unabhängiges, souveränes Indien forderten, sondern dieses zugleich als eine zentralistische Republik auf demokratischer Basis zu organisieren trachteten.
Auf britischer Seite sahen sich viele durch die offenkundigen Hemmnisse, die sich der Formierung einer geschlossenen nationalen Opposition entgegenstellten, in ihrer Sicht einer letztlich chaotischen indischen Realität bestätigt. Dies galt nicht nur für dezidierte Imperialisten wie Winston Churchill, die jede Form des Rückzugs aus Indien als den Anfang vom Ende des Britischen Empires begriffen. Auch liberale Politiker, die darauf setzten, daß Indien in Zukunft als Dominion dem Empire erhalten bleiben werde, hegten ihre Zweifel, ob die Form des europäischen, demokratisch-parlamentarisch organisierten Nationalstaates auf die indischen Verhältnisse übertragen werden könne. Andererseits sah man sich vor die Notwendigkeit gestellt, Reformen durchzuführen, die den Indern ein höheres Maß an politischer Selbstbestimmung gewährten. Damit sollte die Grundlage für eine britisch-indische Kooperation geschaffen werden, die ihrerseits noch ein bestimmtes Ausmaß von britischer Kontrolle sicherstellen könne. Fehlte es der indischen Nationalbewegung an durchgehender Geschlossenheit, so ließ auf der anderen Seite die britische Indienpolitik klare durchgängige Zielsetzungen vermissen. Dies kennzeichnete die politische Situation der Zwischenkriegsära, in der auf indischer Seite Phasen der Kooperations- und Verhandlungsbereitschaft mit Phasen der Verweigerung und des Widerstands und auf britischer Seite weitreichende grundsätzliche Absichtserklärungen mit kleinlichen konkreten Konzessionen wechselten.
Es waren die Enttäuschung über die Verfassung von 1919 und die Empörung über das Massaker von Amritsar, die Gandhi für seine erste große Kampagne 1920 nutzen konnte. Sie gipfelte in dem Appell, die auf Grund der neuen Gesetzeslage fälligen Wahlen zu boykottieren, und tatsächlich folgte die Mehrheit der Kongreßmitglieder dem Aufruf, obwohl sie damit darauf verzichtete, sich einen ersten Anteil an der politischen Macht im Lande zu sichern. Dagegen überwog der Vorteil, daß dieser Boykottaufruf ein deutliches Zeichen setzte, denn mit der Verweigerung jeder Form von Mitarbeit zielte er auf den Nerv britischer Kolonialherrschaft: die zumindest partielle Kooperation der Beherrschten. Und obwohl Gandhi 1922 wegen vereinzelter Gewaltausbrüche den Feldzug abbrach und sich die Anzeichen für eine Auflösung der Front des Widerstands mehrten, reagierte die Regierung in London und begann weitere Reformmaßnahmen zu erwägen. Zu deren Vorbereitung bereiste 1927 eine aus Vertretern aller drei Parteien gebildete Kommission unter der Leitung des Liberalen Sir John Simons Indien, mit dem Auftrag, die Auswirkungen des 1919 eingeführten Systems der Dyarchie zu überprüfen. Zwei Jahre später legte sie ihren ausführlichen Bericht vor, einschließlich eines Bündels von Empfehlungen für weitere Maßnahmen, die allerdings unter dem generellen Vorbehalt standen, daß das britische parlamentarische System nicht ohne weiteres auf die indischen Verhältnisse zu übertragen sei. Dennoch zog das Londoner Innenministerium – wenn auch in gewundenen Formulierungen – daraus in einem Memorandum an den Vizekönig das Fazit, daß alles letztendlich auf die Gewährung des Dominion-Status hinauslaufen werde.
Doch noch bevor der Simons-Report veröffentlicht werden konnte, stieß er in Indien bereits auf entschiedene Ablehnung, da es sich bei den Verfassern um eine rein britische Kommission ohne indische Beteiligung gehandelt hatte. Andere Dominions – so argumentierte Gandhi – hätten sich ihre Verfassungen selbst entworfen, und dieses Recht beanspruche Indien auch für sich. Statt einer Einladung nach London zu einer Round-Table Konferenz über eine künftige Verfassung zu folgen, mobilisierte Gandhi die indischen Massen in einer neuen anti-britischen Kampagne, diesmal als Protest gegen die staatliche Salzsteuer. Dann folgte das mittlerweile übliche Wechselspiel von rigorosen Maßnahmen und Phasen der Verhandlungsbereitschaft, mit dem Ergebnis, daß trotz schroffer Gegensätze immer noch Kompromisse möglich waren. So verhafteten die Briten Gandhi und Tausende seiner Anhänger aus Anlaß der Salzsteuerkampagne, und später belegten sie die Kongreßpartei 1932 für zwei Jahre mit einem generellen Verbot. Andererseits legte man Wert darauf, daß Gandhi 1931 an den Verfassungsgesprächen des zweiten Runden Tisches in London teilnahm und machte an die indische Nationalbewegung mit der Fortschreibung der indischen Verfassung weitere Konzessionen, die in dem Government of India Act des Jahres 1935 zusammengefaßt waren.
Dieses Gesetz hob das System der Dyarchie in der Provinzialverwaltung auf und setzte an deren Stelle die nahezu vollständige Autonomie parlamentarisch kontrollierter indischer Regierungen. Den britischen Gouverneuren beließ es lediglich das Notstandsrecht. Allerdings war das demokratische Wahlrecht zugunsten fester Sitze für Minoritäten, wie vor allem die der Moslems, eingeschränkt. Und obwohl auch im Bereich der Zentralregierung nun das Meiste in die Verantwortung indischer Minister gestellt war, blieben die Außen- und Verteidigungspolitik als essentiell britische Interessenbereiche der Kompetenz des Vizekönigs vorbehalten. Außerdem sah die neue Verfassung für den Gesamtstaat eine föderative Lösung vor, wobei in der Zweiten Kammer neben den Vertretungen der Provinzen Britisch-Indiens den Fürstentümern als konservativem Gegengewicht gegen den Kongreß eine starke Position eingeräumt war. Zudem wurde in dem Text der Verfassung der Dominionstatus nicht einmal als Fernziel der britischen Politik erwähnt.
Dies und die Einschränkungen des Wahlrechts, vor allem aber die bundesstaatliche Lösung, stießen auf entschiedene Ablehnung durch den Kongreß, der nach wie vor den Anspruch erhob, die gesamte indische Nation zu repräsentieren. Doch da diese Verfassung 1937 nur auf der Provinzialebene in Kraft trat, weil die erforderliche Zustimmung von mindestens 50 % der Fürsten nicht erreicht werden konnte, entschied sich die Majorität der Kongreßführung für eine Zusammenarbeit und beschloß die Teilnahme an den Wahlen zu den Provinzialparlamenten. Dabei errang die Partei in den meisten Provinzen die Mehrheit der Mandate und stellte die Regierungen, die nun weitgehend autonom handeln konnten. Auch Gandhi billigte schließlich die de facto praktizierte weitgehende Zusammenarbeit mit den Briten, die zwar den Indern ein hohes Maß an politischer Partizipation und Eigenverantwortlichkeit eingeräumt hatten, ihnen hingegen die volle staatliche Souveränität weiterhin vorenthielten. Dieser Mangel wurde beim Ausbruch des Zweiten Weltkrieges deutlich, als nämlich 1939 der Vizekönig den Beitritt Indiens zur britischen Kriegserklärung verkündete, ohne auch nur im entferntesten indische Politiker vorher konsultiert zu haben.
Diese einsame Entscheidung trug wesentlich zu einer erneuten Verschärfung der Spannungen zwischen Briten und Indern bei. Der Kongreß kündigte jegliche Zusammenarbeit auf; die von ihm gebildeten Provinzialregierungen traten zurück. Ein Kompromißangebot, das der beharrliche Imperialist Winston Churchill pikanterweise durch den linken Labour-Politiker Sir Stafford Cripps übermitteln ließ, lehnte der Kongreß ab. Zwar schloß es das Angebot des uneingeschränkten Dominion-Status ein, aber dies galt erst für die Zeit nach dem Ende des Krieges, und zudem sollte jeder Provinz das Recht zur Sezession zugestanden werden. Selbst unter dem Eindruck des zunächst unaufhaltsamen Vordringens der Japaner in Richtung der indischen Grenze tat Gandhi die Vorschläge als «den rückdatierten Scheck einer bankrotten Bank ab»[10] und setzte dagegen im August 1942 seine ‹Quit-lndia› Resolution, mit der die Briten zur sofortigen Aufgabe ihrer Herrschaft aufgerufen wurden. Die Verhaftung der gesamten Führungsspitze des Kongresses war die Folge. Die Nationalbewegung antwortete darauf mit Gewalt- und Sabotageakten, die allerdings vorwiegend auf den Monat August beschränkt blieben. Der radikale Nationalist Chandra Bose floh nach Deutschland und wurde von dort mit einem U-Boot nach Japan gebracht, wo er aus Kriegsgefangenen der britisch-indischen Armee eine Indian National Army aufzubauen begann. Doch angesichts allmählich einsetzender militärischer Erfolge machten die Briten keine weiteren Zugeständnisse an die indische Nationalbewegung, und als Gandhi in Haft erneut damit drohte, sich zu Tode zu hungern, stellte die Gefängnisbehörde ungerührt das Holz für seinen Scheiterhaufen bereit.
Allerdings wurde Gandhi dann doch im Mai 1944 aus gesundheitlichen Gründen freigelassen, wohl auch, um künftige Verhandlungen nicht zusätzlich zu belasten. Denn obwohl Großbritannien den Krieg abermals als Sieger beendete, war das Ende der britischen Herrschaft über Indien nur noch eine Frage der Zeit. Zwar wurde eine kleine Zahl unerschütterlicher Imperialisten mit Churchill an der Spitze nicht müde, darauf hinzuweisen, daß ein Rückzug aus Indien der Anfang vom Ende des Empire sein werde, doch die Mehrzahl der britischen Politiker war entschlossen, so bald wie möglich die Kolonialherrschaft durch den Dominionstatus zu ersetzen. Dies galt erst recht, nachdem 1945 die Labour Party mit einem eindrucksvollen Wahlsieg der Regierung Churchill ein Ende bereitet hatte. Am 20. Februar erging die offizielle Erklärung Londons, es sei die feste Absicht der britischen Regierung, alle notwendigen Schritte für eine Machtübergabe an eine verantwortliche indische Regierung bis zum Juni des folgenden Jahres einzuleiten.
Für diesen Entschluß sprachen vor allem veränderte Tatsachen in einer veränderten Gesamtsituation. Zum einen rentierte sich die britische Herrschaft über Indien nicht länger; der einstige Gläubiger war zum Schuldner geworden. Vor allem weil seit den 20er Jahren Indien nicht länger die gesamten Kosten für die britisch-indische Armee tragen mußte und von 1939 an die Briten in vollem Umfang für deren Ausrüstung und Unterhalt aufkamen, hatte sich die Verteilung der Gewichte in den finanziellen Beziehungen beider Länder in ihr Gegenteil verkehrt. 1945 verfügte Indien in London über ein Guthaben von 1,3 Milliarden Pfund Sterling. Gleichzeitig sanken die britischen Exporte nach Indien dramatisch; bestritten sie 1914 noch ⅔ der indischen Einfuhren, reduzierte sich dieser Anteil 1940 auf 8 %. Schließlich lag es auf der Hand, daß die Briten nicht mehr über ausreichende Ressourcen verfügten, um etwa in künftigen Krisensituationen ihre Herrschaft im Lande mit Gewalt aufrechterhalten zu können. Nach den Erfahrungen des Krieges betrachtete die britische Regierung die Indische Armee nicht länger als ihr zuverlässiges Machtinstrument zur Unterdrückung eines eventuellen Aufstandes. Die wachsende Beteiligung von Indern an der Verwaltung reduzierte zudem die Chancen von britischen Karrieren im Kolonialdienst. Während über lange Zeit der lndian Civil Service englischen Universitätsabsolventen vorbehalten geblieben war, zählte er 1947 neben 429 britischen nun 510 Beamte indischer Herkunft. «Während die Briten rechtlich und moralisch immer noch für alles, was in Indien geschieht, verantwortlich sind – resümierte Vizekönig Lord Wavell zum Jahresausgang 1946 –, haben wir tatsächlich alle Macht verloren, um den Lauf der Dinge zu kontrollieren; lediglich das Gewicht unseres einstigen Prestiges hält uns noch in unserer Position.»[11] Es war keine spektakuläre militärische Niederlage, wohl aber eine fortschreitende Erosion der Macht, die den Rückzug der Briten aus Indien zur politischen Notwendigkeit werden ließ. Allerdings legte auch die Labour-Regierung unter der Führung Clement Attlees Wert darauf, diesen Rückzug geordnet anzutreten und ohne Verluste eine sichere Auffangstellung zu erreichen. Keinesfalls sollte der Eindruck entstehen, man kapituliere im Angesicht einer drohenden Niederlage und gebe damit das Signal zu einer allgemeinen Auflösung des Empire.
Doch die praktische Umsetzung dieses Vorhabens ließ sich nicht ohne weiteres realisieren. Die Situation war kompliziert, da sich die britische Kolonialmacht nicht allein der Forderung einer geschlossenen indischen Nationalbewegung nach politischer Selbstbestimmung gegenübersah. Jetzt, wo die Entlassung in den Dominion-Status nicht mehr strittig war, ging es vor allem darum, welche Form der neue indische Staat annehmen werde, bzw. ob nicht sogar mindestens zwei neue Staaten an die Stelle der britischen Kolonie treten sollten. Denn während die indische Kongreßpartei nach wie vor einen zentralistisch organisierten indischen Nationalstaat als ihr Ziel proklamierte, bestanden die Moslems anfangs auf weitgehenden Sonderrechten, um nicht durch die Hindus majorisiert zu werden und um schließlich, auf den Status einer eigenen Nationalität pochend, einen eigenen Staat für sich zu beanspruchen. Doch angesichts der Gemengelage der beiden Religionsgemeinschaften beinhaltete diese Forderung ein erhebliches Konfliktpotential, denn selbst dort, wo die Moslems eindeutig in der Mehrheit waren, existierten zugleich Nichtmoslems in beträchtlicher Zahl. Im Pandschab kamen auf 16,2 Mio. Moslems 12,2 Mio. Mitglieder anderer Religionsgemeinschaften; in der nordwestlichen Grenzprovinz auf 2,8 Mio. o,29 Mio.; in Sind auf 3,2 Mio. 1,3 Mio. und im Osten in Bengalen auf 36 Mio. 27 Mio. sowie in Assam auf 3,4 Mio. Anhänger des Islam 6,7 Mio. Andersgläubige. Die Lage im Pandschab wurde durch die ca. 4 Mio. starke Religionsgemeinschaft der Sikhs zusätzlich kompliziert, die sich der besonderen Gunst der Briten erfreuten, da sie die Elitetruppen der britisch-indischen Armee stellten. Ähnliches galt für die zahlreichen indischen Fürstentümer, mit deren Hilfe Großbritannien seine indirekte Herrschaft über Rest-Indien hatte ausüben können. Da diese insgesamt 565 indischen Feudalherren bei den Verhandlungen über die politische Zukunft des Landes zu keiner Zeit als geschlossene Front agierten, gingen sie schließlich im Sog der nationalistischen Strömungen unter.
Angesichts der divergierenden politischen Kräfte im Land strebte die britische Politik danach, die Einheit Indiens als eines zukünftigen Mitglieds des Commonwealth wenigstens in der Form einer lockeren Union, gebildet aus dem ehemaligen Britisch-Indien und den Fürstentümern, zu bewahren. In dieser Föderation sollten die Außen-, Verteidigungs- und Verkehrspolitik in die Zuständigkeit der Zentralgewalt, alles andere hingegen in die Kompetenz der Provinzen fallen, die ihrerseits das Recht haben sollten, untereinander engere Verbindungen einzugehen. Dieser Plan stieß sowohl beim Kongreß, der einen zentralistisch ausgerichteten Einheitsstaat anstrebte, als auch bei der Moslem-Liga, die ihren eigenen indischen Staat wollte, auf Ablehnung. Zudem hatte die Liga mittlerweile ihre politische Position stärken können, da sie im Gegensatz zum Kongreß während der Kriegsjahre weiterhin mit den Briten kooperiert hatte. Als deutlich wurde, daß England auf einen raschen Rückzug aus Indien setzte und damit wohl kaum noch in der Lage sein würde, in Zukunft weitgehende Sonderrechte für die islamische Minorität garantieren zu können, erhob sie die Teilung Indiens zu ihrer unabdingbaren Forderung. Als ihr politischer Führer Muhammed Ali Djinnah am 15. August 1946 drei ‹Aktionstage› ausrief, an denen die Moslems ihre Stärke und Geschlossenheit unter Beweis stellen sollten, folgten den Streiks und Massendemonstrationen vielerorts schwere Ausschreitungen. Mehr als 4000 Tote waren die Folge, als hier Moslems Hindus und dort Hindus Moslems jagten und so auf den Straßen deutlich wurde, daß zusammengefügt werden sollte, was offenkundig nicht länger zusammengehörte. Die Briten, vertreten durch ihren letzten Vizekönig Lord Mountbatton, kapitulierten schließlich vor dem offenkundig drohenden künftigen Chaos. Am 3. Juni 1947 verkündeten sie ihren endgültigen Plan für die Teilung Indiens.
Neben Indien als dem offiziellen Nachfolgestaat Britisch-Indiens sollte aus der Abtrennung gewisser Provinzen als zweiter Staat Pakistan hervorgehen. Den einzelnen Provinzen stand es frei, ihren Beitritt zu diesem neuen Staat zu erklären. Sowohl Bengalen im Osten wie die Provinz Pandschab im Westen wurden geteilt, wobei Gebiete mit überwiegend nicht-islamischer Bevölkerung Indien zuerkannt wurden. Alle Versuche, zwischen dem östlichen und westlichen Teil Pakistans einen Korridor einzurichten, scheiterten. Mit den Vorschlägen für die Grenzziehungen hatte man den Londoner Anwalt Cyril Radcliffe beauftragt und ihm dafür die knappe Frist von 40 Tagen zugebilligt. Dieser hatte allein die konfessionellen Verhältnisse berücksichtigt, und das führte u.a. dazu, daß Ostpakistan die urbane Zentrale Kalkutta nicht zugesprochen wurde und der neue Teilstaat in die Ausgangsposition eines rückständigen Agrarlandes versetzt war.
Die Verfassungen der künftigen Staaten waren deren eigener Kompetenz überlassen. Verfassungsgebende Versammlungen sollten die notwendigen Entscheidungen fällen. Am 18. Juli 1947 verabschiedete das britische Parlament das entsprechende Gesetz, das den offiziellen Titel An Act to make provision for the setting up in India of two independent dominions trug, am 15. August desselben Jahres in Kraft trat und in aller Form das Ende der britischen Herrschaft in Indien markierte.

Mit dieser Independence of India Act waren gleichzeitig die indischen Fürstentümer formal in die Unabhängigkeit entlassen, und es blieb deren Herrschern vorbehalten, sich für den Beitritt zu einem der beiden neuen Staaten zu entscheiden. Dieses Zugeständnis hatte die Londoner Labour Regierung der konservativen Opposition gemacht, deren imperialistischer Flügel die indischen Fürsten immer als treue Verbündete geschätzt hatte. Doch die Folgeentwicklung zeigte, daß man die Machtposition dieser Herrscher bei weitem überschätzt hatte. Ökonomische Sachzwänge, das wachsende Nationalgefühl der Bevölkerung sowie besonders die Tatsache, daß die Territorien dieser Fürstentümer ringsum von indischem bzw. pakistanischem Gebiet eingeschlossen waren, sorgten in der Regel für einen raschen und zumeist friedlichen Anschluß an einen der beiden neuen Staaten. Ende 1947 hatten fast alle dieser halbsouveränen Feudalherrscher abgedankt. Als schwierig erwies sich allerdings die Situation in dem mächtigen, mitten in Indien gelegenen Fürstentum Haidarabad, wo ein Moslem als Maharadja über eine Hindu-Bevölkerung herrschte und der Anschluß an Indien mit Waffengewalt erzwungen werden mußte. Noch folgenschwerer war der Status von Kaschmir, wo die Verhältnisse umgekehrt lagen und der Hindu-Herrscher über eine vorwiegend moslemische Bevölkerung den Anschluß an Indien suchte. Als aus dieser Situation heraus der erste bewaffnete Konflikt zwischen Indien und Pakistan entstand, kam es schließlich zu einer Teilung, doch bis heute belastet der ‹Kaschmir-Konflikt› das Verhältnis der beiden Staaten.
Am Ende hatte auch die Kongreß-Partei in die Teilung Britisch-Indiens eingewilligt, weil sie die Unabhängigkeit nicht durch weitere langwierige Verhandlungen noch länger aufgeschoben sehen wollte. Außerdem strebte sie einen starken, zentralistisch organisierten Staat an als notwendige Voraussetzung für die Realisierung der eigenen innen- und sozialpolitischen Zielsetzungen; eine Föderation mit einer starken moslemischen Minorität hätte hierfür ein unüberwindliches Hindernis dargestellt. Und schließlich setzte man darauf, daß der in eine Ost- und Westhälfte geteilte Staat Pakistan sich auf die Dauer als nicht lebensfähig erweisen werde. Nicht umsonst hatte der Kongreß es entschieden abgelehnt, den neuen Staat ‹Hindostan› zu nennen, sondern darauf bestanden, mit der Bezeichnung ‹Indien› den unverminderten Anspruch auf das alleinige Recht, die indische Nation zu repräsentieren, anzumelden.
Angesichts der Entschlossenheit Großbritanniens, auf alle Fälle einen bewaffneten Konflikt zu vermeiden, da ein indischer Freiheitskampf England die Kosten eines letztlich nicht zu gewinnenden Kolonialkrieges aufgebürdet hätte, war der zuletzt fluchtartige Rückzug aus Indien aus britischer Sicht durchaus als Erfolg zu werten. Doch für Millionen von Indern brachte die Teilung des Landes zunächst Tod, Flucht oder Vertreibung mit sich. Denn mit der Verwirklichung des Teilungsplans verblieben immer noch ca. vierzig Mio. Muslime in Indien, denen Djinnah als künftiger erster Präsident Pakistans zwar den guten Rat erteilt hatte, fortan loyale Staatsbürger Indiens zu sein, die sich aber, ebenso wie Hindus jenseits der Grenzen, dennoch vielfachen Verfolgungen ausgesetzt sahen. Wohl zehn Millionen begaben sich auf die Flucht, Hunderttausende starben in Massakern, vor allem in den Grenzregionen, in Bengalen und im Pandschab. Das prominenteste Opfer dieses Mordens war Gandhi, der, als er zum Frieden und zur Versöhnung aufrief, am 30. Januar 1948 in Delhi von einem fanatischen Hindu erschossen wurde. Doch ungeachtet all dessen überwog auf beiden Seiten schon bald Erleichterung; in Pakistan darüber, daß man die Eigenständigkeit erreicht und in Indien darüber, daß die britische Kolonialherrschaft ihr Ende gefunden hatte.
In London war man zufrieden, daß die ursprünglich gesetzten Ziele zumindest teilweise erreicht waren. Ein nicht nur kostspieliger, sondern letztlich nicht zu gewinnender Kolonialkrieg, wie er später Frankreichs Rückzug sowohl aus Indochina als auch aus Algerien begleiten sollte, war vermieden worden. Und obwohl man der Teilung des Landes hatte zustimmen müssen, blieben sowohl Indien als auch Pakistan als Mitglieder des Commonwealth der ehemaligen Kolonialmacht zunächst noch verbunden. Dies war vor allem dem Verhandlungsgeschick Mountbattons zu verdanken, der beiden Nachfolgestaaten des ehemaligen Kolonialreichs die Gefahren künftiger Isolation und drohender Balkanisierung vor Augen geführt hatte, vor denen sie allein eine weitere Zugehörigkeit zur britischen Staatengemeinschaft bewahren würde.
Im Sog der Entwicklung in Indien war auch die britische Herrschaft über Burma nicht länger aufrechtzuerhalten. Verwaltungstechnisch 1937 von Indien abgetrennt, hatte diese Kolonie in erster Linie als strategisches Vorfeld zum Schutze Indiens dienen sollen und diese Funktion nun eingebüßt. Auch hier beschleunigte die Aussicht auf einen möglichen Bürgerkrieg den britischen Rückzug. Am 4. Januar 1948 wurde Burma unabhängig, erfüllte allerdings nicht die Erwartungen der Regierung Attlee, da es gleichzeitig auf eine Mitgliedschaft im Commonwealth verzichtete.
Anders hingegen gestaltete sich der Prozess der Ablösung in Ceylon, seit Anfang des 19. Jahrhunderts ebenfalls ein Anhängsel des indischen Kolonialreiches. Hier verlief alles nach Plan. Schon frühzeitig waren Reformen durchgeführt worden, die einen allmählichen Ausbau einer Repräsentativverfassung vorbereiteten und durch die sich Ceylon 1939 auf dem Stand der weißen Dominions der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts befand. Eine Volksvertretung, hervorgegangen aus einem weitreichenden einheitlichen Wahlrecht, besaß bereits ausgedehnte Befugnisse auf den meisten Feldern der Politik, und als noch während des Krieges diese Volksvertretung die uneingeschränkte politische Selbstbestimmung forderte, arbeitete der britische Staatsrechtler Sir Ivor Jennings nach einheimischen Vorschlägen eine Verfassung aus. In einem nahezu nahtlosen, konfliktfreien Übergang wurde im Februar 1948 ein selbständiges Ceylon Mitglied des Commonwealth. Da sich aber Großbritannien gleichzeitig durch entsprechende Verträge Einfluß auf die Außen-und Verteidigungspolitik sichern konnte und die britische Marine weiterhin den wichtigen Hafen von Trincomalee als Basis nutzen durfte, galt Ceylon fortan als Modell für künftige Entkolonialisierungen, d.h. für eine Politik, die mit dem Ende der direkten Kolonialherrschaft keineswegs das Ende einer weltweiten britischen Einflußsphäre verband, sondern zugleich auf ein, wie auch immer geartetes «third British Empire» setzte, wie es der spätere Premier Harold Macmillan 1952 formulierte.[12]


 
3. IMPERIALES INTERMEZZO IM NAHEN OSTEN
Mit dem Rückzug aus Indien 1947 hatte das britische Kolonialreich sein Gravitationszentrum verloren. Offen blieb nur die Frage, ob und inwieweit ein Britisches Commonwealth an die Stelle des Britischen Empire treten würde. Knapp zehn Jahre später markierte 1956 der Ausgang der Suez-Krise das Ende der britischen Weltmachtstellung – in einer Region, die erst relativ spät begonnen hatte, im Beziehungsgeflecht des Empire eine Schlüsselposition einzunehmen. Hier, zwischen Kairo und Teheran, zwischen Bagdad und Aden, hatte ein letzter Expansionsschub des Empire zu einer Zeit stattgefunden, als die britische Herrschaft in Indien bereits zu bröckeln begann. Vergleichbar einem letzten Vitalitätsschub, den ein todgeweihter Körper kurz vor seinem Ende noch einmal erlebt, erfuhr das Empire in den zwanziger Jahren seine größte territoriale Ausdehnung. Paradoxerweise hatte, trotz des sich abzeichnenden Rückzugs aus Indien, noch einmal dessen Sicherheit, der Schutz der Verbindungswege zu Wasser und zu Lande, den Ausgangspunkt für diese Expansion im Vorderen Orient gebildet; d.h. am Anfang des britischen Interesses an dieser Region hatten nicht ökonomische, sondern machtpolitische Interessen gestanden, und dementsprechend waren die Initiativen nicht von privaten Gruppierungen, sondern von staatlicher Seite ausgegangen.
Wie bereits geschildert, stand Ägypten seit 1882 de facto unter britischer Herrschaft, wobei der Suez-Kanal den Dreh- und Angelpunkt für das britische Engagement bildete. Noch 1921 hieß es auf der Reichskonferenz der Premierminister: «Alles könnte das Empire überleben – nur nicht den Verlust seiner Hauptschlagader.»[13] Dementsprechend wuchs die strategische Bedeutung Adens als Hafen und Flottenstützpunkt an der Südostspitze Arabiens, in dessen Besitz sich die East India Company bereits 1839 gesetzt hatte und das mit der Auflösung der Gesellschaft 1858 zur britischen Kronkolonie wurde. Der Scheichtümer entlang der arabischen Küste des Persischen Golfs hatte sich die britische Politik zwischen 1820 und 1890 durch entsprechende Verträge versichert. Und am Horn von Afrika nahm man die Aden gegenüberliegende Küste als Ausgangspunkt für die seit 1905 existierende Kronkolonie British-Somaliland in Besitz. Dann löste der Ausbruch des Ersten Weltkriegs, mit dem das osmanische Reich sich auf die Seite der Gegner Großbritanniens schlug, einen weiteren Expansionsschub aus. Die Tatsache, daß Ägypten offiziell immer noch eine türkische Provinz war, lieferte den Anlaß, jetzt das Land dem Empire in aller Form als Protektorat einzugliedern. Zwar scheiterte der direkte Angriff der Truppen des Empire auf die türkische Schlüsselstellung der Dardanellen bei Gallipoli 1915 unter schweren Verlusten, doch andererseits gelang es nach anfänglichen Fehlschlägen, die arabischen Provinzen des türkischen Reiches zu erobern. Am 11. März 1917 erreichten die Briten, vom Persischen Golf her vordringend, Bagdad, und eine Anfang November vom Suezkanal her eröffnete britische Offensive gipfelte am 8. Dezember in der Räumung Jerusalems durch die Türken. 1907 hatte man sich mit den Russen über ‹Einflußzonen› in Persien geeinigt, doch nachdem 1917 die russischen Truppen infolge der Revolution aus der Region abgezogen worden waren, hielt England ganz Persien besetzt. Damit war zu guter Letzt eine durchgehende Landverbindung nach Indien hergestellt.
Allerdings mündeten die militärischen Siege nicht in formale Annexionen der eroberten Gebiete. Wenn hier keine neuen britischen Kolonien entstanden, so u.a. deswegen, weil der mächtige amerikanische Verbündete den Krieg als einen Feldzug für die Freiheit und Selbstbestimmung der Völker geführt hatte. Zudem sah sich Großbritannien in einer Zeit knapper werdender Ressourcen nicht mehr in der Lage, sein Kolonialreich noch weiter auszudehnen. Andererseits aber strebte man durchaus nach zumindest indirekter politischer Kontrolle der gesamten Region, denn zu den ursprünglichen strategischen Überlegungen traten immer stärker auch ökonomische Interessen. Inzwischen war nämlich die britische Textilindustrie weitgehend von der ägyptischen Baumwolle abhängig. Darüber hinaus entdeckte man, daß entlang des durch den Nahen Osten nach Indien führenden Landweges die reichsten Erdölvorkommen der Welt auf ihre Ausbeutung warteten. Damit war nicht nur die Begehrlichkeit privater Interessengruppen geweckt – schon vor Kriegsausbruch erwarb Winston Churchill als Marineminister 51 % der Anteile der Anglo-Persian Oil Company, da er kurz zuvor angeordnet hatte, die Kriegsmarine von Kohle auf den Brennstoff Erdöl umzustellen.

Anfangs leiteten die Briten aus der militärischen Okkupation von Feindesland einen Rechtsanspruch auf politische Kontrolle der ehemaligen Provinzen des osmanischen Reiches ab (Occupied Enemy Territories Administration – OETA); nach Kriegsende wurde in Ausführung des Artikels 22 der Völkerbundssatzung Großbritannien das Mandat für den südlichen Teil der von türkischer Herrschaft befreiten arabischen Gebiete als «a sacred trust of civilization» zugesprochen, d.h. als treuhänderischer Auftrag mit der Maßgabe, diese Länder alsbald in die politische Unabhängigkeit zu entlassen. Hierbei mußte man sich allerdings mit Frankreich arrangieren, das ebenfalls alte Rechte auf den Vorderen Orient als sein Einflußgebiet anmeldete und das 1920 Syrien und den Libanon als seine Mandatsgebiete erhielt.
Südlich davon schufen die Briten in ihrem Mandatsbereich praktisch drei neue Staaten: den Irak, Palästina und Transjordanien. Die Lage war dadurch zusätzlich kompliziert, daß sie während des Krieges sowohl den nach politischer Selbstbestimmung strebenden Arabern als auch den in Palästina auf die Errichtung eines eigenen Staates drängenden Zionisten Zusicherungen gegeben hatten, die sie nach 1918 nur unter Schwierigkeiten und dann auch nur teilweise einhalten konnten. Hatten doch arabische Guerrillakrieger unter der Führung Hussein Ibn Alis, des Scherifen von Mekka aus dem Hause der Hashemiden, wesentlich zu den Erfolgen des Feldzugs beigetragen, der schließlich in der Eroberung von Jerusalem gipfelte. Hier hatte der exzentrische, im Auftrag des britischen Geheimdienstes handelnde Orientalist T. E. Lawrence eine wesentliche Rolle gespielt. Wie ein Araber gekleidet und mit ihnen zwei Jahre in ihren Zelten lebend, überzeugte er die Stämme davon, daß ein Aufstand gegen die türkischen Machthaber zugleich ein Kampf für die Freiheit der Araber sei und wies gleichzeitig seine Landsleute darauf hin, daß die Araber keineswegs dafür fochten, lediglich die türkische Herrschaft durch eine britische Oberhoheit zu ersetzen. Als Lawrence von Arabien wurde er nach Kriegsende für die britische Öffentlichkeit zur Kultfigur – die Verkörperung englischen Heldentums in der exotischen Welt des Orients –, doch er selbst floh in die Anonymität eines einfachen Soldaten aus Enttäuschung darüber, daß er seine arabischen Freunde und damit seine Sache durch die britische Politik verraten sah.
Denn 1916 hatten Briten und Franzosen in einem Abkommen über die politische Neuordnung des Vorderen Orient zwar den Arabern «einen unabhängigen Staat»[14] in Aussicht gestellt, doch als Prinz Faisal, der Sohn des Scherifs von Mekka, nach dem siegreichen Einzug seiner Truppen in Damaskus die Einlösung dieses Versprechens forderte, standen dem die handfesten Interessen der Mandatarmächte entgegen. Um nicht vollends wortbrüchig zu werden, fanden die Briten ihre Verbündeten mit der Herrschaft über den Irak und Transjordanien ab, die als zwei neue Staaten aus ihrem Mandatsgebiet herausgeschnitten wurden. Der Irak, der Faisal als Königreich zugesprochen wurde, bestand im wesentlichen aus der alten Provinz Mesopotamien, der die Briten im Norden die Provinz Mosul hinzufügten, wo kürzlich reiche Ölvorkommen entdeckt worden waren. Diese Grenzziehungen implizierten, daß zu dem bereits bestehenden Völkergemisch aus sunnitischen und schiitischen arabischen Moslems sowie Juden und Christen nun auch Kurden und Türken hinzukamen, so daß dieser Staat vollends zu einem Flickenteppich verschiedener ethnischer und religiöser Gruppierungen wurde. Die daraus resultierenden Spannungen entluden sich schon bald, als sich sowohl die Kurden wie auch die assyrischen Christen blutigen Verfolgungen durch die Muslime ausgesetzt sahen. Kein Wunder, daß König Faisal, an der Spitze einer sunnitischen Machtclique stehend, sich eng an die Briten anschloß und ihnen, als sie 1932 ihre Funktion als Mandatsmacht offiziell beendeten, weiterhin gestattete, Militärbasen im Land zu unterhalten, die Ölfelder in Norden zu kontrollieren und hinter den Kulissen als ‹Berater› erheblichen Einfluß auf die Politik auszuüben. Während des Zweiten Weltkrieges war der Irak angesichts der durch den deutschen Vormarsch in Nord-Afrika drohenden Gefahr abermals vorübergehend von britischen Truppen besetzt (1941–1945). Auch danach blieben britischer Einfluß und britische Vorbilder noch lange Zeit wirksam, wie nicht allein der Schnitt der Militäruniform Saddam Husseins und seiner Soldaten illustrierte.
Von dem britischen Mandatsgebiet der ehemals türkischen Provinz Palästina wurde 1921 der östliche Teil abgetrennt, um als neuer Staat Transjordanien Abdallah, dem Bruder Faisals, als Königreich zugesprochen zu werden. Ohne eigene Machtbasis in diesem Landstrich schloß sich dieser Herrscher ebenfalls eng an Großbritannien an. Entsprechende Verträge des Jahres 1923 sowie Subsidienzahlungen sicherten auch hier die indirekte Herrschaft der Briten, bis das Land 1946 als Königreich Jordanien die volle Souveränität erlangte.
Wesentlich komplizierter gestalteten sich die Verhältnisse für den britischen Mandatar im eigentlichen Palästina. Hier lebten um die Mitte des 19. Jahrhunderts etwa 10.000 Juden, die meisten von ihnen in Jerusalem. Nicht zuletzt dank der großzügigen finanziellen Unterstützung des Pariser Bankiers Edmond de Rothschild wuchs in der Folgezeit die Zahl derer, die ‹ins gelobte Land Zion› heimkehrten, und damit auch die Zahl der jüdischen Siedlungen außerhalb der heiligen Stadt. 1896 veröffentlichte Theodor Herzl, der Begründer des politischen Zionismus, seine Schrift Der Judenstaat, in der er die Schaffung eines unabhängigen jüdischen Staates auf nationaler Grundlage forderte und zugleich auf Palästina als die unvergessene historische Heimstatt der Juden hinwies. Ein Jahr später tagte in Basel unter Herzls Leitung der erste zionistische Weltkongreß, der «die Schaffung einer öffentlich-rechtlichen Heimstätte für das jüdische Volk in Palästina» forderte. Doch da eine entsprechende Charta vom türkischen Staat nicht zu erhalten war, ging Herzl auf einen Vorschlag Joseph Chamberlains ein, der ihm in Uganda Siedlungsraum für eine Million Juden mit weitgehenden Rechten auf Selbstverwaltung anbot. Nicht zuletzt wegen Herzls frühem Tod 1904 scheiterte dieses Projekt, und Palästina blieb weiterhin das Ziel der Zionisten. Der Strom der Einwanderer wuchs weiter – vor allem infolge der wiederholten Pogrome in Rußland und Rumänien, so daß bei Kriegsausbruch 1914 ca. 90.000 Juden in Palästina lebten, nicht nur in Jerusalem, wo sie seit Ende des 19. Jahrhunderts gegenüber den Arabern bei weitem die Mehrheit der Bevölkerung stellten, sondern auch auf dem Land, wo sie seit 1880 über fünfzig eigene Siedlungen – darunter 1909 auch Tel Aviv – gegründet hatten. Doch mit Ausbruch des Ersten Weltkriegs gingen die Türken rücksichtslos nicht nur gegen die nationalistischen Regungen unter den Arabern, sondern ebenso gegen alle zionistischen Bestrebungen vor; ca. 18.000 Juden flohen bzw. wurden aus Palästina vertrieben.
Doch gleichzeitig wirkte sich der Krieg auch zum Vorteil für die zionistische Bewegung aus, da der britischen Regierung viel daran lag, die Juden für die Sache der Alliierten zu gewinnen, sowohl mit Blick auf die einflußreiche jüdische Diaspora in den USA als auch später in Rußland, das mit der Revolution aus der gemeinsamen Front der Alliierten ausgeschieden war. Solches Kalkül war mitentscheidend, als der britische Außenminister Lord Balfour am 2. November 1917 den einflußreichen Sprecher der britischen Zionisten Lord Rothschild in einem offiziellen Schreiben wissen ließ, die britische Regierung betrachte mit Wohlwollen das Projekt der «Gründung einer nationalen Heimstatt (National Home) für das Jüdische Volk in Palästina» und werde alles daransetzen, dies in die Tat umzusetzen. Zugleich war zwar der Vorbehalt formuliert, «daß nichts unternommen werden dürfe, wodurch die bürgerlichen und religiösen Rechte bestehender nicht-jüdischer Gemeinden in Palästina eingeschränkt würden», doch tatsächlich hatte sich die britische Politik mit dieser Balfour-Declaration für die Zukunft eine unlösbare Aufgabe gestellt. Denn bereits vorher hatte man dem arabischen Bundesgenossen ebenfalls politische Selbständigkeit verheißen und, wenn auch vage, einen arabischen Staat in Aussicht gestellt, der gegebenenfalls Palästina einschließen könne. Andererseits werteten die Zionisten schon bald die Balfour-Erklärung als einen Blankoscheck für die Einrichtung eines souveränen jüdischen Staates und suchten fortan, ihre Forderung durch eine massive jüdische Einwanderung nach Kräften zu untermauern.
Wenn sich die Briten mit ihrer zweideutigen Politik in Palästina in eine nahezu ausweglose Position zwischen zwei Fronten manövriert hatten, so lag das abermals an der mangelnden Abstimmung zwischen der Metropole und der Peripherie, d.h. zwischen den maßgeblichen Kräften in der Regierung einerseits und den im Nahen Osten tätigen hohen Beamten, wie z.B. Sir Henry McMahon, dem Hochkommissar für Ägypten, andererseits. In London fanden die Lobbyisten des Zionismus williges Gehör, nicht nur weil man den Juden ein moralisches Recht auf das Land ihrer Vorväter zubilligte, sondern auch, weil man sich von einem kräftigen Zustrom jüdischer Siedler einen nachhaltigen wirtschaftlichen Aufschwung für die Region versprach. Die Engländer in den arabischen Ländern hingegen neigten dazu, ganz im Sinne von T. E. Lawrence, die politischen Ziele der ‹edlen Wüstensöhne› als ihrer militärischen Bundesgenossen zu unterstützen.
Als dann 1922 Großbritannien das Völkerbundmandat für Palästina übertragen wurde, betonte der Artikel 2 des Vertrages, ganz im Sinne der Balfour-Deklaration, die britische Verpflichtung zur Schaffung der politischen, administrativen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Gründung einer nationalen Heimstatt für die Juden. Und obwohl die Juden zu dieser Zeit mit 83.790 Einwohnern nur 11 % der im Lande ansässigen Bevölkerung stellten, billigte ihnen der Artikel 4 des Vertrages weitgehende Mitwirkung an dieser Aufgabe durch eine Jewish Agency zu. Den Juden gegenüber verfuhren die Briten somit nach dem bewährten Muster der indirekten Herrschaft, während die ca. 600.000 arabischen Palästinenser ein entsprechendes Angebot ablehnten und statt dessen uneingeschränkte Selbstbestimmung forderten, woraufhin sie der direkten Aufsicht des Mandatars unterstellt wurden.
Obwohl es bereits vor der Mandatszeit vereinzelt zu gewalttätigen Aktionen der Araber gegen jüdische Siedlungen gekommen war, blieb die britische Verwaltung zunächst Herr der Lage. Doch das änderte sich mit dem rasch anwachsenden Zustrom jüdischer Einwanderer, gegen den arabische Delegationen in London wiederholt vergeblich protestiert hatten. Allein zwischen 1924 und 1927 kamen 65.000 polnische Juden ins Land, und im August 1929 konnten britische Polizei und Militär nur mit Mühe den ersten gewaltsamen Konflikt größeren Ausmaßes beenden, dem 133 Juden und 87 Araber zum Opfer fielen. Als bald darauf die Zahl der Juden, die inzwischen ihre eigene bewaffnete Streitkraft organisiert hatten, fast 30 % der Bevölkerung erreichte, forderten die Sprecher der Araber 1936 einen sofortigen Einwanderungsstop, und es kam abermals zu langanhaltenden gewalttätigen Aktionen, die auf beiden Seiten zahlreiche Opfer forderten. Nun wurde der britischen Regierung endgültig bewußt, daß sie angesichts der wachsenden Konfrontation zwischen den beiden Volksgruppen ihr Ziel, die Errichtung eines arabisch-jüdischen Staates, nicht werde erreichen können. Die politischen Führer beider Gruppen waren unter keinen Umständen bereit, in einer gemeinsamen gesetzgebenden Versammlung die weitere Zukunft eines gemeinsamen Staatswesens in Angriff zu nehmen. Daher schlugen die Briten 1937 auf der Basis eines Kommissionsberichts schließlich die Teilung des Landes vor; doch angesichts heftiger Reaktionen seitens der Araber mußte man diesen Plan rasch wieder fallen lassen. Gleichzeitig sahen sich die Briten außerstande, angesichts der massiv einsetzenden Judenverfolgung in Deutschland gerade jetzt arabischen Forderungen nachzugeben und die Zahl der jüdischen Einwanderer spürbar zu limitieren. Die Folge war, daß bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges die Zahl der Juden auf 450.000 anstieg, so daß sie nun ein Drittel der Bevölkerung Palästinas stellten.
1939 spitzte sich die Situation weiter zu. Angesichts der drohenden Kriegsgefahr suchte sich Großbritannien abermals der Solidarität der Araber zu versichern und nahm deswegen einen deutlichen Kurswechsel seiner Palästinapolitik vor. Jetzt erklärte London in aller Form, daß es in keinem Fall Ziel der britischen Politik sei, Palästina in einen jüdischen Staat zu verwandeln. Gleichzeitig ging man – ausgerechnet zu einer Zeit, als Hitlers Judenverfolgung in den Genozid mündete – daran, die Zahl der jüdischen Einwanderer drastisch zu begrenzen, was auf jüdischer Seite zu erbitterten Reaktionen führte und zugleich in den USA für erhebliche Irritationen sorgte. Doch die infolge des Krieges verstärkte Präsenz britischer Truppen in der Region verhinderte zunächst einen erneuten offenen Ausbruch des jüdisch-arabischen Konflikts.
Am Ende des Krieges hatte die britische Machtposition im Nahen Osten ihren Höhepunkt erreicht: In Nordafrika hielten britische Truppen die ehemals von Italien beanspruchten Gebiete besetzt, und Syrien wie auch große Teile des Iran standen zumindest vorübergehend unter britischer Kontrolle. Doch bereits unmittelbar nach Kriegsende stellte sich das Palästina-Problem abermals in unverminderter Schärfe: Die Araber lehnten nach wie vor jede Teilung des Landes kategorisch ab; dagegen bestanden die Zionisten weiterhin auf ihrem eigenen Staat und konnten sich darüber hinaus der Unterstützung der USA versichern, die 1945 darauf drangen, daß sofort 100.000 Juden ins Land gelassen würden. Die 1931 gegründete extremistische zionistische Organisation Irgun begann jetzt mit gezielten Terrorakten gegen die Briten zu operieren. Im Juli 1946 sprengte sie das im King David Hotel in Jerusalem stationierte Hauptquartier des britischen Militärs in die Luft. Und als im folgenden Jahr drei Mitglieder der Irgun durch ein britisches Militärtribunal zum Tode verurteilt wurden, nahmen jüdische Terroristen zwei britische Sergeanten gefangen, und als die Briten die Urteile vollstreckten, ermordeten sie ihrerseits ihre Gefangenen.
Auch die neue Labour-Regierung, die wie ihre Vorgängerin prinzipiell Palästina als britische Machtbasis im Vorderen Orient zu erhalten suchte, sah keine Möglichkeit, hier eine halbwegs friedliche Lösung herbeizuführen. Zudem drängte die britische Öffentlichkeit unter dem Eindruck der zunehmenden Gewalt auf einen Rückzug der Truppen. Vor allem angesichts der pro-jüdischen Haltung der USA sah Außenminister Bevin schließlich keine andere Möglichkeit, als im Februar 1947 die Verantwortung für das Mandatsgebiet an die UNO zurückzugeben. Als sich daraufhin die Vereinten Nationen für eine Teilung des Landes aussprachen, weigerte sich Großbritannien in Anbetracht des zu erwartenden Widerstands der Araber, diesen Plan durchzusetzen. Statt dessen zog es im Mai 1948 seine Truppen aus Palästina ab und überließ das Land seinem Schicksal – dem nun unvermeidbaren Krieg zwischen Arabern und Juden, aus dem schließlich um den Preis der Flucht und Vertreibung von 750.000 Arabern der Staat Israel hervorging.
Im Zentrum des britischen Interesses an der Region des Nahen Ostens stand durchweg Ägypten, das Land des Suez-Kanals als des wichtigsten Verbindungsweges zwischen der Metropole und dem indischen Reich. Nachdem es 1882 unter britische Kontrolle geraten war, lieferte Ägypten ein Musterbeispiel für die Effizienz indirekter britischer Herrschaft, bis es nach der Kriegserklärung der Türkei 1914 als Protektorat dem Empire eingegliedert wurde. Doch als sich 1919 massenhafter nationaler Widerstand gegen die britische Herrschaft formierte, entließ London 1922 formal das Land in die Unabhängigkeit, die sich allerdings de facto auf die inneren Angelegenheiten beschränkte. In der Außenpolitik, der Verteidigung sowie die besonderen Beziehungen zum Sudan betreffend behielt Großbritannien die Kontrolle. In einem weiteren Vertrag von 1936 erhielt Ägypten endlich die volle Befehlsgewalt über die eigene Armee, und die britische militärische Präsenz wurde in Friedenszeiten auf die Kanalzone begrenzt. Für Zeiten des Krieges behielten sich die Briten allerdings weitergehende Rechte vor, und diese wurden auf drastische Weise ausgeübt, als der britische Botschafter 1942 gepanzerte Fahrzeuge vor dem Palast des ägyptischen Königs Faruk auffahren ließ, um diesen davon abzuhalten, mit den von Libyen her vordringenden Deutschen gemeinsame Sache zu machen.
Auch nach dem Krieg, und selbst als die britische Herrschaft über Indien ihr Ende gefunden hatte, hielt das strategische Interesse am Suezkanal angesichts der Bedeutung der Öltransporte aus dem Persischen Golf unvermindert an. Noch 1954 war dort eine Garnison von ca. 80.000 Mann in einer Militärbasis von der Größe der Grafschaft Wales stationiert. Im selben Jahr sicherte London allerdings der neuen revolutionären ägyptischen Regierung unter Oberst Nasser zu, alle Truppen aus der Kanalzone bis zum Sommer des Jahres 1956 abzuziehen. Danach sollte Großbritannien noch für fünf weitere Jahre das Recht zustehen, im Falle eines direkten Angriffs auf Ägypten den Stützpunkt zu remilitarisieren; eine Klausel, die deutlich machte, daß auch mit seinem Rückzug aus Ägypten Großbritannien keineswegs seine Interessen in der Region aufgab und die im Oktober 1956 dann den fadenscheinigen Rechtstitel für jene folgenschwere militärische Aktion lieferte, die das Ende der britischen Weltmachtstellung einleitete.
Den Anlaß lieferte die Verstaatlichung der Suez-Kanal-Gesellschaft durch Ägypten im Juli 1956. Dies war Nassers Antwort darauf, daß die USA ihre ursprüngliche Zusage der Finanzierung des für Ägyptens Wirtschaft so bedeutsamen Assuan-Staudamms zurückgezogen hatten, als Nasser nicht bereit war, sich im kalten Krieg eindeutig auf die Seite des Westens zu schlagen. Nicht nur weil die Mehrzahl der Aktien der Kanalgesellschaft in britischem Besitz war und weil der Kanal das Herzstück des Transportweges für die Ölimporte bildete, sondern auch angesichts des symbolträchtigen Stellenwerts, den er im Verbundsystem des Empire seit seiner Eröffnung besessen hatte, war die britische Regierung entschlossen, es nicht beim verbalen Protest zu belassen. Außerdem stellte Nasser für den konservativen Premier Eden so etwas wie eine Reinkarnation Hitlers dar, und Eden beschwor deswegen die Briten, nicht noch einmal die Fehler der Appeasement-Politik der 30er Jahre zu wiederholen. Im Oktober war England soweit, gemeinsam mit Frankreich und Israel den militärischen Schlag zu führen. Ein israelischer Vorstoß auf dem Sinai lieferte Briten und Franzosen den Vorwand, zum ‹Schutz des Kanals› ägyptische Flughäfen zu bombardieren und am 5. November mit Luftlandetruppen die Kanalzone zu besetzen. Doch unmittelbar auf den militärischen Erfolg folgte die diplomatische Niederlage. In völliger Verkennung der amerikanischen Position hatte London zumindest auf die stillschweigende Billigung der USA gesetzt. Doch statt dessen stellte sich die Regierung Eisenhower an die Spitze weltweiter Empörung über Großbritanniens Rückgriff auf die Mittel rüder imperialistischer Machtpolitik. Tatsächlich hatte der konservative Abgeordnete Morehouse im britischen Parlament zuvor die Regierung aufgefordert, ein Kanonenboot nach Ägypten zu entsenden. Doch der Erfolg von 1882 ließ sich 1956 nicht wiederholen. In der UNO nahezu völlig isoliert, willigten die Angreifer bereits am 6. November in einen Waffenstillstand ein. Großbritanniens Ansehen war auf einem Tiefpunkt angelangt, es hatte selbst vor den Augen der Weltöffentlichkeit den Beweis geführt, daß es nicht länger Weltmacht war, daß es vielmehr nur noch im Bunde mit den USA eine Rolle in der Weltpolitik zu spielen vermochte. Der konservative Abgeordnete Julian Amery, der sich kurz zuvor noch als entschlossener Imperialist profiliert hatte, wertete das Suez-Debakel als «Britain’s Waterloo»[15] und damit als den endgültigen Wendepunkt in der Geschichte des Britischen Empire.
Tatsächlich war die unmittelbare Folge der Aktion das Ende des britischen imperialen Intermezzos im Nahen Osten. Als nächstes zog Großbritannien sich 1957 aus Jordanien zurück, und im folgenden Jahr konnte es den Sturz der von ihm geförderten Regierung im Irak nicht verhindern. Längerfristig trug die Erfahrung von Suez vor allem dazu bei, den Prozeß der weiteren Entkolonialisierung zu beschleunigen – und dies betraf in erster Linie den Ende der 50er Jahre noch weitgehend intakten britischen Kolonialbesitz auf dem afrikanischen Kontinent.


 
4. DER RÜCKZUG AUS AFRIKA
Als Indien 1947 aufgegeben wurde, verfügte Großbritannien noch über einen riesigen Kolonialbesitz in Afrika, zum Teil erst jüngeren Datums als Anteil an der Beute, die ihm im allgemeinen ‹Rennen um Afrika› sowie nach 1918 zugefallen war. Neben den Kolonien und Protektoraten, die sich in durchgehender Linie von der Nordgrenze des Dominions Südafrika bis Ägypten erstreckten, gehörten im Westen des Kontinents Gambia, Sierra Leone, Goldküste und Nigeria dazu. Doch knapp zwanzig Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs waren an deren Stelle durchweg souveräne Staaten getreten. Bereits kurz vor dem Suez-Debakel war 1956 in Übereinkunft mit Ägypten der Sudan in die Unabhängigkeit entlassen worden, 1957 folgte die alte Kolonie Goldküste – fortan Ghana. 1960 wurden Britisch-Somaliland und Nigeria die Unabhängigkeit gewährt, 1961 Sierra Leone und Tanganyika – nunmehr Tansania; 1962 Uganda, ein Jahr später Kenia und Sansibar, 1964 Njassaland, das fortan Malawi hieß sowie Nord-Rhodesien, nunmehr Zambia, 1965 das westafrikanische Gambia und schließlich die unter britischem Protektorat stehenden Enklaven der Südafrikanischen Union: 1966 Basutoland (Lesotho) und Bechuanaland (Botswana) sowie 1968 Swaziland. Die Ausnahme als Problemfall besonderer Art bildete Süd-Rhodesien, wo 1965 eine weiße Minorität gegen den Widerstand der Kolonialmacht von sich aus die Unabhängigkeit proklamiert hatte.

Während die Aufgabe der indischen Position durch eine Labour-Regierung gelenkt worden war, fand die Räumung der afrikanischen Stellungen unter der Ägide eines konservativen Kabinetts statt. Wie Clement Attlee als Premier und Lord Mountbatton als indischer Vizekönig einst den Machttransfer in Indien abgewickelt hatten, so lenkten anderthalb Jahrzehnte später Harold Macmillan als Regierungschef und sein Kolonialminister Ian Macleod den Rückzug aus Afrika. Damit wird deutlich, daß die Auflösung des britischen Kolonialreichs zu keiner Zeit ‹Parteisache› war. Zwar fanden sich in den Reihen der Konservativen durchaus noch imperialistische ‹Hardliner›, die die Partei weiterhin in der Nachfolge Disraelis als Partei des Empire sehen wollten. Dazu gehörte auch der alte Churchill, zumindest wenn er als Oppositionsführer im Parlament der Labour Regierung vorwarf, unter ihr verlöre Großbritannien noch rascher überseeische Kolonien, als es sie einst unter der glorreichen Herrschaft des älteren Pitt erworben habe. Doch andererseits waren auch die Konservativen bereit, pragmatisch auf veränderte Umstände zu reagieren. Nach dem Debakel von Suez ging die Regierung Macmillan in einem geradezu atemberaubenden Tempo daran, den afrikanischen Kolonialbesitz zu liquidieren. Und ähnlich wie zuvor die Führung der Labour Partei zu keiner Zeit den Rückzug aus Indien als ersten Schritt zur Auflösung des Empire verstanden hatte, so sahen jetzt die maßgeblichen Mitglieder der konservativen Regierung den Rückzug aus Afrika zugleich als Aufbruch in eine neue Zukunft des Empire. Auch ihnen ging es darum, durch die besondere Form der Überleitung in die staatliche Selbständigkeit, verbunden mit einer Mitgliedschaft im Commonwealth, eine enge Verbindung zu den ehemaligen Kolonien und damit ein erhebliches Maß an politischem und ökonomischem Einfluß aufrechtzuerhalten.
In deutlichem Unterschied zu der Expansionspolitik vergangener Jahrhunderte, als die Initiativen überwiegend von der Peripherie, von ‹men on the spot› ausgingen, steuerte nun die Zentrale den Prozeß der Dekolonisation, der am Schluß darin gipfelte, daß 1964 Anthony Greenwood als Kolonialminister der neuen Labourregierung als Ziel seiner Politik erklärte, «sich und sein Amt überflüssig zu machen»[16] – zwei Jahre später hatte das Kolonialministerium aufgehört zu existieren.
Insgesamt hatte es lediglich zweier Jahrzehnte bedurft, um das Kolonialreich aufzulösen. Im Laufe dieser Zeit hatte man allerdings des öfteren ursprünglich gesetzte zeitliche Vorgaben korrigiert, um das Verfahren zu beschleunigen. Was dabei auf den ersten Blick als überhastete Flucht erscheinen mochte, geschah jedoch in Reaktion auf sich wandelnde Umstände und war das Ergebnis strategischer Überlegungen. Denn stets folgte die britische Entkolonialisierungspolitik dem obersten Grundsatz, keinesfalls mit der Aufgabe der Herrschaft den Eindruck zu erwecken, man weiche der Gewalt bzw. man kapituliere vor dem wachsenden Druck kolonialer Freiheitsbewegungen. Aus diesem Grund, und nicht nur, weil die Briten die Kosten aufwendiger und letztlich wohl aussichtsloser militärischer Aktionen scheuten, sahen sie darauf, in jedem Falle einen Kolonialkrieg zu vermeiden. Besonders die Umstände des Rückzugs der Franzosen aus Indochina und Nordafrika wirkten als abschreckendes Beispiel, und als 1961 der Widerstand britischer Siedler in Rhodesien gegen die Politik seines Kolonialministers wuchs, fürchtete Macmillan, hier könne für Großbritannien ein zentralafrikanisches ‹Algerien› entstehen.
Wenn Großbritannien damit eine Politik verfolgte, die in Umkehrung des militärischen Präventivschlags darauf setzte, eine Festung rechtzeitig aufzugeben, um eine Kapitulation nach einer Belagerung zu vermeiden, trug es damit auch den Gegebenheiten des Kalten Krieges Rechnung. Denn mit dem Aufstieg der Sowjetunion zur Weltmacht präsentierte sich diese in zunehmendem Maße den jungen Nationalbewegungen in den Kolonien der Dritten Welt als potentieller Bündnispartner im Kampf gegen den westlichen Imperialismus. Diese Entwicklung bestärkte die britische Politik zusätzlich darin, sich mit den Freiheitsbewegungen der Afrikaner zu arrangieren, nicht nur, bevor es zwischen den unterdrückten Schwarzen und den weißen Kolonialherren zum bewaffneten Kampf kam, sondern auch bevor sich die Afrikaner an die UdSSR als neue potentielle Schutzmacht wandten. Indem die Briten darauf sahen, im Prozeß einer weltweiten ‹Befreiungsaktion› selbst eine führende Rolle zu übernehmen, zielten sie darauf ab, Machtverlust zumindest durch Prestigegewinn zu kompensieren. Auch unter diesem Gesichtspunkt schien immer wieder Eile geboten.
Doch je rascher vielerorts die Dekolonisation vorangetrieben wurde, umso dringlicher stellten sich all jene Probleme, die mit der Zielsetzung nicht nur eines geordneten Rückzugs, sondern auch der einer geordneten Hinterlassenschaft verbunden waren. Konkret hieß dies, dafür zu sorgen, daß an die Stelle der Kolonien lebensfähige, wenn möglich nach dem Muster westlicher Demokratien organisierte Staatswesen traten, die darüber hinaus auch noch weiterhin besonders enge Beziehungen zur ehemaligen Metropole pflegten. Dem standen beachtliche Hindernisse im Wege, galt doch für alle – und nicht nur die ehemals britischen – befreiten Kolonien, daß es ihnen an innerer Homogenität mangelte, da sie nicht an die Strukturen, ja in den meisten Fällen nicht einmal an eine wie auch immer geartete Überlieferung vorkolonialer Zustände anknüpfen konnten. Die Grenzen, die hier im frühen 20. Jahrhundert zwischen ihnen gezogen worden waren, folgten keinen historischen, ethnischen oder religiösen Bruchlinien, sondern waren auf den Kartentischen europäischer Diplomaten festgelegt worden. Die Frage würde daher sein, was an die Stelle des kolonialen Herrschaftsapparats treten würde, der bislang als Klammer der territorialen Einheit des Gebiets fungiert hatte. Die mangelhafte Homogenität solcher Territorien verdeutlicht das Beispiel der beiden größten westafrikanischen britischen Besitzungen.
Die Kolonie Goldküste, ursprünglich aus Handelsstationen hervorgegangen, bestand im 19. Jahrhundert zunächst aus einem Küstenstreifen, der allmählich durch das Protektorat über weite Strecken des Hinterlandes erweitert wurde, bis gegen Ende des Jahrhunderts das alte und früher mächtige Königreich Aschanti im Zuge der imperialistischen Expansion 1900 mit Waffengewalt zum Anschluß gezwungen wurde. 1904 fixierte man die endgültigen Grenzen der Kronkolonie, von der aus seit 1919 auch der westliche Teil der ehemals deutschen Kolonie Togo mitverwaltet wurde. Noch vielfältiger war die Ausgangslage in Nigeria, der volkreichsten Kolonie Afrikas, die 1948 ca. 30 Mio. Einwohner zählte. Anfangs hatte Großbritannien hier 1861 die Hafenstadt Lagos annektiert und dann in den 80er Jahren das Gebiet des Nigerdeltas. Ansonsten betrieb in diesem Raum die private Royal Niger Company das Geschäft der weiteren Expansion in das Hinterland. Als 1900 deren Charta nicht erneuert wurde, errichtete der von nun an in staatlichem Auftrag handelnde Frederick Lugard z.T. mit Waffengewalt bis 1903 die britische Herrschaft über das Sultanat von Sokoto und dessen Emirate. Damit setzte sich der britische Herrschaftsbereich in dieser Region aus einer Kronkolonie (Lagos) und den beiden Protektoraten Süd- und Nord-Nigeria zusammen, bis 1914 dann zumindest nominell der Zusammenschluß zu einer einzigen Kolonie erfolgte, der 1919 im Osten dann auch noch das Mandat über einen Teil der ehemals deutschen Besitzung Kamerun angeschlossen wurde. Hinzu kam die ausgeprägte ethnische Vielfalt. Im überwiegend islamischen Norden stellen die Haussa die größte Volksgruppe, im Süd/Osten bilden die Ibo, im Süd/Westen die Yoruba die Mehrheit. Zudem hatte sich, ähnlich wie in den übrigen westafrikanischen Kolonien, im Küstenbereich auf Grund der dort intensiveren und bereits länger etablierteren Präsenz der Kolonialherren und der damit verbundenen fortgeschrittenen Urbanisierung eine neue, sich europäischen Einflüssen öffnende Mittelschicht gebildet, während im agrarischen Hinterland die traditionellen Stammes-Strukturen fortbestanden.
Wenn bereits die Differenzen und Spannungen zwischen indigenen Volksgruppen die Umwandlung von Kolonien in souveräne Staaten erheblich erschwerten, so war die Lage erst recht kompliziert in Gebieten, wo weiße, d.h. in der Regel britische Siedler, zahlreich vertreten waren und naturgemäß erwarteten, daß ihre privilegierte Position durch den Rückzug der Kolonialmacht nicht in Frage gestellt werde. Dies galt für Kenia, wo 1930 zwölftausend Weiße 16.700 Quadratmeilen Land besaßen, während 2,8 Mio. Schwarzen 53.000 Quadratmeilen zur Verfügung standen. Noch gravierender war dieses Mißverhältnis in der seit 1889 von Rhodes’ British South African Company in Besitz genommenen Region, aus der nach ihrer Auflösung die Kolonie Süd-Rhodesien hervorgegangen war. Dort hatten die weißen Siedler, deren Zahl (schließlich 35.000) niemals 5 % der Bevölkerung überschritt, die Hälfte des bebaubaren Landes, und zwar des fruchtbarsten Teils, in Besitz genommen. In den ostafrikanischen Kolonien kam seit der Jahrhundertwende noch eine beträchtliche indische Minorität hinzu. Wie bereits in Südafrika stellten indische Einwanderer die wichtige Gruppe der Händler, Kleinunternehmer und Handwerker. 1931 zählte man knapp 40.000 von ihnen in Kenia, 24.000 in Tanganyika und 13.000 in Uganda, die in den künftigen Auseinandersetzungen zwischen die Fronten geraten sollten, denn während sie von den weißen Siedlern keineswegs als gleichberechtigt akzeptiert wurden, blieben sie für die Afrikaner Eindringlinge aus der Fremde, die sich aus ihrer Sicht auf Kosten der Einheimischen bereicherten.
Wenn sich in anderen Kolonien nicht das Problem des Ausgleichs des ökonomischen und sozialen Gefälles zwischen einzelnen Bevölkerungsgruppen stellte, da die Armut allgegenwärtig und somit gleichmäßig verteilt war, dann war es überhaupt fraglich, ob die Wirtschaftskraft des Landes eine ausreichende ökonomische Basis für politische Selbständigkeit liefern könne. Dies galt z.B. für Tanganyika, einst als Deutsch-Ostafrika eine prosperierende Siedlerkolonie, die sich jedoch von den Folgen der hier vier Jahre währenden Kampfhandlungen nicht mehr erholt hatte. Besonders als der Markt für Sisal, den Hauptexportartikel der Kolonie, zusammenbrach, zählten die sieben Mio. Einwohner des Landes zu den ärmsten in Ost-Afrika. Und in Njassaland herrschte eine vergleichbare Ausgangslage. Dessen Bevölkerung war weitgehend darauf angewiesen, durch Arbeit in den Kupferminen Nord-Rhodesiens bzw. den Bergwerken Südafrikas ihren kümmerlichen Lebensunterhalt zu bestreiten.
Schließlich stellte sich für sämtliche Kolonien die Frage, an wen mit dem Rückzug der Briten die Macht zu übergeben sei. Zwar galt auch für Afrika die generelle Devise, daß die Einheimischen allmählich durch schrittweise Reformen zur politischen Selbständigkeit zu erziehen seien, doch wie dies im einzelnen bewerkstelligt werden solle, blieb offen. Und da sich die britische Politik durch die allgemeine Entwicklung zunehmend unter Druck gesetzt sah und ihren Rückzug aus den afrikanischen Kolonien beschleunigte, konnte von einer adäquaten Umsetzung einer langfristigen Dekolonisations-Strategie kaum noch die Rede sein. Ursprünglich wollten die Briten an die gerade in den afrikanischen Kolonien vielerorts gehandhabte Praxis der indirekten Herrschaft anknüpfen, d.h. auf die Kooperation mit den traditionalen einheimischen Eliten setzen. Doch in der veränderten Situation nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges erwies sich dies als der falsche Weg. Dagegen sprachen sowohl die unter der Ägide der USA entwickelte Politik, Entkolonialisierung mit der Etablierung parlamentarischer Demokratien zu verbinden, als auch das Aufkommen eines neuen afrikanischen Nationalismus.
Wie die aus den Kolonien hervorgehenden afrikanischen Staaten, so war auch der sie tragende afrikanische Nationalismus ein Produkt der Kolonialherrschaft. Sie schuf die Voraussetzungen für die Entstehung jener Kräfte, die gegen sie opponierten und sie schließlich ablösen sollten. Denn der afrikanische Nationalismus wurde nicht von den traditionalen Gewalten getragen, sondern von neuen sozialen Gruppierungen, die sich im Umfeld der wirtschaftlichen und politischen Auswirkungen der britischen Kolonialherrschaft formierten. Es waren vor allem die kleinen Geschäftsleute, Handwerker und Lehrer, die im Zuge einer fortschreitenden Urbanisierung der Küstenregionen zum Ferment eines neuen Nationalismus wurden. Es waren Angehörige einer neuen Mittelschicht, die an neuen Schulen – wie etwa dem 1927 in Achimota an der Goldküste errichteten Prince of Wales College – eine an europäischen Standards ausgerichtete Erziehung genossen hatten. Aus ihnen ging eine neue intellektuelle Elite hervor, deren Vertreter wie die späteren nationalen Führer Kwame Nkrumah von der Goldküste, Jomo Kenyatta aus Kenia und Hastings Banda aus Njassaland an britischen oder amerikanischen Universitäten studierten. Dort besuchten sie, im Gegensatz zu den Studenten aus Asien, die an die klassischen Bildungsstätten Oxford, Cambridge oder die Inns of Court gingen, in England vorzugsweise die London School of Economics, die sich zwischen den Weltkriegen zu einer Hochburg des politischen Radikalismus entwickelt hatte und wo man am ehesten mit den Lehren des Sozialismus in Berührung kam. In welchem Maße die Politisierung der Afrikaner von außen angestoßen und beeinflußt wurde, bezeugt auch die Entstehung des Pan-Afrikanismus, der als Fernziel ‹Afrika den Afrikanern› propagierte und der seinen Ursprung bei den Schwarzen in den USA hatte. Den Höhepunkt der Aktivitäten einer neuen afrikanischen Nationalbewegung in der britischen Diaspora bildete der 5. Pan-Afrikanische Kongreß, der im Oktober 1945 in Manchester abgehalten wurde.
Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, der generell einen Modernisierungsschub besonders für die westafrikanischen Kolonien ausgelöst hatte, wurden die Forderungen einer neuen Generation einheimischer Journalisten und Politiker, die jetzt statt Mitbestimmung Selbstbestimmung forderten, häufiger und eindringlicher. Mehr und mehr lösten imperialismuskritische Stimmen die früheren Loyalitätsbekundungen für das Empire ab, die noch während der Kriegsjahre überwogen hatten. Es entstanden die ersten politischen Massenorganisationen: in Goldküste die von dem Historiker Joseph Danquah ins Leben gerufene United Gold Coast Convention, von der sich schon bald Nkrumahs radikale Convention People’s Party abspaltet. In Nigeria hatte der Journalist Nnamdi Azikiwi schon 1944 den National Council of Nigeria and the Cameroons gegründet. In den politisch eher rückständigen Kolonien Ostafrikas entstand 1954 unter der Führung des Lehrers Julius Nyerere die Tanganjikan African National Union als nationale Sammlungsbewegung und 1960 in Kenia die Kenya African National Union unter Jomo Kenyatta. Seit unterstützten in Goldküste und Nigeria Streiks und nach indischem Vorbild organisierte Boykottaktionen die politischen Forderungen; auch kam es zu Unruhen. In Kenia verbreiteten die Terrorakte der Geheimorganisation Mau-Mau vom Stamm der Kikuyu, der am stärksten von der weißen Siedlungspolitik betroffen war, zwischen 1952 und 1956 Furcht und Schrecken. Über 2000 Morde, wobei sich 100 Europäer unter den Opfern fanden, gingen auf ihr Konto, doch als die Kolonialmacht mit gewohnter Rigorosität militärisch gegen sie vorging, verloren die Kikuyu mindestens 11.500 Stammesangehörige, und der größte Teil ihres Volkes wurde in kontrollierte Dörfer zwangsumgesiedelt.
Der so nach 1945 vielerorts aufflammende afrikanische Nationalismus hatte zur Folge, daß sich das Tempo der britischen Dekolonisierungspolitik merklich erhöhte. Hier setzte der von 1957 bis 1963 amtierende konservative Premier Harold Macmillan ein deutliches Zeichen. Ursprünglich hatte Macmillan zu den imperialistischen Hardlinern gezählt, noch 1952 von einem «third British Empire» geträumt, und zu Beginn seiner Amtszeit sah er dessen Zukunft dadurch gesichert, daß selbst nach einer globalen Reduzierung britischer Präsenz zumindest ein Netzwerk von strategischen Stützpunkten erhalten blieb; «we only need our ‹Gibraltars›» notierte er noch 1959 in seinem Tagebuch.[17] Doch im Zuge einer 1960 unternommenen Reise durch Afrika bezeichnete er in seinen Reden den neuen afrikanischen Nationalismus als «wind of change … blowing through this continent», und er fuhr fort: «Ob wir es wollen oder nicht: Dieses wachsende Nationalbewußtsein ist eine politische Tatsache. Wir alle müssen dies als Tatsache akzeptieren und unsere eigene Politik entsprechend ausrichten.»[18] Dies hieß nicht nur den Zeitplan zu straffen, sondern auch die Ausrichtung der Politik zu korrigieren. Während bislang die Maxime gegolten hatte, die Praxis der ‹indirect rule› als Ausgangspunkt für die Erziehung zur politischen Selbstbestimmung zu nehmen, so sah man sich nun veranlaßt, die neuen Nationalbewegungen als Verhandlungspartner zu berücksichtigen. An die Stelle der zuvor begünstigten Kollaborateure aus der Zeit der indirekten Herrschaft traten moderne afrikanische Politiker. Kooperation mit den Stammeshäuptlingen wurde durch Kommunalverwaltungen modernen Zuschnitts ersetzt, die mit Vertretern jener neuen europäisierten Schicht besetzt waren, die die Briten zuvor mit Mißtrauen bedacht hatten. Die Radikalität des Kurswechsels wird dadurch verdeutlicht, daß der überwiegende Teil der politischen Führer der aus britischen Kolonien hervorgegangenen jungen afrikanischen Staaten zuvor in britischen Gefängnissen eingesessen oder eine Zeit in der politischen Verbannung verbracht hatte. Wenn später in Südafrika der kurze Weg des Nelson Mandela von der Strafkolonie an die Spitze des Staates weltweites Aufsehen erregte, so existierten hierfür zahlreiche Vorbilder. 1951 wurde in Ghana Nkrumah aus dem Gefängnis geholt und zum ersten schwarzen Premier Afrikas gemacht; Kenyatta entließ man 1961 aus der Haft, und zwei Jahre später führte er Kenia in die Unabhängigkeit; ähnlich erging es Hastings Banda in Njassaland, der 1963 der erste Premier des unabhängigen Malawi wurde.
Generell zeichnete sich die Dekolonisierungspolitik der Ära Macmillan durch ein hohes Maß von Anpassungsfähigkeit aus, die dem Ziel diente, die jeweils vorherrschenden Kräfte in der Kolonie zu einer Zusammenarbeit zu bewegen, die zumindest partiell an die Stelle der bislang durch die Kolonialmacht direkt ausgeübten Kontrolle treten konnte und die Voraussetzung dafür bildete, daß der neue Staat weiterhin als Glied des Commonwealth Großbritannien verbunden blieb. Dies wird deutlich am Beispiel der Kolonie Goldküste, die auf Grund ihres relativen Wohlstands als erste der britischen afrikanischen Besitzungen in die Unabhängigkeit entlassen wurde. Als 1949 eine neue Verfassung eine verstärkte Teilhabe der Afrikaner an der Kolonialverwaltung gewährleisten sollte, waren im Rahmen des Wahlsystems noch die alten Stammesorganisationen durch Nominierungsprivilegien gegenüber den neuen Städten an der Küste bevorzugt. Doch dann reagierte man auf den Aufstieg Nkrumahs und seiner Nationalpartei mit Verfassungsänderungen, die dessen Forderung ‹Self-Government Now› durch die vollständige Demokratisierung der Gremien einlösten. In Nigeria, das drei Jahre später seine Souveränität erlangte, reagierten die Briten ebenso flexibel. Hier setzten sie angesichts der ethnisch-religiösen Vielfalt des riesigen Landes, in dem keine Basis für die Entstehung einer übergreifenden Nationalbewegung existierte, ein eher föderalistisches Konzept um. Mit starker afrikanischer Beteiligung erhielt der Staat eine Verfassung, in der das politische Gewicht bei den Parlamenten dreier regionaler Staaten lag, die ihre Delegierten in ein mit begrenzten Kompetenzen ausgestattetes Bundesparlament entsandten.
Doch bei aller Bereitschaft zu pragmatischen Lösungen hielt die britische Dekolonisierungspolitik an ihrem obersten Ziel fest, nach Möglichkeit parlamentarische Demokratien an die Stelle alter Kolonien treten zu lassen. Dies war nach 1945 das Gebot der Stunde – die Botschaft der westlichen Großmächte an den Rest der Welt. Im Sog eines allgemeinen Antiimperialismus konnte auch Großbritannien nicht nur nicht länger die Diskrepanz von heimischer Demokratie und autokratischer Herrschaft in Übersee ignorieren, geschweige denn überbrücken, sondern betrachtete es als letzte Aufgabe seiner überseeischen Mission, Demokratien als Erben der Kolonien des Empire einzusetzen. Dabei sah es sich besonders in denjenigen Kolonien, wo vorwiegend britische weiße Siedler eine zwar zahlenmäßig geringe, aber ökonomisch und politisch gewichtige Minorität bildeten, vor erhebliche Schwierigkeiten gestellt: in Süd- und Nord-Rhodesien sowie in Kenia.
Dort strebten die weißen Kolonisten danach, den Dominionstatus bei gleichzeitiger Sicherung der eigenen Vorherrschaft im Innern des neuen Staates zu erreichen. Selbst wenn die weißen Rhodesier den Anschluß an die Südafrikanische Union ablehnten, nahmen sich dennoch viele deren Apartheidspolitik zum Vorbild. Dem stand die seit der Zwischenkriegsära gültige allgemeine Richtlinie der Afrikapolitik des Londoner Kolonialministeriums entgegen, die politische Selbständigkeit der Kolonien auf das Prinzip der Partnerschaft der jeweils ‹verschiedenen Elemente› zu gründen; und das hieß auch und vor allem: auf echte Partnerschaft zwischen Europäern und Afrikanern. Bereits 1923 hatte es in einer offiziellen Erklärung in London im Hinblick auf Kenia geheißen, daß es «African territory» sei, in dem «die Interessen der eingeborenen Afrikaner in erster Linie Berücksichtigung finden müssen, und für den Fall, daß deren Interessen zu denen der eingewanderten Rassen in Widerspruch stehen, soll ersteren stattgegeben werden».[19] Und als nach dem Krieg in dem unabhängigen Südafrika unter Führung der von den Buren dominierten Afrikaner National Party eine rassistische Apartheidspolitik dominierte, hielt London am Prinzip des ‹non-racialism› fest, wie ein Grundsatzpapier des Kolonialamts vom Mai 1959 betonte.[20] In Kenia gelang es dann auch, mit der Unabhängigkeit die uneingeschränkte politische Gleichheit durchzusetzen; die weißen Siedler verloren alle ihre bisherigen Privilegien, blieben aber in ihrer Mehrheit vorerst noch im Lande. Doch in Süd-Rhodesien, wo die Weißen durch anhaltende Einwanderung mittlerweile 5 % der Bevölkerung stellten und 49 % des Grund und Bodens besaßen, scheiterte das Konzept. Hier, im südlichen Zentralafrika, erfuhr die britische Kolonialpolitik der Epoche nach Palästina ihr zweites Fiasko.
Als 1923 die Herrschaft der British South African Company endete, die das Erbe von Cecil Rhodes’ Expansionspolitik angetreten hatte, wurde Nord-Rhodesien Protektorat der britischen Krone, wie es das benachbarte Njassaland bereits seit 1891 war. Süd-Rhodesien hingegen erlangte den undefinierbaren Status einer de facto selbständigen Kolonie, in der die weiße Minderheit die politische Selbstverwaltung monopolisiert hatte und die Gewährung des Dominionstatus nur eine Frage der Zeit zu sein schien. Großbritannien hatte sich allerdings wichtige ökonomische Kompetenzen und die Zuständigkeit für die Eingeborenenpolitik vorbehalten – beides jedoch ohne praktische Auswirkungen auf die Dominanz der Weißen. Als von diesen nach 1948 die Gefahr eines eventuellen Anschlusses an die Südafrikanische Union drohte, kam die britische Regierung schließlich den Plänen der rhodesischen Siedler entgegen, ihr Land gemeinsam mit Nord-Rhodesien und Njassaland in einer zentralafrikanischen Föderation zu vereinen, die mit den reichen Kupferschätzen Nord-Rhodesiens und Njassalands als Arbeitskräftereservoir das Gegengewicht zu der die Region dominierenden Südafrikanischen Union bilden sollte. Im September 1953 wurde die Central African Federation gegründet. Ein beachtlicher Wirtschaftsaufschwung war die Folge, und die Briten sahen sich auch dadurch bestätigt, daß die neue Bundesregierung keine rassistische, sondern eine eher paternalistische Eingeborenenpolitik betrieb. Dennoch formierte sich wachsender Widerstand der Afrikaner gegen den Zusammenschluß, der vor allem im Norden der Föderation als Instrument zur Zementierung weißer Vorherrschaft verstanden wurde. In allen drei Ländern formierte sich die Opposition in nationalen Parteien unter einflußreichen Führern wie Kenneth Kaunda in Nord-Rhodesien, Hastings Banda in Njassaland und dem Gewerkschafter Joshua Nkomo in Süd-Rhodesien. Die Unruhen nahmen zu und erreichten 1959 einen Höhepunkt, so daß in Njassaland der Ausnahmezustand verhängt und Banda ins Exil geschickt wurde. Da Macmillan nicht gewillt war, die Föderation mit Gewalt aufrechtzuerhalten und zugleich entschlossen war, die Afrikaner nicht der Politik Süd-Rhodesiens auszuliefern, das das Zentrum der Union bildete, erhielten die beiden anderen Länder innere Selbstverwaltung durch Vertretungskörperschaften mit afrikanischen Mehrheiten sowie das Recht auf Sezession, wovon sowohl Nord-Rhodesien als auch Njassaland noch 1963 Gebrauch machten. Dies war das Ende der kurzlebigen Föderation.
Im folgenden Jahr wurden Nord-Rhodesien als Zambia und Njassaland als Malawi in die Unabhängigkeit entlassen, nicht hingegen der südliche Teil, der sich fortan Rhodesien nannte und dessen Weiße sich weiterhin weigerten, die Direktiven der Eingeborenenpolitik Londons in die Tat umzusetzen. Statt dessen schlossen sie 1961 mittels einer neuen Verfassung die Afrikaner praktisch vom Wahlrecht aus. Als nach einem Regierungswechsel in Großbritannien die neue Labour Regierung unter Harold Wilson ebenfalls den Abbau aller Diskriminierungen der Afrikaner und die Demokratisierung der Verfassung zur Bedingung für die Unabhängigkeit erhob, antworteten die Rhodesier darauf am 11. November 1965 mit einer einseitigen Unabhängigkeitserklärung. Hinter diesem Schritt, der zudem in paradoxer Umkehrung der Ausgangslagen mit dem Verweis auf 1776, auf den Freiheitskampf der amerikanischen Kolonisten gegen die Tyrannei Englands gerechtfertigt wurde, stand der Wille, auch in Zukunft auf keinen Fall eine schwarze Mehrheitsregierung und somit eine echte Demokratisierung der Verfassung zuzulassen. Diesmal verzichtete Großbritannien mit gutem Grund auf eine militärische Intervention, nicht nur, weil der Ausgang einer solchen Aktion zweifelhaft erschien, sondern vor allem, weil die Mehrheit der britischen Öffentlichkeit es kaum gebilligt hätte, wenn britische Truppen gegen weiße Siedler für die Sache der schwarzen Afrikaner eingesetzt worden wären. Wirtschaftssanktionen zeigten keine Wirkung, und sporadisch immer wieder aufgenommene Verhandlungen mit der von Ian Smith geführten rhodesischen Regierung blieben ergebnislos. Erst als Süd afrika Rhodesien seine Unterstützung entzog, der internationale politische Druck unter Einschluß der USA zunahm und vor allem angesichts wachsender Erfolge der zuletzt von Robert Mugabe geführten nationalen Guerrillabewegung ZANU (Zambian African National Union), kapitulierte schließlich das weiße Rhodesien. 1979 stimmte Smith auf der Commonwealth-Konferenz von Lusaka der Einführung des Mehrheitsprinzips zu, und im folgenden Jahr wurde Zimbabwe unter Mugabes Führung in aller Form die Unabhängigkeit bestätigt.
Abgesehen von dem Problemfall Rhodesien war der ungemein rasche Rückzug Großbritanniens aus seinen afrikanischen Kolonien ohne nennenswerte Krisen vonstatten gegangen und konnte daher durchaus als politischer Erfolg gewertet werden. Und entgegen manchen ursprünglich gehegten Befürchtungen waren überall durch Kolonialherrschaft definierte Territorien zu Staaten mit einer eigenen nationalen Identität mutiert. Diese Entwicklung war z.B. für Nigeria angesichts der Vielfalt seines ethnischen Spektrums keineswegs selbstverständlich, und nach der Unabhängigkeit wurde die staatliche Einheit erst mühsam und mit erheblichen Opfern erkämpft. Ähnliches galt für Uganda, wo die Kolonialherrschaft verschiedene indigene Königreiche mit dem starken Buganda an der Spitze zusammengefaßt hatte. Doch beide Staaten existieren noch heute in den Grenzen der vormaligen Kolonie. Allein die Insel Sansibar, die als selbständiges Sultanat 1963 in die Unabhängigkeit entlassen worden war, wurde nach einem Militärputsch bereits im folgenden Jahr mit Tanganyika zur neuen Republik Tansania vereinigt. Ansonsten waren die neuen afrikanischen Staaten entschlossen, ihre jüngst errungene Eigenständigkeit um jeden Preis zu wahren. Als die Briten etwa mit dem Projekt einer ostafrikanischen Föderation aufwarteten, durch das die wirtschaftlich prekäre Situation Tanganyikas aufgefangen werden sollte, fanden sie nicht die nötige Unterstützung. Selbst das kleine Gambia, von dem London eine Vereinigung mit dem französischen Senegal gewünscht hatte, das Gambia von allen Seiten umgibt und von denselben Ethnien bewohnt wird, weigerte sich 1965, seine Eigenständigkeit aufzugeben.
Andererseits konnten langfristige hehre Zielsetzungen, mit denen die Politik der Entkolonisierung an die klassische Rechtfertigung der Kolonisation als zivilisatorischer Mission anknüpften, allenfalls ansatzweise realisiert werden. Dies betraf generell das Vorhaben, an die Stelle ehemaliger Kolonien prosperierende Demokratien treten zu lassen. Wenn hier in den meisten Fällen schon bald nach der Entlassung in die Unabhängigkeit deutliche Defizite zutage traten, so ließ sich das nicht allein auf die plötzlich verordnete Beschleunigung des Rückzugs aus den afrikanischen Kolonien zurückführen, mit der notwendige vorbereitende Maßnahmen entweder verkürzt werden mußten oder sogar vollständig entfielen. Den meisten ehemaligen Kolonien fehlte eine solide oder zumindest entwicklungsfähige ökonomische Basis für die neu errungene politische Selbständigkeit. Zwar hatte es seit den späten 30er Jahren Ansätze für eine gezielte britische Entwicklungspolitik gegeben, doch diese wurden weder konsequent weiterverfolgt, noch war Großbritannien nach 1945 in der Lage, hierfür die notwendigen Mittel bereitzustellen. Zwischen 1946 und 1964 betrug die Summe der britischen Entwicklungshilfe für Afrika lediglich ca. zwei Milliarden Dollar, die der Franzosen hingegen mehr als das Vierfache.[21] Statt dessen befolgten die Briten noch am Vorabend der Entkolonisierung eine Politik, die die Wirtschaft der Kolonien den Interessen der Metropole unterordnete. Für Großbritannien waren seine afrikanischen Besitzungen in erster Linie Lieferanten wertvoller Bodenschätze oder tropischer Agrarprodukte. Dementsprechend förderte man die Kakaoproduktion in Goldküste und den Baumwollanbau in Uganda, d.h. man begünstigte die Entwicklung von agrarischen Monokulturen mit all den für die kleinen Produzenten verbundenen Gefahren, wie Bodenerschöpfung oder Hilflosigkeit gegenüber der Preisentwicklung auf dem Weltmarkt. Typisch für die ökonomischen Beziehungen zwischen London und Afrika war das noch nach 1945 betriebene Projekt der forcierten Erdnußproduktion in Kenia, die sicherstellen sollte, daß «die armen britischen Hausfrauen in absehbarer Zukunft mehr Margarine, Bratfett und Seife erhalten».[22]
Schon bald nach der Entlassung in die Unabhängigkeit zeigte es sich in den meisten jungen afrikanischen Staaten, daß die Kolonialherrschaft zwar auf der einen Seite einen Modernisierungsschub für die Wirtschaft durch die Erschließung von Bodenschätzen, die Intensivierung der Landwirtschaft und die Schaffung einer modernen Infrastruktur bewirkt hatte, daß dem jedoch erhebliche negative Auswirkungen gegenüberstanden: Die neuen Verkehrswege dienten weniger einer systematischen Erschließung der Länder als vielmehr den Interessen ausländischer Händler und Produzenten bzw. den strategischen Interessen der Kolonialmacht. Die meist einseitig ausgelegte Landwirtschaft verstärkte, oft unter Vernachlässigung der Lebensmittelproduktion für die einheimische Bevölkerung, deren Krisenanfälligkeit. Vor allem fehlte es nahezu überall an brauchbaren Ansätzen für eine Industrialisierung des Landes, so daß sich die ehemaligen Kolonien weiterhin in der Position von Rohstofflieferanten und Verbrauchsgüterimporteuren befanden. Die Konstellation einer strukturellen Unterentwicklung war damit vorprogrammiert.
Anders als die Mängel im wirtschaftlichen Bereich, lassen sich die Demokratiedefizite in den jungen afrikanischen Staaten nicht als direkte Folgen der Zielsetzungen der britischen Kolonialherrschaft erklären. Denn es bleibt unbestreitbar, daß die Einrichtung parlamentarischer Demokratien schon deshalb im Interesse Londons lag, weil eine gemeinsame britisch geprägte politische Kultur als unerläßliches Fundament für das Commonwealth betrachtet wurde, in dem die ehemaligen Kolonien weiterhin mit der Metropole verbunden bleiben sollten. Vielmehr trugen vielerorts die Begleitumstände des Rückzugs der Kolonialmacht dazu bei, daß bald darauf die politische Macht in den Händen einer Partei oder gar eines Mannes konzentriert war. Eine zentrale Rolle spielten in diesem Zusammenhang die seit den späten 40er Jahren in den meisten Kolonien entstandenen nationalen Unabhängigkeitsbewegungen, die mit ihren Parteigründungen alte Stammesdifferenzen und daraus resultierende regionale Vielfalt zu überwinden suchten. Wo dies gelang und wo diese neuen politischen Kräfte sich statt der traditionalen Kollaborateure aus Zeiten der indirect rule den Briten als Verhandlungspartner aufdrängten, war der Weg in den Einparteienstaat bzw. zur notdürftig kaschierten Alleinherrschaft einer nationalen Führungspersönlichkeit vorgezeichnet. Denn diese konnten sich als Träger und Helden des Freiheitskampfes gegen die Kolonialherrschaft und damit als die wahren Repräsentanten einer neuen nationalen Identität präsentieren. Damit war das Spektrum möglicher politischer Alternativen erheblich eingeschränkt. Besonders in den Anfangsjahren der neuen afrikanischen Staaten ließen sich Oppositionsparteien dann leicht als Verräter an der nationalen Sache, als Handlanger eines Neokolonialismus diffamieren. Und wenn tatsächlich Machtwechsel stattfanden, dann als Resultat von Militärputschen und nicht infolge demokratischer Wahlen. Die Karrieren der afrikanischen Politiker der ersten Stunde wie Nkrumah, Nyerere, Kaunda und Banda liefern hierfür eindrucksvolle Beispiele, und mehr als ein Viertel Jahrhundert nach der Unabhängigkeit rechtfertigte in Zimbabwe Robert Mugabe seine Gewaltherrschaft noch mit dem Verweis auf den Freiheitskampf der von ihm geführten ZANU (Zimbabwe African National Union) und findet dafür die Zustimmung mancher Afrikaner.
In welchem Maße solche Entwicklungen als Spätfolgen britischer Kolonialherrschaft bzw. deren Auflösung betrachtet werden können, bleibt schwierig und zumindest strittig. Was die politische Zukunft der ehemaligen Kolonien betraf, so stand für Macmillan und Macleod in erster Linie deren künftiges Verhältnis zu Großbritannien im Vordergrund. Auf dieser Ebene waren unstreitige Anfangserfolge zu verzeichnen, denn sämtliche ehemaligen afrikanischen Besitzungen blieben dem Mutterland durch ihre Mitgliedschaft im Commonwealth verbunden. Hatte es am 1. Januar 1957 noch keinen einzigen schwarzafrikanischen Mitgliedstaat des Commonwealth gegeben, so waren es zehn Jahre später deren zwölf. Allerdings stellte sich schon bald die Frage, ob und inwieweit sich die Struktur und auch der politische Stellenwert des Commonwealth durch diese Neuzugänge verändern würden.


 
5. VOM BRITISH COMMONWEALTH ZUM «PEOPLE’S COMMONWEALTH»
Mit dem Ende des Dekolonisierungsschubs in Afrika war das britische Kolonialreich nahezu gänzlich von der Weltkarte verschwunden. Innerhalb von zwei Jahrzehnten, zwischen dem Ende des Zweiten Weltkriegs und der ‹Unabhängigkeitserklärung› Rhodesiens 1965 ging die Zahl der in Übersee lebenden britischen Untertanen von 700 Mio. auf 5 Mio. zurück, von denen allein 3 Mio. in Hongkong lebten. Von 1962 an wurden auch die Besitzungen im karibischen Raum in die Unabhängigkeit entlassen. Während die britische Herrschaft in Afrika im Durchschnitt nur sechzig Jahre betragen hatte, handelte es sich in Westindien um die Reste des ersten Empire, um Inseln, die mehr als drei Jahrhunderte der britischen Krone unterstanden hatten. Einst hatten diese Besitzungen als die Kronjuwelen des Überseereichs gegolten, doch mittlerweile waren sie ökonomisch und strategisch ohne jede Bedeutung. Auch hier hatte London die prekäre wirtschaftliche Situation der meisten kleinen Inseln 1958 zunächst durch die Bildung einer Föderation aufzufangen versucht, die allerdings bereits vier Jahre später mit dem Ausscheiden von Jamaika und Trinidad scheiterte. Dann wurden 1966 Barbados, 1974 Grenada, 1978 Dominica, 1979 St. Lucia und St. Vincent, 1981 Antigua und 1983 St. Kitts unabhängig. Auf dem Festland waren British-Guyana und British-Honduras seit 1966 bzw. 1981 selbständige Staaten. Die Bahamas, wie die meisten der Inselkolonien im karibischen Raum seit über 300 Jahren britische Kolonie, erlangten 1973 die Unabhängigkeit.
Ebenso bemerkenswert wie der Rückzug aus den Kolonien war die explizite Absage an eine Fortsetzung der Rolle Großbritanniens als Weltmacht. Noch nach der Aufgabe Indiens hatten führende Politiker der beiden großen Parteien die Überzeugung vertreten, daß England fortfahren werde, eine weltpolitische Rolle zu spielen, die sich auf eine weltweite militärische Präsenz stützen müsse. In diesem Zusammenhang wurde die Idee eines Dritten Empire als eines Netzwerks strategischer Stützpunkte diskutiert. Selbst nach dem Suezdebakel war Großbritannien gewillt, weiterhin seine historische Mission als Ordnungsmacht «East of Suez», die einst der Poet des Empire, Rudyard Kipling, beschworen hatte, wahrzunehmen. Noch im Jahre 1966 bezeichnete der Labour-Premier Harold Wilson den Himalaya als Grenze der britischen Einflußzone. Doch die harten Fakten des wirtschaftlichen Niedergangs sprachen eine andere Sprache: Der rasche Verfall des britischen Pfundes, steigende Rohstoffpreise infolge der Schließung des Suez-Kanals, immer häufigere Streiks in England und leere Staatskassen zwangen zu einem radikalen Kurswechsel. Zum Mißvergnügen der Amerikaner, die Großbritannien als ihren Juniorpartner im asiatischen Raum betrachteten, erklärte die Regierung Wilson 1968 mit bewußter Aufnahme der Formel Kiplings, ihr militärisches Engagement «East of Suez» als beendet. Alle britischen Truppen wurden bis zum Ende des Jahres 1971 aus Malaysia, Singapur und dem Persischen Golf abgezogen. Statt ein eigenes globales strategisches Konzept zu verfolgen, war im Zeichen des kalten Krieges das militärische Potential Großbritanniens forthin, zumindest bis 1989, in die NATO integriert und somit auf Europa konzentriert.
Schließlich sah sich Großbritannien in Erfüllung eines 1898 geschlossenen Vertrages mit China gezwungen, nach 99 Jahren am 1. Juli 1997 Hongkong der Souveränität der Volksrepublik China zu unterstellen, immerhin mit dem Vorbehalt, daß der ehemaligen Kolonie für die nächsten 50 Jahre ein gewisses Maß an demokratischer Selbstverwaltung erhalten bleibe. Doch damit war das letzte überseeische Besitztum von Gewicht aufgegeben. Was zu Beginn des 21. Jahrhunderts übrigbleibt, sind allenfalls Konfettischnipsel des vergangenen Empire. Abgesehen von der Festungsstadt Gibraltar, deren Bevölkerung aus wohlverstandenem Eigeninteresse die Oberhoheit des fernen London einer Eingliederung in den spanischen Staat vorzieht, handelt es sich hierbei um winzige Inseln, die sich auf den Karten des Atlantik und Pazifik nur mit Hilfe einer Lupe orten lassen: Anguilla, die Jungfrauen-, Kayman-, Turks- und Caicos-Inseln sowie Montserrat im karibischen Raum; Bermuda, das sich 1995 in einer Volksabstimmung für den Verbleib unter britischer Herrschaft entschied; die Tschagos-Inseln im Indischen Ozean; St. Helena und Ascension, Tristan da Cunha, die South Georgia-, South Sandwich- und Falkland-Inseln – allesamt im südlichen Atlantik; Pitcairn und seine Nachbarinseln, wo 1790 die Meuterer der Bounty im südlichen Pazifik ihre Zuflucht fanden sowie schließlich das Britische Antarktische Territorium mit Graham Land, den Südshetland- und den Süd-Orkney-Inseln.

Vor dem Hintergrund eines von der Gründung von Jamestown 1607 bis zur Aufgabe Hongkongs 1997 nahezu vier Jahrhunderte währenden kolonialen Engagements Englands in Übersee fand die Auflösung des Empire mit unverhältnismäßiger Geschwindigkeit statt. Dies war auch darauf zurückzuführen, daß der Rückzug aus Übersee in der Metropole nicht umstritten war. Die beiden großen Parteien waren sich hier in der Sache einig, und in der Öffentlichkeit löste das Ende des Empire keine große oder gar kontrovers geführte Debatte aus. Zu präsent war noch der Krieg mit seinen Folgelasten, zu drängend waren vor allem die wirtschaftlichen Probleme der Nachkriegszeit, als daß gar, wie etwa in Frankreich, das Ende des Kolonialreichs über Jahre hinaus zum Gegenstand erbitterter Auseinandersetzungen werden konnte. Allerdings war, ebenfalls im Gegensatz zu Frankreich, nur eine kleine Minorität von Briten von den Folgen des Rückzugs aus dem Empire persönlich betroffen. Generell überwogen nüchterner Pragmatismus, die Einsicht in ökonomische Realitäten und finanzielle Notwendigkeiten. Bereits vor dem Ende des Krieges hatte der Ökonom John Maynard Keynes in seiner damaligen Funktion als Berater des Schatzamtes gewarnt: «Wir können nicht auf eigene Kosten in der einen Hälfte der Welt für Ordnung sorgen, wenn wir gleichzeitig bei der anderen Hälfte in der Kreide stehen.»[23]
Unverzichtbar blieb hingegen die Bewahrung des imperialen Selbstbewußtseins. Mit der Aufgabe der Kolonien und einer globalen militärischen Präsenz war zu keiner Zeit ein Verzicht auf weltpolitisches Gewicht verbunden. Im Gegenteil: Auch im Prozeß der Dekolonisation beanspruchte Großbritannien eine Führungsrolle, die der Vorbildfunktion entsprechen sollte, die in seiner Selbsteinschätzung die besondere Form britischer Kolonialherrschaft im Vergleich mit den übrigen europäischen Kolonialmächten besessen hatte. Vor allem legte die britische Politik stets größten Wert darauf, sich auch beim Rückzug als Herr des Geschehens zu präsentieren und in keiner Situation den Anschein zu erwecken, sie weiche überlegener Gewalt. Um dieser Maxime willen führte Großbritannien schließlich seinen letzten imperialen Krieg, und zwar zu einer Zeit, als kein Empire mehr existierte, das es zu verteidigen galt. Es ging um die seit 1841 von den Briten als Kolonie verwalteten Falklandinseln im Süd-Atlantik. Zwanzig Jahre hatten sich die immer wieder aufgenommenen Verhandlungen zwischen Großbritannien und Argentinien um die Zukunft der unwirtlichen Eilande ergebnislos hingezogen, als im April 1982 die argentinische Militärjunta die Inseln im Handstreich besetzte.
Doch die Argentinier hatten die Entschlossenheit der von Margaret Thatcher geführten konservativen britischen Regierung unterschätzt. Mit einer aufwendigen, wohlorganisierten und diesmal von den USA durchaus gebilligten und logistisch unterstützten militärischen Expedition gelang es, die 13.000 Seemeilen von England entfernten Inseln bereits vier Wochen später zurückzuerobern. Die kurzen, aber erbitterten Kämpfe forderten das Leben von 255 britischen und 655 argentinischen Soldaten. Offiziell handelte es sich um einen durch eine UN-Resolution gedeckten Befreiungskrieg im Interesse der Siedlerpopulation der Inseln, in Wahrheit aber hatten die Briten diesen Krieg geführt, weil sie sich, wie der Außenminister Lord Carrington es ausdrückte, durch eine «great national humiliation» herausgefordert sahen. Letztlich ging es um die Ehre und die Reputation eines nicht mehr existenten Empire. Die Aktion war der Unternehmung des norwegischen Prinzen Fortinbras in Shakespeares Hamlet vergleichbar, der, als Gegenfigur zu dem zaudernden Helden konzipiert, ohne zu zögern im Streit um ein Fleckchen Erde zu Felde zieht, «that hath in it no profit but the name», bei dem aber sehr wohl die Ehre auf dem Spiele steht. So sah es zumindest auch die Mehrheit der Briten, die Margaret Thatcher, deren Regierung sich damals in einer Krise befand, dafür mit einem entsprechenden Popularitätsbonus dankten.
Ansonsten hatten die Briten bei dem ebenso vielfältigen wie raschen Dekolonisationsprozeß stets nicht nur das Gesicht wahren, sondern zugleich die vage Hoffnung auf ein neues, ein drittes Empire hegen können. Man setzte darauf, indirekte Herrschaft in der Form von Einflußnahme seitens Großbritanniens an die Stelle direkten Kolonialregiments treten zu lassen. Den institutionellen Rahmen dafür meinte man bereits in Gestalt des Commonwealth zu besitzen. Darin erblickte z.B. Lord Mountbatton, der letzte Vizekönig von Indien, «die größte Chance, die sich je dem Empire geboten hat».[24]
In der Tat hatte das Commonwealth in dem 1931 durch die Statute of Westminster vorgegebenen Rahmen die Bewährungsprobe des Zweiten Weltkriegs eindrucksvoll bestanden. Als freiwilliger Verbund autonomer gleichberechtigter ehemaliger weißer Siedlungskolonien mit dem ursprünglichen Mutterland bildete es den politischen Kern des Empire, wobei die entscheidenden Impulse immer noch von London ausgingen. Da die Dominions ihrerseits aus einer ersten Phase der Dekolonisation hervorgegangen waren, schien die Hoffnung berechtigt, eines Tages das gesamte Empire in diesem Commonwealth aufgehen und so in veränderter Form wiedererstehen zu lassen. Doch schon bald mehrten sich die Anzeichen, daß eine ebenso rasche wie substantielle Erweiterung der Mitgliedschaft einschneidende Veränderungen mit sich bringen mußte. Ursprünglich eine Art ‹Greater Britain› in der Form eines Klubs ‹weißer› Mitgliedsstaaten, ließen sich dessen Zielsetzungen und Regularien nicht ohne weiteres auf eine Versammlung junger Nationen übertragen. Vor allem wirkte sich der allgemeine Machtverlust Großbritanniens auch auf dessen Rolle innerhalb des Commonwealth aus; bald schon mehrten sich die Anzeichen, daß es nicht länger als dessen Gravitationszentrum fungierte und von einer selbstverständlichen Führungsrolle kaum noch die Rede sein konnte.

Bereits die Aufnahme Indiens, Pakistans und Ceylons markierte einen Wandel. Nach dem ersten Treffen der Premiers des so erweiterten Commonwealth im Oktober 1948 kam es zu bezeichnenden Neuformulierungen in der offiziellen Terminologie: Die Begriffe Dominion und Dominion Government wurden durch Commonwealth country bzw. fully independent member of the Commonwealth ersetzt, und aus dem Titel British Commonwealth of Nations wurde das Adjektiv British ersatzlos gestrichen. All dies waren Konzessionen an die ehemaligen Kolonien, die nun als frisch begründete Nationalstaaten Wert darauf legten, den vollen Umfang ihrer Souveränität in jeder Beziehung demonstrativ zu betonen. Doch damit war es noch nicht genug. In der Präambel des Statute of Westminster war die britische Krone nicht nur als das Symbol der freien Vereinigung der Mitglieder des Commonwealth bezeichnet worden, sondern es war auch von einer gemeinsamen Treuepflicht aller gegenüber der Krone die Rede gewesen («they are united by a common allegiance to the Crown»). Nicht nur, weil Disraeli einst die englische Königin zur Kaiserin von Indien erhöht hatte, sondern weil die britische Krone stets die Einheit des gesamten Empire verkörpert und damit als Symbol britischer Autorität und Herrschaft gedient hatte, legte Indien 1948 Wert darauf, seine neu errungene Souveränität durch den Übergang zur Republik zu demonstrieren. Daher hatte die indische Kongreßpartei auf ihrem Parteitag im Dezember 1948 eine Resolution verabschiedet, in der allein die Einrichtung einer Republik als adäquater Ausdruck vollständiger staatlicher Unabhängigkeit bezeichnet wurde. Zugleich war hier der ausdrückliche Wunsch formuliert, dennoch weiterhin dem Commonwealth anzugehören. Auf einer aus diesem Anlaß eigens einberufenen Commonwealth-Konferenz in London einigte man sich schließlich auf die Kompromißformel, daß der König in der Funktion eines ‹Symbols› des freien Zusammenschlusses der Mitgliedsstaaten als «Head of the Commonwealth» von allen anerkannt werde. War zuvor, wie im Falle Burmas und vor allem Irlands, der Übergang zur republikanischen Staatsform als unvereinbar mit der Mitgliedschaft im Commonwealth erachtet worden, so wurde Indien, was zunächst als einmalige Ausnahmeregelung erschien, zum musterhaften Beispiel, dem 1955 und 1956 Pakistan und Ceylon und später die Mehrzahl der afrikanischen Mitgliedstaaten folgten.
Nachdem mit der Reduzierung der Rolle der Krone auf eine bloß symbolische Funktion auch das letzte staatsrechtliche Verbindungselement entfallen war, trat die Organisation in eine neue Phase ihrer Geschichte ein. Sie war nun mehr als nur ein Club der ‹weißen Dominions›, man sprach fortan von einem ‹multi-racial Commonwealth›, in dem viele eine hoffnungsvolle Variante des Empire erblickten und es vor allem für eine wegweisende Alternative in der Epoche internationaler Blockbildungen der 50er Jahre hielten. Doch nach einer kurzen Phase verheißungsvoller Stabilität gerieten die Verhältnisse mit der Suez-Krise und vor allem mit der Dekolonisation Afrikas abermals in Bewegung. Es war der Gegensatz zwischen der Rassenpolitik, wie sie in Südafrika und auch von den Weißen in Rhodesien praktiziert wurde, und dem Selbstbewußtsein der jungen afrikanischen Nationalstaaten, der nun den Zusammenhalt des Commonwealth auf eine ernsthafte Belastungsprobe stellte. Wie zuvor die Republik Südafrika bis 1957 den Beitritt Ghanas als erstem schwarzafrikanischem Vollmitglied zu verhindern gesucht hatte, so drängten fortan die afrikanischen und asiatischen Mitglieder auf ein entschiedenes gemeinsames Handeln gegen jegliche Apartheidspolitik. In einer Phase, in der die uneingeschränkte Gleichheit der Völker zum Leitgedanken des multi-racial Commonwealth erhoben wurde, waren sie nicht bereit, die Politik der Rassentrennung als ‹innere Angelegenheit› Südafrikas zu dulden. Um einem Ausschluß zuvorzukommen, proklamierte Südafrika 1961 die Republik und schied aus dem Verband aus. Erst 33 Jahre später kehrte es nach der Aufhebung der Rassentrennung unter seinem Präsidenten Nelson Mandela wieder in das Commonwealth zurück.
Von einer Führungsposition Londons im Commonwealth konnte nun bald nicht mehr die Rede sein, vor allem als nach dem Ausscheiden Südafrikas Großbritannien und seine ehemaligen ‹weißen› Dominions nurmehr eine Minorität bildeten. Für die Geschäftsführung der Organisation wurde 1965 das Commonwealth Secretariat gebildet, das zwar seinen Sitz in London hatte, dessen Personal sich allerdings aus allen Mitgliedsstaaten rekrutiert und dessen hauptamtliche Generalsekretäre bislang ausnahmslos Nicht-Briten waren. Im Jahr darauf fand zum ersten Mal ein Treffen der politischen Führer der Mitgliedstaaten nicht in London, sondern im afrikanischen Lagos statt, und damit verlor der britische Premier sein bisheriges Privileg, automatisch den Vorsitz bei dieser Versammlung zu übernehmen. Dieses Recht fiel fortan dem Premier des jeweiligen Gastlandes zu.
Überhaupt zeichnete sich eine Umkehrung der alten Verhältnisse ab, unter denen Großbritannien die Richtlinien für die Politik des Commonwealth vorgegeben hatte. Nun war es die Majorität der Mitgliedsstaaten, die wiederholt Korrekturen der britischen Politik anmahnte. Dies betraf vor allem Großbritanniens Politik gegenüber Südafrika, denn die Briten weigerten sich mehrfach, entschiedenen Resolutionen gegen den Staat der Apartheid zuzustimmen oder gar an gemeinsamen Sanktionen mitzuwirken. Den Höhepunkt erreichten diese Differenzen in den späten 80er Jahren, als wiederholt Kommuniqués mit dem Zusatz verabschiedet wurden: «with the exception of Britain», was Mrs. Thatcher 1989 zu dem Kommentar veranlaßte: «Wenn es 48 Stimmen gegen eine heißt, dann tun mir die 48 leid.»[25]
Wie gravierend sich das Verhältnis zwischen der Metropole und ihren ehemaligen Kolonien änderte, war in anderer Beziehung bereits in den 50er Jahren deutlich geworden, als sich der über mehr als drei Jahrhunderte bestehende Migrationsstrom zwischen England und seinen überseeischen Besitzungen umkehrte. Bislang hatte die Zahl der Auswanderer stets die Zahl der Einwanderer nach Großbritannien übertroffen. Doch als 1948 mit dem Passagierdampfer Empire Windrush 492 Arbeit suchende Immigranten aus Jamaika eintrafen, setzte ein neuer Trend ein. 1955 waren es ca. 35.000, 1961 sogar 115.000 Einwanderer, die vornehmlich aus der Karibik stammten. Und sie kamen als Bürger des Commonwealth und somit als Erben eines Weltreiches, in dem die Führungsmacht Großbritannien nicht nur die Freiheit des Handels, sondern auch allgemeine Freizügigkeit zum leitenden Prinzip ihrer Politik erhoben hatte. Als nach 1947 die ehemaligen Kolonien daran gingen, für ihre neuen Staaten das Recht auf Staatsbürgerschaft und Einwanderung zu definieren, verabschiedete die britische Regierung 1948 demonstrativ die British Nationality Act, mit der das britische Bürgerrecht allen Bürgern sämtlicher Commonwealth-Staaten zuerkannt wurde, die somit befugt waren, jederzeit ihren Wohnsitz in Großbritannien zu nehmen. Doch je mehr davon im Laufe der 50er Jahre Gebrauch machten, um so mehr führte dies zu Spannungen im Lande, die 1958 vereinzelt sogar in gewalttätigen Ausschreitungen gipfelten wie in Nottingham und im Londoner Stadtteil Notting Hill mit seinen zahlreichen Zuwanderern aus West-Indien. Die Konflikte beruhten nicht nur auf den sozialen Spannungen zwischen Arbeit und Auskommen suchenden Einwanderern und etablierten Einheimischen, sondern letztere wandten sich mit ihren zunehmenden Appellen für Einwanderungsbeschränkungen generell gegen farbige Immigranten (‹black and brown Britons›), die, vor kurzem noch Untertanen der weißen Kolonialherren, nun den Status gleichberechtigter Bürger beanspruchten. Die Regierung befand sich in einer schwierigen Situation. Während im Commonwealth der Widerstand gegen jede Form des Rassismus von der Majorität der Mitglieder zum Grundprinzip gemeinsamer Politik erhoben wurde, sah sie sich in England durch eine rassistisch gefärbte Xenophobie von Teilen der Briten, die sicherlich auch eine Spätfolge einer Jahrhunderte währenden Kolonialherrschaft war, zunehmend unter Druck gesetzt. Und so beendete Großbritannien 1962 seine bislang gegenüber ehemaligen Untertanen aus den Kolonien gehandhabte Politik der ‹offenen Tür› mit der Commonwealth Immigration Act. Fortan war eine gültige Arbeitserlaubnis die Voraussetzung für die Einwanderung, wobei die konservative Regierung darauf setzte, daß diese Einschränkung zumindest formal nicht rassistisch-diskriminierend war. 1968 und 1971 wurden diese Bestimmungen weiter verschärft, so daß nun selbst Personen aus den Commonwealth-Mitgliedsstaaten, die im Besitz eines britischen Passes waren, nicht ohne weiteres unbefristete Aufenthaltsgenehmigungen erhalten konnten.
Damit hatte nun Großbritannien der Idee eines gemeinsamen, das gesamte Commonwealth einschließenden Bürgerrechts eine Absage erteilt. Nahezu gleichzeitig nahm die Regierung Macmillan Verhandlungen über Großbritanniens Eintritt in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft auf, nachdem man zunächst, unter Berufung auf das Commonwealth, bei deren Gründung abseits gestanden hatte. Jetzt handelte London unter dem Eindruck der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung, in deren Verlauf der britische Handel mit Europa in dem Maße an Bedeutung gewann, in dem die Geschäfte mit Commonwealth-Partnern zurückgingen. Auch hier vollzog die britische Politik eine nahezu unvermittelte Kehrtwendung, die, trotz aller Zusicherungen, man werde auch weiterhin den Wirtschaftsbeziehungen mit dem Commonwealth entsprechende Prioritäten einräumen, auf Unverständnis und scharfe Kritik bei dessen Mitgliedern stieß. Selbst als der britische Eintritt in die EWG zunächst zweimal am Veto Frankreichs scheiterte und erst 1972 vollzogen werden konnte, war der reduzierte Stellenwert des Commonwealth im Koordinatensystem der britischen Politik nunmehr offenkundig. Schließlich hatte sich Großbritanniens verstärkte Hinwendung zu Europa, vor allem bedingt durch die Konstellation des Kalten Krieges, schon früher mit der Gründung der NATO abgezeichnet.
Die Hoffnungen derjenigen, die darauf gesetzt hatten, daß das Commonwealth als neue politische Union an die Stelle des einstigen Empire treten würde, scheiterten nicht allein an Großbritannien; sie wurden vollends hinfällig, als der Streit zwischen Indien und Pakistan über die Zugehörigkeit Kaschmirs 1965 in einem bewaffneten Konflikt kulminierte und die beiden Commonwealth-Mitgliedstaaten neue Allianzen mit der Sowjetunion bzw. China eingingen. Und als es 1971 aus Anlaß der Abtrennung von Ost-Pakistan erneut zum Krieg kam, schied Pakistan vorübergehend aus dem Commonwealth aus, da der neue Staat Bangladesh als Mitglied aufgenommen wurde.
Vieles trug dazu bei, daß sich das Konzept eines ‹Dritten Empire› in Gestalt eines erweiterten Commonwealth frühzeitig als Illusion erwies. Denn mit dem Verlust, bzw. mit der Umwandlung seines Kolonialreiches, hatte Großbritannien jene Substanz verloren, deren es als Führungsmacht des neuen Commonwealth bedurft hätte. Das neue Commonwealth of Nations besaß kein Machtzentrum mehr, und von einer eigenständigen weltpolitischen Rolle konnte zu keiner Zeit die Rede sein. In dem erst in den frühen 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts errichteten Gebäude des Commonwealth Institute im eleganten Londoner Stadtteil Kensington, einst der Schaukasten für die Kultur des Commonwealth, haben sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts Hausbesetzer eingenistet, und man bemüht sich um Aufhebung des Denkmalschutzes, um das Haus in Luxuswohnungen umwandeln zu können. Es verwundert daher nicht, wenn sich britische Imperialisten der alten Schule schon frühzeitig enttäuscht vom Commonwealth abwandten. Enoch Powell, der radikale Nationalist und beharrliche Gegner jeder Form von Zuwanderung aus den neuen Commonwealth-Staaten, bezeichnete es höhnisch als den «Geist des Empire, der gekrönt auf dessen Grabe hockt», und bereits 1964 nannte ein konservativer Leitartikler der Times die Nachfolgeorganisation des Empire «a gigantic farce».[26]
Doch zwischen 1947 und 1967, als ehemalige britische Kolonien und Protektorate reihenweise zu neuen Commonwealth-Mitgliedern mutierten, besaß dieses neue Commonwealth eine wichtige Funktion. Sowohl für englische Politiker wie vor allem für die englische Öffentlichkeit hatte die rhetorische Figur des Commonwealth durch die Hoffnungen, die sie suggerierte, als Narkotikum gewirkt, mit dessen Hilfe die Amputation des Empire ohne nachteilige Nebenwirkungen vollzogen werden konnte.
Und schließlich existiert das Commonwealth of Nations bis zum heutigen Tage, wenn auch seine Organisationsform und seine Agenda nicht mehr als unmittelbare Ableitungen des Britischen Empire verstanden werden können. Als loser Zusammenschluß von Staaten von unterschiedlichstem Gewicht, wobei die Skala von winzigen Inselrepubliken wie der Südseeinsel Nauru mit ca. 10.000 Einwohnern über sog. ‹Entwicklungsländer› wie die ehemaligen afrikanischen Kolonien, etablierte einstmalige Dominions wie Kanada, die einstige Weltmacht Großbritannien sowie die aufstrebende Großmacht Indien reicht, umfaßte es zuletzt 56 Mitglieder. Dabei versteht es sich heute als Vereinigung zum Schutz und zur Förderung von Demokratie, von Menschenrechten und von sozialer Gerechtigkeit. Auf der Commonwealth-Konferenz des Jahres 1971 in Singapur wurden erstmals solche hehren Ziele als eine Art neuer Commonwealth-Charta verkündet, die konkret auch gegen Großbritannien gerichtet war, das damals dem verfemten Südafrika Waffen verkaufte. Indem man sich nicht nur gegen Rassendiskriminierung, sondern generell gegen jede Form von Kolonialherrschaft aussprach, beanspruchte das Commonwealth nun eine Vorreiterrolle im Prozeß der Dekolonisation. Zwanzig Jahre später wurden diese Zielsetzungen durch die Harare Commonwealth Declaration aufs Neue bekräftigt, wobei jetzt, da angesichts der veränderten Situation in Afrika weder Rhodesien noch die Apartheidspolitik zu Konflikten zwischen der Mehrheit des Commonwealth und Großbritannien führen konnten, auch London wieder verstärktes Interesse am Commonwealth zeigte. Es war dieses Mal sogar maßgeblich an der Abfassung der Deklaration beteiligt, die daher auch die Bedeutung einer freien Marktwirtschaft für künftigen wachsenden Wohlstand besonders hervorhebt.
Mit der Verkündung solch erhabener allgemeingültiger Prinzipien steht das Commonwealth zumindest in einer Hinsicht weiterhin in der Tradition des Empire: indem es sich als Träger einer im 19. Jahrhundert allerdings vorwiegend christlich-britisch geprägten zivilisatorischen Mission begreift. Gleichzeitig entfernt es sich jedoch von seinen historischen Wurzeln, wenn es sich in jüngster Zeit für den Beitritt von Staaten öffnet, die einst nicht dem Britischen Empire angehörten. 1995 erhielten Mozambique sowie Kamerun den Status von ordentlichen Mitgliedern, andere drängen auf den Beitritt: Ruanda, der Jemen und die Palästinenser, und es ist sogar die Rede davon, daß selbst Israel und die Republik Irland dieses Ziel verfolgen.
So bildet das Commonwealth heute weder eine politische noch eine ökonomische Einheit, und auch die Vergangenheit liefert nicht mehr die allen Mitgliedern gemeinsame Basis. Statt dessen versteht es sich als auf die Zukunft hin orientierte Wertegemeinschaft, und gelegentlich handelte es dementsprechend: Als es etwa 1995 Nigerias Mitgliedschaft wegen eklatanter Verletzungen der Menschenrechte vorübergehend suspendierte, 1987 die Fidschi-Inseln und 1997 Sierra Leone eine Zeitlang wegen eines Militärputsches ausschloß. Doch gleichzeitig entspricht die Realität keineswegs überall den verkündeten Idealen, denn nur eine Minderzahl der Mitgliedstaaten sind lupenreine parlamentarische Demokratien; statt dessen finden sich Militärdiktaturen und Einparteienstaaten, in denen es um die Beachtung der Menschenrechte keineswegs immer gut bestellt ist. Dennoch ist das Commonwealth immer noch mehr als eine Farce, denn es besitzt jenseits der Ebene unmittelbarer praktischer Politik durchaus seine Funktion. So dient es gerade der Vielzahl von staatlichen Winzlingen wie den ehemaligen Inselkolonien in der Karibik und der Südsee als willkommenes Forum für alle Arten von Kooperation. Vor allem aber liefert es den Rahmen für die unterschiedlichsten übernationalen Vereinigungen, die sog. VIPPSOs, wie sie im Jargon der politischen Insider heißen: ‹voluntary, independent, professional, philantropic, and sporting organizations›. Hier werden inoffiziell Kontakte gepflegt und ausgebaut wie zwischen Universitäten, Berufs- und Hilfsorganisationen, zahlreichen sonstigen kulturellen Institutionen und Vereinigungen. Als 1997 aus Anlaß der Goldenen Hochzeit Königin Elisabeths II. wieder einmal eine Commonwealth-Konferenz in Großbritannien stattfand und sich die Vertreter von damals 54 Mitgliedern in Edinburgh versammelten, bildete zur gleichen Zeit ein einwöchiges Commonwealth-Forum den Treffpunkt für über achtzig solcher nichtstaatlichen Organisationen. Am augenfälligsten tritt dieses neue Commonwealth, das zunehmend als ‹People’s Commonwealth› bezeichnet wird, im Bereich des Sports in Erscheinung, besonders, wenn alle 4 Jahre, vergleichbar einer kleinen Olympiade, die Commonwealth Games an wechselnden Veranstaltungsorten abgehalten werden. Als ‹Peoples Commonwealth› ist so das Britische Empire, einst eine weltweit bestimmende wirtschaftliche und machtpolitische Größe, zumindest im Bereich der Kultur immer noch präsent, und manches spricht dafür, daß es hier noch eine Zukunft besitzt.



– V. –
BILANZ
Die Weltgeschichte kennt viele Weltmächte und Weltreiche: in der europäischen Antike das See-Imperium der Athener und das Römische Reich; in Asien das Chinesische Großreich, das ungefähr gleichzeitig mit dem Imperium Romanum entstand und in wechselnder Gestalt bis in unsere Zeit existiert; das Reich der Mongolen, das, von Zentral-Asien bis nach Europa ausgreifend, um die Mitte des 13. Jahrhunderts seine größte Ausdehnung besaß; das Osmanische Reich, dessen Machtbereich sich zeitweilig von der österreichischen Grenze bis nach Persien und von der Krim bis hin nach Nordafrika erstreckte; das Russische Reich und in dessen Nachfolge die Sowjetunion; dann die Kolonialreiche der Spanier und Portugiesen sowie schließlich das Britische Empire und seit einem Jahrhundert die USA.
Vom Standpunkt einer eurozentrischen Geschichtsschreibung aus gesehen, die mit guten Argumenten in der Expansion Europas den entscheidenden Faktor für den Prozeß der Formierung der heutigen Welt erblickt, kommt der Geschichte des britischen Imperiums eine herausragende Bedeutung zu, in vielem vergleichbar der Roms für die Geschichte der Mittelmeerwelt der Antike. Und in der Tat sahen sich Engländer wie der Poet Rudyard Kipling, der die Geschichte als eine Abfolge von Weltreichen verstand, im 19. Jahrhundert in der Rolle moderner Römer. Zwar hatte das römische Reich weitaus länger bestanden als das britische und die Geschlossenheit und Größe seines Machtbereichs im Rahmen der damals erschlossenen Welt die des Empire weit übertroffen, aber angesichts der mit Beginn der Neuzeit einsetzenden allgemeinen Beschleunigung der demographischen, technischen und damit auch generellen historischen Entwicklung verkörpern auch die dreieinhalb Jahrhunderte des Empire eine erstaunliche Zeitspanne, während der es Teile aller fünf Kontinente zumindest zeitweilig seinem Herrschaftsbereich eingliederte. Doch dieses britische Weltreich war nur ansatzweise für eine kurze Zeitspanne im 19. Jahrhundert zugleich Weltmacht im Sinne einer unbestrittenen Hegemonialmacht. Hier hinkt der Vergleich mit Rom, das über Jahrhunderte konkurrenzlos die damals bekannte Welt beherrschte, so daß praktisch kein Raum mehr für eine römische Außenpolitik existierte, während doch Großbritannien stets bemüht sein mußte, rivalisierende Großmächte im Zaum zu halten.
Vergleichbar ist das Empire dem Imperium Romanum indes im Hinblick auf sein Erbe, auf das Ausmaß, in dem es die Welt veränderte und deren Zukunft prägte. Man muß nicht unbedingt so weit gehen wie einige moderne britische Historiker, die ihre Darstellungen der Geschichte des Empire mit Untertiteln versehen wie: «How Britain made the Modern World» oder «Making a British World»[1] – aber es bleibt unbestreitbar, daß das Empire der Welt unserer Zeit unauslöschlich seinen Stempel aufgedrückt hat. Wie einst das Römische Imperium, so lebt das Britische Empire über sein Ende hinaus in seinen vielfältigen Auswirkungen weiter. Die heutigen Grenzen sowie die politische Verfasstheit zahlreicher außereuropäischer Staaten haben ihren Ursprung darin, daß sie einst Teil des Empires waren. Das gilt für ehemalige Dominions wie für einstige Kolonien und damit für Völker unterschiedlicher Kulturen. So waren etwa die Hälfte aller Moslems in den 20er Jahren des 20. Jahrhunderts Untertanen Ihrer Britischen Majestät, und die muslimischen Staaten der Gegenwart gehen weniger auf historische islamische Reiche, Kalifate, Sultanate oder Scheichtümer zurück als vielmehr auf die strategischen Interessen oder politischen Zielsetzungen des Empire; Pakistan, der Irak und Jordanien, der Sudan und das Problem eines Palästinenserstaates liefern hierfür markante Beispiele. Gleiches gilt für die Zusammensetzung der Bevölkerung vieler Länder. Als das Empire expandierte, verdrängten Einwanderer vorwiegend britischer Herkunft die Ureinwohner Nordamerikas, Australiens und Neuseelands. Das in vielen Teilen der Welt anzutreffende Völkergemisch geht auf Migrationsströme im Kielwasser des Empire zurück. Dazu zählen etwa die Nachfahren der insgesamt 3,4 Millionen Afrikaner, die als Sklaven von britischen Schiffen nach Amerika und in die Karibik transportiert wurden und die heutzutage das Gros der westindischen Bevölkerung sowie der Afroamerikaner in den USA bilden. Gleiches gilt für die Millionen von chinesischen und indischen Wanderarbeitern, deren Nachkommen heute große Teile der Bevölkerung im karibischen und pazifischen Raum, in Südafrika sowie auf Malaysia und in Singapur bilden. Im Gefolge des Empire entstanden nicht nur neue Nationen, sondern wenn in vielen dieser neuen Nationalstaaten nationale Minoritäten in der Diaspora leben, zählen daraus resultierende Nationalitätenkonflikte ebenfalls zur Hinterlassenschaft des Empire.
Im Unterschied zu Rom ist Großbritannien nicht mit seinem Empire untergegangen. Das antike Rom, Keimzelle und bis ins 4. nachchristliche Jahrhundert Metropole des Reiches, versank mit dem Ende des weströmischen Reiches zunächst in die Bedeutungslosigkeit, um später unter völlig veränderten Bedingungen als Metropole der römisch-katholischen Kirche zu neuer Weltgeltung aufzusteigen. Großbritannien hingegen, nach dem Verlust seiner überseeischen Besitzungen territorial wieder auf den Inselstaat am Rande Europas reduziert, besitzt dank seiner Stellung als Atommacht, als enger Partner der USA und führendes Mitglied der europäischen Staatengemeinschaft sowie angesichts der Bedeutung Londons als weltweit wichtigstem Finanzplatz immer noch den Status einer Großmacht. Dies ist deutliches Indiz dafür, daß es weniger ein Weltreich war, als vielmehr ein Weltreich besaß. Zieht man abermals den Vergleich mit dem römischen Imperium, dann bildete dieses seit der Kaiserzeit, spätestens seit dem 3. Jahrhundert, nicht nur politisch, sondern auch verwaltungstechnisch eine Einheit, in der z.B. alle freien Männer das römische Bürgerrecht besaßen. Im Empire dagegen bestand bis zuletzt die Differenz zwischen der Metropole und der von ihr beherrschten Peripherie. Zwar hatte Edmund Burke bereits 1774 seinen Wählern in Bristol erklärt, daß, so wie ihre Stadt Teil einer britischen Nation sei, diese Teil eines großen Reiches sei – (‹but part of a great empire›) –, doch der fortan gängige Begriff ‹the British Empire› verwies keineswegs auf eine politische Einheit, die aus der Integration von Metropole und Peripherie hervorgegangen war. Tatsächlich trafen Formulierungen wie ‹Britain and her colonies› oder ‹Britain and her empire› den wahren Sachverhalt genauer. Politisch blieben die beiden stets getrennt; so wie der Forderung der Amerikaner nach angemessener Vertretung der Kolonien im Londoner Parlament nie entsprochen wurde, so scheiterte mehr als ein Jahrhundert später Joseph Chamberlain mit seinen Plänen für eine institutionell verfestigte Kooperation von London und seinen Dominions. Statt dessen war eine administrative Trennung von Metropole und Peripherie stets aufrechterhalten worden, was zugleich ohne große Schwierigkeiten die Voraussetzung dafür schuf, daß Großbritannien, zu Hause als Staat der Freiheit, in Übersee als autokratische Kolonialmacht agieren konnte.
Wie Großbritannien durch sein Empire die Welt verändert hatte, so hatte dieses Empire auf vielfache Weise die Geschichte Großbritanniens geprägt. Vor allem hatte die Herrschaft über ein überseeisches Reich und die daraus resultierende Weltmachtstellung identitätsstiftend gewirkt. Als im 18. Jahrhundert aus dem Königreich England durch den Anschluß Schottlands und die Herrschaft über Irland das Vereinigte Königreich von Großbritannien hervorging und allmählich ein britisches an die Stelle des alten englischen Nationalgefühls trat, kreiste dies in erster Linie um den Stolz auf die Macht und die Größe des Empire. Auf dessen Besitz gründeten die Briten die Überzeugung, vor allen übrigen Nationen zur Zivilisierung der Welt berufen zu sein. Auch hier wirkte die Unterscheidung von Metropole und Peripherie: der britische Nationalismus war kein Nationalbewußtsein, das sich auf ein Weltreich als Einheit bezog, sondern auf eine Nation, die über ein Weltreich herrscht bzw. herrschte, die ihre Kultur und ihre Institutionen exportierte, ohne selbst in ihrem Kern von solchen Transfers betroffen zu sein. Gegen ein Aufgehen der insularen Nationalität in einer auch nur die weißen Dominions umfassenden Reichsidentität hatten sich die Briten ebenso gestellt wie die jungen Nationen der Kanadier, Australier oder Neu-Seeländer. Und in diesem Nationalgefühl lebt das Empire auch nach seiner Auflösung weiter. Heute noch werden Männer und Frauen für besondere Verdienste von der britischen Königin mit dem Order of the British Empire ausgezeichnet. Einer Umfrage der Bertelsmann-Stiftung aus dem Jahr 2006 zufolge sehen immerhin noch 68 Prozent der Briten ihr Land als Weltmacht und 54 Prozent der Befragten glaubten, dies werde auch 2020 noch gelten. Und entsprechend definiert Großbritannien heutzutage seine Position im Rahmen eines nach mehr Integration strebenden Europa. Auch hier ist man entschlossen, die eigene insulare Souveränität wie einst gegenüber dem Empire zu behaupten, ohne zugleich den Anspruch auf weitgehende Mitspracherechte, wenn nicht gar auf politische Führung, aufzugeben.
Darüber hinaus sind spezifische Ausprägungen britischer Mentalität und Lebensführung sowie allgemeine Verhaltensformen vieler Engländer von ihrer imperialen Vergangenheit geprägt. Dazu zählt etwa die mittlerweile zum Ritual erhobene Praxis für junge Briten, nach erfolgreichem Schulabschluß bzw. Studium mindestens ein Jahr in Übersee zu verbringen, wobei sich persönliche oder auch institutionelle Netzwerke als nützlich erweisen, die ihrerseits in der Tradition des Empire verankert sind: familiäre Verbindungen zu ehemaligen Auswanderern, Firmenkontakte zu den alten Kolonien und Dominions, humanitäre, karitative oder auch wissenschaftliche Organisationen im Rahmen des Commonwealth. Auch die Selbstverständlichkeit, mit der eine wachsende Zahl britischer Rentner heutzutage in Spanien, Frankreich oder auch Italien ihre Siedlungen einrichtet, die gelegentlich den Charakter englischer Enklaven annehmen, wäre ohne die koloniale Vergangenheit kaum denkbar.
Naturgemäß liegt es nahe, mit der Frage nach dem Erbe des Empire zugleich eine umfassende Bilanzierung in Form einer allgemeinen Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen, und tatsächlich sind entsprechende Versuche vor allem von Wirtschaftshistorikern wiederholt unternommen worden. Dabei fallen die Ergebnisse unterschiedlich aus, je nachdem, welche Posten in solche Rechnungen einbezogen werden und wie weit der Rahmen für die Untersuchung abgesteckt ist. Immerhin läßt sich unter ökonomischen Gesichtspunkten weitgehende Übereinstimmung darin erzielen, daß sich das erste Empire, d.h. das Handelsimperium des Merkantilismus, für die britische Wirtschaft insgesamt und vor allem für den allmählichen Ausbau der Weltmachtstellung sehr wohl rentierte, allerdings mit der kostspieligen Ausnahme des amerikanischen Unabhängigkeitskrieges. Und es gilt als sicher, daß im 19. Jahrhundert, in der Ära des Freihandels, Großbritannien seine wachsende Prosperität nur noch zum geringeren Teil seinem Kolonialreich verdankte. Statt dessen stiegen in der Ära des Imperialismus mit der Expansion der Gebiete direkter Kolonialherrschaft sprunghaft die Kosten für die Eroberung, Erschließung und Verteidigung der neu erworbenen Kolonien und Protektorate. Schließlich mußte der britische Steuerzahler für das britische Militärbudget, und d.h. in erster Linie für den Schutz des Empire, zweieinhalbmal soviel zahlen wie der französische oder deutsche Untertan. Obwohl London bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts keine Entwicklungshilfe innerhalb des Empire leistete und unverändert der Grundsatz galt, daß Kolonien sich selbst zu finanzieren, d.h. ihre Budgets durch ihre eigenen Ressourcen aufzubringen und auszugleichen hatten, schlugen dennoch besonders die im Laufe der Zeit erbrachten riesigen Investitionen zu Buche, die für die Besitzstandswahrung eines Empire erbracht werden mußten, das letztlich in seinem vollen Umfang nicht mehr zu verteidigen war. Dementsprechend fällte daher Margaret Thatcher in ihren Memoiren ihr Urteil über «… die trügerische Macht eines Empire, das bis 1919 fortfuhr zu expandieren, aber für dessen Verteidigung mehr aufzubringen war, als es zum nationalen Wohlstand beitrug».[2]
Britische Wirtschaftshistoriker vertreten in ihrer Mehrheit wohl zu Recht die Ansicht, daß seit dem späten 19. Jahrhundert Großbritanniens Wirtschaft kaum noch von der Herrschaft über ein Empire profitiert habe. Wenn demgegenüber zahlreiche Zeitgenossen die Ansicht gehegt hatten, man ziehe nach wie vor beträchtlichen Gewinn aus der Existenz des Kolonialreiches, so konnten sie ihre Überzeugung darauf gründen, daß die britische Wirtschaft zumindest phasenweise vom Empire als ökonomischem Verbundsystem profitierte. Dies galt zumindest für die letzten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts, als das überseeische Reich in einer Ära verschärfter wirtschaftlicher Konkurrenz der britischen Industrie gesicherte Absatzmärkte und dem britischen Kapital ausreichende Chancen für profitable Investitionen bot. Auch nach dem Ersten Weltkrieg stieg zwischen 1930 und 1950 noch einmal vorübergehend der Anteil des Empires auf nahezu 50 % der britischen Ex- und Importe und diente der zunehmend schwächelnden heimischen Wirtschaft in den schwierigen Jahren unmittelbar nach 1945 als willkommene Stütze.
Auf der anderen Seite spricht vieles dafür, daß gerade die zunehmende Krisenanfälligkeit der britischen Wirtschaft eben jenen Vorteilen zuzuschreiben ist, die sie aus ihrer Bindung an das Empire zog. Solange der Absatz eigener Produkte sowie der Zugang zu begehrten Rohstoffen durch den Besitz eines Kolonialreiches gesichert schienen, sah man sich der Notwendigkeit enthoben, Modernisierungsmaßnahmen zu ergreifen, derer es bedurft hätte, um in freier Konkurrenz gegen die rivalisierenden Wirtschaften der europäischen Staaten und der USA zu bestehen. Statt dessen erlagen eher kurzfristig kalkulierende britische Unternehmer den Verlockungen eines überseeischen Marktes, den das Empire weitgehend kontrollierte. Ähnlich wie um 1900 dem Imperialismuskritiker Hobson, gilt heute vielen das Empire als ein Verlustgeschäft, da es der heimischen Volkswirtschaft die für eine effektive Sozialpolitik und eine allgemeine Modernisierung der britischen Industrie erforderlichen Mittel ohne nennenswerte Gegenleistung entzogen habe.
Dennoch sind dergleichen allgemeine Bilanzen wenig aussagekräftig; entscheidend war vielmehr, daß für eine beträchtliche Anzahl von Engländern, Schotten und Iren das Empire durchaus ein lohnendes Geschäft war. Dazu zählten nicht nur Vertreter der sozialen und politischen Führungsschicht des Landes, sondern Mitglieder aller gesellschaftlicher Gruppen: der Fernhandelskaufmann wie der mittellose Auswanderer, der deportierte Sträfling wie der kühl kalkulierende Finanzier, der jüngere, vom Erbe ausgeschlossene Sohn einer Adelsfamilie wie der unternehmungslustige kleine Angestellte, der in der Heimat für sich keine Aufstiegschancen erblickte, oder der Geistliche, der im heimatlichen England keine Pfarrstelle ergattern konnte, wohl aber in Australien oder Rhodesien. Die Polemik des radikalen Freihändlers John Bright war sicherlich überspitzt, als er das seiner Meinung nach überflüssige britische Kolonialreich als «eine Art Sozialhilfe für die oberen Klassen» (‹a system of outdoor relief for the upper classes›) bezeichnete, doch für manche Angehörige der Mittelschicht eröffneten sich in Übersee Aufstiegschancen, die ihnen in der Heimat verwehrt blieben. Männer wie Joseph Chamberlain, Alfred Milner und erst recht Cecil Rhodes, allesamt nachgerade klassische Vertreter des britischen Imperialismus, repräsentieren diesen Typ des sozialen Aufsteigers. Ihnen bot das Empire den Raum und die Gelegenheit, sich in Verfolgung ihrer ehrgeizigen Ziele zu entfalten.
Überhaupt spricht manches für die These, daß die Existenz des Empire wesentlich dazu beitrug, daß im 19. Jahrhundert in Großbritannien, im Gegensatz zu den meisten europäischen Staaten, keine bürgerliche Revolution stattfand. Wenn hier statt dessen die politische und soziale Vorrangstellung der Aristokratie im Rahmen einer relativ stabilen Klassengesellschaft bis ins 20. Jahrhundert hinein bestehen blieb, dann auch deswegen, weil das Empire die potentiell revolutionäre Energie des Bürgertums absorbierte. Konnte doch ein mittlerer Posten in der Kolonialverwaltung bereits einem einfachen Distriktoffizier die Gelegenheit bieten, wie ein englischer Magnat vergangener Zeiten über Tausende von Untertanen zu gebieten. Zwar war die Zahl der hier verfügbaren Stellen begrenzt – sie betrug um 1900 ca. 1500, stieg dann bis in die 50er Jahre immerhin auf insgesamt 20.000 –, doch daneben bestanden im nicht-öffentlichen Bereich für Mediziner, Juristen und Ingenieure vergleichbare Karrierechancen. Und während der einfache Soldat in seiner englischen Heimat nichts galt, besaß er im indischen Dienst seinen eigenen Diener und wurde von den Einheimischen als ‹sahib› tituliert. Selbst wenn immer nur eine Minderheit auf die eine oder andere Weise vom Empire profitierte – wie andererseits die Existenz und Expansion dieses Empire das Ergebnis der Aktivitäten einer Minorität waren –, so bleiben die insgesamt positiven Rückwirkungen des überseeischen Reichs auf den Gang der britischen Geschichte unbestreitbar.
Eher strittig ist die Einschätzung der Auswirkungen britischer Herrschaft auf die ehemals beherrschten Länder und Völker. Dabei lassen sich die unterschiedlichen Bewertungen zwei Extrempositionen, vergleichbar den Kernen zweier Magnetfelder, zuordnen. Auf der einen Seite steht die entschiedene Verurteilung des Empire, das, speziell seit der Ära der allgemeinen Dekolonisation, als Ausgeburt des in keiner Weise zu rechtfertigenden europäischen Imperialismus verstanden wird. Seit politische Selbstbestimmung der einzelnen wie auch der Völker als höchstes Gut erachtet wird, ist koloniale Herrschaft durch nichts zu rechtfertigen, denn sie erniedrigt die Beherrschten, unterwirft sie der Fremdbestimmung und versagt ihnen damit die Möglichkeit, die eigene Geschichte im eigenen Sinn zu gestalten. Dergleichen entschiedene Imperialismuskritik, wie sie vorwiegend aber keineswegs ausschließlich von Historikern der postkolonialen überseeischen Nationen vertreten wird, verbietet alle Versuche als unzulässig, entgangene Chancen für nationale Selbstbestimmung etwa gegen Gewinne aus einem durch die Kolonialherrschaft ausgelösten Modernisierungsschub aufzurechnen.
Denn darauf verweisen in der Regel diejenigen, überwiegend britischen Historiker, die zu einem positiven Urteil in ihrer Schlußbilanz der Geschichte des Empire gelangen. Wenn sie ihre Argumentation vorwiegend auf den durch die Kolonialherrschaft bewirkten Zivilisationstransfer gründen, stehen sie – bewußt oder unbewußt – ganz in der Tradition derjenigen, die in der Blütezeit des Empire dessen Missionsauftrag formulierten und propagierten und – wie etwa Lord Curzon – verkündeten, daß «die Vorsehung das Britische Empire zum hervorragenden Werkzeug für die Vervollkommnung der Welt ausersehen hat (the British Empire is under Providence the greatest instrument for good that the world has seen)».[3] Und ähnlich ließ noch in den 1980er Jahren die britische Premierministerin Margaret Thatcher ihre Kollegen aus den Commonwealth Mitgliedsstaaten wissen, sie könnten sich im nachhinein glücklich schätzen, daß ihre Länder einst unter britischer Herrschaft gestanden hätten,[4] während nahezu gleichzeitig Studenten der als Kaderschmiede der britischen Politik geltenden Oxford Union über das Thema «This House regrets Colonization» debattierten und die Resolution mit großer Mehrheit billigten.[5]
Dergleichen Feststellungen in Form moralisierender Pauschalurteile sind allerdings nicht Aufgabe des Historikers. Sie sind vielmehr Ausdruck einer gerade in unserer Zeit gern praktizierten sogenannten ‹Vergangenheitspolitik›, bei der an die Stelle eines nüchternen und fundierten Urteils über historische Ereignisse Lob oder strenger Tadel tritt, um damit hier und heute politisch zu hantieren. Doch moralische Energie sollte auf Probleme der Gegenwart verwendet und nicht darauf verschwendet werden, längst entschiedene Schlachten noch einmal schlagen zu wollen. Und so kann es hier nicht darum gehen, etwa die britische Politik aufzufordern, sich für das Empire von einst zu entschuldigen bzw. an die übrige Welt zu appellieren, Großbritannien für dieses Empire Dank zu zollen.
Das schließt keineswegs ein, darauf zu verzichten, nüchtern und sachlich nach den Auswirkungen des Empire zu fragen und zu untersuchen, ob und in welchem Umfang postkoloniale Zustände und Entwicklungen als das Ergebnis bzw. als die Folgekosten britischer Kolonialherrschaft gedeutet werden können. Auch bei diesem Geschäft gelangen Historiker, je nach Gewichtung an sich eindeutiger Befunde, nicht selten zu diametral entgegengesetzten Urteilen. Dies gilt besonders für die Einschätzung der Folgen der britischen Herrschaft über Indien. Briten wie etwa Niall Ferguson verweisen dabei auf die 400 Mio. Pfund, die Großbritannien allein bis 1914 für Investitionen im Bereich der Infrastruktur, der Industrie und für die Bewässerung des Landes aufgebracht habe. Gleichzeitig sei die durchschnittliche Lebenserwartung der Inder in der Zeit zwischen 1820 und 1950 von 21 auf 32 Jahre gestiegen (für England lauten die Vergleichszahlen 40 und 69 Jahre).[6] Vor allem sei es der britischen Herrschaft zuzuschreiben, daß auf dem Subkontinent seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts lebensfähige große Staaten existieren statt eines chaotischen politischen Partikularismus, wie er sich nach dem Zerfall des Mogulreiches abzuzeichnen schien. Und schließlich habe die Chance, Zugang zur Weltsprache Englisch zu gewinnen und überhaupt an den Errungenschaften westlicher Kultur zu partizipieren, erheblich dazu beigetragen, daß Indien heute auf dem Sprung zum Status einer ökonomischen und politischen Großmacht sei.
Dem wird von indischer Seite entgegengehalten, daß 1947, zum Zeitpunkt ihrer Entlassung in die Unabhängigkeit, Indien und Pakistan zu den ärmsten Ländern der Welt zählten, daß hier mehr als 50 % der ländlichen Bevölkerung nicht in der Lage waren, sich ausreichend zu ernähren, z.T. auch deswegen, weil eine dem freien Markt ausgesetzte Landwirtschaft nicht mehr genügend Grundnahrungsmittel produzierte. Man erinnert in diesem Zusammenhang an die zahllosen Opfer der großen Hungerkatastrophen der Jahre 1876–1878 und 1899–1900; allein 1877, ein Jahr nachdem Königin Viktoria zur Kaiserin von Indien ausgerufen war, starben dort fünf Millionen Menschen den Hungertod. Man verweist darauf, daß die britische Industrie das einst blühende indische Manufakturwesen zerstört habe, ohne daß in dem Land ausreichende Grundlagen für eine eigene Industrialisierung geschaffen wurden. Und schließlich wird auch das politische Erbe, die Rivalität zwischen Hindus und Moslems und die daraus resultierende Teilung des Landes, von Historikern wie Tapan Raychaudhuri der Kolonialmacht angelastet, die durch ihre Art der Wahrnehmung indischer Zustände und durch ihre Politik des ‹divide et impera› diesen Antagonismus gefördert habe.[7]
Die Zahl der Beispiele dafür, wie fundierte Erkenntnisse zu entgegengesetzten Bewertungen führen, ließe sich ohne weiteres beliebig vermehren; und so ist es letztlich auch aussichtslos, ein allgemeines Urteil über das Empire zu fällen, vor allem deshalb, weil es an den Voraussetzungen für eine allgemeine vergleichende Betrachtung fehlt. Denn abgesehen von dem Sonderfall Japan, das sich bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts europäischen Einflüssen verschließen konnte, wurden nahezu alle außereuropäischen Völker und Länder im Laufe der Zeit in der einen oder anderen Form zu Objekten europäischer Kolonialpolitik. Eine sogenannte ‹kontrafaktische› Geschichtsbetrachtung, die der Frage nachgeht, wie die Welt von heute aussähe, hätte keine koloniale Expansion Europas stattgefunden und hätte insbesondere kein britisches Empire existiert, mag zu geistvollen Spekulationen verleiten – überzeugende Antworten sind mit gutem Grund bislang ausgeblieben.
Allenfalls ist es möglich, das Britische Empire mit den übrigen europäischen Kolonialreichen zu vergleichen, zumal es trotz seiner herausragenden Bedeutung kein isoliertes Phänomen war, sondern den Stoff für ein zentrales Kapitel in der Geschichte der europäischen Expansion lieferte. Speziell britische Historiker haben diesen Ansatz wiederholt verfolgt, mit dem Ergebnis, daß das Empire nicht nur keinen Vergleich zu scheuen brauche, sondern sich allen Konkurrenten gegenüber als eindeutig überlegen erwiesen habe. Im Gegensatz zu der rücksichtslosen Ausbeutung des Kongo durch die Belgier, dem Militärrregiment der Deutschen in Südwest-Afrika und in Togo, dem Kultur-Chauvinismus der Franzosen und den korrupten Praktiken portugiesischer Kolonialverwaltung habe Großbritannien sein überseeisches Reich in den Dienst der allgemeinen zivilisatorischen Mission gestellt. Nicht zuletzt der reibungslose Prozeß der Dekolonisation des Empire liefere den Beweis dafür, daß es letztlich eher Entwicklungshilfe geleistet statt Ausbeutung betrieben habe.
Dergleichen Rechtfertigungsversuche erscheinen bei genauerer Prüfung jedoch fragwürdig. Im wesentlichen sind sie auf den Bereich der afrikanischen Kolonien der Epoche des Imperialismus beschränkt, zumal für die britischen Siedlungskolonien des 19. Jahrhunderts und erst recht für Indien keine vergleichbaren Entsprechungen anderer Kolonialmächte existieren. Auch konzentrieren sie sich in erster Linie auf Eigenarten und Unterschiede bei den Kolonialverwaltungen und auf dem Feld der allgemeinen Akkulturation, wobei allenfalls neue urbane Eliten in den Genuß eventueller Vorzüge britischer Herrschaft kamen. «Vom Standpunkt der Beherrschten aus gesehen, waren die europäischen Kolonialreiche einander sehr ähnlich, und es war keineswegs besonders erstrebenswert, Untertan des einen statt des anderen zu sein.»[8] Vor allem lassen solche Vergleiche fundamentale Übereinstimmungen bei den generellen Folgekosten der europäischen Expansion außer acht. Dazu gehören die tiefgreifenden Eingriffe in die Ökologie ganzer Erdteile, etwa durch die Schaffung neuer Kulturlandschaften, die demographischen, ökonomischen und sozialen Auswirkungen europäischer Einwanderung und wirtschaftlicher Ausbeutung wie die Ausrottung ganzer Ethnien, die Einrichtung von Monokulturen im Bereich der Agrarökonomie, die oftmals allzu rapide Urbanisierung. Hinsichtlich solcher weitgehend nicht direkt intendierten und zugleich unumkehrbaren Auswirkungen der globalen Expansion Europas existieren keine bedeutsamen Unterschiede zwischen den verschiedenen Kolonialreichen.
Vor allem spricht gegen eine pauschale Bewertung der Geschichte des Britischen Empire deren kaleidoskopartiger Charakter. Je nachdem, auf welchen Kontinent oder auf welche Epoche der Blick des Historikers gerichtet ist, wechselt das Bild und ändern sich die Maßstäbe für dessen Einordnung und Interpretation. Zu unterschiedlich waren die Länder und Völker, über die zu unterschiedlichen Zeiten die Briten auf unterschiedliche Weise herrschten. Sie eroberten und gestalteten ihr Empire als beutelüsterne Seeräuber und nüchtern rechnende Kaufleute, als wagemutige Seefahrer und Entdecker und als ausbeuterische Plantagenbesitzer und Sklavenhändler, als engstirnige Militärs und idealistische Missionsschwestern, als deportierte Londoner Taschendiebin und als hart arbeitender Farmer, als politische Visionäre und schlichte Distriktbeamte irgendwo in Afrika oder auf einer fernen pazifischen Insel. Und sie taten dies in Auseinandersetzung und auch in Zusammenarbeit mit den jeweils Beherrschten, die auf ihre Art, durch ihren Widerstand und auch durch ihre Kooperation, ihren Beitrag zur Gestaltung des Empire leisteten. Wie stets und überall in der Geschichte stehen den Erfolgen der Sieger und den Gewinnen der Profiteure die Schicksale der zahllosen Opfer gegenüber, der Unterlegenen und Ausgebeuteten – der ausgerotteten Ureinwohner wie der nordamerikanischen Indianer oder der Bewohner Tasmaniens, der Millionen von Negersklaven, aber auch der zum Dienst in der britischen Marine gepreßten Seeleute oder der 15.000 britischen Soldaten, die zwischen 1793 und 1798 in St. Domingo an Gelbfieber und anderen Tropenkrankheiten starben.[9]
Es ist die angesichts der räumlichen wie auch zeitlichen Ausdehnung ins Unermeßliche gesteigerte Vielfalt des Empire, die alle Versuche scheitern lassen muß, hier ein eindeutiges abschließendes Urteil zu fällen; statt dessen sollte man dessen Geschichte umso gründlicher studieren.
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H. KULKE und D. ROTHERMUND,
Geschichte Indiens, 4. Aufl., München 2010.
P. LAWSON,
The East India Company: A History, London 1993.
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– Zu Afrika und dem Nahen Osten:
J. GALLAGHER und R. ROBINSON (Hg.), Africa and the Victorians. ‹The Official Mind› of Imperialism, Basingstoke 1961.
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VERZEICHNIS DER KOLONIEN, DOMINIONS, PROTEKTORATE UND MANDATSGEBIETE DES EMPIRE
Die einzelnen Territorien sind unter der englischen Bezeichnung, die sie als Teilgebiet des Empire führten, alphabetisch aufgelistet (z.B. ‹Gold Coast› statt ‹Ghana›). Folgende Abkürzungen wurden verwendet: K = (Kron)Kolonie; D = Dominion; P = Protektorat; M = Mandatsgebiet; MC = Mitglied des Commonwealth (Stand 2006); SV = Selbstverwaltung; U + Datum = Entlassung in die Unabhängigkeit – andernfalls ist das Territorium noch 2007 Kolonie.
Die folgenden Angaben stützen sich vor allem auf:
P. J. MARSHALL,
Cambridge Illustrated History of the British Empire, Cambridge 1996, 384–388;
T. O. LLOYD,
The British Empire 1558–1983, Oxford 1984, 405–411.
ADEN: 1839 besetzt die East India Company die Hafenstadt, die ab 1858 durch Britisch-Indien verwaltet wird; 1936 K; 1873 Territorium des Umlands als P; U 1967 als South Yemen.
ANGUILLA: seit 1650 durch England besiedelt; K 1663; 1882–1967 gemeinsam mit St. Christopher verwaltet; U 1967; wieder unter britischer Verwaltung seit 1969.
ANTIGUA: besiedelt seit 1632; K 1663; U 1981 als Antigua and Barbuda; MC.
ASCENSION: Flottenstützpunkt seit 1815, seit 1922 von St Helena aus verwaltet.
AUSTRALIA: das Commonwealth of Australia geht 1901 aus dem Zusammenschluß der Kolonien New South Wales, Queensland, South Australia, Tasmania, Victoria und Western Australia hervor; D; MC.
BAHAMAS: besiedelt seit 1629; K 1717; U 1973; MC.
BAHRAIN: P seit 1882; U 1971.
BARBADOS: besiedelt seit 1625; K 1663; U 1966; MC.
BASUTOLAND: 1868 annektiert; 1871 Teil der Kapkolonie; P 1884; U 1966 als Lesotho; MC.
BECHUANALAND: 1884 erobert; 1885 P; 1895 z.T. der Kapkolonia zugeschlagen; U 1966 als Botswana; MC.
BERMUDA: engl. Ansprüche seit 1609; besiedelt seit 1612; K 1684.
BRITISH ANTARCTIC TERRITORY: erste Ansprüche 1819–52 erhoben, zunächst auf einzelne Inseln und 1908 und 1917 auf Teile des antarktischen Kontinents; seit 1959 reguliert der Antarctic Treaty die Aktivitäten der einzelnen Staaten in der Antarktis.
BRITISH COLUMBIA: nach Vertragsabschluß mit den USA 1846 besetzt Großbritannien 1849 Vancouver Island und 1858 einen Teil des Küstengebiets; beides zur K 1866, 1871 Provinz des D Kanada.
BRITISH GUIANA: 1796–1814 von Holland erobert und annektiert; K 1831; U 1966 als Guyana; MC.
BRITISH HONDURAS: seit 1639 englische Siedlung trotz spanischer Hoheitsansprüche; seit 1862 durch Jamaika verwaltet; K 1884; U 1981 als Belize; MC.
BRITISH INDIAN OCEAN TERRITORY: zwischen 1794 und 1814 okkupierte und annektierte Inseln; bis 1965 gemeinsam mit den Syechellen und Mauritius verwaltet; dann unter direkte britische Administration gestellt; 1976 den nunmehr unabhängigen Seychellen übereignet mit der Ausnahme von Chagos Islands als Flottenstützpunkt.
BRITISH KAFFRARIA: nach Grenzkonflikt mit dem Stamm der Xhosa (‹Kaffern›) 1847 K; seit 1866 Teil der Kapkolonie.
BRITISH NEW GUINEA: P 1884 gegen drohende deutsche Ansprüche; 1906 als Papua an Australien; U 1975 als Papua New Guinea; MC.
BRITISH SOMALILAND: P 1884; Grenzziehungen 1897, K 1905, U 1960 als Teil von Somalia.
BRITISH VIRGIN ISLANDS: besiedelt 1666–72; K 1713.
BRUNEI: P 1888; U 1983; MC.
BURMA: 1824–1886 militärisch erobert und bis 1937 als Teil Britisch Indiens verwaltet; dann eigene Verwaltung; U 1948.
CANADA: D 1867, gebildet aus dem Zusammenschluß von Canada East und Canada West, New Brunswick und Nova Scotia; dazu werden inkorporiert: Ruperts Land und North West Territory 1870, British Columbia 1871, Prince Edward Islands 1873, Newfoundland 1949; MC.
CANADA
EAST: 1760 von Frankreich erobert; K 1763 als Québec; wird 1791 in Upper und Lower Canada geteilt und 1840 Lower Canada in Canada East umbenannt; seit 1867 Teil des D Canada als Kernland der Provinz Québec.
CANADA WEST: geht 1840 aus der Umbenennung von ehemals Upper Canada hervor (s.o.), seit 1867 Teil des D Canada als Kernland der Provinz Ontario.
CAPE BRETON ISLAND: 1758 von Frankreich erobert; 1763–1784 Teil von Nova Scotia; K 1784; 1820 Nova Scotia inkorporiert.
CAPE COLONY: 1795–1806 von Holland erobert; K 1814; SV 1872; 1910 Teilstaat der Union of South Africa.
CAYMAN ISLANDS: 1670 von Spanien erworben; von Jamaica aus verwaltet; K 1959.
CEYLON: seit 1795 teilweise durch East India Company besetzt; K 1815; U 1948; seit 1972 Sri Lanka; MC.
CONNECTICUT: Besiedlung seit 1635; K 1662; U 1783; seit 1788 Bundesstaat der USA.
COOK ISLANDS: annektiert 1888; 1901 an Neuseeland.
CYPRUS: 1878 vertraglich von der Türkei erworben; K 1914; U 1960, MC.
DELAWARE: seit 1638 von Schweden und Holländern besiedelt; 1664 an England; seit 1682 Teil Pennsylvanias; K 1692; U 1783; seit 1787 Bundesstaat der USA.
DOMINICA: 1761 von Frankreich erobert; K 1763; U 1978; MC.
EGYPT: seit 1882 militärisch und politisch kontrolliert; P 1914; U 1922 mit Ausnahme der Kanalzone, die bis 1954 besetzt bleibt.
ELLICE
ISLANDS: P 1892 gemeinsam mit Gilbert Islands; K 1916 als Gilbert and Ellice Islands; U 1978 als Tuvalu; MC.
FALKLAND ISLANDS: britisch besetzt 1765–1774 und seit 1833; K 1841.
FIJI: erste Siedler 1835; K 1874; U 1970; MC.
FLORIDA: von Spanien erworben 1763; 1783 wieder an Spanien; 1819 an die USA; 1849 Bundesstaat der USA.
GAMBIA: Handelsstationen seit 1661; seit 1821 gemeinsam mit Sierra Leone verwaltet; K 1888 mit Inlandterritorium als P (seit 1894); U 1965; MC.
GEORGIA; K 1732; U 1783; seit 1788 Bundesstaat der USA.
GIBRALTAR: 1704 erobert; K 1713.
GILBERT
ISLANDS: P 1892 zus. mit Ellice Islands; 1916 K als Gilbert and Ellice Islands; U 1979 als Kiribati; MC.
GOLD COAST: befestigte Stützpunkte seit 1631; 1821–74 verwaltet von Sierra Leone; seit 1830 P im Inland; K 1874; U 1957 als Ghana; MC.
GRENADA: von Frankreich erobert 1762; K 1763; U 1974; MC.
HELIGOLAND: von Dänemark erobert 1807; 1890 an Deutschland abgetreten.
HONG KONG: K, 1842 von China erworben; 1898 Mietvertrag über 99 Jahre; 1997 zurück an China.
INDIA: Stützpunkte der East India Company ab 1609; territoriale Epansion ab 1757, 1858 der Krone unterstellt; 1947 U und Teilung in Pakistan (MC) und India (MC).
IONIAN
ISLANDS: 1809 erobert; 1814 annektiert; an Griechenland abgetreten 1864.
IRAQJ ehemals türkische Provinz Mesopotamien; erobert im Ersten Weltkrieg; M 1920; SV 1922; U 1932.
IRELAND: 1801–1922 Teil des Vereinigten Königreiches von Großbritannien; U und D 1922 als Irish Free State, seit 1937 Eire; 1948 Repubic of Ireland und Ende der Mitgliedschaft im C.
JAMAICA: 1655 von Spanien erobert; K 1670; U 1962; MC.
KENYA: 1888–1895 annektiert; 1895 P British East Africa; K 1920 als Kenya; U 1963; MC.
KUWAIT: P 1899; U 1961.
MALAYA: zwischen 1874 und 1930 Protektoratsabkommen mit einzelnen malaysischen Herrschern; U 1957; 1963 Zusammenschluß mit North Borneo und Sarawak zu Malaysia; MC.
MALDIVE ISLANDS: P 1887; U 1965; MC.
MALTA: erobert 1800; K 1814; U 1964; MC.
MARYLAND: 1632 Eigentümer-K; U 1783; seit 1788 Bundesstaat der USA.
MAURITIUS: erobert 1810; K 1814; U 1968; MC.
MASSACHUSETTS: Charter 1629; K 1691; U 1783; seit 1788 Bundesstaat der USA.
MINORCA: 1708/13 von Großbritannien besetzt; 1783 an Spanien.
MONTSERRAT: 1632 besetzt; K 1663.
NATAL: annektiert 1843; SV 1893; 1910 Teilstaat der Südafrikanischen Union.
NAURU: besetzt 1919; U 1968; MC.
NEVIS: besiedelt 1628; K 1663; 1882 mit St Christopher vereint.
NEW BRUNSWICK: 1784 K von Nova Scotia abgetrennt; SV 1854; 1867 Provinz Kanadas.
NEWFOUNDLAND: 1583 annektiert; K 1713; SV 1855–1934; 1949 Anschluß an Kanada.
NEW HAMPSHIRE: K 1679; U 1783; seit 1788 Bundesstaat der USA.
NEW HEBRIDES: seit 1906 K unter britisch-französischer Verwaltung; U 1980 als Vanuatu; MC.
NEW JERSEY: 1664 an England; K 1702; U 1783; seit 1787 Bundesstaat der USA.
NEW SOUTH WALES: K 1788; SV 1855; seit 1901 Teilstaat Australiens.
NEW YORK: 1664 an England; K 1685; U 1783; seit 1788 Bundesstaat der USA.
NEW ZEALAND: K 1840; SV 1856; D 1907; MC.
NIGERIA: annektiert 1851–1898; K 1900; U 1960; MC.
NORTH BORNEO: erworben 1881; K 1906; seit 1963 als Sabah Teilstaat von Malaysia.
NORTH CAROLINA: K 1689 nach Teilung Carolinas; U 1783; seit 1789 Bundesstaat der USA.
NORTHERN RHODESIA: besetzt 1891; K 1924; U 1964 als Zambia; MC.
NOVA SCOTIA: K 1713; SV 1846; 1867 Provinz Kanadas.
NYASALAND: P 1891; U 1964 als Malawi; MC.
ORANGE FREE STATE: zwischen 1848 und 1854 von Großbritannien annektiert; 1900 besetzt; SV 1907; seit 1910 Teilstaat der Südafrikanischen Union.
PALESTINE: erobert 1918; M 1920—1948; Folgestaat Israel.
PENNSYLVANIA: 1681 K; U 1783, seit 1788 Bundesstaat der USA.
PITCAIRN ISLANDS: K 1838.
PRINCE EDWARD ISLAND: erobert 1760; 1763 annektiert als Teil von Québec; K 1769; 1873 kanadische Provinz.
QATAR: P 1916; U 1971.
QUEENSLAND: besiedelt seit 1824; K mit SV 1859; Teilstaat Australiens 1901.
RHODE ISLAND: K 1644/1663; U 1783; seit 1790 Bundesstaat der USA.
RUPERT’S LAND AND NORTH WEST TERRITORY: seit 1670 Gebiet er Hudson Bay Company; 1869/70 an Kanada.
ST CHRISTOPHER (ST KITTS): besiedelt seit 1623; K 1663; 1882 vereint mit St Christopher; U 1983 als St Kitts and Nevis; MC.
ST HELENA; 1651 annektiert; K 1834.
ST LUCIA: 1814 annktiert; U 1979; MC.
ST VINCENT AND THE GRENADINES: annektiert 1763; U 1979; MC.
SARAWAK: seit 1841 Privatbesitz der Familie Brooke; K 1946; 1963 zu Malaysia.
SEYCHELLES: 1794 erobert; seit 1811 von Mauritius verwaltet; K 1888; U 1976; MC.
SIERRA LEONE: besiedelt seit 1787; K 1807; U 1961; MC.
SINGAPORE: 1819 besiedelt; seit 1826 Teil der Straits Settlements; 1963 an Malaysia; U 1965; MC.
SOLOMON ISLANDS: P 1893; U 1978; MC.
SOUTH AFRICA: 1910 Union aus Cape Colony, Natal, Orange Freestate und Transvaal; D; MC.
SOUTH AUSTRALIA: K 1834, SV 1855; 1901 Teilstaat von Australien.
SOUTH CAROLINA: 1729 K; U 1783; seit 1788 Bundesstaat der USA.
(SOUTH)RHODESIA: 1890–93 erobert; K 1923; U 1965; seit 1980 Zimbabwe; MC.
STRAITS SETTLEMENTS: 1826 gemeinsame Verwaltung von Singapore, Penang und Malacca; seit 1858 von Indien verwaltet; K 1867; 1948 Teil der Malaysischen Föderation.
SUDAN: erobert 1898; gemeinsam mit Ägypten verwaltet, U 1956.
SWAZILAND: P 1890; U 1968; MC.
TANGANYIKA: ehemals Deutsch-Ostafrika; M 1919, U 1961; 1964 Union mit Zansibar als Tanzania; MC.
TASMANIA: besiedelt 1803; K 1825, SV 1856; 1901 Teilstaat Australiens.
TOBAGO: annektiert 1763, K 1814; 1888 vereint mit Trinidad.
TONGA: P 1900; U 1970; MC.
TRANSJORDAN: erobert 1918; M 1920; U 1946 als Jordanien.
TRANSVAAL: von 1877 bis 1881 vorübergehend annektiert; erobert 1900; SV 1906; seit 1910 Teil der Südafrikanischen Union.
TRINIDAD: erobert 1797, K 1884, seit 1888 gemeinsam mit Tobago; U 1962 als Trinidad and Tobago; MC.
TRISTAN DA CUNHA: 1816 besetzt; seit 1938 von St Helena aus verwaltet.
TRUCIAL STATES (TRUCIAL OMAN): P 1887; U 1971 als United Arab Emirates.
TURKS AND CAICOS ISLANDS: besiedelt 1678; annektiert 1766 und von Jamaica aus verwaltet; K 1973.
UGANDA: erworben 1888/90; P 1894; K 1905; U 1962; MC.
VICTORIA: besiedelt seit 1834; K 1851; SV 1855; 1901 Teilstaat Australiens.
VIRGINIA: K 1607; U 1783; seit 1788 Bundestaat der USA.
WEIHAIWEI: 1898–1930 von China gemietet.
WESTERN AUSTRALIA: erste Siedlungen 1826; K 1829, SV 1890; 1901 Teilstaat Australiens.
ZANZIBAR: 1890 von Deutschland im Tausch gegen Helgoland; P, U 1963; seit 1964 vereint mit Tanganyika als Tanzania.
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